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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Mag. Minkowitsch, Dritter Präsi­
dent Thalhammer. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Die Amtlichen Protokolle der 111. Sitzung 
vom 27. April wie auch der 112. und 113. Sit­
zung vom 28. April 1982 sind in der Parla­
mentsdirektion aufgelegen und unbeanstan­
det geblieben. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Josef Schlager, Franz Brunner, Elisabeth 
Schmidt und Huber. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Abgeord­
neten Dr. Sinowatz, Dr. Steyrer, Ing. Murer, 
Westreicher und Dr. Wiesinger. 

Angelobung 

Präsident: Von der Hauptwahlbehörde ist 
die Mitteilung eingelangt, daß der Abgeord­
nete Ing. Sieghard Hasler auf sein Mandat 
verzichtet hat und an seine Stelle der Abge­
ordnete Anton Woschitz in den Nationalrat 
berufen worden ist. 

Da der Wahlschein bereits vorliegt und der 
Genannte im Hause anwesend ist, werde ich 
sogleich seine Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch 
den Schriftführer wird der Herr Abgeordnete 
seine Angelobung mit den Worten "Ich 
gelobe" zu leisten haben. 

Ich ersuche nunmehr den Schriftführer 
Herrn Dkfm. Dr. Keimel um die Verlesung 
der Gelöbnisformel. 

(Schriftführer Dkfm. Dr. K e i m el verliest 
die GelöbnisformeL - Abgeordneter Wo -
sc hit z leistet die Angelobung.) 

Ich begrüße den neuen Herrn Abgeordne­
ten herzlich in unserer Mitte. (Allgemeiner 
Beifal1.) 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 1: 
Abgeordneter Dkfm. Löffler (ÖVP) an den 
Herrn Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie. 

667/M 

Welches Investitionsvolumen von Klein- und 
Mittelbetrieben könnte mit den 7,5 Milliarden 
Schilling, die der Konferenzpalast kostet, geför­
dert werden? 

~äsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Herr Abgeordneter! 
Hiefür liegen keine Berechnungen vor. Das 
Wirtschaftsforschungsinstitut hat seinerzeit 
nur festgestellt, daß für 1 Milliarde zirka 
2 250 Personen beschäftigt werden können. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. Löffler: Herr Bundes­
minister! Ich glaube, man kann eine sehr ein­
fache Rechnung aufstellen: Zum Beispiel 
bringen 7,5 Milliarden Schilling als Zinsenzu­
schuß ein Investitionsvolumen von rund 
100 Milliarden Schilling, oder anders 
gerechnet - eine Arbeitsplatzprämie von 
100000 S pro neugeschaffenem Arbeitsplatz 
würde mit einem Aufwand von 7,5 Millionen 
Schilling, wie für das Konferenzzentrum vor­
gesehen, 75000 neue Arbeitsplätze schaffen. 
Das ist eine Ziffer, die in keinem Verhältnis 
zu den zirka 1 000 Arbeitsplätzen steht, die 
beim neuen Konferenzzentrum geschaffen 
werden. 

Ich frage Sie als Wirtschaftsminister: Sind 
Sie bereit, diesen Aufwand für das Konferenz­
zentrum so kritiklos hinzunehmen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Diese Milchmädchenrechnung 
stimmt leider hinten und vorne nicht, wie Sie 
wissen, denn, abgesehen davon, daß das Geld 
ja nicht für andere Zwecke zur Verfügung 
steht, ist es ja so, daß das Wirtschaftsfor­
schungsinstitut diesbezüglich genaue Rech­
nungen angestellt hat und keinesfalls die von 
Ihnen hier festgelegten Ziffern auch nur im 
entferntesten wirksam werden könnten. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dkfm. Löffler: Herr Bundes­
minister! Wenn Sie von einer Milchmädchen­
rechnung sprechen, dann möchte ich meiner­
seits auf eine solche Milchmädchenrechnung 
aufmerksam machen, wie sie in der "Soziali­
stischen Korrespondenz" anfangs Mai 
gemacht wurde. Hier wurde festgestellt, daß 
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beim Bau des Konferenzzentrums 3 Milliar­
den Schilling. des Bauvolumens von 5 Milliar­
den Schilling den Klein- und Mittelbetrieben 
zugute kommen. Ich habe hier eine Aufstel­
lung, die ist sicherlich unverfänglich, weil sie 
von der "Sozialistischen Korrespondenz" 
stammt. Nach meinen Berechnungen sind es 
höchstens 500 Millionen Schilling, die für 
Klein- und Mittelbetriebe aufgewendet wer­
den können. 

Meine Frage, Herr Minister: Woher haben 
Sie die Vermutung, daß 3 Milliarden Schilling 
vom Bauvolumen den Klein- und Mittelbetrie­
ben zukommen könnten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Solange nicht 
die endgültigen Ausschreibungen und die 
Zuschläge erteilt sind, weiß überhaupt nie­
mand, ob diese Aufträge an Großbetriebe oder 
an Mittelbetriebe ergehen. 

Ich bin fest davon überzeugt, daß die 
Abrechnung zeigen wird, daß zu indirekten 
Zuliefe rungen auch Klein- und Mittelbetriebe 
- primär natürlich Mittelbetriebe und Groß­
betriebe - herangezogen werden. Erst am 
Ende kann man feststellen, wieviel die Klein­
und Mittelbetriebe tatsächlich auf Grund die­
ser Zuschläge bekommen werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dkfm. 
Bauer. 

Abgeordneter Dkfm. Bauer (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! In der 
Anfrage wird auch auf die Klein- und Mittel­
betriebe Bezug genommen. 

Ich möchte Sie fragen, Herr Bundesmini­
ster: Können Sie dem Hohen Haus mitteilen, 
wieviel an Förderungsmitteln und sonstigen 
Mitteln des Bundes im Jahre 1981 einerseits 
für die Klein- und Mittelbetriebe und ander­
seits für Großbetriebe einschließlich der ver­
staatlichten Industrie umgelegt auf Arbeits­
plätze ausgegeben worden sind? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Ja, das 
kann ich natürlich nicht aus dem Ärmel her­
aus. Ich werde Ihnen diese Frage schriftlich 
beantworten. Ich möchte nur darauf verwei­
sen, daß wir im vergangenen Jahr über die 
Bürges für fast 9 Milliarden Schilling Kredit­
volumen Klein- und Mittelbetriebe im 
Gewerbe und im Fremdenverkehr gefördert 
haben. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Heindl. 

Abgeordneter Dr. Heindl (SPÖ): Herr Bun­
desminister! Im Zusammenhang mit der För­
derung für Klein- und Mittelbetriebe: Haben 
Sie vielleicht parat aus dem Ärmel die Ziffer 
des Förderungsvolumens für Klein- und Mit­
telbetriebe aus dem Jahr 1970 und im Verhält­
nis dazu die aus 1981 - diese Ziffer haben wir 
gehört - und vielleicht auch die Summe der 
Förderungen im gesamten Klein- und Mittel­
betriebsbereich in den letzten zehn oder elf 
Jahren? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: 1970 
wurde die Bürges bekanntlich von meinem 
Amtsvorgänger wegen Geldmangels gesperrt. 
Wir haben sie sofort wieder eröffnet bezie­
hungsweise wieder aufgesperrt. Damals 
wurde das Kreditvolumen mit ungefähr 
1,4 Milliarden Schilling gefördert, jetzt stehen 
wir bei zirka 9 Milliarden Schilling. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Gorton. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Wir wissen, daß wir in Öster­
,reich 50 000 dringliche Wohnungsansuchen 
haben. Wir wissen auch, daß es eine Reihe 
von schlechten Kasernengebäuden gibt. Bei 
all diesen Bauvorhaben würde das Kleinge­
werbe natürlich viel mehr zum Zug kommen 
als bei dem nicht benötigten Konferenzpalast 
jenseits der Donau. 

Die Regierung ist hier mehr von dem eigen­
willigen Entschluß des Bundeskanzlers ausge­
gangen als von wissenschaftlichen Untersu­
chungen. Solche wissenschaftliche Untersu­
chungen hat unter anderem Herr Professor 
Tichy geliefert, der die Förderung von Klein­
und Mittelbetrieben besonders herausgestri­
chen hat. 

Sind Sie bereit, sich dieses Gutachtens von 
Herrn Professor Tichy, das er auch der Regie­
rung für die Förderung von Klein- und Mittel­
betrieben zur Verfügung gestellt hat, entspre­
chend zu bedienen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Diesbezüglich habe ich nicht 
darauf warten müssen, bis Herr Professor 
Tichy ein Gutachten, das nebenbei 
bemerkt - sehr umstritten ist, macht. Ich 
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kann Ihnen nachweisen, daß noch nie so viel 
für die Klein- und Mittelbetriebe geschehen 
ist wie in den siebziger Jahren. (Beifall bei 
der SPÖ.) Ziffernmäßig kann ich Ihnen das 
jederzeit beweisen. 

Wenn Sie sagen, dieser Konferenzpalast -
wie Sie es nennen - sei unnötig, so ist das 
Ihr gutes Recht. Ich möchte nur darauf auf­
merksam machen, daß die Bundesregierung 
nicht nur dieses Konferenzzentrum, sondern 
auch 5000 Wohnungen baut, 1 Milliarde Schil­
ling für Altstadtsanierung zur Verfügung 
stellt und noch dazu 1 Milliarde für Fremden­
verkehrsbetriebe den Klein- und Mittelbetrie­
ben zukommen läßt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
König (ÖVP) an den Herrn Minister. 

668/M 

Welche Auswirkungen hat die mit 177 ,4 Millio­
nen Schilling dotierte Tätigkeit der österreich i­
sehen Fremdenverkehrswerbung für den Frem­
denverkehr in Österreich? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: 121 Millio­
nen Übernachtungen und selbst im Winter 
noch eine fünfprozentige Steigerung. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König: Herr Bun­
desminister. Ich bin gleich Ihnen der Mei­
nung' daß die österreichische Fremdenver­
kehrswerbung einen äußerst positiven Ein­
fluß auf die nach Österreich kommenden Tou­
risten hat und daß wir durch die Arbeit der 
österreichischen Fremdenverkehrswerbung 
sehr nachdrücklich das Ansteigen des Frem­
denverkehrs in Österreich begünstigt und 
unterstützt haben. 

Nun sind aber die Preise im Ausland sehr 
viel stärker als im Inland gestiegen, und mit 
den vorhandenen Mitteln wird es immer 
schwieriger, die Kostensteigerungen im Aus­
land wettzumachen. 

Daher meine Frage, Herr Bundesminister: 
Welche Möglichkeiten einer stärkeren Aus­
weitung der Bundesmittel, als das bisher mög­
lich war, sehen Sie? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Diesbezüglich 
müssen Sie sich nicht an den Bund wenden, 
denn in diesem Budget sind 12 Prozent an 
Steigerungen vorgesehen gewesen, 177 Millio-

nen Schilling Zuschüsse des Bundes an die 
österreichische Fremdenverkehrswerbung. 
Die Länder haben leider nur 6 Prozent 
genehmigt. Da wir bekanntlich - 60 Prozent 
der Bund, 20 Prozent die Handelskammer und 
20 Prozent die Länder - auch an die Länder­
zusagen gebunden sind, konnte das Budget 
nur um 6 Prozent erhöht werden. Ich bitte Sie 
daher, sich an die Landeshauptleute zu wen­
den. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König: Herr Bun­
desminister! Es ist richtig, daß seitens der 
Länder, weil das offenbar nicht rechtzeitig in 
den Länderbudgets akkordiert werden 
konnte, diese Aufstockungen nicht stattgefun­
den haben. Ich hoffe, daß es ihnen möglich 
sein wird, dies nachzuholen. 

Das ändert aber nichts am grundsätzlichen 
Problem. Nun wissen wir - der Herr Finanz­
minister hat es mir heute auf Grund einer 
schriftlichen Anfrage bestätigt -, daß selbst 
er beim Konferenzzentrum mit einem Defizit 
bis zu 150 Millionen Schilling im Jahr rechnet. 

Herr Bundesminister! Sind Sie der Auffas­
sung, daß diese 150 Millionen Schilling, die 

. wir jährlich an verlorenem Aufwand werden 
bezahlen müssen, mehr Touristen ins Land 
bringen, als würde man diese 150 Millionen 
Schilling zusätzlich für die Werbung des 
gesamtösterreichischen Fremdenverkehrs 
einsetzen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Da die Bundes­
regierung beides macht, sowohl die Werbung 
für ausländische Touristen als auch den Bau 
des Konferenzzentrums, ist diese Frage, so 
glaube ich, falsch gestellt. 

Tatsache ist, daß der Konferenztourismus 
wesentlich höhere Erträge bringt; bis zum 
Dreifachen, ungefähr 1 500 S gibt der Konfe­
renztourismus im Gegensatz zum Erholungs­
tourismus aus. Daher werden sicherlich - ich 
bin fest davon überzeugt - die Einnahmen 
aus dem Tourismus, die durch das Konferenz­
zentrum hereinkommen, sehr positiv sein. 
Die jetzigen Untersuchungen, die aus Berlin, 
Hamburg, Prag und Belgrad vorliegen - dort 
hat man nämlich schon solche Konferenzzen­
tren -, zeigen eindeutig, daß es ein positives 
Ergebnis für diesen Tourismus gibt. Soweit 
ich mit Fremdenverkehrsfachleuten auch der 
ÖVP spreche, sind sie ebenfalls fest davon 
überzeugt, daß das Konferenzzentrum, wenn 
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es dann steht, sehr positive Auswirkungen 
auch auf den österreichischen Fremdenver­
kehr haben wird. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Frischenschlager. 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Bundesminister! Sie haben uns soeben 
klargemacht, daß der Bund auf diesem Gebiet 
nicht mehr leisten kann und ihn das auch 
nichts angeht. 

Ich darf Sie aber in diesem Zusammenhang 
auch auf etwas anderes aufmerksam machen: 
Bei der Fremdenverkehrswerbung gibt es 
eine zweite Front, das sind die Fremdenver­
kehrsvereine. Nun hat sich folgender Unsinn 
entwickelt: daß die Zubußen der Gemeinden 
für die Fremdenverkehrsvereine, unter ande­
rem für die Werbung, der Umsatzsteuer 
unterliegen, also Geldmittel in Richtung Bund 
abgezogen werden, die an sich für das Ziel 
Fremdenverkehrswerbung bereitstehen. Die­
ser Unfug gehört abgestellt! 

Meine Frage: Sind Sie bereit, dem Finanz­
minister klarzumachen oder sicherzustellen, 
daß die Zubußen der Gemeinden für die 
Fremdenverkehrsvereine, gespeist aus den 
Ortstaxen, nicht der Umsatzsteuer unterwor­
fen werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Es ist 
natürlich schwer, hier zu sagen, daß, wenn ein 
Gesetz vom Finanzminister letzten Endes 
vollzogen wird, das ein Unfug ist. Im Umsatz­
steuergesetz steht das drinnen. Ich kenne 
aber dieses Problem, habe es mit dem Herrn 
Finanzminister schon besprochen, und dies­
bezügliche Verhandlungen werden geführt. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Egg. 

Abgeordneter Egg (SPÖ): Herr Bundesmini­
ster! Welche Aktivitäten hat das Bundesmini­
sterium für Handel, Gewerbe und Industrie 
zusätzlich quasi als begleitende Maßnahmen 
im Bereiche des Fremdenverkehrs zur Förde­
rung und zur Stärkung des Fremdenverkehrs 
in unserem Lande gesetzt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Wie Sie 
wissen, haben wir über die Bürges eine ganze 
Reihe von Aktionen gestartet, die alle sehr 
gut angenommen wurden und die letzten 
Endes unser Qualitätsniveau in unseren 

Fremdenverkehrs- oder Beherbergungsbetrie­
ben sehr gehoben hat. Ich stehe nicht an zu 
sagen, mich auch zu bedanken bei den'Unter­
nehmern, die hier mitgespielt haben, daß wir 
dadurch einen Standard heute erreicht haben, 
der mit der Schweiz und mit anderen Frem­
denverkehrsspitzenländern verglichen wer­
den kann; wir haben dadurch weltweit die 
Spitze erreicht. Wir sind heute das fremden­
verkehrsintensivste Land der Welt. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Landgraf. 

Abgeordneter Landgraf (ÖVP): Herr Mini­
ster! Ich weiß aus eigener Erfahrung von Aus­
landswerbeeinsätzen her, daß der Erfolg der 
Fremdenverkehrswerbung im Zusammen­
hang auch mit den Handelsdelegierten und 
natürlich mit den zuständigen Landesfrem­
denverkehrsämtern und den Sektionen Frem­
denverkehr sehr gut ist und sich auch 
dementsprechend auswirkt. Wir ersehen das 
aus den Zahlen. 

Nun erfahre ich, Herr Minister, daß infolge 
der Nichtaufstockung, wie Sie das ja auch 
jetzt gesagt haben, gewisse Umschichtungen 
budgetärer Hinsicht sein sollen, nämlich 
dahin gehend, daß mehr Mittel für die 
Inlandswerbung vorgesehen werden sollen. 
Wir sind der Meinung, Herr Minister, daß 
nach wie vor gerade auf der Auslandswer­
bung der Schwerpunkt liegen sollte. Darf ich 
Sie fragen, wie Sie sich dazu stellen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Diese 
Umschichtung hat im Einvernehmen mit den 
Ländern stattgefunden, und es wird jetzt ein 
einvernehmliches Budget durchgeführt. Es 
wurden nicht, wie anfänglich befürchtet, die 
Mittel nur mehr für die Inlandswerbung ver­
wendet, sondern ganz im Gegenteil: Es wurde 
jetzt sowohl die Inlandswerbung als auch die 
Auslandswerbung durch entsprechende Reor­
ganisationen weitestgehend dotiert. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 3: Herr 
Abgeordneter Staudinger (ÖVP) an den Herrn 
Minister. 

669/M 

Welche Förderungsmittel werden Sie zum Aus­
bau der Fernwärmeversorgung im Jahre 1982 zlfr 
Verfügung stellen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: 48 Millio­
nen, Herr Abgeordneter. 
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Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Staudinger: Herr Bundesmi­
nister! Sie haben bei der Budgetdebatte am 
23. November laut "Parlamentskorrespon­
denz" davon geredet, daß für Zwecke der 
Fernwärmenutzung insgesamt 985 Millionen 
Schilling Investitionssumme flüssiggemacht 
werden könne. Das ist also fast eine Milliarde. 

Welche Vorhaben können Sie dann mit dem 
Betrag von 58 Millionen Schilling, glaube ich, 
haben Sie gesagt, fördern? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Es waren 
48 Millionen, Herr Abgeordneter, und die tat­
sächlichen Investitionen haben 815 Millionen 
betragen. Es ist immer so, daß mit Aktionen, 
die der Bund startet, nur Incentives gegeben 
werden, die haben aber ausgereicht - zumin­
dest bis jetzt -, die notwendigen Fernwärme­
projekte auch durchzuführen. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Staudinger: Im Budget für 
1982 stehen als Investitionszuschüsse, Ener­
giewesen insgesamt 24 997 000 S drinnen. 
Muß man da nicht annehmen, daß in diesen 
Zuschüssen auch andere Zuschüsse, also 
nicht nur für die Fernwärmeversorgung, drin­
nen sind, und wo ist also dann die Differenz 
zu den 48 Millionen bedeckt, von denen Sie 
reden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die 48 Mil­
lionen, die ich voriges Jahr auszahlen konnte, 
ergaben sich dadurch, daß die Fernwärmepro­
jekte nicht zeitgerecht vorgelegt werden 
konnten und daher zwei Budgets zusammen­
gezogen wurden. Darüber hinaus ist heuer 
auch vorgesehen, wenn mehr Mittel benötigt 
werden, daß wir durch Revirements, die mit 
dem Finanzminister abgesprochen wurden, 
diese Mittel auch tatsächlich zur Verfügung 
haben werden. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Ofner. 

Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Herr Bun­
desminister! Wie wir wissen, fließen etwa 
beim kalorischen Kraftwerk in Korneuburg 
wesentlich größere Mengen an Abwärme über 
das Kühlwasser in die Donau, als bei den 
umstrittenen Kamptalkraftwerken jemals an 
elektrischem Strom, an Energie gewonnen 
werden könnten. 

Meine Frage an Sie geht nun dahin: Welche 
Maßnahmen trachten Sie in der Richtung zu 
setzen, daß die anfallende Abwärme bei den 
in Planung beziehungsweise in Bau befindli­
chen großen kalorischen Kraftwerken, etwa 
Voitsberg In, Dürnrohr oder Mellach südlich 
von Graz, ins Auge zu fassen wäre, damit die 
Abwärme dort möglichst lückenlos einer Ver­
wertung in Form der Fernwärme zugeführt 
werden kann und nicht ähnlich wie in Kor­
neuburg ungenützt als Abwärme der Vernich­
tung durch Kühlung zugeführt werden muß? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die 
Abwärme von Voitsberg III wird herangezo­
gen, um eine Fernwärmeversorgung bis nach 
Köflach hinauf sicherzustellen. Diesbezügli­
che Verhandlungen habe ich persönlich 
geführt. Die STEWEAG hat letzten Endes 
dann zugestimmt, und wir haben ein sehr 
positives Ergebnis erzielt. Die Abwärme Mel­
lach wird genützt werden, um Graz-Süd ent­
sprechend zu versorgen. 

Was die Verhandlungen für Dürnrohr 
betrifft, so sind die diesbezüglichen Entschei­
dungen noch nicht gefallen. Wir bemühen 
uns, Abwärmenutzer dafür zu finden. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Köck. 

Abgeordneter Köck (SPÖ): Herr Minister! 
Die Bundesregierung hat in dankenswerter 
und vorausschauender Weise die Bedeutung 
des Ausbaues des österreichischen Fernwär­
menetzes rechtzeitig erkannt, und es wird 
zweifellos so sein, daß auch in den achtziger 
Jahren der weitere Ausbau der Fernwärme in 
Österreich energiepolitisch von größter 
Bedeutung sein wird. 

Herr Bundesminister, ich frage Sie, wo sind 
denn eigentlich - und das mag wahrschein­
lich für die Öffentlichkeit interessant sein -
die Vorteile der Fernwärmeversorgung in 
Österreich und, vor allen Dingen, gibt es in 
irgendeiner Form Berechnungen über die 
Relation der Preise für die Fernwärme und 
für die herkömmlichen Energiearten, die für 
die Anheizung verwendet werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die Nut­
zung liegt in der Kraft-Wärme-Kupplung, weil 
Kühlwasser oder Luft nicht zur Kühlung her­
angezogen wird, sondern warmes Wasser 
abgegeben wird. Wird sind jetzt gerade dabei, 
nicht nur bei der Elektrizitätswirtschaft, son-
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dern zum Beispiel auch jetzt bei der Raffine­
rie Schwechat - der Flughafen wurde bereits 
geheizt; und jetzt sind Verhandlungen von 
mir eingeleitet worden, um auch die Gärtner 
in der Umgebung der Raffinerie Schwechat 
mit der Abwärme - sprich Kühlwasser - zu 
versorgen. Das ist eindeutig nachgewiesen, es 
gibt dazu etliche Gutachten. Wenn Sie, Herr 
Abgeordneter, diese wollen, stelle ich sie 
Ihnen gerne zur Verfügung. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Neumann. 

Abgeordneter Neumann (ÖVP): Herr Mini­
ster, Sie haben jetzt erklärt, daß für die För­
derung der so wichtigen Fernwärme im Jahre 
198248 Millionen Schilling zur Verfügung ste­
hen. Keine Größenordnung, wenn man denkt, 
daß für die Errichtung eines nicht wichtigen 
Konferenzpalastes 7,5 Milliarden Schilling 
zur Verfügung stehen. Sind Sie nicht der Mei­
nung, Herr Minister, daß es sinnvoller wäre, 
diese 7,5 Milliarden statt für die Errichtung 
eines unwichtigen Palastes für die Förderung 
der so wichtigen Fernwärme in Österreich 
einzusetzen? Es haben Fachleute errechnet, 
daß man sich durch eine Ausnützung der 
Fernwärmemöglichkeiten zwischen 8 und 
9 Milliarden Energieimporte ersparen könnte. 
Also mehr für die Fernwärme und weniger 
für den Konferenzpalast - wie ist dazu Ihre 
Meinung, Herr Minister? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Erstens einmal stelle ich rich­
tig, die 48 Millionen waren 1981 dafür zur Ver­
fügung gestellt worden. 

Was Ihre zweite Frage betrifft, Herr Abge­
ordneter, so habe ich schon einmal erklärt, 
beides hat damit nichts zu tun. Denn das Geld 
steht für das Konferenzzentrum zur Verfü­
gung und für keine anderen Investitionen 
nach dem Stand der jetzigen Verhandlungen. 

Was die Frage bezüglich der Fernwärme 
betrifft: Notwendige Mittel werden zeitge­
recht und in dem Ausmaß zur Verfügung 
gestellt, als die entsprechenden Projekte bei 
mir eingereicht werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 4: Herr 
Abgeordneter DDr. König (ÖVP) an den 
Herrn Minister. 

670!M 

Was sagen Sie zum Vorschlag der Wiener SPÖ, 
Plastikflaschen und Aluminiumdosen verstärkt 
zu besteuern? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Ich habe 
schon Herrn Bürgermeister Gratz und der 
Öffentlichkeit auch mitgeteilt, daß ich es nicht 
für zielführend halte. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König: Herr Han­
deIsminister, ich lese hier, daß Ihr Fraktions­
kollege, der Landeshauptmann-Stellvertreter 
von Niederösterreich, Grünzweig, folgende 
Erklärung abgegeben haben soll in bezug auf 
die beabsichtigte Steuer auf Dosen und Pla­
stikflaschen: Als sie importiert wurden, fand 
sich keine Kritik, jetzt, da ihre Herstellung 
Arbeitsplätze schafft, stellt man das Produkt 
in Frage. - Das deckt sich also mit Ihrer Auf­
fassung, Herr Bundesminister. Meine Frage: 
Werden Sie sich mit dieser Ihrer Auffassung 
auch durchsetzen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Ich werde 
mich bemühen. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König: Herr Bun­
desminister! Wir haben in Österreich heute 
schon Plastikflaschen und -dosen. Sie werden 
importiert. Eine eigene Produktion würde 
zweifellos wieder Devisen sparen und unsere 
Industrie beschäftigen. Das Problem ist, wie 
man diese Dosen und die Flaschen sinnvoller­
weise einsammelt. Das müßte gelöst werden, 
nicht aber das Verbot oder eine neue Steuer. 
Teilen Sie diese Auffassung? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Wir haben 
seit 1970, wo wir ungefähr 12000 Tonnen 
Recycling-Material gewonnen haben, jetzt 
bereits die 100 OOO-Grenze erreicht. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter FrischEmschlager . 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Bundesminister! Ich glaube, Sie haben 
es sich wieder sehr leicht gemacht, indem Sie 
einfach sagen, es ist sinnlos, hier mit der 
Steuer zu arbeiten. Aber es steht doch eindeu­
tig fest, daß energiepolitisch und müllpolitisch 
es ein Unsinn ist - wieder ein Wort, das Sie 
zuerst kritisiert haben -, wenn auf diese Art 
und Weise die Verpackung weiter betrieben 
wird. Wenn Sie also nun über die Steuer kei-
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nen Weg sehen, diesen Unsinn zumindest ein­
zudämmen, meine Frage: Welche anderen 
politischen Instrumentarien sehen Sie, um 
die Alu-Dosen-Frage und die Plastikflaschen­
frage einzudämmen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Ich habe 
dazu derzeit keine gesetzliche Handhabe, 
werde eine solche vom Parlament auch nicht 
verlangen, werde mich aber bemühen, über 
die Pfandregelung eine diesbezüglich erträgli­
che Lösung zu finden. Und bezüglich Recy­
cling haben wir, glaube ich, beachtliche 
Erfolge erzielen können. 

Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Smejkal. 

Abgeordnete Ingrid Smejkal (SPÖ): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Ich glaube, 
Sie wissen, daß vor allem in Wien die Glas­
sammlungen einen sehr großen Erfolg haben 
und hier die Menschen auch bereit sind, sie 
an verschiedenen Plätzen zu deponieren, um 
hier das Rohmaterial wieder verwerten zu 
können. Ich bin auch sehr in Sorge, daß die 
Plastikflaschen und die Aluminiumdosen 
unsere Umwelt wirklich sehr belasten, noch 
mehr als jetzt. Wenn Sie glauben, die Besteue­
rung ist nicht der richtige Weg, dann würde 
ich Sie gerne fragen, welche Art und Weise, 
glauben Sie, sollte man anwenden, um hier 
wirklich etwas zu bremsen. Das würde mich 
wirklich interessieren. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete! Wir haben ja 
gemeinsam mit den Gemeinden und der öster­
reichischen Produktionsgesellschaft die ent­
sprechenden Container aufgestellt, nicht nur 
für Glas, auch für Papier; wir sammeln Texti­
lien und andere Abfälle. Ich bin der Meinung, 
daß wir dasselbe auch bei Aluminium - dies­
bezügliche Gespräche haben mit Generaldi­
rektor Streicher vom Aluminiumwerk Rans­
hofen stattgefunden - und natürlich auch bei 
Plastik - diese Gespräche werden mit der 
VOEST-Alpine geführt - machen sollten. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Staudinger . 

Abgeordneter Staudinger (ÖVP): Herr Bun­
desminister! Sie haben jetzt in der Beantwor­
tung der Zusatzfrage erwähnt, daß Sie sich 
bemühen werden, über eine Pfandregelung 
das Problem zu steuern. Pfandregelung ist 

durchaus denkbar bei Gebinden, die mehr­
fach verwendet werden können, aber wie kön­
nen Sie sich eine Pfandregelung bei Einweg­
gebinden vorstellen, also etwa bei Plastikfla­
schen und insbesondere bei Alu-Dosen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die Pfand­
regelung ist auch dort möglich - diesbezügli­
che Untersuchungen werden vom Verpak­
kungsinstitut jetzt gerade angestellt -, wenn 
es keinen anderen Weg gibt. Ich bin natürlich 
viel eher daran interessiert, ähnlich wie bei 
den Glasflaschen, die auch Einwegflaschen 
sind, das über ein Recycling-System zu erfas­
sen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 5: Herr 
Abgeordneter Löffler (ÖVP) an den Herrn 
Minister. 

671/M 

Was werden Sie unternehmen, daß in Hin­
kunft Klein- und Mittelbetriebe statt Großpro­
jekte ausländischer Multis, wie General Motors, 
gefördert werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter, wir brauchen beide. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. Löffler: Herr Bundes­
minister! Im kürzlich erschienenen "Hand­
buch der österreichischen Wirtschaftspolitik" 
- Mitherausgeber ist ja bekanntlich der 
sozialistische Abgeordnete Kollege Professor 
Nowotny - wird eindeutig festgestellt, daß 
General Motors keine hochwertigen Spezial­
produkte erzeugt, die Erzeugung würde also 
besser in ein Entwicklungsland als nach 
Österreich passen. (Abg. Dr. No wo t n y: 
Haben Sie das eigentlich selber gelesen?) Ja. 
(Abg. Dr. No wo t n y: Dann müßten Sie aber 
die positiven Punkte keimen! - Abg. Kr a f t: 
Setzen, Herr Professor!) 

In diesem Handbuch wird festgestellt, daß 
die österreichischen Zulieferer kaum Chan­
cen haben, hier tätig zu werden, und es wird 
schließlich und endlich festgestellt, daß das 
Projekt regionalpolitisch falsch ist. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister: Sind 
Sie in Ihrer Eigenschaft als der für die Wirt­
schaft zuständige Minister bereit, in Zukunft 
Projekte in Österreich zu fördern, die positiv 
verlaufen? 
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Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Erstens 
bin ich davon überzeugt: das Projekt verläuft 
positiv. Regionalpolitisch liegt es genau rich­
tig in Wien. Also wir haben es nicht ausge­
sucht, das hat General Motors selbst gemacht. 
Ich habe schon genug Investitionsförderung 
durchgeführt und habe gar keine Möglichkeit, 
einen Unternehmer zu zwingen, in ein Land 
oder eine Region zu gehen. Das liegt ... (Zwi­
schenruf bei der ÖVP.) 

Nein, Herr Abgeordneter, das wissen Sie 
ganz genau, erkundigen Sie sich bei der Han­
deiskammer, die kann Ihnen das bestätigen. 
Ich habe gar keine andere Wahl, als alle Mög­
lichkeiten dem Unternehmer zu zeigen, und 
das Unternehmen selbst wählt dann aus, wo 
es hingeht. Das ist der Punkt eins, was die 
Regionali tät betrifft. 

Punkt 2: Was das Produkt betrifft, ist es so, 
daß wir durch Exporte unsere Handelsbilanz 
wesentlich entlasten können, weil ein Groß­
teil der erzeugten Motoren ins Ausland expor­
tiert wird. 

Was die Frage der Zulieferungen betrifft, so 
brauche ich Ihnen nur zu empfehlen: Schauen 
Sie sich die jetzt schon abgeschlossenen 
Zulieferverträge an - Aluwerk Herzogen­
burg und so weiter -, und Sie werden sehen, 
daß sehr wohl die österreichischen Betriebe 
sehr daran interessiert sind. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dkfm. Löffler: Herr Minister! 
Ich darf einen weiteren Ihrer Parteigänger 
zitieren, den Herrn Professor Matzner, der 
bei der Fernwärmetagung in Kufstein die 
Meinung vertreten hat, die wir auch teilen, 
daß man mit einer Milliarde Investition pro 
Jahr in die Fernwärme 10000 bis 
15 000 Arbeitsplätze schaffen kann. 

Ich frage Sie, Herr Minister: Wenn Sie 
schon nicht auf uns hören, warum hören Sie 
nicht auf Ihre Parteikollegen ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Ich habe bei meiner Ausfüh­
rung schon vorher festgestellt, daß wir im ver­
gangenen Jahr 815 Millionen investiert 
haben. Sie sehen, wir sind annähernd bei die­
ser Milliarde; wir werden sie in kürzester Zeit 
erreichen, und die Bundesregierung wird 
alles daransetzen, daß diese Großprojekte 
kommen und außerdem noch die Fernwärme 
genützt wird. (Abg. Dr. BI e n k: So happy 
möchte ich sein!) 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Bauer. 

Abgeordneter Dkfm. Bauer (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Eine wichtige Finanzie­
rungsmöglichkeit für Klein- und Mittelbe­
triebe, auf die in der Anfrage Bezug genom­
men wird, stellen die ERP-Kredite dar. Jetzt 
habe ich in dem Bericht der Bundesregierung, 
der gemäß dem ERP-Fondsgesetz für das 
Jahr 1980/81 dem Hohen Haus vorgelegt wor­
den ist, gefunden, daß nämlich im Wirt­
schaftsjahr 1980/81 die Nachfrage nach ERP­
Mitte 1-Krediten gering war. Von den reser­
vierten 50 Millionen wurden nur 4 Millionen 
in Anspruch genommen. Ich kann das nur auf 
Informationsmangel und auf Schwierigkeiten 
bei der Antragstellung zurückführen. 

Meine Frage, Herr Minister, lautet: Was 
werden Sie unternehmen, um den Klein- und 
Mittelbetrieben den Zugang zu den ERP-Kre­
diten zu erleichtern? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Das Han­
deisministerium macht mit der Handelskam­
mer ständig Aufklärungen, wir gehen in die 
Bezirkshandelskammern und informieren die 
Unternehmer über alle Kreditmöglichkeiten, 
die sie haben. Aber ich habe als Ergänzung 
vielleicht doch dazu zu bemerken, daß wir 
eine ERP-Quote für den Fremdenverkehr von 
150 Millionen Schilling haben, die wir im ver­
gangenen Jahr auf 200 Millionen und in die­
sem Jahr sogar auf 220 Millionen Schilling 
erhöhen konnten. Der wird ausgenützt! 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter ModI. 

Abgeordneter Modi (SPÖ): Herr Bundesmi­
nister! Ich habe hier einen Bericht über die 
Leistungen der Bundesregierung für Klein­
und Mittelbetriebe seit 1970, also bis zum Mai 
1980. Daraus geht hervor, daß in diesen zehn 
Jahren enorme Leistungen für Klein-und 
Mittelbetriebe erbracht wurden. 

Meine Frage, Herr Bundesminister: Wer­
den Sie auch in den achtziger Jahren diese 
Hilfe für Klein- und Mittelbetriebe aufrecht­
erhalten oder weiter forcieren? (Abg. Dr. 
BI e n k: Na netf) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Das ist die 
erklärte Absicht der Bundesregierung. Wenn 
Sie sagen "Na net!", Herr Abgeordneter 
Blenk, so kann ich Ihnen versichern: Im 

114. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)12 von 124

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 114. Sitzung - 12, Mai 1982 11411 

Bundesminister Dr. Staribacher 

Jahre 1970 haben Sie nicht geglaubt, daß wir 
so viel für Klein- und Mittelbetriebe machen, 
aber wir haben es geleistet und werden es in 
den achtziger Jahren auch leisten! (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Präsident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Burgstaller. 

Abgeordneter Burgstaller (ÖVP): Herr 
Minister! Wenn man Ihnen zuhört, kommt 
man eigentlich zu dem Eindruck, daß wir 
nach wie vor finanzielle Mittel in ausreichen­
der Höhe haben. Bei Ihren Vorstellungen ist 
zu befürchten, daß wir auch mit dem 70-Mil­
liarden-Budgetdefizit nicht auskommen. 

Ich habe eine konkrete Frage an Sie betref­
fend General-Motors-Werk, wo ja gewaltigen 
Forderungen in Milliardenhöhe entsprochen 
worden ist. Stimmt es nunmehr, daß General 
Motors diese Zuwendungen auch steuerlich 
wiederum über Investitionen a,bsetzen kann? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Da müs­
sen Sie bitte den Herrn Finanzminister fra­
gen. General Motors wird steuerlich genauso 
behandelt wie alle anderen geförderten 
Betriebe. Im Prinzip. Aber die Einzelauskunft 
kann Ihnen nur der Herr Finanzminister 
geben. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 6: 
Abgeordneter Löffler (ÖVP) an den Herrn 
Minister. 

672/M 

Sind Sie bereit, sich dafür einzusetzen, daß in 
Hinkunft auch der Energiesparberatungsauf­
wand steuerlich begünstigt wird? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Im ver­
gangenen Jahr ergab sich durch die Leistun­
gen, die jetzt bereits im Einkommensteuerge­
setz vorgesehen sind, ein Steuerentfall von 
zirka 700 Millionen, womit bewiesen ist, daß 
wir heute bereits Ihrem Wunsch entsprechen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. Löffler: Herr Bundes­
minister! In den Energiekonzepten aller jener 
Länder, die eine bedeutende Einsparung bei 
der Energie erzielt haben, spielen die steuerli­
chen Maßnahmen eine besondere Rolle. Ich 
muß Sie noch einmal konkret fragen: 

Bisher ist der Beratungsaufwand für Ener­
giesparen steuerlich nicht absetzbar. Sind Sie 
bereit, sich dafür einzusetzen, daß der Bera­
tungsaufwand für Energiesparmaßnahmen 
als Sonderausgabe abgesetzt werden kann? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Da diese 
Definition ungeheuer schwierig ist und letz­
ten Endes darüber der Finanzminister zu ent­
scheiden hat, bitte ich, diesen diesbezüglich 
zu fragen. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. Löffler: Herr Bundes­
minister! Der Wille zum Energiesparen ist 
sehr groß in Österreich. Die Verwirrung ist 
überall sehr groß. Die Verwirrung wird grö­
ßer, wenn eine entsprechende Beratung nicht 
da ist. Herr Bundesminister! Sind Sie der Mei­
nung, daß es positiv ist, wenn ein Steuer­
pflichtiger mindestens einen Aufwand von 
5 000 S tätigen muß, damit er den Betrag als 
Sonderausgabe absetzen kann? 

Ich frage Sie noch einmal: Sind Sie als der 
für die Energie zuständige Minister bereit, 
sich beim Finanzminister einzusetzen, daß 
diese Unsinnigkeiten im Einkommensteuer­
gesetz beseitigt werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Was die Beratung betrifft, hat 
ja nicht nur der Verein für Konsumentenin­
formation die Energieberatungsstellen. Die 
Handelskammer und andere Interessensver­
tretungen haben hier die Beratungen nicht 
nur aufgenommen, sondern auch sehr erfolg­
reich durchgeführt, ohne daß dafür etwas zu 
zahlen ist. 

Das, was Ihnen vorschwebt, ist, daß kom­
merzielle Beratungen auch steuerlich berück­
sichtigt werden müssen. Ich kann nur noch 
einmal sagen: Bitte sich diesbezüglich mit 
dem Herrn Finanzminister ins Einvernehmen 
zu setzen, weil er dafür kompetent ist und 
nicht ich. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter König. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König (ÖVP): 
Herr Bundesminister! So wie man sehr viel 
sparen kann, wenn man beim Bau eines Hau­
ses eine sachkundige Beratung durch einen 
Architekten hat wobei das Honorar dann 
durchaus wieder hereinkommt, so ist es auch 
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bei Investitionen ins Energiesparen. Das Pro­
blem ist hier nur, daß sehr viele Möglichkei­
ten heute nicht nur zuwenig bekannt sind, 
sondern daß natürlich auch viel Scharlatane­
rie auf diesem neuen Gebiet stattfindet und 
die Gefahr besteht, daß dann Enttäuschte 
eine negative Propaganda für das an sich 
sinnvolle Energiesparen machen. Der Ener­
giesparberatung kommt daher besondere 
Bedeutung zu, gerade für eine sinnvolle Ener­
gieverwendung, für die Sie zuständig sind. 

Daher schließe ich mich der Frage an und 
möchte sie wiederholen, Herr Bundesmini­

. ster: Sind Sie bereit, dieses Problem mit dem 
Herrn Finanzminister aufzugreifen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Ich habe 
schon gesagt, daß wir vom Handelsministe­
rium alles unternehmen, um eine entspre­
chende Aufklärung und Beratung durchzufüh­
ren, und daß auch andere Stellen das tun, 
ohne daß dafür kommerziell etwas geleistet 
werden muß. Aber ich teile Ihre Meinung, daß 
das eine der wichtigsten Aufgaben ist, und ich 
stehe nicht an zu sagen, daß ich diesbezüglich 
natürlich schon mit dem Herrn Finanzmini­
ster geredet habe, aber neuerdings auch noch 
einmal sprechen werde. Nur bitte ich um Ver­
ständnis: Das ist die Kompetenz des Finanz­
ministers. 

Präsident: Anfrage 7: Abgeordneter Riegler 
(ÖVP) an den Herrn Minister. 

673/M 

Werden Sie die Verwertung von Biomasse 
durch eine Zinsenzuschußaktion fördern? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Im bishe­
rigen Rahmen der Aktionen selbstverständ­
lich. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Riegler: Herr Bun­
desminister! Der Österreichische Bauernbund 
hat vor zwei Monaten ein Grünes Energiekon­
zept der Öffentlichkeit präsentiert; es ist 
Ihnen auch zugemittelt worden. Wir haben 
versucht, die Möglichkeiten der Biomassenut­
zung, sei es in der Verbrennung, in der Bio­
gasgewinnung oder im Treibstoffzusatz, auf­
zuzeigen. 

Wenn wir weiterkommen wollen, brauchen 
wir verstärkte Investitionen, vor allem im 
Bereich der Heizungsanlagen, wo es, glaube 

ich, sehr sinnvoll wäre, sei es bei Sägewerken, 
sei es im landwirtschaftlichen Bereich, in 
Strohverbrennungsanlagen das zu verwerten. 

Meine Frage: Sehen Sie eine Möglichkeit, 
durch Aufstockung der ERP-Kreditaktionen 
beziehungsweise auch durch gezielte Beihil­
fenmaßnahmen diese Investitionen so zu 
unterstützen, daß wir, wie vorgeschlagen, bis 
1990 von derzeit 3 Prozent auf 10 Prozent Lei­
stung aus der Biomasse kommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Soweit es gewerbliche Betriebe 
betrifft - und nur dafür bin ich zuständig; 
land- und forstwirtschaftliche Betriebe gehö­
ren zum Ackerbauminister -, bin ich selbst­
verständlich einverstanden, daß im Rahmen 
der bisherigen Aktionen Ihre Bestrebungen 
genauso unterstützt werden, wie das auch in 
der Vergangenheit der Fall gewesen ist. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Riegler: Das heißt 
also, hier ist mit einer Ausweitung dann zu 
rechnen. 

Meine Frage wäre zur Produktion von Bio­
sprit, einem der Teile: Wir hoffen, daß es zu 
Anlageninvestitionen kommen wird. Welche 
Möglichkeiten sehen Sie hier, daß auch Inve­
stitionsförderungen vorgenommen werden 
können? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Soweit es 
sich um gewerbliche Betriebe handelt, ist das 
in den Aktionen nicht nur vorgesehen, son­
dern hat Priorität 1, und es werden die dort 
vorgesehenen Subventionen, sprich Zinsen­
stützungen, selbstverständlich zur Verfügung 
stehen. Die notwendigen Mittel sind vorhan­
den. 

Präsident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Grabher-Meyer. 

Abgeordneter Grabher-Meyer (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Sie haben - leider, wie wir 
immer wieder festgestellt haben - gerade im 
Umweltschutzbereich zu viele Kompetenzen, 
die Sie zum Leidwesen des Umweltschutzes 
nicht in dem Ausmaße wahrnehmen, wie es 
der Umweltschutz heute erfordern würde. 
Das sieht man gerade wieder in Ihrer Beant­
wortung dieser Frage, wenn Sie immer wie­
der darauf hinweisen, daß Sie nur im Rahmen 
des Bestehenden bereit sind, gerade in der 
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Biospriterzeugung weitere Maßnahmen zu 
setzen. 

Herr Bundesminister! Meine Frage in die­
sem Zusammenhang an Sie: Wenn Sie diese 
Umweltschutzkompetenzen richtig wahrneh­
men müssen, sind Sie bereit, über die beste­
henden Förderungsaktionen hinaus dem 
Umweltschutz dahin gehend zu dienen, daß 
Sie, über die bestehenden Förderungen hin­
aus, Maßnahmen setzen, die es ermöglichen, 
daß die Biospriterzeugung in Österreich vor­
rangig betrieben werden kann? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Ein Minister kann nur auf 
Grund von Gesetzen agieren. Die Gesetze, die 
mir zugrunde liegen, sind die Gesetze, die 
zum Beispiel die Gewerbeordnung, eben die 
gewerbliche Wirtschaft, betreffen. Ich habe 
keine Möglichkeit, in einen anderen Bereich 
einzugreifen. (Abg. Dr. B 1 e n k: Eine Vor­
lage .. . !) 

Das ist überhaupt keine Frage, daß ich 
mich im Rahmen der Gesetze entsprechend 
bewege und daß auf Grund der Gewerbeord­
nung schon Umweltschutzmaßnahmen getrof­
fen wurden, als Umweltschutz überhaupt 
noch kein Problem gewesen ist (neuerlicher 
Zwischenruf des Abg. Dr. B 1 e n k), das heißt, 
als es noch nicht so akzentuiert hier im Haus 
und in der Öffentlichkeit gesagt wurde. 

Die Gewerbehörde hat seit eh und je den 
Gewerbebetrieben entsprechende Auflagen 
auferlegt, entsprechend die Luft reinzuhalten, 
Schmutz zu verhindern, und Wasser nicht 
sosehr zu verschmutzen. (Abg. Dr. B 1 e n k: 
... freie Initiative vorbereiten!) 

Präsident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Neumann. 

Abgeordneter Neumann (ÖVP): Herr Mini­
ster! Durch die einseitige Freigabe des Diesel­
ölpreises ist der Dieselölpreis seit Juni 1979 
von damals 6,10 S pro Liter auf jetzt 10,30 S 
angestiegen. Die österreichische Landwirt­
schaft wurde allein dadurch mit 1,5 Milliarden 
Schilling belastet, was zumindestens zur 
Hälfte in Form von Mineralölsteuer und 
Mehrwertsteuer dem Bund zugeflossen ist. 

Wenn Sie auch nicht direkt zuständig 
sind ... 

Präsident: Herr Kollege! Zur Frage eine 
weitere Frage, aber sonst nichts! 

Abgeordneter Neumann (fortsetzend): ... 
einzusetzen, daß wenigstens ein Teil dieser 
gewaltigen Steuereinnahmen für die Förde­
rung der so wichtigen Biomasse in Österreich 
verwendet wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Die Situation ist ja ganz 
anders. Erstens einmal wurde der Dieselöl­
preis nicht von mir so aus einer Laune heraus 
freigegeben, sondern auch die Interessenver­
tretung der Landwirtschaft hat mir mitgeteilt, 
daß die Versorgung in Westösterreich gefähr­
det ist, worauf einvernehmlich die entspre­
chende Preisfreigabe erfolgt ist. Das wissen 
Sie ganz genau, das weiß Ihre Interessenver­
tretung auch, bitte, sich dort zu erkundigen. 
Das ist der Punkt. 1. 

Punkt 2: Dieselöl ist heute frei - das ist 
richtig - und bewegt sich im europäischen 
Durchschnitt, das heißt, es liegt unter dem 
Superpreis und liegt über dem Normalbenzin­
preis, und hat in der letzten Zeit keine Erhö­
hung erfahren. (Zwischenruf des Abg. Neu­
man n.) Bitte sehr, wenn Sie damit unzufrie­
den sind, sich an die Handelskammer respek­
tive an die Ölfirmen zu wenden, die den Preis 
letzten Endes festlegen. 

Und drittens: Was die Mineralölsteuer 
betrifft, wissen Sie sehr genau, daß die zweck­
gebunden ist, nämlich für die Straße, und daß 
daher Ihre Forderung, man soll die Hälfte 
davon wieder wegnehmen, ja einer Änderung 
des Gesetzes bedarf, für die ich aber erstens 
einmal nicht zuständig bin, und zweitens wer­
den Sie aber dann gleichzeitig fragen, wie der 
Straßenausbau fortgesetzt werden sollte. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 8: Herr 
Abgeordneter Staudinger (ÖVP). 

674/M 

Wann werden Sie ein Bevorratungskonzept für 
die wirtschaftliche Landesverteidigung vorlegen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Der Abgeordnete Ermacora, 
aber auch der Abgeordnete Mondl und der 
Abgeordnete J osseck haben immer wieder im 
Handelsministerium diesbezügliche Verhand­
lungen geführt. Ich kann sagen, daß diese drei 
Herren nicht nur ausreichend aufgeklärt wur­
den, sondern auch zufrieden sind mit den 
Arbeiten, die dort geleistet werden. Es gibt 
Teilpläne. Diese sind, wie gesagt, den Herren 
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Bundesminister Dr. Staribacher 

bekannt. Ich bitte Sie, weil ich das im Hohen 
Haus nicht öffentlich erörtern möchte, die 
Abgeordneten diesbezüglich zu fragen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Staudinger: Ich darf zuerst 
einmal feststellen, Herr Bundesminister, daß 
Sie meine Frage nicht beantwortet haben, 
wann das Bevorratungskonzept vorliegen 
wird. Zweitens beziehe ich mich auf Ihre Aus­
sage im Budgetausschuß, der Minister habe, 
wie er erklärte, alle Wehrsprecher davon 
überzeugen können, daß mit 285 000 S, die im 
Budget sind, ohneweiters das Auslangen 
gefunden werden könne, da damit nur die 
Vorarbeiten zu leisten sind. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister: Haben 
Sie die Wehrsprecher auch davon überzeugen 
können, daß mit den Vorarbeiten, die nun 
schon eine ganze Weile dauern, ohne daß 
etwas geschieht, beim Problem der wirt­
schaftlichen Landesverteidigung das Auslan­
gen zu finden ist? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die Vorar­
beiten müssen natürlich fortgesetzt werden. 
Bis ein Versorgungs konzept endgültig 
beschlossen werden wird, wird es sicherlich 
noch einige Zeit dauern. Aber mit den 
285000 S - das weiß natürlich jeder - kann 
ich keine Vorratspolitik im Sinne der Finan­
zierung der Vorratslager machen. Deshalb 
gehen wir ja auch den anderen Weg, so wie 
wir ihn beim Öl beschritten haben. Ich ver­
handle jetzt gerade mit der Handelskammer, 
daß entsprechende Vorratsmengen bei Kohle 
angesammelt werden, ohne daß das. Budget 
belastet wird, weil die dann in die hundert 
Millionen Schilling gehenden Mittel dafür 
nicht zur Verfügung stehen. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Staudinger: Herr Bundesmi­
nister! Sie haben leider wieder die Möglich­
keit der Antwort auf die Frage, wann das 
Bevorratungskonzept vorliegen wird, nicht 
ergriffen. Sie haben das Datum nicht 
genannt. Ich darf Sie bitten, das Datum nach­
zuholen und dabei auch eine Andeutung dar­
über, welche Elemente dieses Bevorratungs­
konzept haben wird, miteinzubinden. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Da ich kein Datum nennen 
kann, weil ich damit überfragt wäre - ich 

könnte Ihnen eine Hausnummer sagen, aber 
das will ich nicht -, habe ich mich ver anlaßt 
gesehen, Ihnen in der bisherigen Beantwor­
tung zu sagen, was geschehen ist. Ich kann 
daher auch nur ergänzend sagen: Wir werden 
mit den drei Wehrsprechern des Hauses die 
Gespräche fortführen, wir werden Punkt für 
Punkt weiterdiskutieren, und ich hoffe, so 
schnell als möglich, wenn es nach mir geht, 
eine diesbezügliche Konzeption vorlegen zu 
können. Ich mache nur darauf aufmerksam, 
daß die Kompetenz nicht allein im Handels­
ministerium liegt, weil viele andere Ministe­
rien davon auch betroffen sind. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Josseck. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPÖ): 
Herr Bundesminister! Wenn wir heuer in die­
sem Gremium das Konzept noch vorlegen sol­
len, und zwar nach rund 30 Sitzungen zum 
Konzept wirtschaftliche Landesverteidigung: 
Welchen Weg sehen Sie, daß wir endlich über 
diese Hürde der Kompetenzfrage, die Sie 
angeschnitten haben, hinwegkommen, denn 
es ist nicht nur Ihr Ministerium involviert·, 
sondern es sind auch das Finanzministerium, 
das Landwirtschaftsministerium, die Länder­
kompetenz bis zum Bürgermeister und die 
gesamten Kammern miteingebunden ? Wie 
sollen wir, weil Sie ja dort den Vorsitz haben, 
diese Kompetenzfrage und damit endlich das 
Konzept über die Runden bringen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die Bun­
deskompetenz, Herr Abgeordneter, wird die 
geringste Schwierigkeit bereiten, denn ich bin 
davon überzeugt, daß wir das innerhalb der 
Regierung lösen werden können. Die Haupt­
schwierigkeit - das wissen Sie ganz genau -
liegt ja in der Gliederung Bund, Land, 
Gemeinde, die in der Verfassung festgelegt 
ist, und alle diesbezüglichen Wünsche des 
Bundes, Länderkompetenzen aufzugeben, 
damit sie zentral gemacht werden können, 
scheitern nicht nur an den Ländern, sondern 
sicherlich auch an der notwendigen Beschluß­
fassung in diesem Hohen Haus, da die Zwei­
drittelmehrheit dafür notwendig wäre. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter V eselsky. 

Abgeordneter Dr. Veselsky (SPÖ): Herr 
Bundesminister! Die Kompetenzen sind also 
nicht in einer Hand, und das Geld (Abg. 
S tau d i n ger: In keiner Hand!), das sicher­
lich notwendig ist, ist auch nicht ausreichend 
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Dr. Veselsky 

zur Verfügung, ist vielleicht in keiner Hand. 
Ich frage Sie daher: Sind die Vorarbeiten zu 
diesem Bevorratungskonzept einfach oder 
schwierig? (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sie sind, 
was die verfassungsmäßige Frage betrifft, in 
meinen Augen nicht nur schwierig, sondern 
unlösbar, und wir müssen daher - das wis­
sen die Wehrsprecher des Hauses sehr genau 
- Ausweichlösungen versuchen, die unge­
heuer schwierig zu verhandeln sind. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Kraft. 

Abgeordneter Kraft (ÖVP): Herr Bundesmi­
nister! Es gibt zugegebenermaßen Kompe­
tenzschwierigkeiten. Es gibt sicherlich eine 
Menge anderer Probleme hinsichtlich der 
Erarbeitung dieses Konzepts. Aber es gibt in 
der Schweiz ein funktionierendes Konzept. 
Vielleicht könnte man sich dort einmal' 
anschauen, wie es funktioniert. 

Ich möchte aber eine konkrete Frage stel­
len, Herr Bundesminister: Eine entschei­
dende Grundlage für die Bevorratung sind die 
sogenannten sensiblen Produkte. Haben Sie 
ein Konzept oder wann werden Sie die Grund­
lage für ein Konzept erarbeiten? Wann wird 
es also ein Konzept für die Bevorratung sensi­
bler Produkte geben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Ich 
möchte darauf hinweisen, daß selbstverständ­
lich die schweizerischen und die schwedi­
schen und auch sonstige Vorratsprojekte und 
-modelle nicht nur genau studiert, sondern 
auch bezüglich der finanziellen Belastung 
berechnet wurden. Das ist eines der Haupt­
probleme. Die Schweiz hat ein ähnliches 
System, das auch mir vorschwebt, nämlich 
daß die Belastung letzten Endes über die 
Unternehmungen bei den Konsumenten lan­
den wird. Die Schweden haben das andere 
System, wo der Staat entsprechend hohe 
Zuschüsse gibt, um diese Bevorratung durch­
zuführen. 

Was die Frage der zwölf sensiblen Produkte 
betrifft, so sind diese genau abgegrenzt und in 
der Menge festgehalten. Es ist auch vom Han­
deisministerium allen beteiligten Stellen klar­
gemacht worden, daß hier etwas geschehen 
muß. Ich hoffe, daß wir das in absehbarer Zeit 
wirklich finalisieren können. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 9: Herr 
Abgeordneter Egg (SPÖ) an den Herrn Mini­
ster. 

678/M 

Wie hat sich der österreichische Fremdenver­
kehr in der letzten Zeit entwickelt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Wie ich 
schon gesagt habe, Herr Abgeordneter, gab es 
121 Millionen Übernachtungen und selbst im 
Winter noch eine fünfprozentige Steigerung. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! 
Welche Faktoren sind Ihrer Meinung nach 
gegeben, die die künftige Entwicklung des 
Fremdenverkehrs maßgeblich in positiver, 
aber auch in negativer Hinsicht zu beeinflus­
sen vermögen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: In positi­
ver Hinsicht ist zweifelsohne zu erwähnen, 
daß wir eine sehr gute Mischung zwischen 
Großbetrieben, Al-Hotels oder größeren von 
Gesellschaften betriebenen Hotels, und Fami­
lienbetrieben haben. Dadurch haben wir das, 
was man im österreichischen Fremdenver­
kehr so schätzt: die familiäre Atmosphäre. 
Zweitens ist die hohe Qualität hervorzuheben, 
die die österreichischen Unternehmungen 
jetzt - nicht zuletzt dank der Unterstützung 
aller Bundesländer, muß ich sagen - bezie­
hungsweise besonders im letzten Jahrzehnt 
erreicht haben, wodurch sich das Niveau der 
Fremdenverkehrsbetriebe wesentlich geho­
ben hat. Letzten Endes sei die wirklich zweck­
mäßige Propaganda erwähnt, die auch wieder 
von den Ländern, Gemeinden, Kammern und 
so weiter gemeinsam mit der Österreichi­
schen Fremdenverkehrswerbung durchge­
führt wurde und die, wie ich am Beispiel 
"Wanderbares Österreich" sagen kann, welt­
weit eingeschlagen hat. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! 
Weil da oder dort sicherlich einige Verände­
rungen im Rahmen der Fremdenverkehrspo­
litik zweckmäßig sein werden, möchte ich Sie 
fragen, ob auf diesem Gebiet die zukünftige 
Entwicklung berücksichtigt werden wird und 
in welcher Form das geschieht. 

Präsident: Herr Minister. 

785 
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Bundesminister Dr. Staribacher: Wichtig ist 
es, den Trend im internationalen Fremden­
verkehr zu erkennen. Deshalb werden auch 
entsprechende Studien von uns finanziert und 
im Ausland gemacht, primär natürlich in der 
Bundesrepublik Deutschland, nachdem wir 
von dort 72 Prozent unserer ausländischen 
Gäste bekommen. Das ist eine der wichtig­
sten Aufgaben, und wir glauben, bis jetzt den 
Trend richtig erfaßt zu haben, denn anson­
sten wären wir nicht innerhalb der achtziger 
Jahre zum Spitzenland der Welt im Fremden­
verkehr geworden. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Landgraf. 

Abgeordneter Landgraf (ÖVP): Herr Mini­
ster! Sie haben dankenswerterweise festge­
stellt, daß die Leistungen der Menschen in 
der Fremdenverkehrswirtschaft sehr, sehr 
gut sind. Die bisherigen Zahlen beweisen das, 
und wir hoffen auch für die kommende Sai­
son, daß sie wieder gut verlaufen wird. Dazu 
sind aber auch in weiterer Folge infrastruk­
turelle Maßnahmen, die gesetzt werden müs­
sen, notwendig. Sie werden zumeist von den 
Ländern oder auch von den Orten gesetzt. 

Nun habe ich in letzter Zeit an Sie, Herr 
Minister, als Verantwortlichen für den Frem­
denverkehr in Österreich eine Anfrage 
gerichtet, nämlich hinsichtlich des Pachtschil­
lings an Seeufern. Die Antwort, Herr Minister 
- das erlaube ich mir festzustellen -, war 
nicht befriedigend, weil Sie es wieder auf 
andere Ministerien abgeschoben haben, so 
ähnlich wie Sie es auch bei der wirtschaftli­
chen Landesverteidigung tun. 

Herr Minister! Das ist ein Schlag gegen den 
Fremdenverkehr in unserem Lande. Ich 
möchte Sie fragen, ob Sie sich in Zukunft 
dafür einsetzen werden, daß diese überdimen­
sionale Besteuerung abgeschafft wird. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr Abge­
ordneter! Zuerst möchte ich sagen: Ich 

. schiebe nichts an andere Ministerien ab, son­
dern ich habe meine abgegrenzten Kompeten­
zen, wie sie sich auf Grund der Gesetzeslage 
ergeben. Diese nehme ich wahr, ich glaube, 
wie Sie mir immer selbst persönlich versi­
chern, im Rahmen des Fremdenverkehrs 
sogar exzellent. (Abg. Dkfm. Gor ton: 
"Exzellent": Eigenlob!) Mehr kann ich nicht 
machen, denn meine Kompetenz ist einmal 
durch die Gesetze gegeben. 

Was die Frage der Seeufer betrifft, so habe 
ich diesbezüglich natürlich mit dem Herrn 

Finanzminister und dem Herrn Landwirt­
schaftsminister Gespräche geführt. Wie Sie 
wissen, haben wir eine einvernehmliche 
Lösung mit den Gemeinden erzielt, die jetzt 
mustergültig sicherlich auch für die anderen 
Seen gelten wird. Das war einmal für die 
Seen in Oberösterreich, im Salzkammergut. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Jörg Haider. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Sie haben vor wenigen 
Monaten - genau im März dieses Jahres -
angekündigt, daß Sie infolge des Rückganges 
der Erteilungen von BÜRGES-Krediten eine 
Änderung der Förderungsbedingungen vor­
nehmen wollen, vor allem eine Vereinfachung 
der Abwicklung dieser Förderungsbegehren. 
Nun sind aber schon einige Wochen vergan­
gen. 

Ich darf Sie fragen: Haben Sie bereits kon­
kret Entscheidungen getroffen, da ja die Sai­
son bereits beginnt und es dann schön lang­
sam fraglich wird, ob diese Neuordnung der 
Förderungsbedingungen wirklich greift, die ja 
eigentlich von Ihnen bezweckt ist und positiv 
&t? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Die Richtlinien wurden mit 
den Interessenvertretern abgestimmt, sogar 
einstimmig dann angenommen. Sie stehen 
jetzt in der Endredigierung und werden in 
kürzester Zeit erscheinen. Es wird also dort 
wirklich eine entsprechende Vereinfachung 
durchgeführt werden. 

Darüber hinaus bin ich sehr froh, dem 
Hohen Haus mitteilen zu können, daß sich in 
der BÜRGES die Antragssituation wesentlich 
verbessert hat, als es in den Jänner- und 
Februarmonaten der Fall gewesen ist. 

Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Wanda Brunner. 

Abgeordnete Wanda Brunner (SPÖ): Herr 
Bundesminister! Wir haben heute schon 
gehört, daß in letzter Zeit verstärkte Bemü­
hungen unternommen wurden und auch mehr 
Geld für die Werbung ausgegeben wurde, um 
Österreich auch für den Österreicher als 
Urlaubsland schmackhaft zu machen. 

Meine Frage: Wie hat sich dadurch der 
Inländerfremdenverkehr entwickelt? 

Präsident: Herr Minister. 

114. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)18 von 124

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 114. Sitzung - 12. Mai 1982 11417 

Bundesminister Dr. Staribacher: Auch im 
Inländerfremdenverkehr haben wir gewisse 
Erfolge zu verzeichnen. Wir sind nämlich mit 
der Österreichischen Fremdenverkehrswer­
bung und den Ländern übereingekommen -
das heißt, wir konnten eine einvernehmliche 
Lösung erzielen, was sehr, sehr schwierig 
gewesen ist -, daß auch die Länder zuge­
stimmt haben, daß wir eine Basiswerbung für 
den Inländerfremdenverkehr machen sollen. 
Dies hat sich sehr gut ausgewirkt, weil wir ja 
bekanntlicherweise jetzt auch bestrebt sind, 
den Inländer womöglich im Inland zu halten, 
also hier seinen Urlaub zu verbringen. 

Wobei ich noch einmal festhalte: Es wird 
kein wie immer gearteter Zwang jetzt ausge­
übt. Es wird ein solcher auch in Zukunft nicht 
ausgeübt werden. Es liegt ausschließlich in 
der Entscheidung des einzelnen Konsumen­
ten, ob er im Inland oder im Ausland seinen 
Urlaub verbringen wird, und es liegt dann an 
der preiswerten und an der zweckmäßigen 
Gestaltung der österreichischen Inlandsof­
ferte, um den Inländer dazu zu verhalten, daß 
er im Inland wirklich seinen Urlaub ver­
bringt. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 10: 
Herr Abgeordneter Köck (SPÖ) an den Herrn 
Minister. 

679/M 

Wie ist der Stand der Ausführungen der Ver­
einbarung mit den Ländern (Art 15 a B-VG) über 
die Einsparung von Energie? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Diese Vereinbarung mit den 
Ländern ist seit 15. August 1980 in Kraft. Es 
wurden im Bundesbereich beim Wohnbau die 
Abrechnung für Einzelverbrauch und so wei­
ter eingeführt. Bei den Ländern gibt es eine 
ganze Reihe von Maßnahmen, die vorbereitet 
sind, die ich aber natürlich nicht auswendig 
kenne. Ich darf sie Ihnen vorlesen: 

Novelliert beziehungsweise neu erlassen 
wurden die Kärntner Bauordnung, die Kärnt­
ner Bauvorschriften, die Niederösterreichi­
sche Bauordnung, die Niederösterreichische 
Heizungsverordnung, die Oberösterreichische 
Bauordnung, die Oberösterreichische Bauver­
ordnung, die Oberösterreichische Verordnung 
über die Lagerung und Verfeuerung brennba­
rer Flüssigkeiten, das Salzburger Bautechnik­
gesetz, die Tiroler Technischen Bauvorschrif­
ten und das Tiroler Gasgesetz. 

Entwürfe liegen vor: Novelle zur Burgenlän­
dis ehen Bauordnung, Entwurf einer Burgen-

ländischen Heizungsverordnung, Entwurf 
einer neuen Steiermärkischen Bauordnung, 
Novelle zum Vorarlberger Baugesetz, Novelle 
zur Vorarlberger Bautechnikverordnung und 
Novelle zur Wiener Bauordnung. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Köck: Herr Minister! Die För­
derung von Energiesparmaßnahmen infolge 
dieser Vereinbarung zwischen Bund und Län­
dern bedeutet aber auf der einen Seite durch 
die zusätzlichen Steuerabsetzmöglichkeiten 
als Förderung für energie sparende Investitio­
nen zusätzliche Ausgaben beziehungsweise 
Verzicht auf Einnahmen, und auf der anderen 
Seite gibt es auch Zuschüsse für solche ener­
giesparende Maßnahmen, was also zusätzlich 
Ausgaben für den öffentlichen Haushalt 
bedeutet. 

Nachdem also Bund und Länder - beide -
an dieser Aktion beteiligt sind, würde mich 
interessieren, ob es Relationen gibt im Hin­
blick auf die Belastung des Budgets auf der 
einen Seite für die Länder und auf der ande­
ren Seite für den Bund? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Natürlich 
sind die Bundes- und die Länderbudgets 
durch die Zuschüsse belastet. Auf lange Sicht 
dagegen rechnet sich das sehr gut, weil die 
Einsparungen wesentlich höher sind als die 
Belastungen, die Bund und Land tragen. 
Allerdings tragen die Belastungen Bund und 
Länder, während von den Einsparungen der 
einzelne profitiert. Aber das gleicht sich in 
diesem Fall wirklich aus, weil vom gesamt­
wirtschaftlichen Standpunkt die Energieein­
sparung äußerst wichtig ist. Wir haben 
bekanntlicherweise im Vorjahr um 5% Pro­
zent weniger mengenmäßige Energie ver­
braucht. Leider haben wir um 30 Prozent 
mehr für die Importe bezahlen müssen. 

Präsident: Weitere. Frage: Herr Abgeordne­
ter Feurstein. 

Abgeordneter Dr. Feurstein (ÖVP): Herr 
Minister! Sie haben bereits darauf hingewie­
sen, daß es sich um eine mustergültige Ver­
einbarung zwischen den Ländern und dem 
Bund handelt. Wir wissen nun, daß es eine 
zweite Vereinbarung gibt, an der Sie auch 
Interesse haben, und zwar über die Minde­
rung des Schwefelgehaltes in Erdölprodukten. 
Diese Vereinbarung war bereits zweimal 
unterschriftsreif. Es gab Einsprüche von sei­
ten des Bundes, und leider ist es bisher nicht 
zur Unterschriftsleistung gekommen. 
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Welche Gründe sind aus Sicht Ihres Res­
sorts maßgebend, daß diese Vereinbarung 
zwischen dem Bund und den Ländern bisher 
nicht unterschrieben werden konnten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Wenn es 
nach mir gegangen wäre, hätte ich auf Grund 
der Gewerbeordnung bereits 1975 eine diesbe­
zügliche Verordnung erlassen. Leider haben 
damals die Länder dagegen Stellung genom­
men und meinten, es sei zweckmäßig, wenn 
man eine 15-a-Regelung anstrebt. Diese wird 
jetzt von seiten des Gesundheitsministeriums 
- das ist nämlich dafür zuständig - und den 
Ländern verhandelt und hat bis jetzt leider 
noch kein positives Ergebnis gebracht. 

Ich werde daher auf meine ursprüngliche 
Absicht zurückgreifen und werde eine Verord­
nung auf Grund der Gewerbeordnung erlas­
sen, wonach der Schwefelgehalt im Heizöl 
beschränkt werden wird. Es sei denn, es 
gelingt den Ländern und dem Gesundheitsmi­
nisterium, vielleicht doch noch zu einer Eini­
gung zu kommen, wobei Sie ja wissen: Auch 
dabei geht es primär um die Kompetenzfrage. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Probst. 

.. ,. 
Abgeordneter Probst (FPO): Herr Bunaes-

minister! 1980 hat der Bund mit den Ländern 
die Energiesparmaßnahmen auch im Bauwe­
sen beschlossen. Aber nach wie vor gibt es 
laufende Paragraph-7-Verfahren, nach denen 
weiterhin die billigste Fassade auch bei 
schlecht wärme gedämmten Bauten aufge­
führt werden muß. Probleme gibt es beim 
neuen § 18 Mietrechtsgesetz, der dem ehema­
ligen Paragraph 7 entspricht. Ein weiteres 
Problem ist der fehlende Anschlußzwang bei 
Fernwärmeprojekten, die so manches Projekt 
illusorisch erscheinen lassen, wenn die 
Sicherheit der Abnahme nicht gegeben ist. 
Problematisch, weil soziale Belange zu 
berücksichtigen sind. Ich könnte das unend­
lich fortsetzen. Auf der anderen Seite hört 
man trotz vieler weiterer Probleme, daß die 
interministerielle Energiesparkommission 
seit 1979 nicht mehr getagt hat. Das klingt 
nicht sehr ermutigend. 

Ich frage Sie: Was ist in dieser Richtung 
geschehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr 
Abgeordneter! Das stimmt ja überhaupt nicht. 
Diese Energiesparkommission tagt ständig. 

Im Energiebericht finden Sie - bis ins letzte 
Detail aufgezählt -, was auf diesem Gebiet 
geschehen ist. Bitte den Energiebericht nach­
zulesen. Dann werden Sie finden, daß auf 
dem Energiesparsektor sehr viel geschieht, 
ständig geschieht, im Einvernehmen mit den 
Ländern, mit den Gemeinden, mit den Inter­
essenvertretungen gemeinsam. Es ist also 
überhaupt nicht richtig, daß auf diesem Sek­
tor nichts geschieht. 

Was die Fragen der Wohnungsverbesserun­
gen - Paragraph 7 und so weiter - betrifft, 
so wurde ja nicht zuletzt im Mietrechtsände­
rungsgesetz mit 1. Jänner 1982 der Erhal­
tungsaufwand für energetische Verbesserun­
gen an einem Gebäude genau definiert. Also 
auch dort wurde die theoretische Vorausset­
zung geschaffen . .wie es in der Praxis gehand­
habt wird, müssen Sie bitte den Herrn Bau­
tenminister fragen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Heindl. 

Abgeordneter Dr. HeindI (SPÖ): Herr Bun­
desminister! Haben Sie schon eine Vorstel­
lung, wann Sie das Fernwärmewirtschaftsge­
setz in das Plenum bringen können? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Da im 
Unter ausschuß die diesbezüglichen Vorbe­
sprechungen abgeschlossen sind, sogar ein 
einvernehmlicher Entwurf aller drei Parteien 
vorliegt, bin ich überzeugt davon, daß der 
Gesetzentwurf in kürzester Zeit dem Plenum 
zur Beschlußfassung vorliegen wird. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 11: 
Abgeordneter Heindl (SPÖ) an den Herrn 
Minister. 

680/M 

Wie sehen Sie die Entwicklung der österreichi­
schen Exporte im Hinblick auf die Verbesserung 
der Leistungsbilanz? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die 
Exporte haben sich sehr gut entwickelt. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Heindl: Das ist erfreu­
lich. 

Aber haben Sie eine Erklärung, daß gerade 
in einer Zeit wie jetzt, wo wir weltweit eine 
Krisensituation beobachten können, vor 
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Dr. Heindl 

allem die österreichische Exportwirtschaft so 
sensationelle Erfolge hat? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Das liegt 
zweifelsohne darin, daß wir ein sehr gutes 
System unserer Exportwirtschaft, aber auch 
unserer Exportförderung haben. Wir machen 
zwar keine Subventionen, wie vom Ausland 
immer wieder behauptet wird, aber wir haben 
im österreichischen Kontrollbanksystem ein 
Finanzierungssystem, das absolut GATT-ent­
sprechend und auch allen internationalen 
Verträgen entsprechend ist, gibt aber dem 
Unternehmer eine gute Grundlage, um die 
Exportgeschäfte annehmen zu können. Dar­
über hinaus bewährt sich das System der 
Handelskammerdelegierten auch. Die Zusam­
menarbeit zwischen Handelsministerium und 
Handelskammer ist in dieser Beziehung sehr 
gut. 

Nicht zuletzt ist es doch auch die Bundesre­
gierung, die jede Gelegenheit wahrnimmt, um 
über die Exportwünsche der Unternehmer im 

, Ausland mitzuverhandeln. Bekanntlich brin­
gen - manche Herren von der Oppositions­
partei regt das ja sehr auf - alle Minister, 
wenn sie im Ausland sind, immer wieder 
Außenhandelsprobleme zur Sprache und wer­
den im Interesse der Wirtschaft tätig. Nicht 
nur der Handelsminister , sondern - wenn 
man so sagen kann - alle mit Wirtschaftsfra­
gen befaßten Minister, inklusive des Außen­
ministers - vom Herrn Bundeskanzler ganz 
abgesehen -, nützen Auslandsfahrten stets 
dazu, um die Exportinteressen .zu vertreten. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Heindl: Herr Bundes­
minister! Sind die letzten Ziffern des heu­
rigen Jahres, also der Monate Jänner, 
Februar, März, vielleicht auch April bezüglich 
der Leistungsbilanz bereits bekannt und 
wenn ja, wie sehen sie aus? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die gute 
Exportsteigerung, die wir im vergangenen 
Jahr, aber auch jetzt in den ersten drei Mona­
ten gehabt haben, und vor allem die geringe­
ren Importsteigerungen, dazu der exzellente 
Tourismus und dessen Einnahmen haben 
dazu geführt, daß wir erstmalig - ich kann 
mich nicht mehr erinnern, seitdem es zurück­
verrechnet wird, daß wir überhaupt ein sol­
ches Ergebnis gehabt haben - im ersten 
Quartal 4,8 Milliarden Schilling Leistungsbi­
lanzüberschüsse gehabt haben. 

Präsident: Eine weitere Frage: Herr Abge­
ordneter Gorton. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton (ÖVP): Herr 
Bundesminister! In der für die Handelsbilanz, 
aber auch für die Beschäftigungslage und die 
Landesverteidigung sehr wesentlichen Frage 
der Waffenproduktion und damit auch der 
Exporte hat die Regierungspartei völlig unter­
schiedliche Meinungsbildungen. 

Der Herr Verteidigungsminister ist natür­
lich dafür, die Herren Prechtl und Fischer 
sind dagegen, der Herr Innenminister Lanc 
spricht einmal so, einmal so. Ihre Meinung 
kennen wir nicht so genau. 

Meine Frage an Sie, Herr Bundesminister, 
geht dahin: In welchem Ausmaß würde sich 
eine Einstellung der Waffenexporte und 
damit auch der Waffenproduktion, weil die 
Produktion nur mit Exporten möglich ist, auf 
die Handelsbilanz und damit natürlich auch 
auf die Beschäftigungslage negativ auswir­
ken? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Zuerst möchte 
ich festhalten, daß die Bundesregierung eine 
einheitliche Stellungnahme bezüglich der 
Waffenexporte in jedem einzelnen Geschäft 
hat. Es wurde nämlich dafür ein eigenes 
Komitee gegründet. Sie wissen das. Dieses 
Gesetz wurde hier vom Parlament beschlos­
sen. Dort haben die dafür zuständigen Mini­
ster ihre Erklärungen abgegeben, und wenn 
dort der Beschluß gefaßt wird, und der kann 
nur einstimmig gefaßt werden, dann wird das 
entsprechende Geschäft durchgeführt. 

Was die Frage bezüglich der Handelsbilanz­
auswirkungen von Waffenexporten betrifft, 
gibt es in meinem Ministerium keine diesbe­
züglichen Berechnungen, weil die Abgren­
zung. hier äußerst problematisch ist. Es fragt 
sich dann immer, was alles zu Waffenexpor­
ten gerechnet werden kann. Eine diesbezügli­
che Definition ist noch nicht erfolgt. 

Präsident: Eine weitere Frage: Herr Abge­
ordneter Bauer. 

Abgeordneter Dkfm. Bauer (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Sie werden 
mir zustimmen, wenn ich sage, daß für die 
österreichische Leistungsbilanz der Fremden­
verkehr ein wichtiger Faktor ist. 

Wir haben nun gehört, daß die BÜRGES­
Kredite im heurigen Jahr zurückgegangen 
sind, und aus dem jüngsten Bericht des Öster-
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reichischen Instituts für Wirtschaftsforschung 
geht das gleiche hervor, was die allgemeinen 
Kredite betrifft. Das heißt, daß Industriekre­
dite und Kredite an die öffentliche Hand im 
Vordergrund stehen und die Kredite an das 
Gewerbe und an den Fremdenverkehr rück­
läufig sind. 

Meine Frage: Was bedeutet das Ihrer Mei­
nung nach für die weitere Entwicklung des 
österreichischen Fremdenverkehrs? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Hätte die Ten­
denz, die wir in der BÜRGES im Jänner und 
Februar festgestellt haben, wo es tatsächlich 
bis zu 25 Prozent und teilweise mehr Rück­
gänge in den Anträgen gegeben hat, angehal­
ten, wäre das sehr beängstigend gewesen. 
Gott sei Dank konnten wir feststellen, daß im 
März bereits eine Stabilisierung eingetreten 
ist, gegen Ende März sogar wieder eine Auf­
wärtsentwicklung, und im April und Mai -
das können wir feststellen - haben wir jetzt 
wieder dieselben Antragsvolumen wie im Vor­
jahr. Das heißt: Für mich gesehen ist dieses 
Tal durchschritten, und wir können hoffen 
und rechnen damit, daß die Klein- und Mittel­
betriebe, die ja von der BÜRGES bedient wer­
den, in den achtziger Jahren genauso investi­
tionsfreudig sein werden, wie sie es in den 
siebziger Jahren waren. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Tirnthal. 

Abgeordneter Tirnthal (SPÖ): Herr Bundes­
minister! Können Sie sagen, welche Erzeu­
gungsbranchen, global und vielleicht auch 
regional gesehen, an der überaus erfreulichen 
Steigerung unseres Exportes teilhaben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Es ist 
sicherlich so, Herr Abgeordneter, daß hier 
eine gewisse Verschiebung eingetreten ist. 
Wenn Sie Detailziffern wollen, bin ich gerne 
bereit, sie Ihnen zur Verfügung zu stellen. 

Im Grunde genommen können wir aber 
sagen, daß es uns geglückt ist, auch Klein­
und Mittelbetriebe dadurch einzuschalten, 
daß wir in immer stärkerem Maße von den 
Halbfabrikaten und Rohstoffexporten weg­
kommen und heute auch Konsumgüter selbst 
in die Staatshandelsländer exportieren kön­
nen, wodurch sich eine Verschiebung zu 
höherwertigen Produkten abzeichnet. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 
Präsident: Seit der letzten Sitzung wurden 

die schriftlichen Anfragen 1845/J bis 1860/J 
an Mitglieder der Bundesregierung gerichtet. 

Ferner sind die Anfragebeantwortungen 
1748/ AB bis 1774/ AB eingelangt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Keimei, um die Verlesung des Ein­
laufes. 

Schriftführer Dr. Keimei: 
"Republik Österreich Bundeskanzleramt 
An das Präsidium des Nationalrates 
Der Herr Bundespräsident hat am 5. Mai 

1982, Z1. 1002-10/13, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Unterricht und Kunst Vize­
kanzler Dr. Fred Sinowatz innerhalb des Zeit­
raumes vom 6. bis 8. Mai 1982, den Bundesmi­
nister für soziale Verwaltung Alfred Dallinger 
sowie in der Zeit vom 9. bis 13. Mai 1982 den 
Bundesminister für Inneres Erwin Lanc mit 
der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 
Dr. Neumayer" 

"Republik Österreich Bundeskanzleramt 
An das Präsidium des Nationalrates 
Der Herr Bundespräsident hat am 28. April 

1982, Z1. 1002-07/12/82, folgende Entschlie­
ßung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Gesundheit und Umwelt­
schutz Dr. Kurt Steyrer innerhalb des Zeit­
raumes vom 8. bis 19. Mai 1982 den Bundesmi­
nister für Wissenschaft und Forschung Dr. 
Hertha Firnberg mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 
Dr. Krausam" 

"Republik Österreich Bundeskanzleramt 
An das Präsidium des Nationalrates 
Der Herr Bundespräsident hat am 5. Mai 

1982, Z1. 1002-02/46/82, folgende Entschlie­
ßung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Auswärtige Angelegenheiten 
Dr. Willibald Pahr innerhalb des Zeitraumes 
vom 11. bis 19. Mai 1982 den Bundesminister 
für Justiz Dr. Christian Broda sowie in de~ 
Zeit vom 20. bis 29. Mai 1982 den Bundesmini-
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ster für Inneres Erwin Lanc mit der Vertre­
tung. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 
Dr. Neumayer" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. Ich ersuche 
um die weitere Verlesung. 

Schriftführer Dr. KeimeI: Von der Bundes­
regierung sind folgende Regierungsvorlagen 
eingelangt: 

Bundesgesetz, mit dem das Preisgesetz 
geändert wird (Preisgesetznovelle 1982) (1062 
d. B.) 

Bundesgesetz, mit dem das Versorgungssi­
cherungsgesetz geändert wird (1063 d. B.) 

Bundesgesetz über die Leistung eines 
zusätzlichen Beitrages zum Internationalen 
Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung 
(1064 d. B.) 

Bundesgesetz, mit dem das Schrottlen­
kungsgesetz geändert wird (1080 d. B.) 

Bundesgesetz, mit dem das 3. Schatzschein­
gesetz 1948 geändert wird (1091 d. B.) 

Bundesgesetz über die Zeichnung von 
zusätzlichen abrufbaren Kapitalanteilen bei 
der Internationalen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung (1092 d. B.) 

Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrgesetz 
1967 geändert wird (6. Kraftfahrgesetz­

, Novelle) (1093 d. B.) 

Bundesgesetz, mit dem das Berggesetz 1975 
geändert wird (Berggesetznovelle 1982) (1094 
d. B.) 

Präsident: Danke. 

Die weiteren eingelangten Vorlagen weise 
ich zu wie folgt: 

Dem Ausschuß für Gesundheit und 
Umweltschutz: Übereinkommen über Feucht­
gebiete, insbesondere als Lebensraum für 
Wasser- und Watvögel, von internationaler 
Bedeutung (1034 d. B.) 

Dem Verkehrs ausschuß: Bericht der Bun­
desregierung betreffend Einführung einer 
verwaltungsstrafrechtlichen Sanktion für das 
Nichtanlegen von Sicherheitsgurten und die 
Nichtbenützung von Sturzhelmen (111-140 d. 
B.) 

Ich gebe bekannt, daß die Abgeordneten 
Peter, Dr. Steger, Dkfm. Bauer und Dr. Fri-

schenschlager bezüglich des Antrages 1261 A 
betreffend ein Bundesverfassungsgesetz, mit 
dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fas­
sung von 1929 geändert wird, am 27. April 
1982 gemäß § 26 Abs. 7 der Geschäftsordnung 
verlangt haben, daß der Verfassungs ausschuß 
die Vorberatung des erwähnten Antrages 
innerhalb von zehn Wochen aufnimmt. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es ist vorgeschlagen, die Debatte 
über die Punkte 1 bis 3 der heutigen Tages­
ordnung zusammenzufassen. Es werden 
daher zuerst die Berichterstatter ihre 
Berichte geben; sodann wird die Debatte über 
alle drei Punkte unter einem durchgeführt. 
Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich -
wie immer in solchen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese Vorgangsweise eine Ein­
wendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

1. Punkt: Bericht des Bautenausschusses 
über den Antrag 731 A der Abgeordneten Dr. 
Mock und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem Bestimmungen zur Eigen­
tumsbildung auf dem Gebiete des Wohnens 
getroffen werden (Eigentumsbildungsgesetz 

- EBG) (1085 der Beilagen) 

2. Punkt: Bericht des Bautenausschusses 
über die Regierungsvorlage (914 der Beila­
gen): Bundesgesetz zur Verbesserung der 
Wohnverhältnisse von jungen Familien 

(Startwohnungsgesetz) (1086 der Beilagen) 

3. Punkt: Bericht des Bautenausschusses 
über den Antrag 1171 A der Abgeordneten 
Dkfm. Dr. Keimet und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Wohnbauför­
derungsgesetz 1968 geändert wird (1087 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu den Punkten 1 bis 3, über 
welche die Debatte unter einem durchgeführt 
wird. 

Es sind dies die Berichte des Bautenaus­
schusses über 

den Antrag 73/A der Abgeordneten Dr. 
Mock und Genossen betreffend Eigentumsbil­
dungsgesetz, 

die Regierungsvorlage (914 der Beilagen): 
Startwohnungsgesetz und 

den Antrag 1171 A der Abgeordneten Dkfm. 
Dr. Keimel und Genossen betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Wohnbauförderungs­
gesetz 1968 geändert wird. 

114. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 23 von 124

www.parlament.gv.at



11422 Nationalrat XV. GP - 114. Sitzung - 12. Mai 1982 

Präsident 

Berichterstatter zu Punkt 1 ist der Herr 
Abgeordnete ModI. Ich ersuche ihn, die 
Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Modi: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich erstatte den Bericht des Bau­
tenausschusses über den Antrag der Abgeord­
neten Dr. Mock und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen zur 
Eigentumsbildung auf dem Gebiete des Woh­
nens getroffen werden (Eigentumsbildungsge­
setz - EBG) (73/A). 

Die Abgeordneten Dr. Mock, Dkfm. Dr. Kei­
mel, Dr. Schwimmer und Genossen haben am 
3. Juli 1980 den gegenständlichen Initiativan­
trag im Nationalrat eingebracht und mit dem 
Hinweis auf das Salzburger Programm der 
ÖVP und die darin enthaltenen Ausführungen 
zur Wohnbaupoltik sowie mit dem Plan 14 der 
ÖVP ("Sichere Einkommen für alle") begrün­
det. 

Der Bautenausschuß hat diesen Initiativan­
trag erstmals in seiner Sitzung vom 26. Jän­
ner 1982 in Verhandlung genommen. Nach 
Berichterstattung durch den Abgeordneten 
Dr. Pelikan und Wortmeldungen der Abgeord­
neten Gföllner, Kittl, Probst und Dr. Schwim­
mer sowie des Obmannes Abgeordneten 
Dkfm. Dr. Keimel und des Bundesministers 
für- Bauten und Technik Sekanina wurde ein­
stimmig beschlossen, zur weiteren Behand­
lung einen gemeinsamen Unterausschuß zur 
Beratung des vorliegenden Antrages sowie 
der Regierungsvorlage 914 der Beilagen 
(Startwohnungsgesetz) und des Antrages 
1171 A einzusetzen, dem von der Sozialisti­
schen Partei Österreichs die Abgeordneten 
Dr. Fertl, Hesoun, Kittl, Schemer und Wein­
berger, von der Österreichischen Volkspartei 
die Abgeordneten Gföllner, Hagspiel, Dkfm. 
Dr. Keimel und Vetter sowie von der Freiheit-
lichen Partei Österreichs der Abgeordnete 
Probst angehörten. 

Dieser Unterausschuß befaßte sich unter 
Beiziehung von Sachverständigen in seinen 
Sitzungen vom 11. Feber 1982, 15. April 1982 
und 29. April 1982 mit dem gegenständlichen 
Gesetzentwurf. 

In seiner Sitzung vom 6. Mai 1982 nahm der 
Bautenausschuß den mündlichen Bericht des 
Obmannes des Unterausschusses Dkfm. Dr. 
Keimel entgegen. In der sich hieran anschlie­
ßenden Debatte ergriffen die Abgeordneten 
Gföllner, Kittl, Probst, Hagspiel, Dr. Pelikan, 
Bergmann, Schemer sowie der Ausschußob­
mann Abgeordneter Dkfm. Dr. Keimel und 
Frau Staatssekretär Dr. Beatrix Eypeltauer 
das Wort. 

Abgeordneter Gföllner brachte einen Abän­
derungsantrag ein, durch den Streichungen 
und Adaptierungen vorgenommen werden 
sollten. 

Bei der Abstimmung fand der Initiativan­
trag nicht die Zustimmung der Ausschuß­
mehrheit, und der Bautenausschuß hat 
beschlossen, dem Nationalrat den vorliegen­
den Bericht zu erstatten. Der obgenannte 
Antrag des Abgeordneten Gföllner verfiel 
gleiChfalls der Ablehnung. 

Der Bautenausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle diesen 
Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich Sie, die Debatte zu 
eröffnen. 

Präsident: Berichterstatter zu Punkt 2 ist 
Herr Abgeordneter Dr. Fertl. Ich bitte um den 
Bericht. 

Berichterstatter Dr. Fertl: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bringe den 
Bericht des Bautenausschusses über die 
Regierungsvorlage (914 der Beilagen): Bun­
desgesetz zur Verbesserung der Wohnverhält­
nisse von jungen Familien (Startwohnungsge­
setz). 

Der gegenständliche Gesetzentwurf beab­
sichtigt eine vorübergehende Wohnversor­
gung junger Familien und verfolgt darüber 
hinaus das Ziel, der Stadterneuerung durch 
die Gewährung günstiger Darlehen aus 
öffentlichen Mitteln zur Verbesserung älterer 
Wohnungen neue Impulse zu verleihen. Fer­
ner soll der Abschluß befristeter Mietverträge 
das Leerstehen von Wohnungen hintanhalten. 

Der Tr~ger der Objekt- sowie der Subjekt­
förderung (Starthilfe) ist hiebei der beste­
hende Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds; für 
Gemeinden besteht die Möglichkeit der Mit­
wirkung auf freiwilliger Grundlage. 

Die erwähnten Ziele dieses Gesetzes stehen 
in Einklang mit der Erkenntnis, daß der 
Erhaltung und Erneuerung alter Stadt- und 
Ortskerne in Zukunft große Bedeutung 
zukommen wird. 

Der Bautenausschuß hat die gegenständli­
che Regierungsvorlage erstmals in seiner Sit­
zung am 26. Jänner 1982 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, 
einen gemeinsamen Unterausschuß zur Vor­
behandlung dieser Regierungsvorlage sowie 
der Anträge 731 A und 1171 A einzusetzen. 

Dieser Unterausschuß befaßte sich unter 
Beiziehung von Sachverständigen in insge-
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samt sieben Sitzungen mit dem gegenständli­
chen Gesetzentwurf, über welchen kein Ein­
vernehmen erzielt werden konnte. 

In seiner Sitzung vom 6. Mai 1982 nahm der 
Bautenausschuß den mündlichen Bericht des 
Obmannes des Unterausschusses entgegen. 

Der Abgeordnete Kittl brachte Abände­
rungs- beziehungsweise Ergänzungsanträge 
ein. 

Ein weiterer Abänderungsantrag wurde 
vom Abgeordneten Gföllner gestellt. Schließ­
lich unterbreitete Abgeordneter Probst einen 
Antrag. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf unter Berücksichtigung der obgenann­
ten Anträge des Abgeordneten Kittl teils ein­
stimmig und teils mit Mehrheit angenommen. 

Die Anträge der Abgeordneten Gföllner 
beziehungsweise Probst fanden hingegen 
keine Mehrheit. 

Zu einzelnen Bestimmungen des Gesetzent­
wurfes trifft der Bautenausschuß folgende 
Feststellungen: 

Zu § 1 Abs. 1 und 2: 

Nach Auffassung des Ausschusses sollen an 
die Glaubhaftmachung der Nutzfläche einer 
Wohnung keine allzu strengen Anforderun­
gen gestellt werden, wenn die Beschaffung 
exakter jeden Irrtum ausschließender Unter­
lagen über die Nutzfläche unverhältnismäßig 
hohe Kosten verursachen würde. Erweist sich 
nachträglich eine geringfügige Abweichung 
von den vorgesehenen Grenzwerten, so soll 
dies die Qualifikation als Startwohnung nicht 
berühren. 

Zu § 15: 

Zu § 15 hält der Ausschuß fest, daß im Hin­
blick auf die Bestimmungen des § 15 Abs.5 
lit. c Wohnbauförderungsgesetz 1968, wonach 
der Anspruch auf Wohnbeihilfe bei vollständi­
ger Tilgung des Darlehens erlischt, auch bei 
durch den Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds 
geförderten Wohnungen eine Wohnbeihilfe 
nur so lange in Betracht kommt, als das 
Fondsdarlehen nicht zur Gänze zurückgezahlt 
wurde. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Bautenausschuß somit den An t rag, der 
Nationalrat wolle dem dem schriftlichen Aus­
schußbericht angeschlossenen Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, in die Debatte ein­
zugehen. 

Präsident: Berichterstatter zu Punkt 3 ist 
der Abgeordnete ModI. 

Berichterstatter Modi: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich erstatte den Bericht des Bau­
tenausschusses über den Antrag der Abgeord­
neten Dkfm. Dr. Keimel und Genossen betref­
fend ein Bundesgesetz mit dem das Wohnbau­
förderungsgesetz 1968 geändert wird (1171 A). 

Die Abgeordneten Dkfm. Dr. Keimei, Vet­
ter, Dr. Schwimmer, Gföllner, Breiteneder und 
Genossen haben in der Sitzung des National­
rates am 10. Juni 1981 den obgenannten In­
itiativantrag, der dem Bautenausschuß zuge­
wiesen wurde, eingebracht. Der vorliegende 
Antrag wird mit der Notwendigkeit einer 
abgestimmten Paketlösung zwischen Miet­
recht, Stadterneuerungs-Gesetz, 1. Eigen­
tumsbildungsgesetz der ÖVP, Steuerrecht 
und einer Novellierung des Wohnbauförde­
rungsgesetzes 1968 begründet. 

Der Bautenausschuß hat diesen Initiativan­
trag erstmals in seiner Sitzung am 26. Jänner 
1982 in Verhandlung genommen. Nach 
Berichterstattung durch den Abgeordneten 
Dr. Pelikan und Wortmeldungen der Abgeord­
neten Gföllner, Kittl, Probst und Dr. Schwim­
mer sowie des Obmannes Abgeordneten 
Dkfm. Dr. Keimel und des Bundesministers 
für Bauten und Technik Sekanina wurde ein­
stimmig beschlossen, zur weiteren Behand­
lung einen gemeinsamen Unter ausschuß zur 
Beratung des vorliegenden Antrages sowie 
der Regierungsvorlage 914 der Beilagen 
(Startwohnungsgesetz) und des Antrages 
731 A einzusetzen, dem von der Sozialistischen 
Partei Österreichs die Abgeordneten Dr. 
Fertl, Hesoun, Kittl, Schemer und Weinber­
ger, von der Österreichischen Volkspartei die 
Abgeordneten Gföllner, Hagspiel, Dkfm. Dr. 
Keimel und Vetter sowie von der Freiheitli­
chen Partei Österreichs der Abgeordnete 
Probst angehörten. 

Dieser Unterausschuß befaßte sich unter 
Beiziehung von Sachverständigen in seinen 
Sitzungen vom 11. Feber 1982, 25. März 1982 
und 14. April 1982 mit dem gegenständlichen 
Gesetzentwurf. 

In seiner Sitzung vom 6. Mai 1982 nahm der 
Bautenausschuß den mündlichen Bericht des 
Obmannes des Unterausschusses Dkfm. Dr. 
Keimel entgegen. In der sich hieran anschlie­
ßenden Debatte ergriffen die Abgeordneten 
Kittl, Breiteneder, Schemer und Bergmann 
sowie der Ausschußobmann Dkfm. Dr. Kei­
mel das Wort. 

Bei der Abstimmung fand der Initiativan­
trag nicht die Zustimmung der Ausschuß­
mehrheit. 

114. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 25 von 124

www.parlament.gv.at



11424 Nationalrat XV. GP - 114. Sitzung - 12. Mai 1982 

Modi 

Der Bautenausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle diesen 
Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich Sie, die Debatte zu 
eröffnen. 

Präsident: Ich danke den Herren Berichter­
stattern für ihre Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter 
einem durchgeführt. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeord­
neter Dr. Mock. 

12.18 

Abgeordneter Dr. Mock (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Die drei 
Gesetze, die heute dem Nationalrat zur Bera­
tung vorliegen - das 1. Eigentumsbildungsge­
setz der Österreichischen Volkspartei, das 
Startwohnungsgesetz von der Regierungs­
seite und die Novelle zum Wohnbauförde­
rungsgesetz 1968 -, sind für uns heute Anlaß, 
drei besonders wichtige Anliegen sowohl hin­
sichtlich ihrer konkreten Verwirklichung als 
auch vom Grundsatzpolitischen her zu disku­
tieren und unsere Position hier klar herauszu­
stellen: zum Anliegen des Wohnens, zum 
Anliegen der Arbeitsplätze für die Menschen 
dieses Landes und zur Schaffung von Eigen­
tum. 

Es ist mir durchaus sehr recht, daß diese 
drei Gesetze beziehungsweise diese drei wich­
tigen Probleme zu einem Zeitpunkt behandelt 
werden, wo auch in der Öffentlichkeit ein 
Volksbegehren für den Bau von 12 000 Woh­
nungen und gegen die Errichtung eines Kon­
ferenzpalastes läuft. (Beifall bei der ÖVP.) 

Denn, meine Damen und Herren, für uns ist 
es eine echte Alternative, ob wir eine unge­
heure Summe Geldes für ein Konferenzzen­
trum verwenden, zu dem wir, wie ich einmal 
formuliert· habe, nicht verpflichtet sind, das 
eigentlich niemand will und das wir nicht 
brauchen, oder ob wir dieses Geld in Wohnun­
gen, in die Althaussanierung und in andere 
vernünftige Projekte investieren. Für uns ist 
diese Frage nicht, wie der Herr Bundeskanz­
ler es formuliert hat, ein Randproblem, son­
dern eine sehr wesentliche Frage der 
Zukunft, und zwar der wirtschaftlichen und 
der sozialen Zukunft unserer Bevölkerung. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Wohnungen und Arbeitsplätze sind Grund­
anliegen der Menschen. Ich möchte hier sehr 
klar etwas sagen: Wenn wir uns ansehen, was 
im Bereich des Wohnbaues geschehen ist, wie 
sich die Sicherheit der Arbeitsplätze entwik-

kelt, dann zeigen zwölf Jahre Alleinregierung, 
daß sozialistische Politik nicht mehr in der 
Lage ist, diesem Grundanliegen der österrei­
chischen Bevölkerung zu entsprechen und 
gerecht zu werden. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Wie sieht die Situation im Wohnungsbe­
reich aus? - Bundeskanzler Dr. Kreisky ist 
1970, das heißt in einem Jahr, in dem wir in 
Österreich 50000 Wohnungen gebaut haben, 
mit dem Versprechen angetreten, dieser Zahl 
von Wohnungen jährlich zusätzlich 
5000 Wohnungen hinzuzufügen. 

Man kann heute nachlesen, daß die Soziali­
sten für das Jahr 1980 - oder sagen wir bes­
ser, die sozialistische Bundesregierung -
eine Jahreskapazität des Baues von 
100 000 Wohnungen versprochen hat. Im Jahr 
1980 waren es - statt 100000 - 42000 Woh­
nungen. So rasch vergehen sozialistische Pro­
phetien. Aber bitte nicht nur innerhalb von 
zwölf Jahren. Inzwischen hat sich gezeigt, daß 
gewisse Voraussagen nicht einmal acht 
Wochen und einen Tag mehr halten. 

Es hat mich nicht überrascht, als vor drei, 
vier Jahren bei seiner Amtsübernahme Bau­
tenminister Sekanina in seiner gelegentlich 
ja durchaus sympathischen Offenheit 
gemeint hat: Der Wohnbau neigt zum Kolla­
bieren. Der Bautenminister der sozialisti­
schen Regierung sagt nach knapp zehnjähri­
ger Regierungszeit: Der Wohnbau neigt zum 
Kollabieren. Bitte: Deutlicher kann man es 
eigentlich nicht mehr sagen. 

Im vergangenen Herbst hat Professor 
Knapp, von dem wir nicht behaupten können, 
daß er uns in seinen sehr respektierten Wirt­
schaftsanalysen immer mit besonderem 
Wohlwollen behandelt, und der ein sehr kriti­
scher unabhängiger Analytiker ist, festge­
stellt, daß im Durchschnitt der Jahre 1969 bis 
1977 in Österreich 6V4 Wohnungen pro 
1 000 Einwohner fertiggestellt worden sind. 
Damit liegt Österreich unter 18 Ländern -
unter Einschluß 16 europäischer Länder, der 
Vereinigten Staaten und Jugoslawien - mit 
dem 15. Platz an der drittletzten Stelle. Ein 
sozialistischer Rekord! Man kann nur sagen: 
Österreich wird mit dieser Politik - so wie in 
diesem Bereich - auch in anderen Bereichen 
hinten bleiben. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir müssen zur 
Kenntnis nehmen, daß nicht nur der Bundes­
kanzler die. Frage des Wohnens und der 
Arbeitsplätze und der Alternative zum Konfe­
renzzentrum als Randproblem betrachtet, 
sondern offensichtlich auch die Mitglieder der 
sozialistischen Fraktion. Wir registrieren das, 
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aber es ist iedermanns Sache, zuzuhören oder 
nicht zuzuh'ören, nur kann sich die Öffentlich­
keit einen Reim darauf machen. (Neuerliche 
Zustimmung bei der ÖVP.) 

N ach zwölf Jahren, meine Damen und Her­
ren, haben wir in Österreich 50000 Woh­
nungssuchende, deren Ansuchen als dringlich 
vorgemerkt sind. Über 20 000 allein in Wien, 
4000, 5000 in Linz und in anderen Landes­
und Bezirks städten. Das heißt, es warten 
50 000 Menschen auf eine menschenwürdige 
Wohnung, deren Fall von der Verwaltung als 
dringlich anerkannt wurde. Meine Damen 
und Herren! Wäre es nicht Zeit, hier der Ver­
nunft eine Gasse zu bahnen und zu sagen: Es 
gibt Wichtigeres, als einen Konferenzpalast 
um 7 500 Millionen Schilling zu bauen, wo der 
Bautenminister sagt, der Wohnbau kollabiert, 
wo wir feststellen mußten, wir haben immer 
weniger gebaut und daher zu wenig gebaut, 
wo wir feststellen müssen, wir haben zu teuer 
gebaut? - Das letzte Wohnbaupaket von 
Minister Salcher bringt Wohnungen, die im 
Durchschnitt um 700 S monatlich teurer sind 
als eine normalgeförderte Wohnung nach der 
Wohnbauförderung 1968. Zu teuer, meine 
Damen und Herren! 

Und drittens ist alles zu kompliziert. Auf 
Bundesebene gibt es allein zwölf Förderungs­
arten für den Wohnbau. Wie soll sich denn der 
einzelne noch auskennen? In Sankt Pölten 
gibt es ein Hochhaus mit Wohnungen mit vier 
verschiedenen Berechnungen für die dortigen 
Mietzinse. Das alles ist doch längst nicht 
mehr zumutbar. 

Das heißt: Was wir brauchen, ist eine große 
Lösung für mehr Wohnungen, für Wohnun­
gen, die man sich leisten kann, für eine Förde­
rung, die auf den einzelnen ausgerichtet ist. 

Wenn wir heute eine Zeit haben, in der das 
Geld so knapp geworden ist, wie es der Herr 
Bundeskanzler auch gestern verkündet hat, 
dann müssen wir dem Wohnen und der damit 
verbundenen Sicherung der Arbeitsplätze 
Vorrang geben gegenüber der Errichtung 
eines Konferenzpalastes. (Zustimmung bei 
der ÖVP.) 

Ein Grund für die massive Verteuerung der 
Neubauwohnungen liegt in dem Rückzug der 
öffentlichen Hand aus dem Wohnungswesen. 
Dementsprechend ist der gesamtösterreichi­
sche Zugang an Wohnungen besonders seit 
den Jahren 1970 und 1971 zurückgegangen. 
Das ist kein österreichischer Weg, das ist ein 
sozialistischer Weg, meine Damen und Her­
ren, und den wollen wir ändern. (Neuerliche 
Zustimmung bei der ÖVP.) 

Ich glaube, daß es daher nicht zufällig oder 

eine politische Marotte ist, wenn wir eine 
Alternative aufzeigen, indem wir sagen: Statt 
des Konferenzpalastes Assanierung von Alt­
wohnungen, Assanierung von alten Häusern, 
Neubau von Eigenheimen und Neubau von 
Wohnungen. 

Herr Bautenminister! Ich wundere mich, 
daß Sie das mit dieser Konsequenz vertreten, 
wo Sie durchaus den Ruf haben, daß bei 
Ihnen Praktikabilität, Vernunft, Hausver­
standVorrang haben gegenüber Prestige und 
Parteiprogramm, daß Sie hier bewußt zuse­
hen, wie sozialistische Ideologie die prakti­
sche Vernunft sozusagen aus der Wohnbau­
politik delogiert. Darüber kann man sich nur 
wundern. 

Ich glaube, es würde sicherlich Ihrem politi­
schen Ansehen - da können Sie sagen, das 
braucht nicht Ihre Sorge sein, aber Sie haben 
ja beim Konferenzpalast auch einmal eine 
kurze Zeit sehr offen Ihre Meinung geäußert, 
daß es eine bessere Alternative gäbe -, dem 
Ruf, daß Sie Pragmatiker sind und dem Haus­
verstand gelegentlich Vorrang gegenüber der 
Parteiideologie geben, nützen, wenn Sie auch 
im Wohnbaubereich einen Weg einschlagen, 
der zuerst an die Menschen dieses Landes 
denkt und erst dann an die eigene Partei und 
erst dann eventuell an ein Prestigeprojekt wie 
das Konferenzzentrum. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und das, meine Damen und Herren, in 
einem Zeitpunkt, wo der Bundeskanzler ver­
kündet: 70 Milliarden Schilling Defizit im 
Budget sind nicht angenehm, aber durchaus 
finanzierbar . (Zwischenrufe.) 

Vor vier Monaten hat der Herr Finanzmini­
ster erklärt: 

Die Behauptung, die Ansätze dieses Bud­
gets seien unrichtig, ist daher ungeheuerlich 
und zurückzuweisen. Jene Experten, die 
heute schon sagen, daß das Bruttodefizit min­
destens 65 Milliarden Schilling ausmachen 
werde, verdienen ihren Namen nicht und soll­
ten sich ihr Lehrgeld zurückzahlen lassen. 
(Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Bitte: Das ist die Aussagekraft sozialisti­
scher Prognosen nicht nur des Herrn Bundes­
kanzlers und des Herrn Finanzministers. 
Man könnte auch viele andere Beispiele zitie­
ren. 

In diesem Zeitpunkt ist es weniger denn je 
angebracht, ein Projekt um 7 500 Millionen 
Schilling zu errichten, das wir nicht brauchen 
und von dem nur eines sicher ist: daß es uns 
pro Jahr Hunderte Millionen Schilling an 
Betriebskosten eines Tages kosten wird. Das 
ist der falsche Weg, das ist der sozialistische 
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Weg und nicht der österreichische Weg. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Das ist die Situation im Wohnbaubereich, 
meine Damen und Herren. 

Wie ist die Situation im zweiten Bereich, 
der so wesentlich ist, im Bereich der Arbeits­
platzsicherung? - Ich zitiere wieder den 
Herrn Bundeskanzler, der vor zwölf Jahren 
gemeint hat: Die sozialistische Regierung 
wird dafür sorgen, daß sich an der toten 
Grenze ein breiter Gürtel des Wohlstandes 
und der Prosperität hinzieht. 

8 Prozent Arbeitslose in Kärnten, 10, 12, 
16 Prozent Arbeitslose in anderen Bezirken 
der Oststeiermark, im südlichen Burgenland, 
im nördlichen Niederösterreich. Die Men­
schen dort haben nichts gemerkt von einem 
breiten Gürtel des Wohlstandes und der Pro­
sperität, die merken heute nur, daß es für sie 
heute schwieriger ist als vor zehn Jahren, 
einen neuen Arbeitsplatz zu finden, wenn sie 
den alten verlieren, und daß sie im Durch­
schnitt weniger Verdienstmöglichkeit haben 
als die Menschen in den Ballungszentren 
Österreichs. 

Was wir aber wollen, ist nicht ein zweige­
teiltes Österreich, sondern ein Österreich, wo 
möglichst in allen Bezirken, wo Menschen 
leben, möglichst ähnliche Chancen auf Arbeit, 
Wohnen und Einkommen bestehen. (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Daher haben 
wir eben die große Lösung vorgeschlagen, die 
sich an dem Grundsatz orientiert: So viele 
Eigenheime und Eigentumswohnungen als 
möglich und so viele Mietwohnungen und 
Genossenschaftswohnungen als notwendig. 
Und zwar nicht irgendwelche Wohnungen, 
sondern Wohnungen, die sich der einzelne 
auch leisten kann. (Beifall bei der ÖVP.) Ich 
denke hier vor allem an kinderreiche Fami­
lien, ich denke an sozial Schwache oder auch 
an unsere jungen Mitbürger. 

Wir haben daher im Sommer 1980 ein 
Wohnungspaket vorgeschlagen mit dem 
1. Eigentumsbildungsgesetz und 1981 mit der 
Wohnbauförderungs-Novelle. Wir sind bisher 
aber immer auf Ihre Ablehnung gestoßen. 

Das 1. Eigentumsbildungsgesetz, mit dem 
Genossenschafts- und Gemeindewohnungen 
in das Eigentum übertragen worden wären -
übrigens etwas, meine Damen und Herren, 
was auf Grund eines Gesetzes der Volkspartei 
aus dem Jahre 1967 im Rahmen des Bundes­
Wohn- und Siedlungs-Fonds bei 24000 bishe­
rigen Mietwohnungen praktiziert worden ist 
-, wurde abgelehnt. Wir haben nicht nur 

etwas vorgeschlagen, von dem wir überzeugt 
sind, das es der richtige Weg ist, wir haben 
etwas vorgeschlagen, wo wir in einem Teil­
sektor bewiesen haben, daß es funktioniert. 
Nur führt es zu einer gesellschaftlichen Situa­
tion, nämlich zur Eigentumsstreuung unter 
möglichst vielen Menschen, die Sie, meine 
Damen und Herren - oder viele unter Ihnen, 
die bei Ihnen Politik machen -, ablehnen. 
Das ist der Grund, warum Sie auch das 
1. Eigentumsbildungsgesetz abgelehnt haben. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Mir ist das einfach ein Rätsel in der Situa­
tion, in der wir stehen. Dies ist ein Gesetz, 
meine Damen und Herren, das mehr Men­
schen Eigentum bringt als bisher. 60 bis 
70 Prozent der Mieter, die eine Miet- oder 
Genossenschaftswohnung haben, wären 
interessiert, gegen einen angemessenen Preis 
die Wohnung zu erhalten. Das heißt, wir 
könnten in fünf bis sechs Jahren rund 40 Mil­
liarden Schilling - 35 bis 40 Milliarden Schil­
ling - aufbringen und diese wieder begün­
stigt für die Wohnbauförderung einsetzen. Es 
wäre also möglich, um diese gewaltige 
Summe im Jahr zwischen 5 000 und 
6 000 Wohnungen zu bauen, gleichzeitig bis zu 
10000 Wohnungen zu sanieren und dadurch 
16 000 zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. 

Seit 20 Monaten liegt dieses Gesetz hier, 
und seit 20 Monaten sagt die sozialistische 
Mehrheitsfraktion nein zu seiner Behand­
lung, macht alles, was die Geschäftsordnung 
erlaubt, um eine abschließende Behandlung 
zu verhindern. Wundern Sie sich daher nicht, 
wenn ich Ihnen sage, bei Ihnen hat die Ideolo­
gie den Hausverstand und das Interesse der 
Bevölkerung an der Wohnbaupolitik vertrie­
ben. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Das Startwohnungsgesetz, das Sie gebracht 
haben und das wir heute gemeinsam verab­
schieden werden, ist meiner Auffassung nach 
ein Feigenblatt. Das Startwohnungsgesetz 
hilft dem Wohnungs suchenden die ersten fünf 
Jahre. Er muß dann wieder wohin gehen, um 
um eine bestimmte Wohnung zu betteln, mög­
licherweise natürlich mit dem Parteibuch. 
N ach fünf Jahren, meine Damen und Herren, 
muß er sich überlegen, daß er wieder raus 
geht. Die meisten Einrichtungsgegenstände, 
die das junge Ehepaar anschaffte, können für 
die neue Wohnung nicht mehr verwendet wer­
den. 

Aber Sie haben unsere Wohnstarthilfe 
abgelehnt, nur weil die Anregung von der 
ÖVP kommt, obwohl das eine finanzielle Hilfe 
wäre, wo der Wohnungssuchende von Anbe­
ginn in jene Wohnung kommt, die er sich 
selbst aussuchen kann und wo er sein Leben 
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lang oder eine lange Zeit bleibt. Aber Partei­
politik und Prestige sind wichtiger als Haus­
verstand und das Interesse der Menschen, die 
eine Wohnung suchen. 

Sie haben zwar konsequent gehandelt mit 
diesen Vorschlägen gemäß Ihrer Ideologie, 
konsequenter vielleicht, meine Damen und 
Herren, als gelegentlich in den vergangenen 
Jahren, aber Sie haben gegen die Interessen 
der Bürger dieses Landes gehandelt! 

Im Jahre 1972, meine Damen und Herren, 
ist zum erstenmal - und da liegt der dritte 
Ansatzpunkt: neben Wohnen und Arbeit die 
Eigentumsfeindlichkeit - die besondere För­
derung von Eigenheimen und Eigentumswoh­
nungen beseitigt worden, mit einem Beschluß 
der sozialistischen Mehrheit. 1975 hat man 
die Förderung von Eigenheimen und Eigen­
tumswohnungen verschlechtert. Und vor zwei 
Monaten hat die sozialistische Mehrheit ein 
Gesetz beschlossen, wodurch die Förderung 
von Eigenheimen und Eigentumswohnungen 
ausgeschlossen worden ist. 

Meine Damen und Herren! Hier zeigt sich 
die Langlebigkeit sozialistischer Dogmen, die 
grundsätzliche Eigentumsfeindlichkeit sozia­
listischer Politik. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Das war auch der Grund, der harte Kern, 
warum wir das sogenannte Wohnbausonder­
programm abgelehnt haben, weil es Ihnen 
nicht um die Schaffung von Wohnraum ging, 
sondern Sie haben damit teurere Wohnungen 
geschaffen, wie ich vorhin gesagt habe - im 
Durchschnitt ist eine solche Wohnung um 
700 S im Monat teurer als eine Wohnung nach 
einer normalen Wohnbauförderung -, und 
Sie haben vor allem die Förderung von Eigen­
heimen und Eigentumswohnungen verhin­
dert. Eigentumsfeindlichkeit war der ideologi­
sche Kern des sogenannten Salcher-Wohn­
bausonderprogrammes. 

Ich sage Ihnen in voller Offenheit: Das wer­
den wir, in welcher Form, auf welcher gesell­
schaftlichen Ebene auch immer das kommt, 
immer wieder ablehnen. Wir verstehen uns 
als Eigentumspartei, als eine Partei, die sich 
in allen gesellschaftlichen Bereichen ver­
pflichtet fühlt, jenen, die Eigentum haben, 
dieses zu schützen, und jenen, die kein Eigen­
tum haben, zu helfen, daß sie persönliches 
Eigentum erwerben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dahinter, meine Damen und Herren -
man soll durchaus bei solchen Gelegenheiten 
auch grundsatzpolitische Positionen heraus­
stellen -, steckt eben eine lange ideologische 
Geschichte. Czernetz, einer jener, der sich ja 
immer sehr offen zu seinen Überzeugungen 
bekannt hat, hat seinerzeit noch den Verstaat-

lichungssozialismus in einem interessanten 
Aufsatz vertreten. Die erste Stufe ist die Ent­
eignung und je nach dem gesellschaftlichen 
Bewußtsein, wie er geschrieben hat, mit oder 
ohne Entschädigung. Dann die Überführung 
der enteigneten Betriebe in die öffentliche 
Verwaltung und dann die Überführung in die 
Gemeinwirtschaft. 

Nun gebe ich zu: Dieser Verstaatlichungsso­
zialismus . hat teilweise schon Schiffbruch 
erlitten, und gar mancher von Ihnen ist auch 
schon davon abgerückt. Wo bleibt der Vertei­
lungssozialismus, in dem man immer mehr 
Steuern und Gebühren vom einzelnen ver­
langt, seinen Arbeitsertrag immer mehr 
abschöpft und ihm einen Teil dann zurück­
gibt, wenn man sich sagen lassen muß, eine 
Sozialversicherungsbranche nach der ande­
ren, eine Sozialversicherungsinstitution nach 
der anderen kommt ins Defizit? - Nur ein 
Beispiel. Auch der Verteilungssozialismus 
erlebt seine Schwierigkeiten. 

Dann arbeiten Sie mit dem Modell der Wirt­
schaftsdemokratie, von dem niemand genau 
weiß, was es eigentlich bedeutet. Mangels 
eines offenen Bekenntnisses zum orthodoxen 
Sozialismus strebt das dann auseinander, und 
der Herr Handelsminister, der leider jetzt 
nicht mehr herinnen ist, spricht dann gern 
von der sozialdemokratischen oder sozialisti­
schen Marktwirtschaft, ohne daß jemals defi­
niert wird, was das bedeutet. Wohin geht die 
Reise?, hat man sich gefragt. Meine Damen 
und Herren! Mit dieser Wohnbaupolitik zei­
gen Sie, wohin die Reise geht: Die Reise geht 
zu Zentralismus, zu Bürokratismus und zur 
Eigentumsfeindlichkeit. Das ist sehr klar hier 
herausgestellt. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Für uns sind das alles keine Randprobleme, 
wie der Herr Bundeskanzler gemeint hat. Es 
ist für uns kein Randproblem, meine Damen 
und Herren, ob wir einen Konferenzpalast 
bauen oder ob wir 12 000 Wohnungen in ganz 
Österreich errichten. Es ist für uns kein 
Randproblem, wenn Arbeiter, Angestellte, 
Nebenerwerbsbauern in Fürstenfeld scharen­
weise gekündigt werden, wo 16 Prozent 
Arbeitslosigkeit ist, oder ob ein Konferenzpa­
last gebaut wird. Es ist für uns kein Randpro­
blem, meine Damen und Herren, ob eine Inve­
stition in Wien erfolgt, und zwar dort, wo Gott 
sei Dank noch eine hohe Beschäftigungsrate 
ist, zur Sicherung vor allem von Arbeitsplät­
zen für Maschinen und nicht in ganz Öster­
reich zur Sicherung von Arbeitsplätzen für 
Menschen. Das sind für uns keine Randpro­
bleme, sondern sind wesentliche Fragen der 
wirtschaftlichen und sozialen und damit der 
politischen Zukunft unseres Landes! (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 
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Eigentum ist für uns ein Instrument der 
Sicherung der persönlichen Freiheit. Persönli­
ches Eigentum vermittelt persönliche Frei­
heit. Und wer die pluralistische Wirtschaft, 
freies Wirtschaften, aber auch persönliches 
Eigentum abschafft, gefährdet auch oder 
reduziert zumindest den demokratischen 
Gehalt unserer Gesellschaft. (Neuerliche 
Zustimmung bei der ÖVP.) 

Es ist doch nicht uninteressant, meine 
Damen und Herren, daß immer jene Gesell­
schaften die unfreiesten sind, wo es das 
geringste persönliche Eigentum, den höch­
sten Grad der Zentralisierung und Bürokrati­
sierung gibt. Lernen wir doch aus der 
Geschichte! Für uns ist freie Gesellschaft 
ohne persönliches Eigentum einfach nicht 
denkbar. Ein zweiter Hinweis: Eigentum, 
meine Damen und Herren, ist auch ein ent­
scheidender Anreiz für ökonomisches, für klu­
ges Handeln. Wenn überall, auch im öffentli­
chen Bereich, die gleichen sorgsamen Maß­
stäbe angelegt würden bei öffentlichen Pro­
jekten, die der einzelne Mensch anlegt, wenn 
es sich um sein persönliches Eigentum han­
delt, könnten wir uns Millionen und Milliar­
den an vergeudetem Volksvermögen erspa­
ren. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Im "Modell Österreich" der Österreichi­
schen Volkspartei heißt es daher: 

"Eine am Bild des selbständigen Menschen 
orientierte Wohnungspolitik muß daher 
berücksichtigen", daß der Wohnungswerber , 
der eine Wohnung sucht, nicht der Machtkon­
zentration gegenübersteht, daß er nicht 
abhängiger wird, sondern durch den Erwerb 
einer Wohnung unabhängiger, "daß sich die 
Wohnungspolitik an den Bedürfnissen der 
Menschen orientiert" und daß wir mit einer 
ausreichenden "Versorgung der Bürger mit 
Wohnungen" den "sozialen Frieden" auch in 
unserem Lande sichern. 

Meine Damen und Herren von der soziali­
stischen Fraktion! Wenn Sie, so wie wir, am 
Sonntag und am Samstag irgendwo Reden 
halten, wer könnte sich - zumindest die mei­
sten von Ihnen - nicht dazu auch bekennen 
oder bekennt sich sogar dazu? - Das 
1. Eigentumsbildungsgesetz würde 16 000 
zusätzliche Arbeitsplätze schaffen, würde 
einer Fülle von Menschen mehr Unabhängig­
keit, Selbständigkeit geben, weil die Woh­
nungen ihnen als persönliches Eigentum gehö­
ren. Sie lehnen es ab, nicht weil Sie gegen den 
Wohnbau sind, sondern weil Sie gegen das 
persönliche Eigentum sind. 

Warum stimmen Sie dann gegen die 
Novelle zum Wohnbauförderungsgesetz, das 

gerade den jungen Menschen hilft, weil man 
die Rückzahlung von Darlehen sehr verbil­
ligt? - Nicht weil Sie gegen den Wohnbau 
sind, nein, sondern weil die Idee nicht von 
Ihnen kommt. 

Sie sollten sich doch wirklich von den bishe­
rigen Ergebnissen im Wohnungsbereich, in 
der Wohnungssituation und im Bereich der 
Arbeitsplatzsicherung beeindrucken lassen. 
Sie sollten die Realität sehen. Sie werden 
doch auch von Menschen angesprochen in 
Freistadt, in Zwettl; in Gmünd, im Lavanttal 
oder in der Oststeiermark, was immer ich vor­
hin genannt habe. Machen wir doch jeder 
nach seinen Wertvorstellungen Politik, aber 
ausgerichtet auf die Bedürfnisse der Men­
schen. Lassen wir das Prestige weg! (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Sie, meine Damen und Herren, müssen sich 
heute sagen lassen: Nach zwölf Jahren SPÖ­
Politik gibt es weniger Wohnungen; Sie haben 
Ihr Ziel nicht erreicht. Und es werden weni­
ger Wohnungen im Jahr gebaut als im Jahre 
1970. Sie sind teurer, als sie sich der Durch­
schnittseinkommensbezieher heute leisten 
kann. Es gibt mehr Bürokratismus als vor 
zwölf Jahren. Hier an diesen Beispielen -
Wohnbau, Arbeitsplatzsicherung und Schaf­
fung von Eigentum - zeigt sich sehr wohl der 
Unterschied, auch der grundsatzpolitische 
Unterschied zwischen der Österreichischen 
Volkspartei und der Sozialistischen Partei. 

Wir werden dafür arbeiten, daß im Wohn­
bau soziale Verantwortung und wirtschaftli­
che Vernunft Vorrang haben, daß die Eigen­
tumsbildung wieder Vorrang bekommt, daß 
man wieder Wohnungen baut, die man sich 
leisten kann. Wir werden mit unserer großen 
Lösung dafür eintreten, daß Arbeitsplätze 
durch Wohnbau, Assanierung von alten Häu­
sern in ganz Österreich gesichert werden und 
nicht das Geld des österreichischen Steuer­
zahlers bei einem neuen, unnötigen Konfe­
renzbau vergeudet wird. (Beifall bei der 
ÖVP.) 12.45 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Kitt!. 

12.45 

Abgeordneter Kittl (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der Erstunterzeichner des 
ersten Eigentumsbildungsgesetzes im Woh­
nungswesen, der Abgeordnete Dr. Mock, hat 
nunmehr erstmals im Hohen Haus seinen 
Antrag begründet, denn bei der ersten Lesung 
hat er den Drittunterzeichner vorgeschoben 
(Abg. Mag. Mi n k 0 w i t sc h: Vorgelassen, 
nicht vorgeschoben!), den Abgeordneten Dr. 
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Schwimmer, damit er diesen Antrag hier im 
Hohen Haus vertritt. 

Herr Dr. Mock, im Unterausschuß des Bau­
tenausschusses wurde ja von Ihren Freunden 
Klage geführt, daß es unverzeihlich sei, daß 
die Regierungspartei und die Abgeordneten 
der Sozialistischen Partei diesen Antrag nicht 
früher zur Behandlung gestellt haben. Nun ist 
es so, Herr Abgeordneter Mock: Sie haben 
diesen Antrag am 3. Juli 1980 eingebracht, 
dann hat er sehr still geruht, denn Sie haben 
erstmals am 2. Oktober 1981 in der Präsidiale 
die Behandlung dieses Antrages urgiert. 
Unsere Fraktion hat dem entsprochen; er 
wurde dann auch auf die Tagesordnung am 
3. Dezember 1981 gestellt. (Abg. Dr. Mo c k: 
Nach eineinhalb Jahren!) 

Lieber Herr Dr. Mock! Es wäre Ihnen ja 
unbenommen geblieben, zu sagen, dieser 
Antrag soll früher behandelt werden. Sie 
haben ja selber diesen Antrag überhaupt 
nicht zur Diskussion gestellt. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Meine Damen und Herren der Oppositions­
parteien! Sie werfen uns vor, daß es offenbar 
in dieser langen Zeit der sozialistischen Bun­
desregierung auf dem Gebiet des Wohnungs­
wesens keine wesentlichen Initiativen gege­
ben habe. Herr Abgeordneter Dr. Mock, ich 
möchte nur auf eines hinweisen: daß wir. 
glaube ich, die 6. oder 7. Novelle zum Wohn­
bauförderungsgesetz 1968 hinter uns gebracht 
haben, eine Reihe von Novellen zum Woh­
nungsverbesserungsgesetz (Abg. Dr. Mo c k : 
Aber die Wohnungen sind weniger!), im Jahr 
1975 auch eine große Gesetzesinitiative zum 
Wohnungseigentumsgesetz, Herr Dr. Mock. 
Es folgte dann nach jahrelangen Verhandlun­
gen das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, 
im Bereich des Justizausschusses das Miet­
rechtsgesetz, das ja dem Grunde nach eigent­
lich in einer ununterbrochenen Kette seit 
1973 parlamentarisch in Behandlung gestan­
den ist. Wir schließen natürlich jetzt in einem 
gewissen Zeitabschnitt auch mit einem weite­
ren wichtigen Gesetz für junge Menschen, 
dem sogenannten Startwohnungsgesetz für 
junge Menschen, ab. 

Herr Abgeordneter Dr. Mock! Sie haben in 
Ihren Ausführungen erwähnt, daß das unver­
zeihlich ist - das hat einer Ihrer Abgeordne­
ten einmal ausgeführt -: Es gibt 49 verschie­
dene Berechnungssysteme bei den Mietenbe­
rechnungen und bei den verschiedenen För­
derungsbestimmungen. Als wir jetzt im Miet­
rechtsgesetz versucht haben, das etwas einzu­
grenzen, hier auch gerade bei den ... (Abg. 
Dr. Schwimmer: Aber jetzt gibt es ja 
noch mehr! Mit dem Mietrechtsgesetz haben 

Sie es ja noch komplizierter gemacht! Ich 
zähle Ihnen 7 neue Mietzinsarten auf!) Herr 
Kollege Dr. Schwimmer, selbstverständlich 
muß es Ordnungsprinzipien im gesamten 
Mietrechtswesen geben, denn wenn es nach 
Ihren Vorstellungen ginge, hätte es für die 
1100000 Mietbestimmungen auch 1100000 
verschiedene Berechnungen gegeben. Sie 
haben sich dagegen gewehrt, daß wir hier ent­
sprechend durchgreifen und einmal ein biß­
chen Ordnung in dieses System hineinbrin­
gen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein weiterer Punkt, Herr Abgeordneter Dr. 
Mock. Sie haben jetzt ausgeführt, ein wesent­
licher Rückgang in der Wohnungszahl wäre in 
der Hauptsache darauf zurückzuführen, daß 
sich die Gemeinde und das Bundesland Wien 
vom sozialen Wohnbau weitgehend zurückge­
zogen hat. Herr Abgeordneter Dr. Mock, ich 
empfehle Ihnen wirklich, schauen Sie sich 
diese Unterlagen an. (Abg. Dr. Mo c k : 
Arbeiterkammer-Unterlagen!) Herr Abgeord­
neter Dr. Mock, schauen Sie sich diese Unter­
lagen an! Herr Kollege, die einzige Gemeinde, 
die einzige Großgemeinde, die überhaupt 
noch aus eigenen Mitteln Wohnungen fördert, 
ist die Gemeinde Wien, alle anderen Gemein­
den haben sich weitgehend zurückgezogen. 
(Beifall bei der SPÖ.) Das müssen Sie einmal 
sehen, das müssen Sie aber auch zur Kennt­
nis nehmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
auch eine Ausführung des Bundesparteiob­
mannes der Österreichischen Volkspartei -
wir haben uns ja schon mehrmals über diesen 
Slogan unterhalten -: "Wohnungen, die man 
sich auch leisten kann." - Die ganze große 
Auseinandersetzung im Zusammenhang mit 
dem Mietrechtsgesetz ging doch in der Haupt­
sache darum: Gibt es hier vertretbare, zu mut­
bare Mieten für die einfachen Bürger dieses 
Landes? - Die Einigung ist einzig und allein 
dar an gescheitert, daß wir gesagt haben: Hier 
sind die Grenzen! Sie wollten freie Mieten 
haben für diese Mietwohnungen, für diesen 
ganzen Altwohnungsbau, Herr Abgeordneter 
Dr. Mock. Ich meine daher, daß das von Ihrer 
Seite her absolut unrichtig ist, wenn Sie der­
artiges hier zur Diskussion stellen. 

Nun zum Bundessonderwohnbaupro-
gramm. Herr Abgeordneter Dr. Mock, Sie wis­
sen ganz genau, daß mit diesem Gesamtpro­
gramm der sozialistischen Bundesregierung 
in der Hauptsache dem wirtschaftlichen Ein­
bruch begegnet werden sollte, und von unse­
rer Seite wurde klar ausgedrückt, daß es sich 
um ein Programm handelt, das einen wesent­
lichen Beitrag zur Ankurbelung der Bauwirt­
schaft leisten soll. Und niemand anderer hat 
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diese Initiative hinausgezögert als die Öster­
reichische Volkspartei, indem sie im Bundes­
rat dagegen Einspruch erhoben hat. 

Herr Dr. Mock, Sie wollen noch immer 
nicht zur Kenntnis nehmen, daß dem Grunde 
nach die vollen Bestimmungen des Wohnbau­
förderungsgesetzes 1968 auch bei diesem Son­
derwohnbauprogramm durch die Einschal­
tung der Mietbeihilfe, der Wohnbeihilfe wirk­
sam werden. Ich glaube, das muß man sehen, 
daß damit auch bei diesen 5000 Wohnungen 
wirklich vertretbare und tragbare Mieten vor­
geschrieben werden und daß sich diese Mie­
ten auch junge Bürger leisten können. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist 
eigentlich ganz besonders beachtlich, daß die 
Österreichische Volkspartei diese Grundzüge 
des Eigentumsbildungsgesetzes im Wohnbau 
ausgerichtet hat gegen die Gemeinden und 
gegen die gemeinnützigen Bauvereinigungen, 
denn ich muß ja ganz offen und ehrlich sagen: 
Wenn es von Ihrer Seite kein ideologisches 
Gesetz gewesen wäre, dann hätten Sie ja den 
Mut haben und sagen müssen: Versuchen wir, 
diese gleiche Regelung im privaten Miethaus­
bau durchzusetzen, wenn man hier sagt: Sie 
werfen uns Ideologie vor. Wir werfen Ihnen 
Ideologie vor. Denn hätten Sie das für alle 
Bereiche gemacht, dann hätten wir sagen 
können, die Österreichische Volkspartei 
macht jetzt hier einen mutigen Schritt nicht 
nur in diesen privaten großen Miethäusern. 
Aber ausgerechnet die Gemeinden, ausge­
rechnet die gemeinnützigen Bauvereinigun­
gen suchen Sie sich aus, um sie wirtschaftlich 
zu treffen. Dagegen sind wir ganz entschie­
den, Herr Abgeordneter Dr. Mock! (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Daß Ihre Fraktion eigentlich ein schlechtes 
Gewissen hatte bei dieser Beratung, Herr 
Abgeordneter, zeigt ja der Umstand, daß wir 
eingewendet haben: Holen wir uns eine 
schriftliche Äußerung vom Österreichischen 
Städtebund, holen wir uns eine schriftliche 
Äußerung des Österreichischen Gemeindever­
tretungsverbandes und holen wir uns auch 
eine schriftliche Äußerung dazu vom Verband 
der österreichischen gemeinnützigen Wohn­
bauvereinigung. - Ihre Fraktion war dage­
gen. Wir waren bereit, das echt auszuhandeln, 
denn man kann doch nicht über die Köpfe der 
Gemeinden, über die Köpfe der Bauvereini­
gungen hinweg eine derartige Maßnahme set­
zen. Erinnern Sie sich, als wir 1973/1974 das 
Stadterneuerungsgesetz und das Bodenbe­
schaffungsgesetz verhandelt haben, da war 
Ihre Fraktion ganz entschieden dagegen, daß 
dieses Bodenbeschaffungsgesetz zur Errich-

tung von Sozialwohnungen wirksam wird. Es 
hat auch kein anderes Bundesland außer mei­
nem Bundesland Salzburg die Anwendung 
dieses Gesetzes tatsächlich verhindert. 

Herr Abgeordneter Dr. Mock! Sie haben 
auch wesentliche Ausführungen gemacht zur 
Frage, es wäre der Österreichischen Volks­
partei viellieber, 12 000 Wohnungen zu bauen 
und damit auf das Konferenzzentrum in die­
sem Gesamtfinanzierungspaket von 7,5 Mil­
liarden Schilling zu verzichten. (Präsident 
Mag. Mi n k 0 w i t sc h übernimmt den Vor­
sitz.) 

Herr Abgeordneter Dr. Mock! Ich habe 
lange darüber nachgedacht, ob ich das auch 
hier in diesem Haus bringen soll. Wenn diese 
Grundsätze in der österreichischen 
Geschichte jemals Gültigkeit gehabt hätten, 
dann wäre kein einziges großes Bauwerk in 
unserer Republik Österreich je errichtet wor­
den. (Zwischenruf des Abg. Dr. Mo c k.) Herr 
Abgeordneter Dr. Mock, kein einziges! Ob Sie 
jetzt diese großartigen Bauten in Wien oder in 
meiner Heimatstadt Salzburg ansehen: Kein 
einziges derartiges großartiges Bauwerk 
hätte jemals errichtet werden können, wenn 
diese, ich möchte schon sagen, sehr mageren 
Grundsätze der Österreichischen Volkspartei 
jemals Gültigkeit gehabt hätten. (Zustim­
mung bei der SPÖ.) 

Der Bund - und das muß man der soziali­
stischen Bundesregierung bescheinigen -
hat in dieser zwölf jährigen Tätigkeit alle Bun­
desländer überall dort gefördert, wo das über­
haupt möglich war (Zustimmung bei der 
SPÖ), und auch Bauwerke finanziert und ein­
geleitet, wo Landesregierungen jahrzehnte­
lang an die Regierung herangetreten sind: 
Bitte, helft uns endlich, daß wir diese und jene 
Projekte einmal auch finanziert bekommen. 

Ich habe mir diese Unterlagen auch genau 
angeschaut für das Bundesland Salzburg. Da 
kommen ja gigantische Summen heraus, 
wenn man das alles zusammenzählt! 

Für den Bundesstraßenbau hat die soziali­
stische Bundesregierung dem Land Salzburg 
in der Zeit von 1970 bis 1981 10300 Millionen 
Schilling zur Verfügung gestellt, für den Bun­
deshochbau waren es 2 072 Millionen, für den 
Wohnbau 5 924 Millionen und für die Wasser­
wirtschaft 4 388 Millionen. Das ergibt insge­
samt den Betrag von etwa 23 000 Millionen 
Schilling. (Zwischenruf des Abg. Ha a s.) 
Dazu kommt noch, meine Damen und Herren, 
die Finanzierung der Vorhaben der Tauern 
Autobahn Aktiengesellschaft, die im Wege der 
Sonderfinanzierung für die Gesellschafts­
strecke von Hüttau in Salzburg bis Gmünd 
12 000 Millionen Schilling ausgegeben hat. 
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Jedes andere Bundesland könnte also fra­
gen: Wieviel Geld habt denn ihr bekommen? 
Wieviel Wohnungen könnte man damit eigent­
lich wirklich errichten? Ich klammere die 
Wohnbauförderung des Bundes·aus. Und wir 
könnten darauf hinweisen: Hätten wir alles 
andere nicht gemacht, dann wären in Salz­
burg 28 300 Wohnungen zusätzlich gebaut 
worden! 

Herr Abgeordneter Dr. Mock! Diese Rech­
nung könnte jedes andere Bundesland auch 
aufstellen. Ich will damit beweisen, daß die 
Vorgangsweise, Wohnungen gegen das Konfe­
renzzentrum auszuspielen, wirklich dem 
Grunde nach eine lahme Ente ist, weil man in 
dieser Form keine Politik machen kann. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Herr Abgeordneter Dr. Mock! Wir haben 
schon eine kritische Phase auch in Salzburg 
hinter uns gebracht. Da könnten Sie noch den 
Herrn späteren Bundeskanzler, unseren frü­
heren Landeshauptmann Dr. Klaus fragen. 
Ich muß ehrlich sagen, ich habe großen 
Respekt vor ihm gehabt, nämlich deswegen, 
weil er sich für den Neubau des Festspielhau­
ses, des großen Hauses, unendlich stark 
gemacht hat, und ich verkenne gar nicht, daß 
wir in unserer eigenen Partei ganz große 
Schwierigkeiten gehabt haben, denn auch 
damals ist zur Diskussion gestanden: Wir 
brauchen in unserer bitteren Zeit Wohnungen 
und kein großes Festspielhaus! (Abg. Vr. 
Fis c her: "Festspielsaurier"!) 

Was war dann die endgültige Lösung? - Es 
hat ein Konzept gegeben: 110 Millionen Schil­
ling für das große Festspielhaus waren die 
Baukosten von 1956 bis 1960 (Abg. Dr. 
Mo c k: Heute könnten wir es uns eh nicht 
mehr leisten!), aber diese Baukosten sind 
damals auf 200 Millionen Schilling angestie­
gen. Was glauben Sie, wer das bezahlt hat? -
Niemand anderer als der Bund hat tief in die 
Tasche gegriffen und hat diese 100 Millionen 
Schilling nach Salzburg fließen lassen! (Abg. 
A. Sc h lag er: Und insgesamt haben wir 
damals 10 Milliarden Schilling Staatsschul­
den gehabt. - Gegenrufe bei der SPÖ.) 

Wissen Sie, was es noch dazu gegeben hat, 
Herr Abgeordneter Dr. Mock? - (Abg. B 1 e -
c ha: Was für ein Bruttoinlandsprodukt? -
Zwischenruf des Abg. A. Sc h lag e r.) Der 
Kollege Schlager ist ja von diesen Dingen 
relativ weit entfernt. Das muß über sein 
Haupt hinweggegangen sein. 

Ich möchte zusätzlich erklären, meine 
Damen und Herren, daß Salzburg denselben 
Betrag, der für die Finanzierung des großen 
Festspielhauses eingebracht worden ist (Zwi-

schenruf des Abg. B 1 e c h a - Gegenrufe 
bei der ÖVP), auch für die Finanzierung des 
Wohnbaufonds zur Beseitigung der Baracken 
aufgewendet hat! Das hat dazu geführt, daß 
damals Salz burg wesentliche Neubauwohnun­
gen bekommen hat und daß damit auch die 
Wohnungsnot gelindert werden konnte, und 
dem Grunde nach macht der Bund heute auch 
nichts anderes. 

Ich glaube daher, wenn wir bereits eingelei­
tet haben, daß wir im Bundes-Sonderwohn­
bauprogramm 5 000 zusätzliche Wohnungen 
bauen, dann müßte es, wenn wir das mit Salz­
burg aus dem Jahr' 1956 vergleichen, auch 
möglich sein, daß wir das Konferenzzentrum 
als wichtiges großes wirtschaftliches Zentrum 
für Österreich auch tatsächlich errichten. 
(Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf des Abg. 
Dr. Sc h w im m er.) 

Herr Abgeordneter Dr. Mock! Hinsichtlich 
der Sozialwohnungen sprechen wir von der 
Sozialpflichtigkeit des sozialen Wohnungs­
baues, denn wir alle wissen, daß natürlich 
auch viele Wohnungen in ganz Österreich leer 
stehen und daß unsere jungen Menschen an 
diesen Wohnungen vorbeigehen müssen, weil 
sie die hohen Mieten überhaupt nicht aufbrin­
gen können. Darum glaube ich, daß wir den 
kommunalen Wohnbau, daß wir den gemein­
nützigen Wohnbau weiterhin unter diese 
Sozialpflichtigkeit stellen sollen, denn nur 
dadurch ist es möglich, auch junge Familien 
in diese relativ billigen Wohnungen einweisen 
zu können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben am 
vergangenen Wochenende auf einer Parla­
mentariertagung mit Freunden der sozialisti­
schen Fraktion aus der Schweiz, aus Deutsch­
land, aus Südtirol, aus Österreich wieder 
eineinhalb Tage über wesentliche Probleme 
diskutiert und haben uns auch über die Woh­
nungsprobleme in unseren Ländern ausführ­
lich unterhalten. Ich will Ihnen jetzt sagen, 
was Sie eigentlich mit dieser Einleitung der 
Weiterentwicklung des Eigentums im Woh­
nungswesen ausrichten können. (Abg. Dr. 
Mo c k: Anrichten oder ausrichten?) Anrich­
ten können! 

Herr Abgeordneter Dr. Mock! In der 
Schweiz gibt es Regionen, wo die Wohnungen 
so teuer sind, daß sich Einheimische diese 
Mieten nicht leisten können, daß sie von 
ihrem Bezirk und Kanton auswandern müs­
sen, weil sie einfach nicht imstande sind, 
diese hohen Mieten aufzubringen. (Abg. Dr. 
Mo c k: Braucht man nicht in die Schweiz zu 
gehen! Hat man alles in Österreich auch!) Und 
Sie können niemanden hindern, Herr Dr. 
Mock, daß auch jeder in Österreich, wenn er 
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sein Eigentum weitervermietet, aber schon 
ganz ordentlich hohe Mieten verlangt, die sich 
unsere jungen Menschen auch nicht leisten 
können! (Zustimmung bei der SPÖ. - Zwi­
schenruf des Abg. Dr. Sc h w im m er.) 

Ich habe dann gleichzeitig einen Fall aufge­
zeigt, der für diese Entwicklung, die Sie offen­
bar sehr gerne haben wollen, auch sehr, sehr 
kritisch zu beurteilen ist. Da gibt es einen 
Artikel in den "Salzburger Nachrichten": 
"Kein Hauskauf auf Kosten der Mieter". Ich 
kann es hier sagen: Ich weiß natürlich, daß 
die Gemeinde, die Gemeinde Zell am See, 
finanzielle Schwierigkeiten im Zusammen­
hang mit dem Krankenhausbau hat und ganz 
gerne ein Miethaus mit zwölf Mietwohnungen 
an das Land veräußern möchte, und jetzt 
schreien sofort die Mieter und sagen: Wir sind 
gegen den Verkauf dieses Miethauses durch 
die Gemeinde an das Land, denn dann gibt es 
eine andere Widmung, wir müssen hinaus, 
und bei unserem Monatseinkommen von 
6000 S sind wir einfach nicht in der Lage, 
diese hohen Mietbeträge, die verlangt wer­
den, auch aufbringen zu können. (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Wer stellt denn den Bürger­
meister dort?) 

Herr Abgeordneter Dr. Mock! Sie haben 
davon gesprochen, daß Sie sich vorstellen 
(Abg. Dr. Schwimmer: Wer stellt den 
Bürgermeister dort in Zell am See? Hat die 
SPÖ einen Bürgermeister in Zell am See ?), 
daß in etwa fünf Jahren Beträge von 40 Mil­
liarden Schilling hereinkommen könnten, die 
von den Gemeinden oder von den Genossen­
schaften wieder beim Wohnungsbau verwen­
det werden sollen. Ich halte diese Zahl für völ­
lig unrealistisch. 

Wenn Sie einige Experimente aus Inns­
bruck kennen, wo hunderte Wohnungen ange­
boten wurden, ... (Abg. Dr. Sc h w im m er: 
Kollege Kittl! Bleiben wir bei Zell am See! Wie 
heißt der Bürgermeister dort? Von welcher 
Partei?) Herr Abgeordneter Dr. Schwimmer! 
Daß wir so bequem wären, von den eigenen 
Bürgermeistern wegzugehen und nur zu den 
ÖVP-Bürgermeistern zu schauen, können Sie 
uns gar nicht zumuten. Überall dort, wo 
unsere Grundsätze verletzt werden, werden 
wir uns zu Wort melden. (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Hoffentlich!) Wir werden 
selbstverständlich auch dort reden, wir wer­
den die Mieter in Schutz nehmen und versu­
chen, ihre Rechte zu sichern. Dabei nehmen 
wir gar keine Rücksicht, ob das jetzt ein 
ÖVP-Bürgermeister oder ein sozialistischer 
Bürgermeister ist. (Beifall bei der SPÖ. -
Abg. Dr. Sc h w im m er: Ich werde Sie 
beim Wort nehmen!) Selbstverständlich! 

Dann führen Sie folgendes aus, Herr Abge­
ordneter Dr. Mock, wobei ich glaube, daß Sie 
hier Ihre Referenten noch ein bisserl unter 
die Lupe nehmen müssen. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Sc h w im m er. - Abg. Dr. K e i -
m e 1: Da ge'hen wir gleich zum Wiener Bür­
germeister!) 100000 Miet- und Genossen­
schaftswohnungen: Das sind etwa nach Ihrer 
Aufstellung - wir haben dieses Papier im 
Unterausschuß bekommen - 6 Prozent des 
tatsächlichen Bestandes. Ich habe mir das 
laut Statistischem Zentralamt noch einmal 
angesehen, Ihrer Berechnung nach müßten 
wir etwa 1 666 000 Miet- und Genossenschafts­
wohnungen haben. Tatsächlich haben wir 
nach dem Ausweis des Österreichischen Stati­
stischen Zentralamtes nur eine Zahl von 
1 131 000 Haupt- und Untermietern, was, 
wenn wir den privaten Mietbereich ausklam­
mern, etwa zwischen 600 000 und 
800 000 Gemeindewohnungen plus Genossen­
schaftswohnungen ausmacht, aber keinesfalls 
diese große Summe von 1666000, die Sie auf­
gezählt haben (Abg. Dr. K ei m e 1: Das ist die 
Statistik, die können Sie nicht fälschen! Das 
ist vom Statistischen Zentralamt!), denn diese 
von Ihnen angesprochenen 500 000 Wohnun­
gen sind einfach nicht mehr vorhanden. (Abg. 
Dr. K e i m e 1: Das ist vom Statistischen Zen­
tra1amt, Herr Abgeordneter Kitt1!) 

Schauen Sie sich die letzte Statistik an. 
Alles andere sind ja Eigentümer. Wir haben 
laut Statistik wesentlich mehr Eigentümer als 
Mieter und Untermieter, Herr Abgeordneter 
Dr. Keimel. (Abg. Dr. K ei me 1: Herr Abge­
ordneter Kittl! Die Statistik werden Sie nicht 
ändern können!) 

Dann, Herr Abgeordneter Dr. Mock, noch 
etwas ganz Grundsätzliches. (Abg. Dr. K ei -
m el: Dümmlich: Wir können über vieles 
streiten, aber nicht über das Statistische Zen­
tra1amt!) Sie gehen davon aus, daß diese Miet­
wohnungen um den Preis von etwa 400 000 S 
zu haben sind - das ist so ungefähr der 
Durchschnittswert, den Sie angegeben haben, 
er stimmt ja auch ungefähr mit diesen 40 Mil­
liarden Schilling überein -, daß also etwa 
400 000 S pro Wohneinheit angezahlt werden 
müßten, um sie ins Eigentum zu erwerben. 
Das darf ich Ihnen aus der Praxis sagen. 
(Abg. Dr. K ei m e l: Gesamtbetrag, nicht 
angezahlt!) Ja, natürlich, natürlich. Mit 
400000 S soll er ja diese alten Mietwohnun­
gen erwerben. Lassen Sie sich ein bißchen 
Zeit, ich sage Ihnen schon noch etwas dazu. 

Wer heute 400000 S frei zur Verfügung hat, 
der geht - und das sind fast 90 Prozent - zur 
Wohnbauförderungsstelle und will damit eine 
neue Eigentumswohnung anzahlen, das heißt, 
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die ersten Einleitungszahlungen machen, 
damit er Wohnungseigentum erwerben kann. 
Denn wie ist es denn? Wenn er heute eine Alt­
mietwohnung um 400 000 S erwirbt, dann dau­
ert es gar nicht lange - da gehen höchstens 
ein paar Jahre ins Haus -, bis die Großrepa­
raturen kommen. Herr Abgeordneter Dr. 
Mock! Das wissen wir alle. Dann hat der 
Eigentümer noch einmal 100000 S oder 
200000 S hinzulegen, damit diese Wohnung 
wieder auf den letzten Stand gebracht werden 
kann. (Abg. Dr. K ei m e 1: Sie werden eines 
Tages noch den Gebrauchtwagenkauf regle­
mentieren; alle sind zu dumm, daß sie selbst 
entscheiden können!) 

Meine Damen und Herren! Herr Abgeord­
neter Dr. Keimei! Von Dummheit hier zu 
reden, da wäre ich eigentlich manchmal hier 
ein bisserl vorsichtig. Denn wenn man so Aus­
sendungen liest, weiß man gar nicht, ob einer 
überhaupt im Fachgebiet tätig ist oder ob er 
ganz auf einer anderen Schiene dahinrennt. 
Das gilt ja eigentlich auch vom politischen 
Standpunkt her. Ich möchte Ihnen gleich das 
Ergebnis einer Hausbesitzertagung hier vor­
tragen. Ich habe dieser Zuschrift - wir krie­
gen ja interessanterweise all diese Zeitschrif­
ten - entnommen, daß ein Kommunalpoliti­
ker bei dieser Tagung folgendes ausgeführt 
hat: Gewissen sozialen Schichten der Bevöl­
kerung sei es einfach unmöglich, Wohnungs­
eigentum zu schaffen. Deshalb ersucht er die 
Hausbesitzer um intensive Zusammenarbeit 
mit dem Wohnungsamt und mit dem Woh­
nungsreferat. (Abg. Dr. K ei me 1: Na 
sicher!) - Wer kann das schon gewesen sein 
in Dornbirn? Ein ÖVP-Stadtrat macht die 
Österreichische Volkspartei darauf aufmerk­
sam, daß es notwendig ist, daß es diese Miet­
wohnungen auch weiterhin in Österreich gibt. 
Herr Abgeordneter Dr. Mock, so schaut es in 
Österreich aus! (Beifall bei der SPÖ. - Abg. 
Dr. K ei me 1: In Vorarlberg leben 85 Pro­
zent in Eigenheimen!) 

Meine Damen und Herren! Ich will jetzt nur 
noch einen ganz kurzen Beitrag zum Start­
wohnungsgesetz bringen, weil ich glaube, daß 
es sehr, sehr wichtig ist. Wir haben uns ja im 
Unterausschuß im Vergleich zu den beiden 
anderen Anträgen sehr ausführlich mit die­
sem Startwohnungsgesetz beschäftigt. Gele­
gentlich habe ich den Einwand gebracht: 
Wenn wir so weitertun, dann wird es uns 
kaum gelingen, die anderen beiden Vorlagen 
noch materiell wirklich durchzuarbeiten, weil 
wir einfach mit der Zeit nicht zu Rande kom­
men werden. 

Aber wir haben dann diesen Antrag des 
Abgeordneten Dr. Keimel auf Änderung des 

Wohnbauförderungsgesetzes noch einmal 
durchgearbeitet. Sie werfen uns vor, Herr 
Abgeordneter Dr. Keimel, daß wir versuchen, 
uns durch eine Alibihandlung über die Wahl 
des Jahres 1983 hinwegzuturnen. Ich weiß 
nicht, wer eigentlich mehr nach einer politi­
schen Alibihandlung gerungen hat, denn wir 
haben Ihnen angeboten, Ihren Antrag im 
Zusammenhang mit der Ausarbeitung und 
Aufbereitung der Probleme mit unserem 
neuen Wohnbauprogramm gemeinsam zu 
erarbeiten. (Abg. Dr. K ei me 1: Wo ist es 
denn? Wo haben Sie es denn? Sie versprechen 
es seit drei Jahren! Haben Sie es schon?) 

Herr Abgeordneter Dr. Keimel! Manchmal 
rennen Sie herum wie ein ganz junges Foh­
len, das gar nicht warten kann, bis es einmal 
in den Sulky eingespannt wird. Lassen Sie 
sich doch ein bißchen Zeit! (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Ihre Politik hat ja darin bestanden, daß Sie 
hier bei der Vorlage des Wohnbauförderungs­
gesetzes 1968 gesagt haben: Antrag auf 
Schluß der Debatte. Es wird nicht mehr ver­
handelt, sondern nur mehr abgestimmt! Das 
wollen wir ja nicht, Herr Abgeordneter Dr. 
Keimei, und das ist auch nicht unsere Praxis! 
(Neuerlicher. Beifall bei der SPÖ. - Abg. A. 
S c h lag er: Das ist aber das Neueste! Frist­
setzung heißt das!) 

Ich glaube daher, daß es völlig unverständ­
lich ist, daß Sie diesem Wunsch der Sozialisti­
schen Partei nicht stattgegeben haben. Sie 
haben deswegen auch zur Kenntnis nehmen 
müssen, daß wir Ihrem Antrag keine Zustim­
mung gegeben haben. 

Nun, meine Damen und Herren, zum Start­
wohnungsgesetz. Wir haben auch sehr viele 
und schwierige Vorbesprechungen gehabt. Es 
ist eigentlich hochinteressant, daß dieses 
Gesetz an sich sehr, sehr schwierig auszuar­
beiten war, und ich bekenne mich dazu, daß 
es bei den Beratungen des Unterausschusses 
von den beiden Oppositionsparteien noch 
sehr gute, verwertbare Vorschläge gegeben 
hat, die wir dann gemeinsam auch in dieses 
Startwohnungsgesetz mit eingebaut haben. 
Wir waren dann eigentlich erstaunt, daß ja 
geradezu in allerletzter Minute die Österrei­
chische Volkspartei bereit war, diesem Start­
wohnungsgesetz die Zustimmung zu geben. 

Die Größenordnung, meine Damen und 
Herren, liegt ja darin, daß wir uns erwarten, 
daß wir aus der Anhebung der Rückflüsse aus 
dem Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds etwa 
jährlich 200 Millionen Schilling hereinbringen 
werden und daß es damit möglich ist, etwa 
1500 Startwohnungen zunächst in ihrem 
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Standard zu verbessern auf die Kategorie B 
oder A nach dem Mietrechtsgesetz, und daß 
auch darüber hinaus noch Mittel zur Verfü­
gung stehen, um ebenfalls auch die soge­
nannte Subjektförderung wirksam werden zu 
lassen, und zwar in den Größenordnungen 
von etwa 1500 Wohnungen jährlich. Wir glau­
ben, daß wir damit den jungen Menschen hel­
fen können, indem wir ihnen wirklich preis­
günstige Wohnungen zur Verfügung stellen. 

Bei der Aufarbeitung der Probleme, die wir 
auch gesehen haben, haben wir zunächst 
gesagt, es soll diesen sogenannten Fünf-J ah­
res~Vertrag geben. Wir haben auch lange dar­
über gesprochen. Das ist in der Hauptsache 
bitte auch ein Problem der Altersschichtung. 
Denn wir haben gesagt: Es sollen Leute hin­
einkommen, wenn sie noch nicht das 
30. Lebensjahr vollendet haben. Der Betref­
fende kann vielleicht 27 oder 28 Jahre alt sein, 
hat schon eine zehnjährige Berufslaufbahn 
und hat damit schon ein etwas höheres Ein­
kommen. Da müßte es eigentlich ausreichen, 
daß der dann mit einer fünf jährigen Anspar­
summe - etwa auch eines Bausparvertrages 
- in der Lage ist, in eine geförderte Eigen­
tumswohnung oder insgesamt in eine andere 
größere Wohnung übersiedeln zu können. 

Wir glauben daher, daß wir zunächst auf 
diesem fünf jährigen Vertrag bestehen sollen. 
Wenn es da wirklich sehr, sehr ernste Schwie­
rigkeiten geben sollte, werden wir uns dieses 
Problem auch ansehen. 

Abschließend daher, meine Damen und 
Herren: Es stellt - neben dem großen Bun­
des-Sonderwohnbauprogramm - auch dieses 
Startwohnungsgesetz eine Initiative für die 
Bauwirtschaft dar, daß Arbeitsplätze geschaf­
fen werden und daß insbesondere auch jun­
gen Menschen geholfen wird. Dies ist das 
erklärte Ziel der sozialistischen Bundesregie­
rung. (Beifall bei der SPÖ.) 13.21 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Probst. Ich erteile es ihm. 

13.22 

Abgeordneter Probst: (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Keine Debatte ohne Provo­
kation und keine Debatte ohne Emotionen, 
wo sie eigentlich gar nicht angebracht wären. 

Herr Kollege Kittl! Sie haben hier etwas 
gesagt, was uns als Nicht-Wiener natürlich 
wieder provozieren muß: Sie haben nämlich 
die kühne Behauptung aufgestellt, die einzige 
Gemeinde, die Wohnbau fördert, wirklich för­
dert, ist die Gemeinde Wien. 

Das sagt eigentlich alles. Das sagt zum Bei-

spiel auch, daß sogar Sie als Salzburger 
jenem scheuklappigen Zentralismus anzuhän­
gen scheinen, der die ganze Wohnmisere und 
die gesamte Wirtschaftsmisere in Österreich 
doch so wesentlich mitverschuldet. - Es 
stimmt doch nicht, was Sie hier sagen! 
(Zustimmung bei der FPÖ.) 

Hören Sie doch bitte auf, nur diesen einen 
Schwerpunkt Wien zu beachten, mit dem Hin­
tergrund: Wir müssen bei den nächsten Wah­
len wieder die Mehrheit mittels der Wiener 
Mandate gewinnen. Schauen Sie doch ein­
mal über den Zaun, was in anderen Bundes­
ländern gerade auf dem Gebiet des Woh­
nungswesens passiert, daß dort viel mehr In­
itiativen gesetzt werden als gerade in Wien 
-und von der Bundesregierung aus. (Neuerli­
che Zustimmung bei der FPÖ.) Schauen Sie 
über den Zaun! Dann werden Sie sehen, daß 
anderswo mit viel mehr Phantasie diesen 
ungemein schwierigen Problemen zu Leibe 
gerückt wird. Geben Sie zu, daß die anderen 
ja auch Lösungsmöglichkeiten anzubieten 
haben und daß das Heil nicht nur in Wien -
und in Klammer wieder: in den Wiener Wahl­
resultaten - liegt. 

Das ist ja das Problem: Wir reden hier 
immer nur von Wien. Wenn dann ein Provinz­
ler, ein Gscherter herausgeht und sich zu 
sagen erlaubt, daß das eine verfehlte Investi­
tions- und Interessenpolitik ist, dann heißt es: 
Das ist eine Wien-Feindlichkeit. - Ist es ja 
gar nicht! Wir sind stolz auf unsere Bundes­
hauptstadt, aber wir ärgern uns berechtigter­
maßen über die Fehl- und Mißwirtschaft, die 
da betrieben wird. (Zustimmung bei der FPÖ.) 

Sie ziehen als Ausrede den Bau des Salz­
burger Festspielhauses heran. 

Erstens möchte ich feststellen, daß es auf 
dem Sektor der Kultur den Ausspruch gibt -
so paradox es klingt; dazu bekenne ich mich 
-: Gerade auf diesem Sektor sind ~lie unnöti­
gen Dinge die wichtigsten im Leben. - Das 
ist nicht einfach zu verstehen, das müßte man 
lange erklären, aber Sie wissen, was ich 
meine. (Zwischenruf des Abg. Dr. G rad e n -
e g ger.) Sie wissen es auch, Herr Kollege! 
Dieses Bewußtsein muß man in die Bevölke­
rung tragen, um eben ein Umdenken zu errei­
chen. 

Auf der anderen Seite bin ich überzeugt 
davon, daß wir uns einen solchen Bau heute 
schon ganz anders überlegen müßten. Denn 
die Situation hat sich ja im wesentlichen 
geändert. Vor allem - um es kurz zu machen 
-: Wir stehen vor einer anderen Art von Ver­
schuldung als damals und wir stehen vor 
anderen Notwendigkeiten. Wir haben ja in 
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Wien ein Konferenzzentrum. Die Notwendig­
keit ist ja nicht gegeben. Nur Sie wollen eines 
machen, und zwar auch im Hinblick auf die 
nächsten Wahlen. 

Das Startwohnungsgesetz wird die Zustim­
mung der freiheitlichen Fraktion finden. 

Ebenso das erste Eigentumsbildungsgesetz, 
der Antrag der ÖVP. 

Bei der Novelle zum Wohnbauförderungs­
gesetz meinen wir, daß das unter dem Ver­
sprechen des Herrn Ministers und der Frau 
Staatssekretär Eypeltauer doch zurückge­
stellt werden sollte, denn wir würden eine glo­
bale Lösung durchaus begrüßen. Diesem 
Antrag werden wir unsere Zustimmung nicht 
geben. Ich erkläre nicht viel mehr dazu, als 
ich es bis jetzt getan habe. 

Sie tun so - und auch das geht als ein Vor­
wurf an Sie, Herr Kollege Kittl -, als ob die 
Opposition im Ausschuß die Verhandlungen 
verschleppt hätte. Ich mache es jetzt mit der 
WFG-Novelle genauso wie Sie im Ausschuß. 
Wir haben für die ganze Novelle, glaube ich, 
eine halbe Stunde oder eine Stunde 
gebraucht. Wir haben gewußt: Sie sagen zu 
jedem einzelnen Paragraphen nein. Da haben 
Sie nicht verschleppt. Das gebe ich zu. Aber 
Sie haben nicht einmal darüber verhandelt. 

Wir meinen, daß mit diesem Gesetz vor 
allem unserer Jugend gedient I werden soll in 
einer Situation, in der wir als mittlere Gene­
ration Wohnungen besitzen und bewohnen, 
die etwa 50 Prozent bis 10 Prozent von dem 
kosten, was ein junger Mensch heute aufbrin­
gen muß, wenn er eine Wohnung haben will. 
Wir wollen in dieser Situation mithelfen, daß 
das anders wird. Wir halten es für sehr wich­
tig angesichts dieser vielen Jugendprobleme, 
angesichts der wirtschaftlichen Probleme der 
heutigen Jugend, die sie hat, angesichts der 
Schwierigkeiten, die eher größer geworden 
sind als kleiner - auch ein Ergebnis der 
zwölf jährigen Regierungspolitik der Soziali­
sten -, zu einer Wohnung zu kommen, und 
angesichts der Schwierigkeiten in sozialer, in 
gesellschaftlicher und nicht zuletzt natürlich 
auch in soziologischer, in rechtlicher, in mora­
lischer Hinsicht. 

Die Jugend ist mehr gefährdet denn je. 
Hier muß geholfen werden, und zwar mit 
einem sehr wesentlichen Mittel. 

Die Aufbringung der Mittel zu diesem 
Startwohnungsgesetz ist problematisch. Sie 
wissen, daß eine Wiederbelebung des Bun­
des-Wohn- und Siedlungsfonds erfolgen soll, 
daß mit der Anhebung der Zinssätze der 
Rückzahlungsraten von 1 auf 4 Prozent 

beschleunigt Geld zurückfließen soll, daß mit 
diesem Geld diese Startwohnungen finanziert 
werden sollen, daß man sich davon etwa 
200 Millionen Schilling pro Jahr verspricht. 

Es ist klar und auch einem minderbemittel­
ten Mathematiker einsichtig, daß dieser 
Betrag von 200 Millionen selbstverständlich 
von Jahr zu Jahr kleiner werden muß. Klar ist 
auf der anderen Seite, daß die Förderungs­
wirksamkeit auch von Jahr zu Jahr kleiner 
wird, und zwar schon auf Grund der indexbe­
dingten Preissteigerung. 

Problematisch ist auf der anderen Seite 
auch die Zahl der Startwohnungen, die damit 
gewonnen werden können. Es sind, auf ganz 
Österreich aufgeteilt, 700 bis 800 Wohnungen, 
das heißt, pro Bundesland im Schnitt maxi­
mal 80; in Wien werden es natürlich mehr 
sein, in anderen Bundesländern viel weniger. 
Und das ist eine Hilfe, wo man sich fragt, ob 
sie überhaupt einen Sinn hat. Aber ein biß­
ehen Hilfe ist auch hier besser als gar keine. 

Und bei so wenig Hilfe, wie sie hier angebo­
ten wird, wurde wieder etwas hineingenom­
men, was ich im Ausschuß schon mit einem 
großen Fragezeichen versehen habe: Diese 
wenigen Wohnungen müssen noch geteilt 
werden mit Ausländern. Auch hier ist der 
österreichische Staatsbürger nicht bevorzugt. 

Dieser Satz bringt mir natürlich postwen­
dend den Vorwurf der Ausländerfeindlichkeit 
ein, der ich aber nicht huldige. Aber ich 
möchte zu dem Thema doch etwas sagen. 

Es ist praktisch tabu, über dieses Thema zu 
reden. Es sollte aber nicht tabu sein, darüber 
zu reden, wofür der Gastarbeiter zum Beispiel 
in Österreich gebraucht wird und womit vor 
allem landläufig seine Notwendigkeit begrün­
det wird. Und das ist meiner Ansicht nach 
zutiefst unmoralisch, nämlich zu sagen: Wir 
brauchen den Gastarbeiter, wir brauchen ihn 
trotz Arbeitslosigkeit in Österreich, weil der 
Gastarbeiter bereit ist, jene Arbeiten zu lei­
sten, die der Österreicher nicht. zu leisten 
bereit ist. 

Meine Damen und Herren! Wenn das wirk­
lich ernst ist, dann sind wir mit unserer Moral 
dort, wo die Amerikaner vor 30, 40 Jahren 
waren, als die ersten großen Rassenunruhen 
begonnen haben. Und diese Moral ist eine 
zutiefst fragwürdige. Denn wenn wir nicht 
bereit sind, diese Arbeiten zu tun, dann ist es 
nichts anderes als Sklavenhalterei, wenn wir 
uns dafür Neger aus dem Ausland heranzie­
hen, die diese Dreckarbeit für uns leisten. 
Bezahlen wir sie ordentlich, dann wird sie 
auch von Österreichern geleistet werden! 
(Beifall bei der FPÖ.) 
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Weiters begrüßen wir das Startwohnungs­
gesetz, weil es nach zwölf Jahren sozialisti­
scher Wohnungspolitik ein erster Schritt ist, 
der Jugend zu helfen. Und hier möchte ich 
noch einmal auf den Zeitraum hinweisen: 
Zwölf Jahre mußte es entgegen den Wahlver­
sprechen der ersten Wahlen 1970 und 1971 
dauern, bis sich die Sozialistische Partei ent­
schlossen hat, der Jugend wirklich zu helfen. 
Zwölf Jahre hat es gedauert, zwölf Jahre Ver­
sprechenstaktik, zwölf Jahre Ankündigungs­
politik im Wohnbau in Österreich. Und zwölf 
Jahre haben Jugendliche warten müsssen; die 
sind heute längst keine mehr. 

Eine Wohnbaupolitik vor dem Hintergrund 
und mit der Begründung: Jetzt müssen wir 
helfen, weil die Bauwirtschaft auf dem Boden 
liegt! -Wir sind sehr einverstanden damit. 
Wenn wir auch wissen, daß die Bauwirtschaft 
in Österreich derzeit um 1 bis 2 Prozent­
punkte Überkapazität hat, so trifft es uns 
doch hart, daß wir täglich von Insolvenzen 
vernehmen müssen von renommiertesten 
österreichischen Bauunternehmen, die ein­
fach über Nacht zusperren müssen, weil die 
Bauwirtschaft tatsächlich jetzt schon auf dem 
Boden liegt. Wir sind - die beiden Minister 
Staribacher und Haiden haben es auf der Gra­
zer Messe sehr drastisch vorgeführt' bekom­
men - vor der Tatsache gestanden, daß eines 
der renommiertesten und ältesten steirischen 
Bauunternehmen zusperren mußte. 

Vor diesem Hintergrund betreiben Sie För­
derung der Bauwirtschaft. Und wie schaut das 

. dann aus? - Dann wird zum Beispiel - und 
das halte ich für, ich möchte fast sagen per­
fide und schnöde - ein russisches Baustoff­
herstellungsverfahren nach Österreich impor- -
tiert. 

Sie haben alle diese Zuschriften bekom­
men: Laprex heißt das neue Wunder. Das ist 
nichts anderes als das alte Silicalcit-Verfah­
ren, das längst in Japan probiert und als zu 
energie aufwendig abgetan wurde. Nach 
Österreich soll es gebracht werden. In Ternitz 
soll ein Pilotprojekt anlaufen. So weit, so gut. 

Das, was mir nicht gefällt, ist die Tatsache 
- es gefällt mir zwar, daß 200 bis 250 Arbeits­
plätze geschaffen werden sollen damit, wovon 
aber ein Großteil im Ausland auf Montage 
sein wird, was ja dann wieder Ausländer sein 
werden -, daß 60 000 Kubikmeter Laprex­
Baustoff hergestellt und die Gesamtinvestitio­
nen von 250 Millionen Schilling zu 80 Prozent 
im Wege der Förderung durch die zuständi­
gen öffentlichen Stellen finanziert werden sol­
len. Und das ist der SkandaL Das wird ja ganz 
sicher wieder ein Flop. Das wird ja wieder das 
gleiche, wie wir es schon mit anderen Unter-

nehmen haben und wie wir es zum Beispiel 
sogar bei General Motors in Aspern 
befürchten müssen. 

Sie haben die Zuschrift des Verbandes 
Österreichischer Beton- und Fertigteilwerke 
bekommen. In dieser Zuschrift wird lapidar 
festgestellt, daß der Baustoffbedarf, der Roh­
stoff- und Materialbedarf in Österreich heute 
schon mehr als gedeckt ist. Das heißt, "';'ir 
haben auf jeden Fall schon mehr Baustoff, als 
wir derzeit in Österreich überhaupt je ver­
bauen können. 

Da kommt dann dieses Projekt herein, völ­
lig unausgereift, ohne eine einzige wirkliche 
Stelle, wo man nachfragen könnte, wo man 
sich erkundigen könnte. Die Japaner haben 
es abgelehnt. Vor 16 Jahren wurden von den 
Österreichern schon Versuche gemacht, aber 
es wurde als zu energieaufwendig, zu kosten­
aufwendig abgelehnt. 

Das wird, meine Damen und Herren, wie­
der ein Flop, wieder einer jener Versuche, wo 
man mit einem Hurra-Enthusiasmus auf 
etwas losgeht, was in keiner Weise durch­
dacht ist. Das wird ein Flop, der sehr stark an 
diese Naßrasiertechnologie erinnert, wie wir 
sie vor einigen Jahren zu belächeln hatten 
und von der ich meine, daß sie wieder fröhli­
che Urständ feiert in Österreich und sich 
inzwischen anscheinend auch auf die gesamte 
Regierung ausgedehnt hat. (Zustimmung bei 
der FPÖ.) 

Wir begrüßen dieses Startwohnungsgesetz 
aus einem sehr wesentlichen Grund: weil 
damit - und das gleiche gilt natürlich für den 
ÖVP-Antrag bezüglich Eigentumsbildungsge­
setz - die Förderung einmal ausnahmsweise 
weggeht von den Genossenschaften, einmal 
weggeht von den öffentlichen Bauträgern und 
einmal eine Förderung jenen zukommt, die 
bisher im Regen stehengelassen wurden, 
nämlich den privaten Hauseigentümern, und 
weil hier ein wesentliches zweites Instrument 
eingebaut wird, nämlich eine Subjektförde­
rung mit der Starthilfe, die uns wesentlich 
erscheint, weil einmal - und das ist vom 
städtebaulichen Standpunkt her besonders 
wichtig - nicht dem attraktiven Neubau das 
Wort geredet wird, sondern einer echten Mög­
lichkeit einer Altstadtsanierung, einer Revita­
lisierung unserer überalterten Städte, die alle 
Parteien inzwischen als wichtig erkannt 
haben, weil auf diese Art jener Wohncharak­
ter wiederhergestellt werden kann, jene 
Wohnqualität, wie wir sie in unseren Orten, 
Dörfern, Märkten und Städten schätzen und 
lieben, weil der kulturlosen Schlafstättener­
richtung am Stadtrand draußen damit viel-
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leicht ein wenig Notwendigkeit genommen 
wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein weiterer Grund, ein positiver Ansatz ist 
die Möglichkeit, mit diesem Startwohnungs­
gesetz effektiv die Spargesinnung der Jungen 
anzuheben, die Spargesinnung auf ein festes 
Ziel, nämlich auf die Möglichkeit der Errei­
chung einer Wohnung. Der Jugendliche hat 
durch fünf Jahre - die Begrenzung dieser 
Zeit ist natürlich ein Nachteil, aber hier weiß 
ich ehrlicherweise keine bessere Lösung -
die Gewißheit, eine im Preis angemessene 
Wohnung zu bewohnen, und in dieser Zeit hat 
er die Möglichkeit, sich selbst etwas zu 
suchen, eine Wohnung zu finden, und hat Zeit, 
hier auf die Qualität zu achten. 

Und das ist ein Schritt zu etwas, was man, 
glaube ich, nicht oft genug fordern kann: 
Wohngesinnung in Österreich. Ich glaube, 
daran fehlt es in unserer Bevölkerung. Das 
hat mannigfaltige Ursachen. Eine ist natürlich 
auch die Tatsache, daß zu einem sehr frühen 
Zeitpunkt zum Beispiel in der Gemeinde Wien 
in sehr vorbildlicher Weise kommunaler 
Wohnbau betrieben wurde. Aber dadurch, daß 
man den Menschen die Sorge um die Woh­
nung völlig abgenommen hat, ist ihnen natür­
lich auch nie ein Wertbegriff entstanden, ist 
ihnen die Wertigkeit einer Wohnung als Ware 
nie bewußt geworden, als Besitz nie klar 
geworden. Und das ist jetzt wieder ein Punkt, 
wo man einhaken muß, nämlich ob die Woh­
nung eine Ware ist oder nicht. 

Wemn Sie mir den Vergleich mit der Auto­
mobilindustrie erlauben, werden Sie verste­
hen, was ich meine. Mit der Ideologisierung der 
Wohnung zum höheren Wert, zum Anspruch 
auf eine Wohnung, den jeder Mensch natür­
lich hat, machen Sie das Problem ja schwieri­
ger. Es gibt beim Automobil keine Ideologi­
sierung, es gibt niemanden, der sagt, jeder 
Mensch hat ein Anrecht auf ein Automobil. 
Nun kostet ein Auto fast soviel wie eine Woh­
nung, manchmal sogar mehr, und ich habe 
noch nie erlebt, daß es außer kleinen Gaune­
reien in Österreich irgendwelche wesentliche 
Schwierigkeiten in der Automobilversorgung 
der Bevölkerung gegeben hat. Es gibt genug 
Automobile, die Konkurrenz ist beinhart, und 
es hat fast jeder Österreicher ein Automobil. 
Es gibt also keine Automobilnot. Warum? Weil 
das Auto eine Ware ist, die gehandelt wird, die 
teuer ist. Aber die Wohnung ist auf einmal 
etwas Ideologisches, worauf man Anspruch 
hat, und das darf dann nichts kosten. Das ist 
ein wesentlicher Ansatzpunkt für die Misere, 
die wir in Österreich haben. 

In Deutschland zum Beispiel ist das anders. 

In Deutschland ist der Bürger gewohnt, für 
seine Wohnung 20 bis 25 Prozent seines Ein­
kommens aufzuwenden. In Deutschland 
gehört die Wohnung sehr wesentlich zum 
Sozialprestige. Das sollte auch in Österreich 
so sein, denn in Österreich gibt man nur 7 bis 
maximal 10 Prozent seines Einkommens im 
Schnitt für die Wohnung aus. Das Sozialpre­
stige der schönen Wohnung ist in Österreich 
absolut unterbemittelt. Hier sollte man anset­
zen, denn das ist ein ganz wesentlicher Faktor 
der Verbesserungsmöglichkeit der Lebens­
qualität. (Beifall bei der FPÖ.) 

Hier sollte man aus einem weiteren Grund 
ansetzen. Man soll klipp und klar ausgedrückt 
dem Menschen nahebringen, daß es besser 
ist, sein Geld in eine schönere Wohnung zu 
stecken als in ein schöneres Auto oder in 
einen schöneren Urlaub im Ausland oder in 
einen noch unsinnigeren Konsumartikel, der 
ebenfalls über Devisen aus dem Ausland 
bezogen werden muß. In die Wohnung soll er 
es investieren, und unsere Familien werden 
in Ordnung sein! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein Plädoyer für den Antrag Mock betref­
fend Eigentumsbildungsgesetz war die Wohn­
gesinnung als wesentliche Basis des Wun­
sches nach Eigentum an Wohnung. Jemand, 
der eine Wohnung sein eigen nennt, wird 
zwangsläufig mit dem Gefühl des Eigentums, 
mit dem Stolz des Besitzers besser auf seine 
Wohnung schauen und wird mehr in diese 
Wohnung investieren. 

Und es ist nicht eine Erfindung der Öster­
reichischen Volkspartei, sondern eine uralte 
Forderung der Freiheitlichen Partei, die Mög­
lichkeit zu schaffen, Übertragungsbauten in 
Wohnungseigentum überzuführen. . Diesen 
Wunsch kann ich nur unterstreichen, und des­
wegen werden wir auch hier unsere Zustim­
mung geben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist klar, daß das gesamte Wohnungsei­
gentumsrecht reformiert gehört. Warum? -
Eine Situation: Ein Wohnungsuchender 
bekommt von einer Gemeinde eine Wohnung 
in einem Mietobjekt zugewiesen. Er hat sämt­
liche Errichtungsanteile zu bezahlen, und 
nach einigen Jahrzehnten gehört die Woh­
nung noch immer nicht dem, der dafür 
bezahlt hat, sondern dem, der sie errichtet hat 
und nur das Geld dafür kassiert hat, nämlich 
der Genossenschaft. 

Meine Damen und Herren! Ich sehe darin 
eine Ungerechtigkeit. Deswegen ist das ein 
großer Unterschied, Herr Kollege Kittl, zu 
dem, was Sie meinen. Der Unterschied ist der: 
Bei einem Privathaus ist ein Eigentümer vor­
handen und keine anonyme Gesellschaft. Ein 
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Privathaus, ein Zinshaus, das errichtet wurde, 
hat jemand mit seinem Kapital auf sein eige­
nes Risiko errichtet, und die Mieter, die spä­
ter eingezogen sind, haben nichts anderes 
bezahlt als eine Miete, die vom ersten Tag des 
Einziehens bis zum letzten Tag des Bewoh­
nens gereicht hat. Wenn der Mieter ausgezo­
gen ist, ist ihm der Hausherr nichts schuldig 
geblieben, und er hat nicht zu viel gezahlt, 
zum Beispiel keine Baukostenanteile, keine 
Grundstücksanteile, gar nichts. 

Der Unterschied bei den GWUs, bei den 
Gemeinnützigen Wohnungsunternehmen, ist 
der, daß er hier sehr wohl die Baukosten mit­
getragen hat, aber nach Ihrer Lesart, nach 
Ihrer eigentumsfeindlichen Lesart nie die 
Chance hat, jemals Eigentümer dieser Woh­
nung zu werden. Das ist ein wesentlicher 
Unterschied! 

Ich weiß auch, warum. Im Gegensatz dazu, 
daß es in der Autoindustrie nie Versorgungs­
schwierigkeiten gibt - zuwenig Autos gibt es 
nicht in Österreich, es sind mehr als genug -, 
wird es bei der Wohnung immer Versorgungs­
schwierigkeiten geben, weil die großen Par­
teien niemals bereit sein werden, diesen 
Machtfaktor aus der Hand zu geben, diesen 
Faktor der Macht über den kleinen Bürger: 
Wenn du zu uns kommen willst, kriegst du 
eine Wohnung. Wenn du das Bücherl hast, 
dann hast du die Wohnung. - Wer wird sich 
diesen Einfluß nehmen lassen? 

Da müßten Sie einmal ansetzen und 
umdenken lernen. Herr Kollege Kittl, ich 
'glaube, wir hätten das Problem sehr rasch 
gelöst, wenn Sie hier einer liberaleren Markt­
ordnung, einer liberaleren Betrachtungsweise 
das Wort reden würden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das Wohnungseigentumsrecht gehört aber 
auch tiefgreifend reformiert. Es ist klar, daß 
auch Ihr Experte im Unterausschuß mit 
Recht die Sorge geäußert hat: Wenn jetzt 
jeder in einer Mietwohnung Eigentümer oder 
Nichteigentümer werden kann, werden 
soundso viel Prozent der Wohnungen im 
Eigentum sein, die anderen in Miete und wie­
der ein paar in Untermiete; das gibt dann 
Schwierigkeiten bei der Verwaltung. Das 
stimmt. 

Hier hat sich in der Praxis gezeigt, daß die­
ses Recht veraltet ist. Denn es geht nicht an, 
sosehr ich für den Schutz der Minderheiten 
bin, daß zum Beispiel ein Wohnungseigentü­
mer verhindern kann, daß sich ein anderer 
eine andersfarbige Karniese oder - bitte, 
etwas Tiefgreifenderes - eine Trennwand 
einbaut oder ein Fenster vergrößert oder ver­
kleinert, daß ein Wohnungseigentümer ver-

hindern kann, daß irgendwo ein besserer Ver­
putz aufgetragen wird, wenn 99 Prozent der 
anderen dies wollen. Daß hier absolute Ein­
stimmigkeit herrschen muß, hat sich als unge­
heurer Hemmschuh herausgestellt. Trotz 
allem Schutz für die Minderheit: Hier gehört 
reformiert! 

Das gleiche ist bei der ordentlichen Verwal­
tung der Fall. Wenn einer seine Betriebsko­
sten nicht zu zahlen bereit ist, muß jahrelang 
prozessiert werden, und alle anderen leiden 
darunter. Ebenfalls ein Fehler: Hier gehört 
reformiert! 

Mit dem Eigentum wird auch die Individua­
lität des Menschen gefördert, ein zutiefst frei­
heitliches Anliegen. Die Entfaltungsmöglich­
keit des einzelnen - das ist ein weiterer 
Gedanke zu dem, was ich vorhin gesagt habe, 
daß es reformiert gehört - soll gefördert wer­
den. Er soll sein Umfeld, seine Wohnung nach 
seinem Gutdünken gestalten können in 
jenem Maße, in dem es die übrigen nicht 
negativ belastet oder berührt, und hier dürfen 
keine Hemmungen auferlegt werden. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Nun einiges an Kritik zum Startwohnungs­
gesetz, die natürlich auch ihre Berechtigung 
hat. Erster Ansatzpunkt der Kritik: Der veral­
tete Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds wird 
wieder zum Aufleben gebracht, eine "Fast­
Leich" wird zum Leben erweckt, und dem 
Zentralismus wird wieder neue Nahrung 
gegeben, denn der Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds in Wien verwaltet Wohnungen in 
Bregenz, in Radkersburg und im Waldviertel. 
Das ist nicht gut, das ist ein absolutes Negati­
vum an diesem Gesetz. Die Verwaltungsko­
sten dieses Fonds werden in die Höhe gehen. 
Zentralismus über Zentralismus. 

Und noch ein Negativum: Bei der geringen 
Zahl von 700 bis 800 Wohnungen im Jahr und 
bei Kann-Bestimmungen im Gesetz - das 
heißt, es kann jemand Starthilfe oder Förde­
rung für die Startwohnung bekommen - ist 
natürlich wieder der Freunderlwirtschaft jede 
Möglichkeit eröffnet, es wird wieder die Inter­
ventionen geben, es wird wieder das Parteibü­
chel geben, und es wird wieder jene unguten 
Erscheinungen von Protektionismus geben, 
die wir Freiheitlichen seit Jahren zutiefst 
ablehnen und bekänpfen. Und dagegen finden 
Sie mir einmal ein Mittel, Herr Minister! (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Es sei auch nicht verborgen, daß wir uns 
das gesamte Startwohnungsgesetz hätten 
ersparen können. Ich bin natürlich überzeugt 
wie die Mehrheit von Ihnen, daß das ein 
Federl auf den Hut für die nächste National-
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ratswahl sein soll. Wir hätten das gleiche mit 
einigen Änderungen erreicht, wie sie des öfte­
ren im neuen Mietrechtsgesetz angeregt wur­
den, und wir hätten das gleiche erreicht mit 
einigen Novellen zum Wohnbauförderungsge­
setz und zum Wohnungsverbesserungsgesetz. 
Wir hätten allerdings nicht das schöne Aus­
hängeschild gehabt, wir hätten aber die 
Gewißheit gehabt, ein sachliches Gesetz oder 
eine sachlich berechtigte Gesetzeslage 
geschaffen zu haben. Und die Verwirrung, die 
ja heute schon so groß ist, weil kein Mensch 
weiß, was wie von wem wann und wann 
nicht gefördert wird, wäre vielleicht nicht so 
groß geworden. 

Hier haben Sie wieder ein neues Gesetz 
geschaffen, und ich stelle wieder einmal die 
Frage nach der Rechtfertigung des Arbeits­
platzes der Frau Staatssekretär in den Raum. 

Es stellt sich einem oppositionellen Abge­
ordneten natürlich in einer solchen Situation 
die Sinnfrage der Zustimmung oder der 
Ablehnung. Wir wissen jetzt ein halbes Jahr 
nach Inkrafttreten des Mietrechtsgesetzes, 
daß es tiefste Unzufriedenheit in weitesten 
Kreisen der Bevölkerung ausgelöst hat. Ich 
habe zum Beispiel in einem großen Artikel in 
einer steirischen Tageszeitung gelesen, daß 
eine umfassende Umfrage ergeben hat, daß 
Althäuser zum Beispiel in Graz en masse zu 
haben sind, daß sie nicht anzubringen sind. 
Althäuser können Sie kaufen, so viele Sie wol­
len. Sie kriegen keine Eigentumswohnungen, 
Sie kriegen kein Wochenendhaus, keine 
Eigentumsvilla oder kein Eigentumsheim am 
Stadtrand. Solche Dinge sind nur zu sünd­
haft teuren Preisen zu bekommen. (Abg. 
K i t tl: Sehr viel Geld wird verlangt!) Althäu­
ser gibt es genug auf dem Markt, sie sind 
nicht anzubringen, sie haben keinen Preis. 
Das ist eine Folge des völlig verfahrenen Kar­
rens, in die sich die Regierung hineingeritten 
hat mit dem Mietrechtsgesetz. 

Es stellt sich uns die Frage: Sollen wir hier 
mit der Zustimmung zu diesem Gesetz helfen, 
diesen Karren wieder flottzukriegen? Sollen 
wir der Regierung praktisch einen Persil­
schein für ein völlig verhautes Gesetz geben, 
indem wir mit einem Zusatzgesetz erst die­
sem an sich grundlegend sein sollenden 
Gesetz zum Leben verhelfen? Natürlich tun 
wir es. Wir tun es aus einem sehr wesentli­
chen Grund: weil wir jeden noch so kleinen 
Strohhalm der Rettung aufgreifen, den jun­
gen Menschen zu helfen, die Schwierigkeiten 
haben, zu einer Wohnung zu kommen. Wir 
tun es natürlich auch, weil es an sich ja in die­
sem Fall eh keinen Sinn hat, nein zu sagen, 
weil wir uns von Ihrer Propagandamaschine-

rie nicht als jugendfeindlich stempeln lassen 
wollen, wenn wir nein sagen, denn durchset­
zen können Sie es ja. Ein Ja zu den Anliegen 
der Jugend ist natürlich ein Akt der Demon­
stration, ein Ja, das wir als junge Partei viel 
eher schuldig sind als Sie zum Beispiel. 

Wir haben uns über ein weiteres Negativum 
geärgert: über das Berufsverbot für die Wirt­
schaftstreuhänder. Obwohl es sich um Privat­
häuser handelt, war den Wirtschaftstreuhän­
dern die Annahme von Provisionen absolut 
verboten. Ich habe den Vorschlag gemacht, 
das auf eine Monatsmiete vom Mieter einzu­
schränken; das wäre ein Betrag zwischen 
800 S und maximal 1 800 S gewesen. Das 
wurde abgelehnt. Es wurde jetzt die Formulie­
rung gewählt - im Antrag wurde dem statt­
gegeben -, daß alles vom Vermieter zu neh­
men sei. 

Warum habe ich das angeregt? Ich wollte 
damit nicht einer Berufsgruppe eine Lobby 
bilden, sondern ganz schlicht und einfach aus 
der Erkenntnis heraus handeln, daß die 
Immobilientreuhänder, die Makler im wesent­
lichen die Berater, Vermögensberater der 
Hausbesitzer sind und daß das Animo des 
Maklers sehr gering ist, seinem Hauseigentü­
mer etwas anzuraten, wofür er nichts 
bekommt. 

Wenn wir haben wollen, daß dieses Gesetz 
ein Erfolg wird, müssen wir uns auch irgend­
wie Gedanken darüber machen, wie es unter 
die Leute kommt. Wir wissen ja, wie schwie­
rig das ist, wie lange es dauert, bis ein neues 
Gesetz wirklich Eingang in das Bewußtsein 
der Bevölkerung gefunden hat. 

Ich habe einen weiteren Antrag im Aus­
schuß eingebracht, der eine Ablehnung erfah­
ren hat. Ich bringe ihn wieder, in der Hoff­
nung, daß Einsicht einkehrt. 

Ich darf folgenden Antrag verlesen: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Probst, Dr. Jörg Hai­
der zur Regierungsvorlage betreffend ein 
Startwohnungsgesetz (914 der Beilagen) in 
der Fassung des Ausschußberichtes (1086 
der Beilagen). 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Regierungsvorlage 914 der ~eilagen 
in der Fassung des Ausschußberichtes 1086 
der Beilagen wird wie folgt geändert: 

Dem § 6 ist folgender Abs. 11 anzufügen: 

,,(11) Starthilfe nach den Bestimmungen 
der Abs. 1 bis 10 kann für eine Ge s amt­
dauer von höchstens fünf Jahren auch Per-
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sonen gewährt werden, die als Mieter von 
Startwohnungen in Betracht kommen (§ 2) 
und Mieter einer nicht als Startwohnung 
gemeldeten Wohnung sind, die aber den 
Voraussetzungen 'des § 1 Abs. 1 entspricht." 

Was heißt das? - Wir haben gehört, daß die 
Zahl derer, denen wir mit diesem Startwoh­
nungsgesetz helfen können, sehr gering ist. 
Die Kosten sind enorm. Wir fördern auf zwei 
Ebenen: erstens Objektförderung für den 
Hauseigentümer, damit er aus der C- oder 
D-Kategorie in die A.- oder B-Kategorie hinauf 
verbessern kann, und zweitens Subjektförde­
rung für den, der die Starthilfe benötigt, weil 
er die Mittel für die Startwohnung selbst 
nicht aufbringen kann. 

Wir können uns den einen Teil der Förde­
rung in vielen Fällen ersparen und damit die 
Zahl der jungen Menschen, denen wir helfen 
können, bedeutend erhöhen, wenn wir uns 
des zweiten Teiles, der Starthilfe, bedienen 
und mit der Starthilfe auch jenen helfen, die 
in einer nicht zur Startwohnung erklärten 
Wohnung bereits sitzen, die aber etwas teurer 
ist als die Startwohnung. Die Finanzierung 
dieses geringen Preisunterschiedes zu dem 
Kategoriezins wird auf jeden Fall günstiger 
sein als die Mittel, die wir für die Objektförde­
rung aufwenden müßten, also für die Verbes­
serung der Kategorie am Objekt, am Haus. 

Da das doch unser aller Anliegen sein sollte 
- das darf ich abschließend bemerken -, 
bitte ich Sie noch einmal: überlegen Sie sich 
das, stimmen Sie diesem Antrag zu, der die 
Zahl derer, die in den Genuß einer besseren 
Wohnung kommen können, deutlich erhöhen 
könnte, ohne die Möglichkeiten des Fonds 
auszuschöpfen, ohne den Fonds unmöglich zu 
machen, wie das behauptet wurde. Um diese 
Zahl erhöhen zu können, sollten wir doch alle 
diesem Antrag die Zustimmung geben. Und 
darum bitte ich Sie. (Beifall bei der 
FPÖ.) 13,56 

Präsident Mag. Minkowitsch: Der soeben 
verlesene Abänderungsantrag der Abgeordne­
ten Probst, Dr. Jörg Haider und Genossen ist 
genügend unterstützt und steht mit zur 

, Debatte. 

Als nächstem Redner erteile ich Herrn Bun­
desminister Sekanina das Wort. 

13.56 

Bundesminister fur Bauten und Technik 
Sekanina: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte nach 
der ersten Runde der Diskussionsbeiträge auf 
einige grundsätzliche, Bemerkungen einge­
hen. 

Herr Klubobmann Dr. Mock hat am Beginn 
seiner Rede - das darf ich nur nebenbei 
bemerken - kritisiert, daß zuwenig Abgeord­
nete der Regierungspartei anwesend sind. 
Jetzt passiert ihm dasselbe Schicksal. (Abg. 
Dr. E t tm a ye r: Viel mehr sind es nicht 
geworden!) Ich hätte ihm das gerne selbst 
gesagt, was ich mir erlaube hier an seine 
Adresse auszusprechen. (Beifall bei der SPÖ. 
- Abg. Dr. Sc h w im m er: Herr Minister! 
Ich darf Sie erinnern: Bei Ihnen sind jetzt 
weniger Sozialisten da, als bei Mock da 
waren! - Ruf bei der SPÖ: Nichtschwimmer! 
- Heiterkeit. - Ruf bei der ÖVP: Abzählen!) 

Wenn es mir erlaubt ist, Herr Dr. Schwim­
mer, Ihren Zwischenruf zu beantworten: Ich 
habe mir erlaubt, bei der Ausführung der ein­
zelnen Redner eine kleine Statistik zu betrei­
ben. Bei den Ausführungen des Herrn Abge­
ordneten Dr. Mock waren 27 SPÖ-Abgeord­
nete anwesend (Abg. Dr. Sc h w im m er: 
Wie viele sind es jetzt?), bei der Ausführung 
des Abgeordneten Kittl waren 10 ÖVP-Abge­
ordnete anwesend! Also werfen wir uns nicht 
gegenseitig mangelndes Interesse, das Ver­
pflichtungen bedingen, vor! Aber es ist ja 
nicht meine Aufgabe, das festzustellen. Ich 
habe das nur bemerkt. 

Herr Dr. Mock meinte in seinen Ausführun­
gen, ich habe die Behauptung aufgestellt, daß 
der Wohnbau in Österreich, um nun wieder 
von fachlichen Problemen zu reden, in die 
Gefahr kommt zu kollabieren. Es ist richtig, 
daß ich diese Bemerkung mehrmals an die 
Adresse der Öffentlichkeit gerichtet habe. Ich 
stelle hier nur fest, meine Formulierung war 
vollinhaltlich die, daß dann, wenn es in 
Zukunft in diesem Bereich nicht zu Verände­
rungen kommt, die Gefahr besteht, daß der 
Wohnungsbau in Österreich kollabiert, und 
deswegen hatten wir als Regierungspartei 
und haben wir als sozialistische Parlaments­
fraktion uns bemüht, ganz konkrete Vorstel­
lungen zu erarbeiten, die in den nächsten 
Zeitabschnitten dazu führen sollten, daß die 
Schwierigkeiten im österreichischen Woh­
nungsbau behoben oder zumindest wesentlich 
reduziert werden. 

Herr Abgeordneter Dr. Mock, aber auch 
Herr Abgeordneter Probst haben in ihren 
Bemerkungen unter anderem grundsätzlich 
ausgeführt, daß die sozialistische Bundesre­
gierung in zwölf jähriger Tätigkeit keine Lei­
stungen im Wohnungsbau zustande gebracht 
hat und in Summe gesehen - nach der Auf­
fassung der beiden Herren - diese Situation 
äußerst desolat und triste ist. Ich widerspre­
che dem als zuständiger Ressortminister und 
darf bei dieser Gelegenheit, meine Damen 
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und Herren von den Oppositionsparteien, auf 
die bisherigen Leistungen sozialistischer 
Wohnungspolitik verweisen, die Sie in Ihren 
Ausführungen überhaupt nicht beachtet 
haben und in Ihren Diskussionsbeiträgen zur 
Gänze außer acht ließen. 

Ich verweise darauf, daß es seit dem Jahre 
1970, also in der Tätigkeitsperiode der soziali­
stischen Bundesregierung, möglich war, zu 
einer schrittweisen Verbesserung der Wohn­
bauförderung beizutragen und entsprechende 
Leistungen zu erbringen. Es dürfte Ihnen ent­
gangen sein, daß wir insgesamt fünf Novellen 
zum Wohnbauförderungsgesetz 1968 beschlos­
sen haben, und zwar in den Jahren 1972,1974, 
1975, 1976 und 1980. Diese Novellen bewirkten 
eine wesentliche Verbesserung - ich darf das 
betonen - der Bedingungen der Wohnbauför­
derung. Insbesondere kam es zu deutlichen 
Anhebungen der Subjektförderungen in Form 
von Wohnbeihilfen. 

Es gab insgesamt sieben Novellen zum 
Wohnungsverbesserungsgesetz. Diese setzten 
bedeutsame Impulse zur Verbesserung der 
Qualität alter und abgewohnter Wohnungen. 
Die 1974 beschlossenen Gesetze - ich erin­
ne re hier, meine Damen und Herren, an das 
Stadterneuerungs- und Bodenbeschaffungs­
gesetz - sollten vor allem der Orts- und 
Stadterneuerung in den größeren und mittle­
ren Städten Österreichs wirkungsvolle 
Impulse verleihen. Leider ist - müssen wir 
feststellen - bis heute von den neugeschaffe­
nen Möglichkeiten noch nicht im gewünsch­
ten und notwendigen Ausmaß Gebrauch 
gemacht worden. Allerdings halte ich fest, 
daß es hier eine entsprechende Aktivität der 
sozialistischen Bundesregierung gegeben hat. 

Zum dritten darf ich bemerken, daß wir 
1979 das neue Wohnungs-Gemeinnützigkeits­
gesetz beschlossen haben, und dieses Gesetz 
brachte die längst fällige Neuordnung des 
gesamten Bereiches der gemeinnützigen 
Wohnungswirtschaft. Am 16. April 1982 - das 
darf ich bemerken - traten zwei weitere 
Gesetze in Kraft, die ebenfalls einen wichti­
gen Beitrag zur Verbesserung der Wohnungs­
situation in Österreich leisten werden. 

Das Sonder-Wohnbauprogramm wird den 
Bau von zusätzlichen 5000 Wohnungen 
sichern; das sogenannte Althaussanierungs­
programm wird der Althaussanierung und der 
Stadterneuerung bedeutende zusätzliche 
Impulse geben. 1982 werden zusätzlich 1 Mil­
liarde Schilling für diesen Zweck freigegeben. 

Ich darf also in dem Zusammenhang, meine 
Damen und Herren, vor allem auch an die 
Adresse des Herrn Dr. Mock und des Herrn 

Abgeordneten Probst die Bemerkung richten, 
daß es bei weitem nicht so ist, wie Sie hier 
argumentiert haben, daß seitens der Bundes­
regierung im Hinblick auf die Wohnungspoli­
tik nichts geleistet wurde. Die von mir 
genannten fünf Punkte sind ein deutlicher 
Beweis dafür, daß diese Ihre Ausführungen 
nicht den Tatsachen entsprechen, sondern sie 
beweisen mit Nachdruck, welches besondere 
Augenmerk die sozialistische Bundesregie­
rung diesem für die österreichische Bevölke­
rung so wichtigen Problemkreis zugewandt 
hat. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Pro b s t: 
Herr Minister! Wissen das auch die Woh­
nungssuchenden ?) 

Eine weitere Bemerkung, meine Damen 
und Herren, sei mir erlaubt: Im Zeitraum von 
1970 bis 1981 wurden folgende finanzielle Lei­
stungen erbracht, und es ist sicher im Rah­
men einer parlamentarischen Diskussion 
sinnvoll und zweckmäßig, auf diese Fakten 
zu verweisen. Ich möchte mich und kann 
mich auch nicht aufhalten mit Nebenbemer­
kungen, sondern beschäftige mich mit Fak­
ten, die für die Öffentlichkeit von Bedeutung 
und Wichtigkeit sind. 

Im Zeitraum von 1970 bis 1981, Herr Abge­
ordneter Probst, betrug die Wohnbauförde­
rung des Bundes zirka 92 Milliarden Schil­
ling. Im Voranschlag 1982 ist für denselben 
Zweck der Betrag von 13,5 Milliarden Schil­
ling vorgesehen. 

Im Zeitraum von 1970 bis 1980 kam es zur 
Fertigstellung von Wohnungen in der Gesamt­
zahl von 570000, davon gefördert mit Wohn­
bauförderung zirka 300000; Wohnungen wur­
den verbessert im Zeitraum von 1970 bis 1980 
im Ausmaß von 250000. 

Es wurde auch der Vorwurf an die Adresse 
der Bundesregierung erhoben, daß sie zuwe­
nig gebaut habe und daß sie im Zusammen­
hang mit diesem Problemkreis zuwenig Akti­
vitäten an den Tag gelegt habe. Auch dem 
widerspreche ich, vor allem deswegen, weil 
die Ursachen, die zur Verteuerung der Woh­
nungen geführt haben, nicht im Wirkungsbe­
reich der Bundesregierung liegen, sondern 
außerhalb dieses Wirkungsbereiches. Auf­
gabe der Bundesregierung ist es, auf diese 
Situation zu reagieren. Das tun wir, auch mit 
dem von uns jetzt vorgeschlagenen neuen 
Wohnungsprogramm der Sozialistischen Par­
tei, das der Öffentlichkeit bekannt wurde. Wir 
glauben, daß wir die Probleme im Wohnungs­
bau im großen Zusammenhang sehen müssen 
und nicht nur in Detailbereichen. (Zwischen­
ruf des Abg. Pro b s t.) 

Warum wurden die Wohnungen - Herr 
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Abgeordneter Probst, ich darf mir erlauben, 
das zu bemerken im Hinblick auf Ihren Dis­
kussionsbeitrag - teuer? Wir haben gar nicht 
bestritten, daß wir unser Ziel - in der Regie­
rungserklärung 1970 ausgesprochen -, näm­
lich 5 000 Wohnungen jährlich mehr zu errich­
ten, nicht zur Gänze erreicht haben. Wir 
waren fair und haben gesagt: Das haben wir 
nicht zur Gänze erreicht. Hier den Vorwurf zu 
erheben, daß wir herumreden, trifft nicht zu. 

Ich wiederhole das jetzt zum dritten Mal: 
Wir haben immer bemerkt, daß wir auf Grund 
besonderer Umstände und Situationen dieses 
von uns in der Regierungserklärung ausge­
sprochene politische Ziel nicht in vollem 
Umfange erreicht haben. 

Aber ebenso glaube ich sagen zu dürfen, ist 
es bei der Behandlung dieser Problematik 
notwendig und sinnvoll und für die Informa­
tion der Öffentlichkeit von Wichtigkeit zu 
sagen, warum es zu diesem Nichterreichen 
dieses Zieles in einem bestimmten Ausmaß 
gekommen ist. Es gab unvorhergesehene oder 
unvorhersehbare Kostensteigerungen. Es 
wird dem Herrn Dr. Mock sicherlich geläufig 
sein und auch Ihnen, Herr Abgeordneter 
Probst, daß sich die Baupreise im Zeitraum 
von 1970 bis 1980 verdoppelt haben. Es kam 
weiters zu einem weitgehenden Rückgang des 
sogenannten freifinanzierten Wohnbaues; es 
kam aber auch zu einer für uns durchaus 
sinnvoll anzustrebenden Vermehrung der 
durchschnittlichen Wohnungsgröße. Wir 
haben auch in diesem Zeitraum eine erhebli­
che Verbesserung an Wohnungen durchge­
führt. 

Letztlich gab es noch einen Grund, warum 
diese Entwicklung so eingetreten ist, nämlich 
die rapide Zunahme der Subjektförderung 
infolge der stark gestiegenen Wohnungsko­
sten. 

Aus diesen Umständen, meine Damen und 
Herren, resultiert eine Überlegung, die die 
Bundesregierung, die Parlamentsmehrheit 
und auch die Sozialistische Partei insgesamt 
angestellt haben. Diese Überlegung hat fol­
gende Zielrichtung: Wir wollen - als Antwort 
auf Ihre Diskussionsbeiträge sei das gedacht 
- mit neuen Grundsätzen einer neuen Wohn­
bauförderung das Wort reden. 

Diese neuen Grundsätze haben folgendes 
Aussehen: Wir wollen eine Kombination von 
Objekt- und Subjektförderung anstreben, wir 
wollen eine Verkürzung der Darlehenslaufzeit 
erreichen, um hier flexibel und schneller zu 
werden, wir wollen eine Anhebung der Annui­
täten in bestimmten Zeitabschnitten, wir wol­
len eine differenzierte Zuerkennung und 

Rückzahlung der Annuitätenzuschüsse errei­
chen, wir wollen eine Staffelung der Eigen­
mittelaufbringung nach dem Einkommen 
erreichen, wir wollen eine verstärkte Diffe­
renzierung nach der Rechtsform anstreben, 
wir wollen als Bundesregierung, als zuständi­
ges Ressort vor allem den Rechtsanspruch für 
Wohnbeihilfe nur für Miet- und Genossen­
schaftswohnungen, und wir wollen die Förde­
rung nur bei nachgewiesenem Bedarf. 

Ich glaube, daß das Grundsätze sind, die 
auch von der Bevölkerung goutiert werden. 
Ich habe mir erlaubt, auf diese Grundsätze zu 
verweisen. 

Ich darf abschließend feststellen: Mit die­
sem neuen Wohnungsprogramm und auch mit 
unseren Vorschlägen für eine Neuordnung 
der Wohnbauförderung in Österreich werden 
wir als Regierungspartei, als Bundesregie­
rung und als zuständiges Ressort jenen Weg 
beschreiten, der letztlich dazu führt, daß die­
ser so wichtige und für die Bevölkerung so 
interessante Bereich auch einer entsprechen­
den positiven Lösung zugeführt wird. 

Ich widerspreche noch einmal Ihrer Auffas­
sung, daß es in den letzten Jahren keine Fort­
schritte in der Wohnungspolitik seitens der 
Bundesregierung gegeben habe. (Beifall bei 
der SPÖ.) 14.08 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dkfm. Dr. Keimel. Ich erteile es ihm. 

14.09 

Abgeordneter Dkfm. Dr. Keimel (ÖVP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich werde sicherlich auf etliche Aussagen der 
Vorredner - sowohl des Abgeordneten Kittl 
als auch des Herrn Bautenministers - im 
Zuge meiner Ausführungen zurückkommen. 
Nur eines gleich vorweg, Herr Bautenmini­
ster: So wie Sie es jetzt dargestellt haben -
"ich widerspreche Ihnen", aber es ist Ihr 
gutes Recht - hätte es nur der Begründung 
bedurft, denn das, was Sie aufgezählt haben, 
war die Quantifizierung eines biederen Buch­
halters. Ich kann nicht einmal etwas dagegen 
sagen. Jawohl, fünf Novellen zum Wohnbau­
förderungsgesetz 1968 haben Sie in dieser 
Zeit gebracht, nur die erste, die Sie erwähnt 
haben, 1972, hat gleich einmal die Änderung 
für die Eigentumswohnungen gebracht, hat 
also zutiefst den Weg aufgezeigt: eigentums­
feindlich. 

Wenn Sie zum Beispiel aufzählen, da wären 
große Fortschritte erzielt worden in der Sub­
jektförderung, Wohnbeihilfe, so muß ich 
sagen: Sicherlich, nur haben Sie vergessen, 

114. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)44 von 124

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 114. Sitzung - 12. Mai 1982 11443 

Dkfm. Dr. Keimel 

was wir damals eingewendet haben bei Ihrem 
Vorgänger, beim damaligen Bautenminister 
Moser: Sie haben keine Finanzierungsbasis 
mitgeliefert. Wir haben damals ja bereits 
errechnet, hochgerechnet - Hofrat Jonak, 
das war die berühmte Jonak-Studie -, daß 
bei dieser Erweiterung der Subjektförderung, 
die wir auch voll unterstreichen, gerade auch 
für junge Menschen, wir nur einen Topf 
haben, aus dem auch die Bauleistungen, die 
Verbesserungen finanziert werden müssen, 
die gehen zurück, das ist ja das Debakel, das 
Sie vergessen haben, auch zu erwähnen. 

Wenn Sie sagen Herr Minister: Sieben 
Novellen haben wir gebracht zum Wohnungs­
verbesserungsgesetz, so muß ich erwidern: 
Also das ist wirklich die biedere Aufzählung 
eines Buchhalters, weil die meisten Novellen 
waren einfach die Verlängerung des Gesetzes 
und nicht eine Änderung und schon gar keine 
Verbesserung. Also da von einem Erfolg einer 
Wohnungspolitik zu sprechen, ist genauso 
abwegig wie die Behauptung, Herr Minister, 
daß das Stadterneuerungsgesetz und Boden­
beschaffungsgesetz so gut gewesen wären. 
Das Stadterneuerungsgesetz - lesen Sie das 
bitte im Protokoll nach - haben wir bezeich­
net als totes Recht; es sollte nur die Flächen­
sanierung gefördert werden. 

Unsere Abgeordneten haben jetzt im Zuge 
des Mietrechtsgesetzes durch einen ÖVP­
Antrag erreicht, daß die Einzelsanierung 
zumindest gleichgeschaltet wird, gleichgear­
tet ist wie die Flächensanierung. Jetzt können 
wir annehmen, daß es auch hier in dem 
Bereich zu Sanierungen kommt. Das ist aber 
nicht der Erfolg der Regierung. 

Das Sonderwohnbauprogramm der Regie­
rung, das da in zwei Jahren 5000, also im Jahr 
vielleicht 2000 bis 2500 Wohnungen bringen 
soll - das Altstadtsanierungsgesetz wurde 
eigenartigerweise nicht von Ihnen einge­
bracht, sondern vom Ressort des Finanzmini­
sters; ich weiß nicht, hat man es Ihrem Res­
sort nicht mehr zugetraut, daß hier Aktivitä­
ten gesetzt werden - ist ja ein Tropfen auf 
d~n heißen Stein, vor allem bringt das eines: 
Sie werden nicht darüber hinwegkommen, die 
Gemeinden werden Ihnen das vorzurechnen 
beginnen. Das sind die teuersten sogenannten 
Sozialwohnungen, die je in Österreich gebaut 
wurden. Die teuersten! 

In Tirol geht der sozialistische Fraktions­
chef im Landtag her und stellt im Landtag 
zwei Anträge, den ersten Antrag, es möge das 
öffentliche Darlehen nach Wohnbauförderung 
von 60 auf 70 Prozent erhöht werden, weil 
durch die hohen Zinsen das Kapitalmarkts­
darlehen so teuer ist, daß die Leute sich das 

nicht mehr leisten können. Wir haben nur 
gesagt: Nein, das machen wir nicht, denn da 
könnten wir 200 Wohnungen weniger bauen. 
Wir werden die Zinsen herunterstützen auf 
den normalen Satz, das kommt uns billiger, 
geht mit der Landeswohnbauförderung. 

Der gleiche sozialistische Klubobmann im 
Tiroler Landtag stellt einen Antrag, nämlich 
die Tiroler Landesregierung möge dem Bun­
des-Sonderwohnbauprogramm beitreten. Mit 
welcher Begründung? - Dort wird mit 
100 Prozent Kapitalmarktdarlehen gearbeitet. 
Herr Bautenminister, daher müssen sie 
enorm teuer sein, sie sind teuer und irgend 
jemand muß so etwas zahlen, entweder die 
Mieter oder, wenn Sie sagen, die Mieter kön­
nen es sich nicht leisten, wir unterstützen sie, 
dann eben der Steuerzahler. 

Es muß jemand zahlen, daher Gesetze und 
dann noch eine prämiierte Lebensversiche­
rung zur Erreichung der Mittel für die Stadt­
erneuerung mit 25 Prozent Prämie - das war 
die Prämie bei der Bausparfinanzierung, aber 
vor zehn Jahren. Das kostet soviel, daß man 
statt für 1 Milliarde, für 3 Milliarden Wohn­
bauanleihen auflegen könnte. Für drei, also 
der dreifache Effekt! - Das sind Augenaus­
wischereien, das ist das, was ich immer 
bezeichnete als Alibihandlungen! (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Ich bin auch vollkommen davon überzeugt, 
Herr Bautenminister, daß Sie das alles sehr 
genau wissen. Ihnen persönlich hätte ich es 
sogar zugetraut, daß Sie ganz andere Vorla­
gen, viel pragmatischer, effizienter einbräch­
ten, aber ich kann es Ihnen nicht unterstellen, 
ich weiß nicht, warum Sie es nicht tun: Viel­
leicht setzen Sie sich nicht durch, ich weiß es 
nicht. 

Nur bei der erwähnten Kostensteigerung, 
die also weniger Wohnbauproduktion 
gebracht hat, vergessen Sie wieder eines: Die 
Hauptkostensteigerung im Bau, vor allem im 
Wohnbau war die Umstellung auf die Mehr­
wertsteuer: großer Dienstleistungsbereich, 
60 Prozent Lohntangente, da wußten wir 
immer, ob Fremdenverkehr, Wohnbaulei­
stung, das bringt zwar dem Finanzminister 
sehr viel, aber es leert natürlich unseren 
Wohnbauförderungstopf. 

Daher hat die ÖVP - ich war selbst im 
Finanzausschuß - beantragt, wir haben doch 
damals in Diskussion gestellt, daß die Mehr­
einnahmen dem Wohnbauförderungsfonds 
zufließen sollen, zumindest teilweise, genauso 
wie für den Straßenbau unser Antrag, daß die 
LKW-Steuer dann auch dem Straßenbau 
zugeordnet werden solL 
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Sie haben beides - nicht Sie, Ihr Vorgän­
ger - nicht erreicht, und heute haben wir die 
Misere im Wohnbereich, wir haben die Misere 
im Straßenbaubereich. Sicherlich, Sie leiden 
auch an Ihrem Vorgänger, der sich hier nicht 
durchgesetzt hat oder eben an der Regie­
rungspolitik, die diese Wirtschafts- und Bud­
getpolitik betrieben hat. 

Meine Damen und Herren! Der Abgeord­
nete Kittl als Fraktionssprecher hat zwar im 
Zuge seiner Ausführungen eine halbe Stunde 
lang alles mögliche begründet, hat zumindest 
versucht, irgendwie zu begründen - ich 
komme dann darauf noch zurück -, wie gut 
das Startwohnungsgesetz sei, aber Herr 
Abgeordneter Kittl, Partei obmann Dr. Mock 
hat Fragen in den Raum gestellt, die haben 
Sie wohlweislich umschifft, Sie haben sie 
nicht beantwortet, Sie haben keine Antwort 
auf die drei Grundfragen gegeben. 

Erstens: Warum werden immer weniger 
Wohnungen gebaut? Warum? Sie haben 1970 
versprochen, Sie bauen um 5 000 Wohnungen 
pro Jahr mehr, Sie müßten heute eine Lei­
stung von 100000 Wohnungen im Jahr haben. 
Sie haben diese Fragen nicht beantwortet. 
(Abg. K i t t1 : Alles widerlegt!) 

Zum zweiten: Sie haben nicht beantwortet, 
warum die Wohnungen immer teurer werden, 
warum sie sich die jungen Menschen, vor 
allem die jungen Paare nicht mehr leisten 
können. Sie haben das nicht beantwortet, 
Herr Abgeordneter Kittl, und Sie haben auch 
nicht beantwortet, warum die Förderungen 
unüberschaubar, immer komplizierter für die 
Menschen werden. Sie haben eine halbe 
Stunde lang geredet, ohne viel zu sagen. Das 
ist natürlich auch eine "Leistung", Herr Abge­
ordneter Kittl. 

Dann haben Sie gesagt: Wie geht denn das 
mit dem Konferenzzentrum bei der UNO-City, 
mit dem Konferenzpalast, das gibt doch keine 
Begründung, das hat doch überhaupt keinen 
Zusammenhang mit Wohnungen. Da hätten 
wir doch in Salzburg kein Festspielhaus und 
so weiter! 

Herr Abgeordneter Kittl! Sie sollten sich 
einmal sehr, sehr gut die Studie der Arbeiter­
kammer Wien durchlesen, da kann man über 
die Therapie verschiedener Meinung sein, 
nur: Die Statistik - so wie auch Sie es wieder 
wollten - des Statistischen Zentralamtes 
können Sie nicht verfälschen. Diese verwen­
det auch die Arbeiterkammer-Studie, und da 
heißt es eben zum Beispiel: Der Zugang an 
Wohnungen, besonders seit den Jahren 
1970/1971 - da haben Sie die Regierung über­
nommen - ist zurückgegangen; dieser Ein-

bruch ist vor allem auf die drastischen Ein­
schränkungen des Wohnbaus in Wien zurück­
zuführen. Dann heißt es: Wofür hat die Wie­
ner Gemeinde das verwendet? - Sie haben 
als Salzburger behauptet, in Wien sei der 
kommunale Wohnbau wie in keiner anderen 
Gemeinde Österreichs finanziert worden. 
(Abg. K i t t1: Die einzige Gemeinde, die 
überhaupt noch . .. !) 

Die einzige Gemeinde, haben Sie behaup­
tet! Da müssen Sie mit der Arbeiterkammer 
Wien, mit den Statistikern reden, die sagen: 
"Die durch die Einstellung der kommunalen 
Wohnbautätigkeit der Gemeinde Wien freige­
wordenen Budgetmittel wurden stattdessen 
für Großprojekte der Stadt wie U-Bahn, AKH 
und UNO-City verwendet". 

Sie haben weniger Wohnungen, weil die 
Mittel in die Großprojekte hineingesteckt 
wurden, und jetzt sollen diese Mittel auch der 
Gemeinde Wien plus Bundesmittel wieder in 
dieses Konferenzmonster hineingesteckt wer­
den zu Lasten der Wiener Wohnbevölkerung . 
Wir von der ÖVP vertreten daher die Wiener 
Wohnbevölkerung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nicht die Presse der Opposition, meine Her­
ren, sondern die Wiener Arbeiterkammer 
schreibt: "Der größte Bedarf an Wohnungen 
besteht dabei in Wien". Wörtlich: "So sind fast 
drei Viertel aller Wiener Wohnungen überbe­
legt." Das gibt es in keinem anderen Bundes­
land in ganz Österreich, das ist "astreine" 
sozialistische Wohnungspolitik. (Beifall bei 
der.ÖVP.) 

Traurig für einen Salzburger Abgeordne­
ten, der dann glaubt, er kann Salzburg damit 
vergleichen. Jetzt werde ich Ihnen etwas 
sagen: Im Zehn-Jahres-Durchschnitt 1970 bis 
1980 haben wir von allen Ländern die Wohn­
bauleistung: Pro 1 000 Einwohner Gesamt­
österreich 6,8 errichtete Wohnungen, da lie­
gen wir zwar sehr weit hinten, aber ich will es 
jetzt gar nicht werten, wenn wir also die 
bestehenden Wohnungen mit hereinziehen, 
wird es eine statistische Zahl für sich. Aber 
wie ist es mit den Bundesländern? - An 
erster Stelle steht Salzburg, das Land Salz­
burg mit über 10, 10,1 oder 10,2. (Abg. K i t t 1: 
Weil wir die Bausparkasse Wüstenrot haben!) 

Sehen Sie, da wurden Wohnungen gebaut, 
wie, das ist ja der Bevölkerung völlig egal. Es 
wurden Wohnungen geschaffen, Herr Abge­
ordneter Kittl, wollen Sie das noch kritisieren 
als Salzburger? (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben nicht ihr Festspielhaus gebaut zu 
Lasten der Salzburger Wohnbevölkerung, 
sondern sie haben beides erreicht. Das ist die 
ÖVP-Politik in einem Bundesland. 
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Und da sage ich noch etwas, Herr Abgeord­
neter Kitt!! Meine Damen und Herren! An 
zweiter Stelle in der Wohnbauleistung steht 
Vorarlberg. Und 85 Prozent der Vorarlberger 
Bevölkerung leben in Eigentumswohnungen 
und -häusern. Sie haben aus ihren Mitteln für 
14 zersplitterte Dienststellen nach vielen Jah­
ren - 37 Jahre nach dem Krieg - ein 
Gebäude für die Landesregierung gebaut, 
auch für 'die dort tätigen Beamten, meine 
Damen und Herren, und haben die beste qua­
litative und quantitative Versorgung der 
Bevölkerung mit Wohnungen. Nur Wien kann 
das nicht. 

Ich sage Ihnen etwas, Herr Abgeordneter 
Kittl, Sie reden immer von der Wienfeindlich­
keit. So wollen Sie das als Bundesländerver­
treter aufziehen? Ich muß sagen: Wir vertre­
ten diese Wiener Bevölkerung, die Wohnbe­
völkerung sogar! (Beifall bei der ÖVP. - Zwi­
schenruf von Bundesminister Se k a n in a.) 
Ja bedauerlicherweise, Herr Wiener Abgeord­
neter Bautenminister Sekanina - ich nehme 
an, Sie sind noch immer Wiener Abgeordne­
ter, obwohl Sie Wien vielleicht auch schon der 
Wohnverhältnisse wegen verlassen haben. 
Ich sage Ihnen, das ist nicht zum Lachen, weil 
der Gesamtfriede, familienpolitisch und so 
weiter, auch was die Überalterung betrifft, 
meines Erachtens, meiner tiefen Überzeu­
gung nach mit diesen schlechten Wohnver­
hältnissen direkt zusammenhängt, nicht indi­
rekt, weil am Freitag die Bevölkerung hinaus­
flieht auf das Land, sich Zweitwohnsitze 
schafft, weil diese Stadt unwohnlich gewor­
den ist. 

Mir hat einmal ein Wiener gesagt - ich 
war selber perplex -: Wissen Sie, Herr Abge­
ordneter, damit dann die Stadtgemeinde am 
Jahresende sagen kann, wir haben schon wie­
der so viel tausend Wohnungen gebaut, haben 
sie einen eigenen Wohnstil erfunden. Ich wie­
derhole hier nur" was ich in Wien bei einer 
Diskussion erlebt habe. Ich habe gesagt: Was 
habt ihr da für einen Wohnstil ? Darauf sagte 
er: Na ja, ein Wohnklo mit Kochnische. 

Das ist nicht lustig, bitte. Das ist nicht 
lustig, wenn zu kleine Wohnungen gebaut 
werden. Dreiviertel sind - laut Arbeiterkam­
merstudie - überbelegt. Das ist Familienpoli­
tik negativster Art. 

Meine Damen und Herren! So geht es nicht. 
Wir Bundesländer haben uns dazu bekannt, 
daß nach dem Krieg selbstverständlich die 
vier größten Kulturstätten, die vier Bundes­
theater gebaut wurden. Aber wir bekennen 
uns nicht dazu, daß sie so geführt werden, daß 
sie jetzt im Budget mit 1,1 Milliarden Schil­
ling Verlusten aus Steuermitteln aufscheinen. 

Davon zahlen nämlich 800 Millionen Schilling 
die Bundesländer im Aufkommen, 800 Millio­
nen Schilling Jahr für Jahr. Dazu bekennen 
wir uns nicht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, das 
wollen Sie alles bitte mit in Erwägung ziehen. 
Ich möchte ganz ernsthaft über dieses Pro­
blem diskutieren. 

Herr Bautenminister, weil man so ein bis­
serl gezählt hat, wer war denn herinnen und 
so weiter, muß ich sagen: Es ist oft gar nicht 
so tragisch, Sie haben es selber gleich so weg­
getan, wir wissen, daß die Bürger herkom­
men, ich habe momentan in der Tasche 
Anmeldungen von sechs Leuten - die hat mir 
der Diener gebracht -, die mich im Sprech­
zimmer sprechen wollen. Ich weiß, Herr Mini­
ster, eine Tiroler Abordnung wollte Sie heute 
sprechen. Tun wir das jetzt selber nicht auch 
noch so hochziehen. 

Die Abgeordneten, die jetzt nicht da sind, 
sind nicht nur die, die vielleicht jetzt nichts zu 
tun haben, die haben jetzt gerade vielleicht 
die Interventionen, gemeinsame Gespräche. 
Heute machen wir noch schnell einen Finanz­
ausschuß, damit wir die Gesetze durchbrin­
gen. Sagen wir das einmal in diesem Haus, 
daß diese Abgeordneten auch arbeiten. Die, 
die herinnen sind, sind meistens die, die im 
Ausschuß tätig sind, auch Experten und so 
weiter. 

Wir haben als ÖVP - und das wollte ich 
sagen - unterstreichen wollen, welch hohen 
Stellenwert wir der Wohnungspolitik einräu­
men, dadurch, daß der Bundesparteiobmann 
und Klubobmann der ÖVP Dr. Mock sich als 
erster zu Wort gemeldet und die Grundsatzde­
batte begonnen hat. 

Wir räumen der Wohnungspolitik, der Ver­
sorgung der österreichischen Bevölkerung 
mit genügend Wohnungen, die man sich lei­
sten kann, einen hohen Stellenwert ein. 
Damit ist der Wunsch von fast Dreiviertel der 
Bürger nach Eigentum am Wohnen verbun­
den - wir wissen das aus zwei Umfragen -; 
als Eigenheim oder als Eigentumswohnung, 
und damit verbunden sind die Schaffung und 
Sicherung von 13 000 bis 20 000 Dauerarbeits­
plätzen. 

Herr Bautenminister! Vor drei Jahren habe 
ich Ihnen bei der Regierungsumbildung 
erklärt, Sie treten ein Amt an, von dem ich 
glaube, daß Sie zutiefst auch Wirtschaftsmini­
ster sind, weil Sie gerade in dem Bereich die 
heimisch autonome, weniger vom Ausland 
abhängige, mit großem Bedarf verbundene 
Möglichkeit der heimischen Beschäftigungs­
politik haben. Daher habe ich Ihnen auch jede 
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Zusammenarbeit angetragen, weil ich 
glaubte, daß uns soviel ideologisch gar nicht 
trennen dürfte oder sollte. 

Ich muß das schon wiederholen, auch wenn 
Sie immer wieder sagen: Ich weise das 
zurück. Es ist Ihr gutes Recht. Seit zwölf Jah­
ren haben Sie die alleinige Regierung und die 
alleinige Verantwortung auch für die Woh­
nungspolitik. Und die hat eben versagt. Ich 
muß wiederholen, daß Sie 1970 versprochen 
haben, 5 000 Wohnungen mehr zu bauen. Ich 
gehe jetzt gar nicht darauf ein, jetzt werte ich 
gar nicht, warum Sie das nicht getan haben. 
Ich nehme sogar einen Teil dieser Begrün­
dung als selbstverständlich zur Kenntnis. Gar 
keine Frage. Wir haben ja auch eine höhere 
Qualität. Mehr Quadratmeter. Die Statistik ist 
ohnehin falsch. Bekennen wir uns einmal 
dazu. Mehr Wohnungen: 50 000, 40 000,60000. 

Wir sollten eine Statistik machen, wieviel 
Quadratmeter Wohnraum geschaffen wurde. 
Die wäre wahrscheinlich ehrlicher in der 
Unterscheidung. Biete ich an. Wäre richtiger. 
Dann brauchen wir auch keine "Wohnklos 
mit Kochnische" zu bauen, damit wir mehr 
haben. 

Natürlich mehr Qualität in der Wohnversor­
gung. Aber 1979, Herr Minister, haben Sie 
erkannt, Sie haben das richtig erklärt: Das 
System der Wohnbauförderung neigt zum 
Kollabieren. Richtig vor über drei Jahren 
erkannt. Aber wenn etwas zum Kollabieren 
neigt, wenn ich jetzt da zum Kollabieren 
neige, dann hätte ich gerne eine Rettumg mit 
Blaulicht, aber nicht drei Jahre nichts. Das 
überlebe ich nicht. (Bundesminister Se k a -
ni na: Zwei Jahre: 1980, 1981!) Zwei Jahre: 
1979, 1980, 1981, 1982. Zweieinhalb Jahre. Eini­
gen wir uns auf zweieinhalb Jahre, bitte. 

Seitdem, Herr Minister, kündigen Sie so 
etwa im Vierteljahresrhythmus Wohnbauin­
itiativen, Finanzierungsinitiativen und so wei­
ter an. Ich erinnere an unseren Antrag der 
ÖVP im achtziger Jahr, daß Sie es in einem 
halben Jahr vorlegen sollen, und so weiter. 

Herr Minister! Nun erinnere ich Sie aber an 
etwas. Im November 1981 - da war ich ja sel­
ber wieder dabei - haben Sie im Budgetaus­
schuß wörtlich erklärt: Ich habe das fertige 
Konzept in der Schublade, es muß aber erst 
vom Parteivorstand abgesegnet werden. 

Bitte, Sie haben das wörtlich erklärt. So 
redet man im Ausschuß. In Ordnung. Ich habe 
zwar nicht verstanden, was ein Regierungs­
mitglied uns erklärt in dem Budgetausschuß, 
was den SPÖ-Parteivorstand betrifft, aber in 
der praktischen Arbeit wissen wir es ja. 

Das war im November 1981, vor einem hal­
ben Jahr! Herr Minister! Ich frage Sie: Warum 
segnet er nicht? Warum segnet er nicht? Er 
soll absegnen, bitte schön. Haben Sie es 
immer noch in der Schublade? 

Und jetzt haben Sie, bitte, 1982, erklärt -
ich glaube, vor 14 Tagen -: Ich glaube, mit 
den 13 Milliarden Schilling aus der Wohnbau­
förderung müßte man bei sinnvollem Einsatz 
- Frage: Gibt es keinen sinnvollen Einsatz? 
- eigentlich genug Wohnungen bauen kön-
nen. Ich komme noch darauf zurück. 

Das würde bedeuten, daß Sie sich auf 
40000,45000 Einheiten einpendeln. Wenn ich 
die Entwicklung im Bausparsystem ansehe, 
zumindest für die nächsten drei Jahre, dann 
würde das bedeuten: einpendeln. Viel zuwe­
nig. Jetzt haben wir die geburtenstarken 
Jahrgänge. Jetzt haben wir die Beschäfti­
gungsprobleme. Jetzt bräuchten wir 55 000 bis 
58 000 Einheiten und könnten es machen. 

Aber Sie haben noch etwas dazugesagt, 
Herr Minister. Und das erscheint mir sehr, 
sehr bedenklich. Sie haben erklärt: ;,Es ist ja 
auch wenig sinnvoll, mehr Wohnungen zu 
bauen, wenn sich diese die Menschen dann 
ohnehin nicht leisten können!" 

Ja das ist eine Bankrotterklärung, Herr 
Minister! Genau darauf komme ich jetzt 
zurück. Sie haben sehr wohl 1979 erkannt, das 
System kollabiert. Aber das ist ja eine Ana­
lyse. Ein Minister muß ja dann tätig werden. 
Sie müßten ja längst das Konzept fertig 
haben. Sie können jetzt bringen, meine 
Damen und Herren, Herr Minister, Frau 
Staatssekretär, was Sie wollen, in Begutach­
tung geben, Sie können jetzt tun, was Sie wol­
len: In dieser Legislaturperiode wird es kei­
nerlei Auswirkungen mehr haben. 

Deswegen kommen Sie ja in Wirklichkeit 
auch jetzt mit dem Sonder-Wohnbaupro­
gramm, mit dem Startwohnungsgesetz und 
sagen, da 2000 Wohnungen im Jahr, da 700 im 
Jahr - na sollen es 1 000 sein. Das sind ja 
alles Alibis, Alibimaßnahmen, Sie wissen es 
ja auch, damit Sie sagen können, wir tun 
schon etwas, da ist schon etwas im Wohnbau. 
In Wirklichkeit aber machen Sie eines damit: 
Sie zersplittern wieder unwahrscheinlich und 
setzen soviel Geld ein, ineffizient, womit wir 
ein Mehrfaches tun könnten. 

Deswegen haben wir von Ihnen erwartet, 
daß Sie mit uns das Eigentumsbildungsgesetz 
und die Novelle - unsere große - zum Wohn­
bauförderungsgesetz sehr wohl diskutieren, 
gemeinsam zu einem Beschluß kommen, 
ohne weiteres mit Änderungen, noch besse­
ren Ideen. Sie haben es nicht gemacht! Was 
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nicht von uns kommt, kann nicht gut sein. 
Und das ist halt ein schlechter politischer Stil! 

Meine Damen und Herren! Und wenn der 
Herr Minister sagt, jetzt gerade in seiner 
Wortmeldung: Nein, nein, er muß das zurück­
weisen, stimmt ja alles nicht!, dann bitte ich 
ihn, das sozialistische Wirtschaftsprogramm 
aus 1981, vom Herbst, nachzulesen, wo es 
heißt, daß trotz Bemühungen in den letzten 
zehn Jahren der Bedarf an Wohnraum in 
Österreich nicht gedeckt ist. Und die Bruck­
mann-Festa-Studie sagt uns, daß per 1985 
immerhin, meine Damen und Herren, ein 
Fehlbestand von über 300000 Wohnungen -
von über 300000 Wohnungen! - vorhanden 
sein wird. 

Meine Damen und Herren! Die ÖVP-Initia­
tiven setzen ja hier an und ein. Seit einem 
Jahr liegt die große Novelle zur Wohnbauför­
derung im Parlament. Im Mittelpunkt steht 
die Verteilung der Kosten über den Lebenszy­
klus. Die Verteilung der Kosten der Woh­
nungsschaffung über den Lebenszyklus! Am 
Anfang hat der junge Mensch wenig. Es ist 
die größte Investition der meisten Menschen, 
die sie im Leben haben, die Wohnung zu 
schaffen, dann auch noch die Einrichtung, 
dann kommt oft das Kind. Die Frau kann 
nicht mehr arbeiten. Das heißt also, wir brau­
chen gar nichts herzuschenken: Wir müßten 
die Kosten verteilen. Und Sie haben das rich­
tig erkannt: Wohnungen, die sich die Men­
schen nicht mehr leisten können! 

Wir wollen also, daß während der ersten 
zehn Jahre - und wir haben unsere Novelle 
erarbeitet mit allen Bundesländervertretern, 
von Vorarlberg bis ins Burgenland - eine 
minimale Belastung stattfindet, verbunden 
gegebenenfalls mit einer Wohnstarthilfe, wie 
wir sie in ÖVP-Ländern bereits praktizieren, 
Oberösterreich, Steiermark, Tirol, und dann 
aber mit steigender Leistungsfähigkeit 
ebenso ansteigende Rückzahlung. Damit 
würde sich das heutige Darlehen von 50 
sogar, wir haben es durchgerechnet, auf 28, 
30 Jahre verkürzen; und damit mehr Mittel -
etwa nach acht bis zehn Jahren - herein­
und rückfließen für die Anwärter, für die jun­
gen Menschen, die Wohnungen brauchen oder 
Wohnungsverbesserung . 

Sie erkennen das alles, auch in Ihren Ana­
lysen, Sie erkennen es, aber Sie lehnen ab. 
Das ist ein schlechter politischer Stil zu 
Lasten der Wohnungssuchenden in Öster­
reich. Und daraus resultiert auch in Wirklich­
keit die ganze Regierungsmisere. Es gibt ja 
bei ihnen gar keine abgestimmte Wohnungs­
politik. Fünf Minister sind zuständig: Der 
Bautenminister, der Justizminister, der 

Sozialminister, der Finanzminister, der inzwi­
schen ein eigenes Modell gebracht hat, unko­
ordiniert. 

Meine Damen und Herren! Da muß es zu 
Spannungen und zu Störungen und jetzt wie­
derum zu unsozialen grauen und schwarzen 
Märkten kommen. Sie können sie ruhig 
anprangern. Wir werden sie alle nicht 
abschaffen können. Herr Abgeordneter Kittl! 
Schlechte Gesetze provozieren graue Märkte. 
Sie sind immer unsozial. Ich bekenne mich 
dazu! Und ist das Mietrechtsgesetz schlecht. 
Das sagt ja Ihre sozialistische Mietervereini­
gung vor allem jetzt. (Abg. K i t tl: Aber 
nein!) Und die Wiener sehen es jetzt, was da 
passiert, meine Damen und Herren! Graue 
Märkte gehen immer zum Schaden vor allem 
der ärmeren Bevölkerung, vor allem zum 
Schaden der jungen Familien. Und so kam es 
auch zum Debakel des Bausparsystems. 

Sie haben mit all diesen Alibimaßnahmen, 
die Sie nun gebracht haben, in Wirklichkeit 
eine undurchschaubare Zersplitterung in der 
Wohnungspolitik gebracht, wie sie die ÖVP 
mit Erfolg 1968, mit dem Wohnbauförderungs­
gesetz 1968, ja beendet hat. 

Herr Minister! 1978 - um in dem Verspre­
chenskatalog weiterzufahren - hat die Sozia­
listische Partei in der Wahlauseinanderset­
zung versprochen - und jetzt zitiere ich wört­
lich Ihr Versprechen: "Ein Wohnbau-Sofort­
programm für Jungfamilien." Ein Wohnbau­
Sofortprogramm für Jungfamilien! Und nun, 
nach fast vier Jahren - 1978 versprochen im 
Falle der Wiederwahl -, haben Sie dieses neu­
erliche Versprechen reduziert auf ein, wie es 
richtig heißt, "Gesetz zur Verbesserung der 
Wohnverhältnisse von jungen Familien" . 
Gesetz zur Verbesserung der Wohnverhält­
nisse von jungen Familien! Damit wollen Sie 
verschämt nur verschleiern, daß es kein 
Wohnbau- und schon gar kein Sofortpro­
gramm ist. Gebaut wird ja nichts, sondern es 
werden Altwohnungen auf Zeit für junge 
Menschen damit geschaffen. Nichts wird 
gebaut! Kein Wohnbau-Sofortprogramm für 
Jungfamilien! 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, das 
ist wieder ein gebrochenes Versprechen. Und 
das sind die Alibihandlungen! 

Herr Bundesminister Sekanina! Ich hatte in 
Sie - ich sage es Ihnen ganz offen, ich habe 
es wiederholt gesagt - die große Hoffnung 
gesetzt, daß Sie eine koordinierende Funktion 
kraft Ihrer Persönlichkeit, einen quasi Woh­
nungsminister, stellen würden. Und in dieser 
Erwartung habe ich Ihnen jede, die volle 
Zusammenarbeit angeboten. Aber umsonst! 

787 
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Sie haben sich, Herr Minister Sekanina, eben­
sowenig durchgesetzt im Wohnungsbereich 
wie mit Ihrer richtigen - seinerzeit richtigen 
- Ablehnung des Konferenzzentrums bezie­
hungsweise mit Ihrer auch für Wien besseren 
und richtigen Alternative des Hofburg- und 
Messepalast-Konferenzzentrums. 

Sie unterliegen ganz offensichtlich dem -
wenn ich es so nennen darf - Wiener linken 
Flügel. Und der Abgeordnete Kittl vertritt das 
noch! Dem linken Wiener Flügel! Ich frage 
Sie, Herr Minister: Glaubt denn die sozialisti­
sche Regierung tatsächlich, das sei der rich­
tige Weg? Wenn man zu den vorliegenden Sta­
tistiken - und die Statistiken, gerade auch 
des Statistischen Zentralamtes, an denen wol­
len wir wohl gemeinsam nicht rütteln, auch 
wenn es der Abgeordnete Kittl versuchte -
noch die Studie der Wiener Arbeiterkammer 
dazunimmt - ich habe Ihnen ein paar 
Sachen zitiert -, dann ergibt sich eine 
erschreckende Entwicklung. 

Jetzt sage ich Ihnen etwas, Herr Abgeord­
neter Schemer: Hören Sie sich das gerade als 
Wiener gut an, aber das ist für uns das Bei­
spiel für ganz Österreich: Land und Gemeinde 
Wien haben durch fast 60 Jahre, aber beson­
ders während der 37 Jahre nach 1945, eine 
sozialistische Wohnungspolitik astrein durch­
exerziert. Sie sagen immer, das ist das Modell 
sozialistischer Wohnungspolitik, wie wir es 
hier durchexerzieren. Sie haben am meisten 
Gemeindewohnungen gebaut. Sie haben dazu 
am meisten Wohnungen durch gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen erstellt. Sie haben 
Privatinitiativen in Wien weitgehend ausge­
schaltet, Eigentumswohnungen und Eigen­
heime gegenüber Kommunalwohnungen, 
Mietwohnungen, diskriminiert. Und Sie 
haben 35 Jahre in Wien das versteinerte unso­
ziale Mietrecht mit dem Zinsstop beinhart 
durchgezogen. 

In den Ländern hat es das ja nicht gegeben. 
Nur mehr in Wien, bitte. Und während dieser 
Zeit hat Wien zudem den stärksten Bevölke­
rungsabgang verzeichnet. Bevölkerungszäh­
lung 197111981: Ein Abgang von 100000 Men­
schen aus Wien. Das bedeutet einen Minder­
bedarf an Wohnungen pro Jahr von 4000 bis 
5000 Wohnungen, Minderbedarf, zum Unter­
schied von Wien, Salzburg, Bregenz. Überall 
Bevölkerungsexplosionen, Mehrbedarf. Und 
vergleichsweise hat aber Wien, wie die Stati­
stik uns beweist, die höchsten Förderungsmit­
tel gemäß Verteilungsschlüssel aus der Wohn­
bauförderung 1968 erhalten. 

Und jetzt, bitte, sozialistische Wohnungs­
politik. Bitte mit welchem Erfolg? Sie haben 
- ich habe es ja erwähnt - in Wien die 

schlechteste Wohnbauleistung im Zehn-J ah­
res-Durchschnitt mit 5,8 auf tausend Einwoh­
ner. An letzter Stelle unter allen neun Bun­
desländern. Sie haben die höchsten durch­
schnittlichen Baukosten von ganz Österreich 
im Wohnbau. 

Meine Damen und Herren! Hängt das viel­
leicht damit zusammen, daß so viele Gemein­
defirmen im Bau miteingeschaltet sind? Wien 
hat in den letzten zwölf Jahren mit dem 
gemäß Verteilungs schlüssel zur Verfügung 
gestellten Wohnbauförderungsmitteln ver­
hältnismäßig weniger Wohnungen errichtet 
als die übrigen Bundesländer. Aus der letzten 
Studie heraus! Wien hat aber den größten 
Anteil an Substandardwohnungen in ganz 
Österreich. Drei Viertel der Wohnungen -
Arbeiterkammerstudie - sind überbelegt. 

Sie haben in Wien die meisten Wohnungs­
suchenden vermerkt, bei der Gemeinde Wien 
82000, davon über 21000 dringende Fälle, also 
Notfälle. 

Meine Damen und Herren! Eines aber 
haben Sie sicher auch: die verpolitisierteste 
Wohnungsvergabe. Ist das der Erfolg einer 
astreinen sozialistischen Wohnungspolitik? 

Herr Minister und viele von Ihnen auch im 
sozialistischen Bereich: Diese Politik wollen 
wir doch nicht auf Österreich umlegen! Das 
wäre ja furchtbar, meine Damen und Herren, 
das wäre ja furchtbar! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber warum fürchte ich es? Sie haben 
erwähnt, da gibt es ein neues "Wohnungspro­
gramm der SPÖ", und das zeigt ja wieder die 
Wiener Handschrift. Sie haben schon aller­
hand zurückgedrängt, aber jetzt ist es erst in 
Diskussion, erst abwarten, was Sie daraus 
wieder machen, Herr Bundesminister. Es 
zeigt wieder die Wiener linke Handschrift, die 
gleiche beweisbar falsche Weichenstellung. 
Die ideologisch bedingte Eigentumsfeindlich­
keit wird mit erschreckender Konsequenz 
fortgeführt. 

Eigentum am Wohnen wird zunehmend 
auch in Ihrem Programm diskriminiert mit 
dem manipulativen Slogan, den hat sich sogar 
der Abgeordnete Kittl, ein Salzburger, schon 
angewöhnt: naj a, wenn Sie da so gegen das 
Eigentum sind, und so weiter, das sollte die 
"Spekulation" ausschalten. Er redet immer 
bei im Eigentum im Zusammenhang mit Woh­
nen von Spekulation! Wie Sozialisten offen­
sichtlich die Freiheit und die Verfügbarkeit 
über beziehungsweise durch Eigentum zu 
bezeichnen pflegen, das ist für Sie offensicht­
lich Spekulation. Für uns ist es Freiheit, Selb­
ständigkeit des Menschen, daß er drüber ver­
fügen kann. (Beifall bei der ÖVP.) 
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Meine Damen und Herren! Zwei Umfragen 
haben bewiesen, daß drei Viertel der Österrei­
cher im Eigentum wohnen möchten, und 
daher konnte die seit 1970 sukzessive und 
systematische Verschlechterung der Förde­
rungsbedingungen, auch der steuerlichen, 
den überwiegenden Teil der Bevölkerung 
nicht entmutigen, sich den Wunsch nach 
einem eigenen Heim, nach eigenen vier Wän­
den, ob Eigentumswohnung oder Eigenheim, 
zu erfüllen. 

Aber ich muß dazu sagen, n 0 c h konnte 
sie nicht entmutigt werden. Wenn diese Pro­
gramme von Ihnen auch noch durchgehen, 
dann können sie gar nicht mehr, weil sie es 
sich nicht mehr leisten können. Und dabei zei­
gen ja gerade die Baukosten, Sie lesen doch 
auch die letzten Statistiken - ich zitiere wört­
lich -, "daß die von physischen (privaten) 
Personen errichteten Wohnungen durch­
schnittlich die niedrigsten Baukosten aufwei­
sen, während die höchsten durchschnittlichen 
Baukosten bei den Gebietskörperschaften, 
insbesondere von der Gemeinde Wien errich­
teten Wohnungen, liegen" . 

Meine Damen und Herren! Es beweist ja 
auch, daß wir bei dieser Förderung der Eigen­
initiative gleichzeitig Beschäftigungspolitik 
betreiben, viel mehr Menschen Beschäftigung 
geben können. Brauchen Sie einen weiteren 
Beweis? 

Parteiobmann Mock hat es bereits gesagt: 
1967 hat die ÖVP-Alleinregierung durch eine 
Novelle des Bundes-Wohnungs- und Siedlungs­
fonds eines ermöglicht - und damals, meine 
Damen und Herren der sozialistischen Frak­
tion, mit den Stimmen der SPÖ, ich habe es 
da, ich habe die Protokolle ausdrücklich 
durchgelesen, Weikhart hat gesprochen, Moser 
hat gesprochen, Sie haben sich dazu bekannt; 
Herr Abgeordneter Kittl, das ist tatsächlich 
eine nachträgliche, eine rückwirkende 
Gesetzgebung gewesen, mit Ihren Stimmen, 
mit offenem Bekenntnis -: daß Mieter derar­
tiger geförderter Wohnungen unter bestimm­
ten Voraussetzungen das Recht auf die Über­
tragung in das Eigentum erhielten. Inzwi­
schen haben die an die 25000, also jeder 
sechste Mieter, das Eigentum erworben. 
Nichts anderes, und nicht einmal rückwir­
kend, sondern für die Zukunft, wollen wir mit 
dem ersten Eigentumsbildungsgesetz der 
ÖVP wieder, nämlich das Recht der Mieter 
von Gemeinde- und GWU-Wohnungen, nach 
zehn Jahren Miete künftig sei n e - so darf 
er sie wohl bezeichnen - Wohnung ins Eigen­
tum zu erwerben. Und das ist, da es für die 
Zukunft gedacht ist, keine Enteignung; ein 
Wort, das in Ihrem Mund, im Mund von Sozia-

listen sehr eigenartig klingt, uns zu sagen, wir 
wollen enteignen, wenn etwas für die Zukunft 
gedacht ist. Hier - 1967 - mit Ihrer Zustim­
mung rückwirkend, wovon jeder sechste 
inzwischen Gebrauch gemacht hat. 

Aber "Enteigung" , Herr Abgeordneter Kittl, 
zu dem Gesetz zu sagen, wenn man dieses 
Wort für Wohnungen, die ausschließlich mit 
Steuermitteln, mit Steuerbefreiungen errich­
tet wurden, überhaupt gebrauchen kann? Der 
Mieter muß sie ja zahlen, er bekommt die 
Wohnung ja nicht umsonst. Er soll nur die 
Wahlmöglichkeit haben, sie ins Eigentum zu 
übernehmen. 

Und daher, Abgeordneter Kittl, ist Ihre Mei­
nung, das sei "unrealistisch", völlig falsch. Es 
ist gar nicht mehr Theorie, sonst müßten sich 
ja 25 000, jeder sechste Mieter, nach dem Bun­
des-Wohn- und Siedlungsfonds wohl 
getäuscht haben. Oder was würden Sie dazu 
sagen? 

Wir haben, Herr Abgeordneter Kittl, und 
Sie haben die Rechnung aufgestellt, laut Sta­
tistik - und die können Sie nicht einfach 
ändern - rund 520 000 potentielle Mietwoh­
nungen von Gemeinden und Gemeinnützigen, 
wir haben 1,1 Millionen potentielle Mietwoh­
nungen in privatem Besitz. Wenn davon 
innerhalb von etwa 5 Jahren ins Eigentum auf 
Grund unseres Gesetzes übergehen von 
Gemeinden und Gemeinnützigen etwa 10 Pro­
zent, im Jahr also 1,6 bis 2 Prozent, genau wie 
beim Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds, 
dann sind das ungefähr 52 000 Wohnungen. 

Herr Abgeordneter Kittl, Ihre Begrün­
dung, da hätten wir nichts mehr für Sozial­
fälle, stimmt ja nicht. Ich lasse ja 90 Pro­
zent, die gehen gar nicht aus der Miete! Und 
wenn durch das vorgesehene Anreizsystem 
nur 5 Prozent aus dem privaten Bereich über­
gehen: wieder 55 000 Wohnungen. Also insge­
samt wären in 5 Jahren durch Übergang ins 
Eigentum 110000 Wohnungen zu mobilisie­
ren. Und bei einem durchschnittlichen Kauf­
preis von 400000 bis 500000 Schilling, Qua­
dratmeterpreis 5000, 6000 S, Größe 60, 70 
Quardratmeter, alles sehr nieder angenom­
men, da mobilisieren wir privat ein Kapital 
von 40 bis 50 Milliarden Schilling, oder im 
Jahr 8 bis 10 Milliarden Schilling, zweckge­
bunden durch dieses Gesetz, nur zweckgebun­
den für den Bau neuer Wohnungen, für die 
Verbesserung Tausender älterer Wohnungen 
und für die Stadterneuerung. 

Das bedeutet gesamtwirtschaftlich bei dem 
Multiplikatoreffekt im Hochbau, Wohnbau 1,4 
bis 1,6, daß ja 12 bis 15 Milliarden Schilling 
eingesetzt werden können. Und Sie wissen, 
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daß gerade im Hochbau 40 Prozent öffentliche 
Abgaben zurückkommen, inklusive Sozialver­
sicherung, Arbeitslosenfonds, und so weiter, 
daß also per Saldo öffentliche Mittel vielleicht 
5 bis 6 Milliarden zurückfliessen und die För­
derung sicherlich 2 bis 2,5 Milliarden kostet, 
per Saldo Mehreinnahmen für die öffentliche 
Hand. 

Ja sicherlich: es bedeutet ein solches Kon­
zept eine heimisch-autonome Wirtschaftsbele­
gung sondergleichen und auch eine wirt­
schaftspolitisch dringende Umschichtung, 
weg vielleicht von Konsumgütern wie Auto, 
PKW-Importe, Sanierung der Zahlungsbilanz, 
durch die Ermöglichung, Eigentum im Wohn­
bereich zu erwerben. 

Eine Milliarde im Wohnbereich kann zwi­
schen 1 600 und 2 500 Arbeitsplätze erhalten 
oder schaffen. Das bedeutet also 13 000 bis 
über 20 000 Dauerarbeitsplätze. Meine Damen 
und Herren! So schaut es also aus, und wir 
wissen alle - das Bautenministerium weiß es 
am besten -, daß die Zukunftsprognosen, 
wenn wir hier nicht andere Wege gehen, ganz 
neue Gedanken schöpfen, nicht sehr lustig 
sind. Es kann sich die öffentliche Hand, keine 
Gebietskörperschaft, Bund, Länder von der 
Wohnbaufinanzierung und -förderung 
befreien. Aber wir kennen die Grenzen, die 
Budgets und Defizite setzen. Und daher müs­
sen wir doch neue Wege gehen, private . Kapi­
talien anreizen, und daher müssen wir hier 
etwas machen. Und dazu hätte ich Sie einge­
laden. Die Wohnungspolitik ist, wie die Wirt­
schafts- und Budgetpolitik, ganz sicher am 
Scheideweg. 

Meine Damen und Herren! Die ÖVP - das 
sage ich Ihnen abschließend noch einmal -
hat eine große Lösung, die Paketlösung, wie 
wir sie nennen, vorgelegt. In dessen Mittel­
punkt steht die moderne und soziale Gestal­
tung des Mietrechtes, wenn immer wir es wie­
der können; die große Novelle zur Wohnbau­
förderung, ich habe sie erläutert, womit fami­
liengerecht die Kosten verteilt werden sollen, 
und eben das erste Eigentumsbildungsgesetz, 
damit derzeitige Mietwohnungen ins Eigen­
tum übertragen werden könnten und sollten. 

Sie bringen heute in das Ganze, statt daß 
wir eine große Lösung diskutieren könnten, 
beschliessen könnten, zumindest teilweise, 
ein sogenanntes Startwohnungsgesetz herein. 

Meine Damen und Herren! Ich sage noch 
einmal: Von einem versprochenen Wohnbau­
Sofortprogramm für Jungfamilien kann keine 
Rede sein. Es wird nichts gebaut. Sie werden 
mit dem Gesetz in Altwohnungen, Bauj ahr 
vor 1945, vielleicht 700 Wohnungen "auf Zeit" 

zur Vermietung erreichen. Sie wollen, wenn 
jemand, ein Vermieter, die Wohnung verbes­
sert, einen geförderten Kredit geben. 

Ich werde Ihnen sagen, was der Effekt sein 
wird: Sie haben nämlich eines gemacht, schon 
nach wenigen Monaten des Mietrechtsgeset­
zes, das Sie beschlossen haben, damit für 
junge Leute befristet: Statt Kündigungsschutz 
auf fünf Jahre befristete Wohnungen. 

Wissen Sie, was Vermieter machen werden, 
Hauseigentümer , wenn sie ein oder zwei 
Wohnungen leer haben? Sie werden sie mel­
den als Startwohnung, damit sie die Fünfjah­
resfrist haben. So schaut es aus. Er wird gar 
nichts verbessern, er braucht es ja auch nicht 
zu tun. 

Sie werden tausend Wohnungen schaffen, 
und wenn sie für jemand zu teuer ist, verspre­
chen Sie im Gesetz eine Starthilfe. Nur - er 
hat keinen Rechtsanspruch darauf. Er hat 
keinen Rechtsanspruch, wie er es nach dem 
Wohnbauförderungsgesetz hätte. 

Aber was Sie untergehen lassen, ist ganz 
etwas anderes, wie Sie nämlich dieses Gesetz 
finanzieren wollen: durch die Belastung von 
150000 Familien des Bundes-Wohn- und Sied­
lungs-Fonds. 150000 Familien wird mit die­
sem Ihrem Gesetz der Zins um 3 Prozent 
erhöht, und das ist nur der erste Schritt. Und 
diese Erhöhung lehnen wir ab! 

Meine Damen und Herren von der soziali­
stischen Fraktion! Wir werden diesen per­
manenten Teuerungs- und Belastungswellen 
nicht folgen! (Beifall bei der ÖVP.) Wir werden 
daher - mein Kollege wird es dann tun -
einen Antrag einbringen, der die Belastung 
von 150 000 Familien nicht vorsieht, diese 
Belastung verhindert, die Finanzierung im 
Gegenteil besser und effizienter durch Mittel 
des Eigentumsbildungsgesetzes der ÖVP 
sicherstellen soll. 

Meine Damen und Herren! Wir werden dem 
Gesetz die Zustimmung erteilen in dritter 
Lesung, ohne diese Belastung der 150000, 
weil wir es in der Praxis erprobt wissen wol­
len, erproben Sie es, und weil wir ohne weite­
res zugestehen: Wenn Sie damit 1 000 leerste­
hende Wohnungen auf fünf Jahre für junge 
Menschen mobilisieren, wenn Sie nur das 
erreichen, bitte. Da machen wir mit. 

Aber Sie wollen nicht erkennen, daß das 
doch ein Tropfen, ein Tröpfchen ist, und Sie 
gehen nicht mit mit unseren großen Lösun­
gen, wo Sie so vielen Menschen helfen könn­
ten, Wohnungen zu erwerben und Wohnungen 
zu bekommen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Sie haben beide 
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Initiativen der ÖVP unter fadenscheinigsten 
Begründungen weiterverschleppen wollen. 
Sie wollten das Eigentumsbildungsgesetz nun 
ins dritte Jahr verschleppen, über die Legisla­
turperiode hinaus, die Wohnbauförderung ins 
zweite Jahr, um sich heute ja nicht klar und 
deutlich deklarieren zu müssen. 

Meine Damen und Herren der sozialisti­
schen Fraktion! Sie deklarieren damit ein 
sozialistisches Nein gegen Eigentum am Woh­
nen, ein sozialistisches Nein gegen eine fami­
liengerechte Wohnbauförderung. Mit Ihrer 
Ablehnung, mit Ihrem Nein blockiert die SPÖ 
den jährlichen Bau von zusätzlichen 5000 bis 
6000 Wohnungen, die jährliche Sanierung 
von zumindest 10 000 älteren Wohnungen und 
vor allem auch Dauerarbeitsplätze für zumin­
dest 13000 Beschäftigte. 

Ich fordere die SPÖ und den Bautenmini­
ster Sekanina auf, aber ich biete es ihm noch 
einmal an - ähnlich dem Übereinkommen im 
Wirtschaftsbereich, beim Kapitalbeteiligungs­
fondsgesetz und so weiter, da haben wir auch 
Parteiengespräche geführt -, unverzüglich 
über eine große Lösung zumindest Parteien­
gespräche aufzunehmen über diese ÖVP-In­
itiativen. 

Und ich fordere hier auch den Präsidenten 
des überparteilichen ÖG B Benya, und ich for­
dere den Vorsitzenden der Bauarbeiterge­
werkschaft Rautner auf, darüber jetzt die Dis­
kussion zu eröffnen. Hier geht es um Tau­
sende und Abertausende Arbeitsplätze, und 
nicht bei diesen Alibimaßnahmen, wo Sie sich 
so stark gemacht haben! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Vor diesem Hin­
tergrund, wirtschafts-, budget- und wohnungs­
polititsch, ist auch das Milliardenprojekt Kon­
ferenzpalast zu werten. Hier haben Sie einen 
maximalen Einsatz geborgter Mittel, Schul­
denmachen bei minimalster Arbeitsplatz­
schaffung, keinen Wohnungs- oder sonstigen 
positiven Effekt für einen Österreicher. Kein 
Österreicher wird das Monster überhaupt je 
innen sehen. Wohnungen wollen und brau­
chen die Leute! Aber was Sie ihnen hinterlas­
sen, wäre eine hohe permanente Defiziter­
wartung. Darüber sollen die Menschen, die 
Bürger in Österreich, mit dem Volksbegehren 
auch befinden. 

Meine Damen und Herren! Daher lade ich 
Sie noch einmal ein: Die Wohnungspolitik ist 
am Scheideweg. Ich lade Sie ein, ich appel­
liere an Sie, unverzüglich in Verhandlungen 
darüber mit uns einzutreten. (Beifall bei der 
ÖVP.) 14.56 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Schemer. Ich erteile es ihm. 

14.57 

Abgeordneter Schemer (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Das vorliegende Start­
wohnungsgesetz soll primär zur Verbesse­
rung der Wohnverhältnisse junger Familien 
dienen. Es ist dies wieder ein Schritt vorwärts 
in der Erfüllung unserer Regierungserklä­
rung, und ich möchte namens meiner Frak­
tion dem Minister Sekanina und der Frau 
Staatssekretär Eypeltauer recht herzlich 
dafür danken, daß ein Entwurf ausgearbeitet 
wurde, der im wesentlichen unseren Vorstel­
lungen entspricht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das Gesetz, das wir heute zu beschließen 
haben, beinhaltet jedoch nicht nur Möglich­
keiten für junge Menschen, zu einer 
erschwinglichen Wohnung zu gelangen, son­
dern es gibt auch dem Vermieter einen Anreiz 
zur Verbesserung von Wohnungen in seinem 
Haus. In Ergänzung des neuen Mietrechtsge­
setzes kann auf Grund des § 8 der Hauseigen­
tümer Förderungsmittel beanspruchen, um 
damit die Umwandlung einer Wohnung in die 
Kategorie B oder Kategorie A bei eventueller 
Zusammenlegung von Wohnraum vorzuneh­
men. Diese Förderungsmaßnahmen, Hohes 
Haus, diese Förderungsmittel in Form von 
Darlehen können nach Maßgabe der vorhan­
denen Mittel bis zur vollen Höhe des Bauko­
stenzuschusses gewährt werden. Der Vermie­
ter darf darüber hinaus die zur Tilgung des 
Darlehens erforderlichen Beträge in der 
Hauptmietzinsreserve als Ausgabe einsetzen. 

Und dies, Hohes Haus, dürfte vermutlich 
auch das Motiv sein, weshalb die große Oppo­
sitionspartei heute dem Gesetz ihre Zustim­
mung gibt. Die ÖVP profiliert sich ja im 
Gegensatz zu heute in letzter Zeit ununterbro­
chen als eine Partei des Neinsagens. Es hat 
Ihr Nein zum Wohnbausonderprogramm 
gegeben, das den Bau von 5 000 zusätzlichen 
Wohnungen vorsieht. Und das Ergebnis Ihres 
Neins, meine Herren von der Österreichi­
schen Volkspartei, ist, daß sich die ÖVP-Lan­
deshauptleute von Tirol und von Oberöster­
reich geradezu überschlagen, diese Mittel zu 
bekommen, und da ist plötzlich auch die Wie­
ner ÖVP dafür, diese Mittel in Anspruch zu 
nehmen. (Zustimmung bei der SPÖ.) 

Es hat, meine Damen und Herren, seitens 
der ÖVP das Nein zur Milliarde für die Alt­
stadtsanierung gegeben (Abg. Dr. Sc h w im -
m er: SPÖ: Nein zur Eigentumsbildung!) und 
es gibt Ihr Nein zum Bau des Konferenzzen­
trums, das von der ÖVP-Alleinregierung unter 
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Klaus, unter Toneie, unter Kotzina beschlos­
sen wurde. Ich könnte sagen, es handelt sich 
in Wirklichkeit um einen ÖVP-Konferenzpa­
last, um das heute in Ihrem Terminus auszu­
sprechen. Sie haben das beschlossen, und die 
ÖVP hat bis zum Jahre 1975 den Bau dieses 
Konferenzzentrums hier in diesem Hause 
ja ununterbrochen urgiert. (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Was? Er phantasiert! - Prä­
sident T haI ha m me r übernimmt den Vor­
sitz.) 

Es gibt ein Nein der ÖVP bei gewissen 
Energiefragen und ein ebensolches Nein bei 
den Schulfragen. (Zwischenruf des Abg. Dr. 
Sch wimmer.) 

Und was haben Sie alles zum Bau des ver­
besserten Hochwasserschutzes in Wien, zur 
Donauinsel, gesagt? - Ich habe hier die 
"ÖVP-Postille" aus dem Jahre 1970 und dem 
Jahre 1972. In dieser "ÖVP-Postille" heißt es: 
"Der Wiener Bürgermeister will sich für alle 
Zeiten ein Denkmal setzen, das an Kostspie­
ligkeit die Pyramiden der ägyptischen Pha­
raonen übertrifft." (Abg. S te in bau er: Da 
haben wir das Konferenzzentrum noch nicht 
gekannt!) 

"Es handelt sich" - so schrieben Sie - "um 
eine gigantische Slavik-Pyramide. Die 
Gemeindepolitiker sind stolz auf die größten 
Fehlleistungen aller Zeiten" - haben Sie 
geschrieben. Von "Luxus", "Selbstbeweihräu­
cherung", "Größenwahn" und "hinterwäldle­
rischer Naivität der Wiener Rathausobristen" 
war in Ihren Aussendungen die Rede. Das 
war 1970, 1972. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

In der letzten Sitzung der Bezirksvertre­
tung in Wien-Donaustadt - einer demokrati­
sche Körperschaft, die von der ÖVP in den 
anderen Bundesländern immer wieder abge­
lehnt wird - bringt nun die ÖVP-Fraktion 
einen Antrag über die weitere Ausgestaltung 
dieser Donauinsel ein und begründet dies mit 
der Einleitung: "Die Donauinsel" - die Sie 
noch 1972 so heftig bekämpft haben -, so 
steht in dem Antrag der ÖVP, "ist ein belieb­
tes Erholungszentrum der Wiener." - Man 
staunt, wie sich das gewendet hat. 

Sie haben richtig gehört: 1982 ist diese 
"größte Fehlleistung" - so das Argument der 
ÖVP von 1972- plötzlich ein "beliebtes Erho­
lungsgebiet der Wiener" geworden! 

So ändern Sie, meine Herren von der ÖVP, 
im Laufe eines Jahrzehnts Ihre Haltung, ein­
mal so, einmal so, wie es Ihnen gerade in den 
politischen Kram hineinpaßt. (Zwischenrufe 
der Abg. Helga Wie s e r und des Abg. Dr. 
Sch wimm er.) 

Unwillkürlich erinnert man sich an die Hal­
tung einer Signatarmacht des Staatsvertra­
ges, deren Hauptätigkeit damals in den fünf­
ziger Jahren darin bestanden hat, immer nur 
"njet" , nein, zu sagen. 

Sie, meine Herren von der Österreichischen 
Volkspartei, können dieses Spiel ruhig weiter 
betreiben. Auch Ihr jetziger "Probegalopp" , 
wie ihn der Herr Generalsekretär Graff 
genannt hat (Abg. Helga Wie s er: ... ob es 
Ihnen recht ist oder nicht!), den Ihnen Ihr 
neuer Generalsekretär verordnet hat, möchte 
ich fast sagen, wird Ihre miese Lage, meine 
Herren von der Österreichischen Volkspartei, 
in keiner Weise ändern. Der nächste Wahltag, 
meine Damen und Herren, ist Zahltag, und 
die ÖVP wird vom Volk wieder die entspre­
chende Antwort bekommen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Sie sind sich über Ihre Lage offensichtlich 
gar nicht so klar und Sie sind gar nicht so 
weit von einer Glosse entfernt, die so lautet 
(Zwischenruf der Abg. Helga Wie s er): Die 
Wahlparole des Jahres 2000 bei der ÖVP wird 
lauten: Die ÖVP muß wieder ins Parlament! 
- Auf diesem Punkt sind Sie heute schon 
angelangt. (Zwischenrufe.) 

Für die jungen Familien, Hohes Haus, bie­
tet dieses Gesetz eine echte Chance ... (Zwi­
schenruf bei der ÖVP.) Ja, Sie sind ein Spät­
zünder, Sie kommen erst nachher drauf, was 
ich gesagt habe! Da fallen Ihnen dann die Zwi­
schenrufe ein. Sie sind überrascht von der 
Sache. Ich kann nichts dafür. Sie denken halt 
ein bißchen zu langsam in Wirklichkeit. Das 
zeichnet ja Ihre Partei im allgemeinen aus. 
(Zustimmung bei der SPÖ.) 

Für die jungen Menschen, für die jungen 
Familien bietet dieses Gesetz, das wir heute 
zu beschließen haben, dieses Starhvohnungs­
gesetz, eine echte Chance. Junge Menschen 
sind im Stadium einer Familiengründung 
meist aus finanziellen Gründen nicht in der 
Lage, eine Neubauwohnung zu erwerben, und 
werden durch das Ansuchen für eine Start­
wohnung eine Zwischenlösung herbeiführen. 
Eine Subjektförderung soll darüber hinaus 
die Belastung, wenn notwendig, reduzieren. ' 

Der Herr Abgeordnete Keimel hat im Bau­
tenausschuß immer wieder gemeint, daß die­
ses Startwohnungsgesetz ja überhaupt nichts 
bringe, und er hat immer wieder auf das 
Wohnungseigentum hingewiesen, wie gut es 
sei und daß es dort beim Wohnungseigentum 
keine Abhängigkeit gebe, und er hat heute in 
seinem Debattenbeitrag diese Argumente 
wiederholt. 

In der Praxis, Hohes Haus, sieht das ja 
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ganz anders aus. Es gibt Hunderte Eigen­
tumshäuser, wo permanent zwischen den 
Eigentümern und gleichzeitig mit der Haus­
verwaltung beziehungsweise mit dem seiner­
zeitigen Wohnbauträger über zu setzende 
Maßnahmen gestritten und prozessiert wird. 
Nicht parifizierte Eigentumswohnungen, jah­
relange Verzögerungen bei der Endabrech­
nung sind an der Tagesordnung. 

Und wie spielt sich denn der Erwerb einer 
solchen Eigentumswohnung in der Praxis ab? 
- Da kommt der Wohnungsuchende in ein 
Maklerbüro oder zu einem Wohnbauträger , 
um eine Eigentumswohnung zu erwerben. 
Wenn er Glück hat, erwirbt er zunächst ein­
mal einen Grundanteil, und wenn er noch 
mehr Glück hat, wird er sogar sofort in das 
Grundbuch eingetragen. Wenn er Pech hat, 
wartet er jahrelang, bis die Gesellschaft die 
notwendigen Vorarbeiten zur Baureifma­
chung durchgeführt hat. 

Er selbst, der Werber um eine Eigentums­
wohnung, hat während der Bauzeit keine 
Kontrollmöglichkeit, und wenn er den Schlüs­
sel bekommt, ist es durchaus möglich, daß er 
eine empfindliche Nachzahlung leisten muß. 

Darüber hinaus kann es vorkommen, daß 
er noch Jahre auf die Endabrechnung warten 
muß. Es kommt zu Prozessen, wo der nun­
mehrige Wohnungseigentümer kaum die 
Chance hat, sich gegen die Gesellschaft 
durchzusetzen, weil ihm das notwendige Geld 
und auch die Zeit fehlen. 

Und ein typisches Beispiel, Hohes Haus, 
sind ja die Vorgänge rund um die Wohnbau 
Ost, wo die Menschen, vertrauend auf die poli­
tischen Schirmherren, die zum Teil heute im 
Gefängnis sitzen, bedenkenlos bezahlt haben 
und auch alles unterschrieben haben, was 
ihnen vorgelegt wird. (Abg. Dr. Sc h w im -
me r: ... Aufsichtsbehörde Kery!) 

Der Herr Dr. Keimel hat es für notwendig 
befunden, in seinem Debattenbeitrag den 
Herrn Bundesminister Sekanina als einen 
biederen Buchhalter zu bezeichnen. 

Fürwahr, Herr Dr. KeimeI, zum Unter­
schied von den Dunkelmännern in der Wohn­
bau Ost ist unser Minister ein seriöser Mann, 
der hier vor das Hohe Haus tritt und unan­
greifbare Fakten aufstellt. (Zwischenruf der 
Abg. Helga Wie s e r.) Voraussetzung für 
einen Buchhalter ist Seriosität und Ehrlich­
keit, und diese Eigenschaften bringt eben der 
Herr Sekanina zum Unterschied von vielen 
anderen Leuten, die Sie in Gesellschaften 
haben, mit. (Beifall bei der SP6.) 

Meine Ausführungen zum Eigentum sollten 

auch dem Herrn Kollegen Probst zu denken 
geben, der immer von der Eigeninitiative der 
einzelnen spricht. 

Was hat im Fall der WBO die Eigeninitia­
tive gebracht? - Nichts, nichts, außer daß der 
Betreffende sein Geld im guten Glauben einer 
Vereinigung von Kriminellen überantwortet 
hat, Leuten, die auf Kosten der Wohnungs­
werber Vergnügungsreisen zu den Niagara­
fällen gemacht haben. Das hat die Eigenin­
itiative in diesem Fall gebracht! 

Wir Sozialisten - ich sage es immer wieder 
-, wir sind nicht eigentumsfeindlich ... (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai e r: Wir fahren nicht zu den 
Niagarafällen .. . !) Herr Dr. Kohlmaier! Ich an 
Ihrer Stelle würde hier im Haus jeden Zwi­
schenruf unterlassen! (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai e r: Nein, ich nicht!) Unterlassen Sie das, 
Herr Dr. Kohlmaier! Wenn ich an Ihrer Stelle 
wäre, würde ich hier sehr ruhig sitzen und 
keine Zwischenrufe machen. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. Sc h w im m er.) 

Wir unterstützen, meine Damen und Her­
ren, jeden, der bereit ist, sich Eigentum zu 
schaffen, unter der Voraussetzung, daß er es 
nicht in spekulativer Absicht erwirbt. In den 
letzten zwölf Jahren unter der SPÖ-Regie­
rung konnten sich unsere Bürger mehr an 
Eigentum schaffen als in den letzten 100 Jah­
ren, die vom Konservativismus geprägt 
waren. 

Aber eines, meine Herren von der ÖVP, 
müssen Sie zur Kenntnis nehmen: Einem 
Gesetz, das die Enteignung der Gemeinden 
und der Genossenschaft vorsieht, dem werden 
wir niemals unsere Zustimmung geben! (Bei­
fall bei der sp6.) 

Was Sie vorschlagen, wäre damit vergleich­
bar, daß jemand die Enteignung der Land­
wirte fordern würde, was wir Sozialisten mit 
ebensolcher Deutlichkeit ablehnen würden. 

Zu Ihrem sogenannten Eigentumsbildungs­
gesetz, das Sie eigentlich besser als 
"Gemeinde- und Genossenschaftsenteig­
nungsgesetz" betiteln sollten: Sie verlangen 
den Anspruch des Mieters einer Gemeinde­
wohnung oder des Nutzungsberechtigten 
einer Genossenschaftswohnung auf Übertra­
gung in das Eigentum. 

Was würden Sie sagen, meine Damen und 
Herren von der ÖVP, wenn wir verlangen 
würden, das Ganze umzudrehen? Der private 
Hausherr muß und die Gemeinde oder die 
Genossenschaft kann die Wohnung übertra­
gen. Wie ich Sie kenne, wurden Sie sofort von 
"Marxismus" und von der "Enteignung priva­
ten Eigentums" sprechen, während Ihnen das 
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gemeinschaftliche Eigentum offenbar sehr 
wenig bedeutet. Nehmen Sie zur Kenntnis, 
meine Damen und Herren von der Österrei­
chischen Volkspartei: Aus Ihren dunklen Plä­
nen wird nichts! Dafür wird die Sozialistische 
Partei jetzt und in Zukunft Sorge tragen. (Iro­
nische Heiterkeit bei der ÖVP. - Abg. 
He i n zi nger: Licht ins Dunkel!) 

Grundsätzlich sind wir jedoch bereit - ich 
werde Ihnen dann auch noch etwas sagen, 
Herr Kollege -, über alle Wohnbaufragen mit 
allen Parteien zu sprechen. Ich bin Ihnen sehr 
dankbar, daß Sie jetzt hereingekommen sind, 
Herr Kollege Heinzinger. Sie werden gleich 
staunen über das, was ich Ihnen zu sagen 
habe. Deshalb haben wir auch vorgeschlagen, 
einen permanenten Unterausschuß einzuset­
zen, was Sie, meine Damen und Herren von 
der ÖVP, mit dem Hinweis auf die Fristset­
zung durch die Präsidiale abgelehnt haben. 

Das vorliegende Startwohnungsgesetz ist 
sicher eine Lex specialis. Ich sage es noch ein­
mal: Neben der vorübergehenden Wohnungs­
versorgung junger Menschen wird einerseits 
die Vermietung leerstehender Wohnungen 
erreicht und andererseits die Verbesserung 
älterer Wohnungen durch die Gewährung 
günstiger Darlehen ermöglicht. 

Es ist mir etwas unklar, was Herr Dr. Mock 
hier heute ausgesprochen hat. Er hat gemeint: 
Da werden wieder jene zum Zug kommen, die 
ein sozialistisches Parteibuch im Sack haben. 
Ich kann mir nicht vorstellen, daß die Haus­
herren, die ja mehrheitlich sicherlich nicht 
der SPÖ nahestehen, ein SPÖ-Parteibuch von 
den Wohnungswerbern verlangen werden. 
(Rufe bei der ÖVP: Konecny!) Die Anhebung 
der Verzinsung der aushaftenden BSW-Darle­
hen von 1 Prozent auf 4 Prozent ist in Anbe­
tracht der heutigen Zinssätze durchaus 
gerechtfertigt. Hohes Haus! Das Startwoh­
nungsgesetz wird ein in jeder Hinsicht prakti­
kables Gesetz sein. 

Gestatten Sie mir am Schluß noch eine per­
sönliche Feststellung. In der 109. Sitzung des 
Nationalrates habe ich im Zusammenhang 
mit dem WBO-Skandal die Namen Zimper 
und Rauchwarter genannt. Der Herr Abgeord­
nete Heinzinger hat es für notwendig befun­
den - ich entnehme das dem Steonographi­
schen Protokoll auf Manuskriptseite 2144 -, 
einen Zwischenruf zu machen, der gelautet 
hat: "Unzurechnungsfähig!" Ich nehme natür­
lich an, daß Sie mit dieser Bezeichnung 
"unzurechnungsfähig" die Herren Zimper 
und Rauchwarter gemeint haben. (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Gibt es noch eine Möglich­
keit?) Ich weise dies zurück, Herr Kollege 
Heinzlnger. Ich bin vielmehr der Meinung, 

daß die Herren Zimper und Rauchwarter bei 
ihren kriminellen Handlungen durchaus 
zurechnungsfähig waren (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Kann da kein anderer 
gemeint worden sein?), und das Gericht wird 
die Zurechnungsfähigkeit in dem zu erwar­
tenden Urteil sicherlich noch bestätigen. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 15.14 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Hagspiel. Ich erteile 
ihm das Wort. 

15.15 

Abgeordneter Hagspiel (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Sehr geschätzte Damen 
und Herren! Die Sozialistische Partei Öster­
reichs ändert dauernd ihre Strategie in der 
Wohnbauförderung. Wer von den Bauwerbern 
soll sich noch auskennen, wenn die Förde­
rung auf über zehn mögliche Arten aufgesplit­
tert ist?! Wie ernst können die Worte des Bun­
deskanzlers genommen werden, der noch vor 
gar nicht allzu langer Zeit im Rahmen des 
Forderungsprogramms der Bundesländer 
erklärt hat, daß er sich vorstellen könnte, daß 
gerade in der Wohnbauförderung den Län­
dern mehr Rechte zuerkannt würden? Ver­
sprechungen und Ausführungen klaffen weit 
auseinander. 

Das zur Beratung stehende Startwohnungs­
gesetz liefert den Beweis dafür. Durch die 
Änderung nur einiger Paragraphen im Miet­
rechtsgesetz sowie im Wohnungsverbesse­
rungsgesetz hätte man genau dasselbe errei­
chen können. Zudem wird keine Wohnbeihilfe 
gewährt, und nach fünf Jahren müssen die 
Wohnungen wieder geräumt werden. Positiv 
ist, daß für junge Familien etwas geschieht. 
Starthilfen werden bereits in einigen von der 
ÖVP regierten Bundesländern ausbezahlt. 

Was uns aber vor allem stört, ist, daß die 
Finanzierung mit einer neuerlichen Bela­
stung von 150 000 Familien durch die Hinauf­
setzung der Zinsen von 1 auf 4 Prozent für die 
Darlehen aus dem Wohn- und Siedlungsfonds 
erfolgen soll. 

Noch. in der Regierungserklärung vom 
19. Juni 1979 steht: "Zur Realisierung dieses 
Startwohnungsprogramms soll ein Fonds 
geschaffen werden, der Wohnungen in 
Althäusern anmietet, diese - wenn notwen­
dig - verbessert und in Untermiete vergibt." 

Weiters lesen wir in dem sozialistischen 
Blatt "Blick aUf Innsbruck": "Die notwendi­
gen Mittel sollen teils aus dem Bundesbudget 
... kommen." Wir wissen aber jetzt durch das 
Gesetz, das heute beschlossen werden soll, 
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daß ungefähr 500 000 Personen neu belastet 
werden sollen. 

Mit der Schaffung des Wohnbauförderungs­
gesetzes 1968, in dem auch den Ländern Kom­
petenzen eingeräumt wurden, war zur Verein­
fachung der Verwaltung vorgesehen, Fonds 
auslaufen zu lassen. Mit diesem Startwoh­
nungsgesetz feiert der Zentralismus so wie in 
allen in letzter Zeit verabschiedeten Geset­
zen, die die Wohnbauförderung betreffen, 
seine feierlichen U rständ. 

Zudem sind der ländliche Raum und die 
Landwirtschaft zur Gänze ausgeschlossen, 
denn es werden nur Verbesserungen von 
Mietwohnungen gefördert, aber nicht von 
Eigentum. In der Schweiz gibt es ein eigenes 
Bundesgesetz über die Verbesserung der 
Wohnverhältnisse im Berggebiet. Bei uns 
geht der ländliche Raum bei all den in letzter 
Zeit beschlossenen Sondernotgesetzen leer 
aus. 

Uwe Wullkopf vom Institut "Wohnen und 
Umwelt" in Darmstadt schreibt unter ande­
rem zum Wohnbau und zur Wohnbaupolitik in 
der Bundesrepublik Deutschland, konkret zu 
Entwicklung des Eigenheimbaus: 

"Die Zahl der fertiggestellten Eigenheime 
(Gebäude mit einer Wohnung bzw. zwei 
Wohnungen) war im Zeitverlauf stets viel 
konstanter als die Zahl der Geschoßwohnun­
gen. Seit Anfang der sechziger Jahre wurden 
jährlich etwa 200000 Eigenheime neu errich­
tet, und diese konstante Zahl machte auch die 
Einbrüche in der Wohnungsbautätigkeit in 
den siebziger Jahren nicht mit. 

Das mag angesichts der rasanten Bauko­
stensteigerungen erstauen. Jedoch stiegen die 
Baukosten bis 1979 nur unwesentlich schnel­
ler als die Nettojahreseinkommen durch­
schnittlich verdienender Arbeitnehmer: 1968 
mußte dieser Arbeitnehmer 9,1 mal sein Jah­
reseinkommen sparen, um die Kosten eines 
Einfamilienhauses decken zu können (ohne 
Grundstück), 1979 9,8 mal." 

Bei jeder Maßnahme, die die Regierungs­
partei setzt, wird das Wort "Arbeitsplatzsiche­
rung" verwendet. Wir sind auch für Arbeits­
platzsicherung, aber im ganzen Bundesgebiet 
und vor allem für überlegte Maßnahmen. 
Würde man dem Wohnbauförderungsgesetz 
1968 mehr Mittel zufließen lassen, um wieviel 
rascher würde sich die Bautätigkeit auswir­
ken, wo doch so viele fertige Projekte auf ihre 
Durchführung warten. Je Bundesland ver­
schieden müssen Bauwillige bis zu drei Jah­
ren warten, bis sie zu einem verbilligten Dar­
lehen kommen. 

Anstelle des Konferenzzentrums könnten 
12000 Wohnungen gefördert werden. Angebot 
und Nachfrage regeln auch am Wohnungs­
markt den Preis. Je mehr Wohnungen zur 
Verfügung stehen, umso eher kommt man zu 
Wohnungen, die man sich leisten kann. 

Bundeskanzler Kreisky spricht in der 
gestrigen sozialistischen Parteiaussendung 
von einer Umwegrentabilität beim Konferenz­
zentrum, obwohl die jährlichen Betriebsko­
sten 350 Millionen Schilling ausmachen, und 
wirft dabei mit Steinen auf das neuerrichtete 
Landhaus in Bregenz. Er nennt es Tinten­
burg, bei der es keine Umwegrentabilität gibt. 

Was sparsame Verwaltung betrifft, hält 
Vorarlberg mit der sozialistischen Regierung 
einen Vergleich leicht aus. Noch nie hat es in 
Österreich so viele Ministerien und Staatsse­
kretäre gegeben als in der SPÖ-Regierung. 
Wenn es dort eine Umwegrentabilitätsberech­
nung geben würde, würden viele Leerstellen 
an die Oberfläche kommen. Auf der Regie­
rungsbank mußte ein Schichtbetrieb einge­
führt werden wegen Platzmangels. 

1946 wurde schon ein Neubau in Vorarlberg 
geplant. In elf verschiedenen Gebäuden 
waren die Bediensteten untergebracht. Erst 
jetzt konnte der Bau verwirklicht werden, 
aber auch von Vorarlberg selbst bezahlt. 

Vorarlberg braucht auch im Wohnbau das 
Licht nicht unter den Scheffel zu stellen. 

Wenn die SPÖ bereit wäre, dem Eigentums­
bildungsgesetz von unserem Parteiobmann 
Dr. Mock zuzustimmen, könnte in ganz Öster­
reich im Wohnbau viel aufgeholt werden. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 15.22 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich Frau Staatssekretär Dr. Eypel­
tauer. 

Bitte, Frau Staatssekretär. 

15.22 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
Bauten und Technik Dr. Beatrix Eypeltauer: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich darf zunächst zurückkommen auf die Aus­
führungen des Herrn Bundesparteiobmannes 
Dr. Mock, der gemeint hat, dem Grundanlie­
gen "Wohnung" wird von der SPÖ-Regierung 
nicht entsprochen, und der zum x-ten Mal 
hier - nach ihm dann auch wieder der Herr 
Abgeordnete Keimel - zitiert hat unser 
Regierungsprogramm vom Jahre 1970, worin 
wir gemeint haben, wir möchten jährlich 5 000 
Wohnungen mehr bauen als in der ÖVP­
Regierungszeit gebaut wurden. 
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Der Herr Bautenminister hat schon gesagt, 
daß wir freimütig zugeben, daß wir dieses Ziel 
nicht erreicht haben. Aber gegen eines muß 
ich mich wenden: Gegen diese Rechenkunst­
stücke, die hier immer wieder angestellt wer­
den. Der Herr Dr. Mock hat U:{lS vorgerechnet 
infolge unserer für ihn sicher unerwartet lan­
gen Regierungszeit, daß wir heute schon bei 
100 000 Wohnungen sein müßten. Bitte: Es 
stand nicht in der Regierungserklärung, daß 
wir von Jahr zu Jahr - und je länger wir 
regieren, immer wieder - 5000 Wohnungen 
mehr als im vorangegangenen Jahr bauen 
wollen. Dort steht klipp und klar: Jährlich 
5 000 Wohnungen mehr als in der ÖVP-Regie­
rungszeit. 

Ich glaube - damit wir nicht ganz unglaub­
würdig werden in der Öffentlichkeit -, man 
sollte sich doch nicht zu solchen Dingen ver­
steigen und solche Rechenkunststücke hier 
aufstellen. 

Ich muß auch widersprechen, wenn der 
Herr Dr. Mock sagt, im vergangenen J ahr­
zehnt hätten wir in Österreich mit 6,25 Woh­
nungen auf 1 000 Einwohner die fünfzehnte 
und drittletzte Stelle aller europäischen Län­
der erreicht. Der Herr Dr. Keimel hat uns 
dann immerhin 6,8 Wohnungen auf 1000 Ein­
wohner zugestanden. 

Es stimmt bitte weder das eine noch das 
andere - ich kann mich nur der Meinung 
anschließen, daß die Statistik doch nicht all­
zusehr lügt -, denn im Jahre 1980 wurden 
fast 80000 Wohnungen - genau 78457 Woh­
nungen - als fertiggestellt gemeldet. Nun weiß 
ich, daß das nicht Wohnungen sind, die gerade 
in diesem letzten Jahr gebaut wurden. Aber 
das sind Wohnungen, die nicht als fertigge­
stellt gemeldet wurden durch mehrere, durch 
viele Jahre hindurch. Die muß man diesem 
letzten Jahrzehnt mit Bestimmtheit gutbrin­
gen. 

Es ist daher unseriös, wenn man bei der 
Berechnung gerade dieses besonders günstige 
Jahr 1980 ausläßt. Man soll es dazugeben, 
damit man einen ehrlichen Eindruck über die 
Wohnbauleistung des vergangenen J ahr­
zehnts bekommt. Und dann schaut das schon 
ganz anders aus: Dann haben wir nämlich 7,2 
Wohnungen auf 1 000 Einwohner in Öster­
reich fertiggestellt. Damit haben wir einen 
sehr, sehr guten Platz im vorderen Mittelfeld 
erreicht. Wir liegen vor Dänemark, vor der 
Bundesrepublik, vor Schweden, vor der 
Schweiz und vor Großbritannien. Ich glaube, 
das muß man hier einfach richtigstelIen. 
(Zustimmung bei der sro.) 

Wenn der Herr Bundesparteiobmann Dr. 

Mock gemeint hat, der Rückzug der öffentli­
chen Hand aus. dem Wohnungswesen - er 
hat da eine Arbeit zitiert - würde in Öster­
reich ersichtlich: Meine Damen und Herren! 
Die Ziffern sprechen eine ganz andere Spra­
che. Die Steigerung der Beträge, die wir, der 
Bund und die Länder, jährlich mehr und 
mehr dem Wohnungsbau zuführen, lassen das 
Gegenteil davon erkennen. Ich will Sie jetzt 
nicht langweilen mit den Ziffern, sie sind 
überall nachzulesen. 

Wenn wir heuer an Bundesmitteln, Rückflüs­
sen und Landesmitteln mehr als 18 Milliarden 
Schilling allein für die Wohnbauförderung 
1968 zur Verfügung haben, dann ist das eine 
stolze Ziffer, wieder gemessen an unserer 
Bevölkerungszahl, wieder gesehen im Inter­
nationalen Durchschnitt. Wir können auf 
unsere Wohnbaupolitik in Österreich durch­
aus stolz sein, meine Damen und Herren. 
(Beifall bei der sro.) 

Wenn uns nun der Herr Dr. Mock - und 
natürlich auch die anderen Redner der gro­
ßen Oppositionspartei - wieder Eigentums­
feindlichkeit vorgeworfen haben und uns 
geradezu als Enteignungspartei bezeichnet 
haben, so sprechen, meine Damen und Her­
ren, auch diese Zahlen eine andere Sprache: 

Was die Enteignung anlangt, so enthält das 
erste Eigentumsbildungsgesetz der Österrei­
chischen Volkspartei eine sehr interessante 
und ganz neuartige Enteignungstendenz für 
Gemeinde- und Genossenschaftswohnungen. 
Denn es sollte nach zehn Jahren ohne Rück­
sicht darauf, ob der Eigentümer - also die 
Gemeinde oder die "Gemeinnützige" - das 
will, der Mieter einen Anspruch haben, gegen 
den Willen des Vermieters Eigentum zu 
erwerben. 

So etwas gibt es in der ganzen österreichi­
schenRechtsordnung nicht. Das wäre eine -
wie ich glaube - hinsichtlich des Gleichheits­
grundsatzes bedenkliche Enteignungsten­
denz, die aber nicht bei uns, sondern bei der 
Österreichischen Volkspartei zu suchen wäre. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. B 1 e n k .) 

Noch etwas - wenn Sie uns vorwerfen, wir 
würden das Eigentum nicht entsprechend 
unterstützen, dann sage ich Ihnen, Herr Dr. 
Blenk -: Im Jahre 1978 waren von den geför­
derten Wohnungen an Eigenheimen und 
Eigentumswohnungen zusammen 62 Prozent 
- im Jahre 1979: 66 Prozent; im Jahre 1980: 69 
Prozent - zu verzeichnen. Demgegenüber im 
Jahre 1970, als Sie die Regierungsverantwor­
tung abgegeben haben, magere 53 Prozent. 

Uns dann eigentumsfeindliche Wohnungs­
politik vorzuwerfen, steht mit den Zahlen 
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nicht in Übereinstimmung. (Abg. Dr. 
Bi e n k : Jetzt fehlt nur noch, daß Sie sagen, 
Sie hätten die Bedingungen für die Mietwoh­
nungen verbessert!) Wir haben die Bedingun­
gen für die Mietwohnungen verbessert, und 
dazu stehen wir. Aber, Herr Dr. Blenk, Ihr 
Kollege Dr. Keimel wird nicht müde zu beto­
nen, daß bei den Eigentumsformen die Lei­
stungsbereitschaft der Bevölkerung ver­
dienstvollerweise eine größere ist. Dafür spre­
chen auch diese Zahlen. Wir haben nichts 
gegen die Leistungsbereitschaft der Bevölke­
rung. Wir befinden uns diesbezüglich auf 
einer Linie mit den Absichten des Herrn 
Abgeordneten Dr. Keime!. 

Herr Dr. Keimel hat uns außerdem gesagt, 
wenn wir 2000 Wohnungen dort und 700 
Wohnungen da bauen, dann seien das Alibi­
handlungen - ich habe das wörtlich mitge­
schrieben. 

Meine Damen und Herren! Das sind fast 
3 000 Familien, denen durch diese ,,Alibihand­
lungen" , wie er es nennt, geholfen werden 
kann. Das sind 6 000 bis 8 000 Menschen, und 
ich glaube, die werden sich bei der SPÖ für 
diese sogenannten Alibihandlungen dann 
auch bedanken und werden sie zu schätzen 
wissen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Bevor ich mich, meine Damen und Herren, 
den drei Vorlagen zuwende, die wir heute dis­
kutieren, möchte ich ein zusätzliches Argu­
ment in die Debatte einbringen, warum die 
Wohnungspolitik der Österreichischen Volks­
partei in letzter Zeit so unglaubwürdig gewor­
den ist. (Zwischenruf bei der ÖVP.) Ich werde 
es Ihnen, Herr Dr. Blenk, oder wer immer das 
jetzt gewesen ist, gleich erklären. 

Sie haben den Neubau von 5000 Wohnun­
gen nach dem Wohnbausonderprogramm der 
Regierung abgelehnt, weil die Baukosten von 
zirka 5 Milliarden Schilling mit Bankdarlehen 
finanziert werden sollen und wir dann eine 
Unterstützung durch Annuitätenzuschüsse 
von Bund und Land geben müssen, damit die 
Bedingungen für die Bewohner erträglich 
werden. Sie meinen, das sei die teuerste 
Finanzierungsform, die es je gegeben habe, 
und deswegen hätten Sie abgelehnt. 

Jetzt muß ich Ihnen aber folgendes sagen, 
meine Damen und Herren von der Österrei­
chischen Volkspartei: Beim Konferenzzen­
trum, dessen Baukosten auch rund 5 Milliar­
den Betragen, auch wenn der Herr Dr. Mock 
Baukosten und Finanzierungskosten nicht 
unterscheiden kann, es hilft nichts, die Bau­
kosten liegen... (Abg. Dr. Sc h w im m er: 
Bezahlt muß es werden, Frau Staatssekretär!) 

Herr Dr. Schwimmer, es ist ein Unterschied 

zwischen . Bau- und Finanzierungskosten. 
(Abg. Dr. Sc h w im m er: Für den Steuer­
zahler leider nicht! Der muß beides brennen!) 
Das ist ja nicht richtig, was Sie sagen. Ausge­
geben für den Bau kann ja nur die Ziffer für 
die Baukosten werden. Die Finanzierungsko­
sten, die bedauerlicherweise heutzutage so 
hoch sind, laufen zusätzlich auf, die bringen 
ja leider keinem Arbeiter etwas, sondern die 
fließen den Banken zu. Man muß daher reali­
stisch sagen: Es geht um 5 Milliarden Schil­
ling Baukosten. Das kann ich nicht ändern. 
Das ist die Situation überall dort, wo mit Kre­
diten gebaut wird, und jeder Wirtschafter hält 
die Baukosten und die Finanzierungskosten 
auseinander. Das kann ich Ihnen nicht erspa­
ren! (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe der 
Abg. Dr. Blenk und Dr. Sch wimm er.) 
Sie wollen das einfach nicht verstehen. 

Nun zurück. Das Konferenzzentrum, des­
sen Baukosten auch 5 Milliarden Schilling 
betragen sollen, lehnt die ÖVP gleichfalls ab 
und will dafür Wohnungen bauen - und jetzt 
bin ich beim Kern -, aber eine andere Finan­
zierung als die vorhin für die 5 000 Wohnun­
gen von mir geschilderte ist ja auch hier nicht 
möglich. Jetzt wollen Sie auf einmal dieselbe 
Finanzierungsart, weil Sie sie für Wohnungen 
an Stelle des Konferenzzentrums für gut und 
billig finden, während Sie sie beim Bau der 
5 000 Wohnungen, weil es sich hier um das 
Sonderwohnbauprogramm der SPÖ handelt, 
ablehnen. Ich bin überzeugt, meine Damen 
und Herren, jeder denkende Österreicher 
wird, wenn er das durchschaut, sich seinen 
Reim darauf machen. (Abg. Dr. B 1 e n k: Das 
Konferenzzentrum ist doch Gi fonds perdu 
gebaut.) 

Aber nun zum sogenannten ersten Eigen­
tumsbildungsgesetz der Österreichischen 
Volkspartei. Durch die hundertfache Wieder­
holung der Behauptung, dieses Gesetz ermög­
liche den Bau von Abertausenden Wohnun­
gen, wird diese kühne Behauptung um nichts 
richtiger. Sie wollen - das muß man einmal 
ganz deutlich sagen - ein Bündel steuer­
rechtlicher Begünstigungen - im Einkom­
mensteuergesetz, im Grunderwerbsteuerge­
setz, im Erbschaftssteuergesetz, bei der Ver­
mögensteuer, beim Bewertungsgesetz 
überall wollen Sie Steuerbegünstigungen ein­
bauen. Sie wollen also durch ein Bündel sol­
cher steuerbegünstigender Maßnahmen den 
Verkauf von Mietwohnungen an die Mieter 
anregen, also eine Vorgangsweise unterstüt­
zen, und zwar zu Lasten des Finanzministers 
unterstützen, die es jetzt rechtlich auch schon 
gibt. Dadurch, meine Damen und Herren, 
wird keine einzige zusätzliche Wohnung 
gebaut. 
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Wie soll nun Ihrer Meinung nach dieses 
ungeheure Bauprogramm aussehen? - Die 
Verkäufer sollen sich entschließen, den Kauf­
preis in Wohnbauanleihen anzulegen. Ob sie 
das tun oder ob sie damit nach Griechenland 
fahren oder sich neue Möbel kaufen, das ist 
ihre Sache. Es läßt sich überhaupt nicht 
abschätzen, ob und in welchem Umfang die 
Steuerzuckerl, die ich vorhin geschildert 
habe, dazu ausreichen würden. 

Der Finanzminister müßte also Anleihen 
begeben, der Zinsfuß soll nach Ihrem Vor­
schlag 1 Prozent unter dem hiefür üblichen 
liegen, was aber mehr als wettgemacht wird 
durch die zahlreichen Steuerbefreiungen, die 
große Ausfälle an Steuerleistungen zur Folge 
hätten. (Abg. Dr. BI e n k : Wie viele Steuern 
erbringt denn das Konferenzzentrum, Frau 
Staatssekretär? Das kostet jeden Tag 1 Mil­
lion!) Ich will Ihnen nur zeigen, daß diese 
Finanzierung teuer ist. 

Um den Preis zusätzlicher Staatsverschul­
dung sollen hier Wohnungen in unbestimmter 
Zahl - kein Mensch kann sagen, wie viele 
Verkäufer und Käufer es geben würde -
errichtet werden. Sie sollen mit Anleihegel­
dern, meine Damen und Herren, errichtet 
werden, die durchaus nicht billig sind. Das 
kann der Finanzminister auch ohne diesen 
mühevollen Umweg über Ihr Eigentumsbil­
dungsgesetz machen. 

Herr Dr. Schwimmer! Sie werden mir das 
Gegenteil nachher nicht beweisen können, 
auch wenn Sie noch so eifrig schreiben: Anlei­
hen muß der Staat aufnehmen. Anleihen, um 
20000, 40000 Wohnungen zu bauen, wie in 
den verschiedenen Aussendungen Ihrer Par­
tei immer wieder behauptet wird. (Zwischen­
ruf des Abg. Dr. Sc h w im m er.) 

Eine Untersuchung, die von den Instituten 
IFES und Fessel läuft, leider ist sie noch nicht 
fertig, und die die Bereitschaft erkunden soll, 
wie viele Wohnungen auf die von Ihnen vorge­
schlagene Weise überhaupt zu Eigentums­
wohnungen umgewandelt würden, läßt jetzt 
schon erkennen oder, sagen wir, die Vermu­
tung zu, daß es nicht allzu viele sein würden, 
denn erste Ergebnisse zeigen, daß vor allem 
in den oberen Einkommenskategorien eine 
gewisse Kaufbereitschaft besteht, nicht aber 
bei den Leuten mit kleineren Einkommen. 
(Zustimmung bei der SPÖ.) 

Bei den privaten Hausbesitzern wiederum 
ist die Neigung interessanterweise etwa 
gleich hoch wie bei Gemeinden oder Genos­
senschaften. 

Da nun ein Kauf verständlicherweise nur 
dann zustandekommt, wenn in einem Haus 

der verkaufswillige Eigentümer mit einem 
kaufwilligen Mieter zusammentrifft und auch 
die Vorstellungen über die Höhe des Kauf­
preises übereinstimmen, so schätzt man, 
sagen die Institute, daß es nur zu ein paar tau­
send solcher Umwandlungen konkret in ganz 
Österreich kommen würde. 

Die Versuche in Innsbruck und in Wels 
waren auch nicht geradezu ermutigend. Dort 
sind trotz jahrelanger Bemühungen der 
Gemeinden nur ganz wenige Verkäufe tat­
sächlich getätigt worden. Dies trotz günstig­
ster Bedingungen, die die Gemeinden gestellt 
haben. (Abg. Dr. B 1 e n k: Das ist regional 
verschieden!) 

Sie wollen in Ihrem Eigentums bildungsge­
setz den Finanzminister verpflichten, vier 
Jahre hindurch eine Anleihe von je 5 Milliar­
den Schilling aufzulegen, das wären 20 Mil­
liarden insgesamt. Trotzdem sprechen Sie 
und sprach auch Herr Dr. Mock heute hier 
von 40 Milliarden, in fünf Jahren pro Jahr 
8 Milliarden, und von 5 000 bis 6 000 neuen 
Wohnungen, von 16000 bis 20000 Dauerar­
beitsplätzen und ähnlichen Utopien. 

Meine Damen und Herren! Das gehört ins 
Reich der Phantasie. Die Lust am Fabulieren 
dürfte hier mit der Österreichischen Volks­
partei wirklich durchgegangen sein. 

Das wäre an sich nicht so schlimm, wenn es 
möglich gewesen wäre, die von uns vorge­
schlagenen zusätzlichen Erhebungen, die wir 
gebraucht hätten, um Ihnen das nachzuwei­
sen, auch tatsächlich zu machen. Aber die 
Österreichische Volkspartei hat uns leider die 
Möglichkeit dazu nicht gegeben. Sie haben 
keine Geduld mehr gezeigt, Sie wollten selbst 
lieber heute hier eine negative Erledigung 
dieses Mock-Antrages haben. Was das für 
eine Philosophie ist, weiß ich nicht. (Abg. Dr. 
B 1 e n k: Dabei haben Sie sich so bemüht, 
diese Unterlagen zusammenzubringen!) 

Zwei Jahre, Herr Dr. Schwimmer, waren es 
nicht. Wir haben schon gehört, wie lange in 
der Präsidiale kein Antrag auf Behandlung 
dieses Antrages gestellt wurde~ (Abg. Dr. 
Sc h w im m er: Das stimmt ja nicht, Frau 
Eypeltauer! Das war ja die Unwahrheit! Sie 
sollten keine Unwahrheiten nachplappern! -
Abg. Dr. Fis ehe r: Herr Kollege Schwim­
mer! Seien Sie ein bisserl vorsichtig! Sonst 
lese ich Ihnen das Präsidialprotokoll vor! 
Nach einem Jahr ist zum erstenmal urgiert 
worden! - Abg. Dr. Sc h w im m er: Herr 
Fischer! Hat Dr. Mock nicht öfters im 
Gespräch mit Ihnen vorgeschlagen, das in 
erste Lesung zu nehmen? Beantworten Sie 
meine Frage!) 
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Präsident Thalhammer: Bitte, ich habe der 
Frau Staatssekretär das Wort erteilt, und sie 
hat es auch. 

Frau Staatssekretär, bitte fortzusetzen. 
(Abg. Dr. Sc h w im m er: Herr Fischer! 
Beantworten Sie das, oder ich sage, Sie sagen 
die Unwahrheit! Dr. Mock hat Ihnen das vor­
geschlagen! - Ruf bei der SPÖ: Roßtäuscher! 
- Abg. Dr. Fis c her: Da redet einer, der 
nich ts weiß!) 

Bitte, die Frau Staatssekretär hat das Wort. 
Frau Staatssekretär, bitte fortzufahren. (Abg. 
Dr. Sc h w im m er: Ordnungsruf für den 
Ausdruck "Roßtä usch er"! - Weitere Zwi­
schenrufe.) 

Staatssekretär Dr. Beatrix Eypeltauer (fort­
setzend): Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, es steht wirklich nicht dafür, wegen 
einer Sache, die man aus dem Protokoll nach­
weisen kann, sich hier so zu ereifern. 

Meine Damen und Herren von der Österrei­
chischen Volkspartei! Sie haben nun eine 
Novelle zum Wohnbauförderungsgesetz vor­
geschlagen, die Sie als umfassend, als groß 
bezeichnen, obwohl sie insgesamt nur elf 
Punkte enthält, die zum Teil sehr nebensäch­
liche Details, etwa die Aufnahme der Pflege­
kinder in die Liste der nahen Angehörigen, 
enthalten. 

Ähnlich wie beim ersten Eigentumsbil­
dungsgesetz geht es Ihnen auch hier wie­
derum um zahlreiche Steuerbefreiungen. Der 
Erwerb von Wohnungen soll der Errichtung 
gleichgestellt werden. Der Erwerb ist aber 
volkswirtschaftlich ohne Bedeutung. Es wird 
kein neuer zusätzlicher Wohnraum geschaf­
fen, und es wird keinerlei Impuls für die Bau­
wirtschaft gegeben. 

Sicherlich kann man über den einen oder 
anderen Vorschlag Ihres Antrages reden. Wir 
werden dies im Zuge der Beratungen des 
künftigen neuen Wohnbauförderungsgesetzes 
gerne tun. 

So etwa treffen sich unsere Vorstellungen 
über eine Laufzeitverkürzung für das öffentli­
che Darlehen. Allerdings - und das bitte ich 
jetzt auch zur Kenntnis zu nehmen - habe 
ich zu meiner Überraschung in der "Linzer 
Stadtzeitung" Nummer 2, einer ÖVP-Gratis­
zeitung für jeden Linzer Haushalt, vor drei 
oder vier Tagen gelesen, daß dieser Vor­
schlag, der auch unser Vorschlag ist (Abg. Dr. 
K ei me 1: Wo ist Ihr Vorschlag?), auf Lauf­
zeitverkürzung des öffentlichen Darlehens 
marxistische Ideologie verrät und den Wohn­
bau überhaupt zum Erliegen bringen wird. 

Etwas mehr Koordinierung innerhalb der 
Österreichischen Volkspartei könnte da wirk­
lich nicht schaden. (Abg. Dr. K ei m e 1 : Na, 
so wie Sie es vorhaben, ist es so! Ohne 
Gesam tkonzeptJ) 

Herr Abgeordneter Dr. Keimel! Sie haben 
jetzt gerade diese Laufzeitverkürzung geprie­
sen (Abg. Dr. K e i m e 1: Nur im Gesamtpa­
ket!) und gemeint, damit wird mehr Geld kom­
men, damit den jungen Leuten billigerer 
Wohnraum zur Verfügung gestellt werden 
kann. 

Aber, Herr Abgeordneter Dr. Keimel (Abg. 
Dr. K ei m e 1 spricht mit einem Klubkolle­
gen), Herr Abgeordneter Dr. KeimeI, He~r 
Abgeordneter Dr. Keime!! (Ruf bei der SPO: 
Er paßt nicht auf! - Heiterkeit.) Durch Ihren 
Vorschlag. .. (Abg. Dr. K e i m e 1: Frau 
Staatssekretär! Ich habe mein linkes Ohr bei 
Ihnen, ich höre Sie!) Ich möchte gerne Ihre 
beiden Ohren für mich in Anspruch nehmen, 
Herr Dr. Keimel. (Abg. Anton Sc h 1 a ger: 
Sie sind sehr anspruchsvoll! - Heiterkeit.) Ja, 
warum auch nicht. 

In Ihrem Vorschlag ist enthalten, daß in 
den ersten zehn Jahren dieser nun verkürzten 
Laufzeit die Tilgungsrate maximal 1 Prozent, 
halbes Prozent Zinsen, halbes Prozent Til­
gung betragen soll. (Abg. Dr. K ei m e 1 : 
Maximal!) Bisher hat die Tilgungsrate 20 
Jahre lang auch 1 Prozent betragen. (Abg. Dr. 
K e im e 1 : Nein!) 

Erklären Sie mir bitte, wieso durch ein 
Gleichbleiben oder ein Absinken in einer 
zehnjährigen Frist mehr Mittel für die jungen 
Leute in Kürze zur Verfügung gestellt wür­
den! Ich habe das bitte nicht begriffen. Wenn 
keine erhöhten Rückflüsse da sind (Abg. Dr. 
K ei m e 1 : Sie haben im Ausschuß nicht auf­
gepaßt! Da können wir nichts dafür! Da kann 
ich nichts dafür, wenn Sie es nicht begreifen!), 
dann können auch nicht mehr Mittel aus die­
sem Titel zur Verfügung stehen. So schaut es 
ja mit allen Ihren Vorschlägen - das muß ich 
leider sagen - aus. (Beifall bei der SPÖ. -
Abg. Dr. K ei m e 1: Ich stehe Ihnen gerne 
persönlich zur Verfügung! - Abg. G r a f: 
Beachtlich! - Heiterkeit.) Ja, ja, 1 Prozent 
Tilgungsrate ist 1 Prozent, das wird nicht 
mehr! (Abg. Dr. K ei m e 1: Maximal, Frau 
Staatssekretär!) Wenn es weniger ist, kommt 
bitte noch weniger Geld zurück und nicht 
mehr! Und Sie wollen damit einen verstärkten 
Rückfluß schaffen, damit Sie mehr Wohnun­
gen bauen können. (Abg. Dr. K ei m e 1 : Jetzt 
noch einmal: In meiner Rede habe ich gesagt: 
nach 10 Jahren!) Ja aber bitte seien Sie mir 
nicht böse, wenn wir heute etwas beschließen 
sollen, was im Jahr 1993 erstmals wirkt, dann 
würde ich meinen, das ist für die österreichi-
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sche Bevölkerung zu wenig, Herr Doktor Kei­
mel. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. K ei -
m e 1 : Das Paket! Verstehen Sie das wirklich 
nicht oder tun Sie nur demagogieren?) 

Ich habe mir das Paket sehr genau ange­
schaut. Darum beschäftige ich mich ja heute 
so intensiv und genau und im Detail mit 
Ihrem Paket. 

Nun möchte ich hier festhalten, daß es seit 
der Regierungserklärung im Juni 1979 kein 
kurzer und auch kein einfacher Weg gewesen 
ist, bis wir hier heute dieses Startwohnungs­
gesetz zu meiner Freude einstimmig beschlie­
ßen können. Es war kein einfacher Weg des­
halb, weil es gewisse Schwierigkeiten berei­
tete, zusätzliche Mittel für den Wohnbau zu 
finden. Das ist wirklich keine leichte Aufgabe. 
Und wir mußten viele Überlegungen anstel­
len, weil es sich um gesetzliches Neuland 
handelt. 

So ist es unter anderem um die Frage 
gegangen: Neubau oder Sanierung alter 
Wohnungen oder möglicherweise beides. Wir 
haben uns für die Sanierung älterer Wohnun­
gen entschlossen, und zwar aus folgenden 
Gründen: 

1. Wir halten die Stadterneuerung für ein 
erstrangiges, vorrangiges Ziel unserer Woh­
nungspoli tik. 

2. Wir beabsichtigen, wieder mehr junge 
Leute in die Städte hineinzubringen, in die 
Innenstädte, die darunter leiden, daß die 
Bevölkerung dort überaltert ist. Denken wir 
nur an den ersten oder den achten Wiener 
Gemeindebezirk! 

3. Es wird immer zu Recht darüber geklagt, 
daß viele Wohnungen leer stehen. Wir wollen 
hier einen Anreiz geben, leerstehende Woh­
nungen wenigstens auf fünf oder zehn Jahre 
einer Vermietung zuzuführen. 

4. Wir wollen eine Anzahl von Wohnungen 
über das hinaus verbessern, was ohnedies auf 
Grund anderer gesetzlicher Bestimmungen 
heute schon auf diesem wichtigen Gebiet 
geschieht. 

So kam es also zu diesem Gesetz, das alle 
diese Ziele in sich vereint. Sicherlich wird 
mancher junge Mensch enttäuscht darüber 
sein, daß er nicht gleich eine solche Wohnung 
finden kann, denn wir werden bestimmt eher 
zu wenige als zu viele solche Wohnungen 
haben. 

Aber wir machen einen Anfang und werden 
versuchen, den Gedanken der Startwohnun­
gen bekanntzumachen, damit wir eine posi­
tive Einstellung aller, vor allem der Gemein­
den, erreichen können. 

Es ist, glaube ich, nicht uninteressant, daß 
eine Meinungsbefragung ergeben hat, daß 
sich 65 Prozent der BevÖlkerung für den Ein­
satz öffentlicher Mittel für die Schaffung von 
Startwohnungen aussprechen. Das ist ein 
Prozentsatz, der sogar mich überrascht hat. 
Hier wurde alt und jung befragt, also viele 
Leute, die gar nicht in den Genuß solcher 
Wohnungen kommen können. 65 Prozent der 
Österreicher sind dafür! Das zeigt, daß die 
Solidarität noch nicht ausgestorben ist, und 
das hat mich auch sehr gefreut. 

Ich sage also nochmals: Ich bin froh dar­
über, daß dieses in der Vergangenheit beson­
ders von der Volkspartei oft vehement abge­
lehnte Gesetz heute einstimmig beschlossen 
werden kann. 

Herr Dr. Keime!! Am 3. Mai haben Sie nicht 
nur das Wohnbausonderprogramm der Bun­
desregierung, sondern auch ausdrücklich das 
Startwohnungsgesetz als unsoziale familien­
feindliehe und eigentumsfeindliche Maß­
nahme, als Alibi für eine verfehlte Wohnungs­
politik bezeichnet. Aus dem Saulus ist ein 
Paulus geworden. (Widerspruch bei der ÖVP.) 
Ja! Ich freue mich darüber! Herr Abgeordne­
ter Dr. Keime!! Es ist ja keine Schande, wenn 
Sie sozusagen auf Konrad Adenauers Spuren 
wandeln, der ja auch gesagt hat, es kann ihm 
niemand verwehren, daß er über Nacht 
gescheiter geworden ist. Sie befinden sich ja 
in guter Gesellschaft. (Abg. G ra f: Wie ist 
das mit Ihnen? Das ist Gehässigkeit von der 
Regierungsbank! Ist es Ihnen auch widerfah­
ren? Das ist eine Gehässigkeit von der Regie­
rungsbank, Frau Abgeordnete!) 

Aber, Herr Präsident Graf, ein Vergleich 
mit Konrad Adenauer kann doch wirklich 
keine Gehässigkeit sein! (Abg. G r a f: Ich 
vergleiche auch Sie, daher frage ich Sie!) Bitte 
sehr, ich habe ja nichts dagegen, wenn Sie 
mich vergleichen. Ich weiß nur nicht, warum 
das gehässig sein soll. Das sehe ich nicht ein. 
(Abg. G r a f: Ich kann es Ihnen nachher 
erklären!) 

Wir freuen uns also im Interesse der jungen 
Menschen, die in ihrer oft schwierigen Situa­
tion durch dieses Gesetz Hilfe erhalten sollen. 
Und wir freuen uns auch im Interesse der 
Demokratie, für die wir heute ja der Bevölke­
rung ein gutes Beispiel geben sollen und wol­
len, daß es eine konstruktive Zusammenar­
beit, wie es die überwiegende Mehrheit der 
Bevölkerung ja will, gibt. 

Sie haben wahrscheinlich selbst gesehen, 
meine Damen und Herren von der Österrei­
chischen Volkspartei, daß Ihnen die Ableh­
nung der beiden Sonderwohnbaugesetze des 
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Bundes nichts gebracht hat. Zum Nachteil der 
Bauwirtschaft, zum Nachteil der Bevölkerung 
haben Sie hier durch Ihre negative Haltung, 
durch Ihren Einspruch im Bundesrat und die 
damit verbundene Verzögerung des Inkraft­
tretens niemandem genützt, aber vielen 
geschadet. (Ruf bei der ÖVP: Wem?) 

Ich hoffe also, daß dieser Tag gewisserma­
ßen einen neuen Anfang bedeutet zu einer 
gemeinsamen Wohnungspolitik. In der Ver­
gangenheit haben wir bei der Energiesparno­
velle, Herr Dr. Keimei, und bei dem Sonder­
wohnbauprogramm leider das Gegenteil fest­
stellen müssen. 

Wir wissen doch, Herr Dr. Keimei, daß der 
Wohnbau eine der schwierigsten und wichtig­
sten Materien ist, wobei die Rechtsgrundla­
gen noch dazu zersplittert und unübersicht­
lich sind. Das gebe ich ja zu! Das liegt ja bitte 
auch in den Kompetenzen. Aber das ist wahr­
scheinlich eben aus Kompetenzgründen und 
auch aus den Gründen der verschiedenen 
Gegebenheiten von Bundesland zu Bundes­
land nicht ganz zu vermeiden. 

Auch Ihr Eigentumsbildungsgesetz hätte ja 
wiederum Sonderrecht für bestimmte Perso­
nen und Wohnungsgruppen bedeutet. Ich sage 
das nur, ich will das nicht abqualifizieren. Es 
gibt in naher Zukunft viel zu tun. Sachfragen 
müssen gelöst werden, über die im großen 
und ganzen bei allen Informierten und allen 
Gutwilligen einheitliche Auffassungen beste­
hen. Daher sollten wir im Interesse der Bevöl­
kerung die Polemik beiseite lassen. (Ironische 
Heiterkeit bei der ÖVP.) Eine Polemik - ich 
habe nicht polemisiert, ich habe nur Tatsa­
chen genannt (Abg. Dr. Sc h w im m er: Gar 
nichtJ) -, eine Polemik, die in den letzten 
Tagen darauf abzielte, die Regierungspartei 
- Tagen und Wochen, muß ich sagen - der 
Eigentumsfeindlichkeit zu bezichtigen. (Abg. 
Dr. Sc h w im m er: Haben Sie Herrn Sche­
mer nicht gehört?) 

Wie finden Sie es, Herr Abgeordneter Dr. 
Keimei, wenn ich Ihnen sage, daß es entgegen 
den derzeitigen gesetzlichen Bestimmungen 
in der überwiegenden Mehrzahl der ÖVP­
dominierten Länder keine Wohnbeihilfe für 
Eigenheime gibt? Wenn wir aber diese Frage 
der Länderkompetenz überlassen wollen, die 
in der Praxis ohnedies schon in Anspruch 
genommen wird, dann ist wieder einmal der 
Untergang des Abendlandes in Sicht; so 
düster hat es die Zeitung "Die Presse" kürz­
lich geschildert. 

Nun, ich will heute zum Schluß gerne Ihr 
versöhnliches Wort aufgreifen, Herr Dr. Kei­
mel, das Sie am 11. Juni 1981 hier im Hohen 

Haus gesprochen haben. (Ruf bei der ÖVP: 
Das ist schon gar nicht mehr wahr!) Sie haben 
gesagt: Gerade in der Wohnungspolitik brau­
chen wir mehr Ökonomie als Ideologie. Ob es 
Ihnen dabei ernst ist, wird die nächste 
Zukunft zeigen. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. 
Dr. K e i me 1: Ihnen!) 15.55 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Abgeordnete Dr. Schwimmer. 
Ich erteile es ihm. 

15.55 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (ÖVP): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Frau 
Staatssekretär Eypeltauer ist in Ihrer Wort­
meldung, die angeblich nicht polemisch war, 
eine Reihe von Antworten schuldig geblieben, 
vor allem die Antwort darauf, warum ein Tag, 
an dem von der SPÖ-Mehrheit eine Initiative 
abgelehnt wird, die auf mehr Eigentumsbil­
dung im Bereich des Wohnens abstellt, an 
dem eine Initiative abgelehnt wird, die auf 
eine größere Wohnbauförderung abstellt, ein 
neuer Anfang in der Wohnbaupolitik sein soll. 
Aber vielleicht ist das deshalb so, weil jedem 
Tag - um mit Ihren Worten zu sprechen, 
Frau Staatssekretär - eine Nacht folgt und 
Sie gesagt haben: Es ist keine Schande, auf 
Konrad Adenauers Spuren zu wandeln und 
über Nacht gescheiter zu werden. Vielleicht 
folgt diese Nacht, in der Sie über das Eigen­
tumsbildungsgesetz nachdenken, auch noch, 
und wir können damit rechnen, daß auch Sie 
eines Tages auf Konrad Adenauers Spuren 
wandeln werden. 

Frau Staatssekretär! Ich möchte mich aber 
jetzt durchaus ernsthaft mit dem auseinan­
dersetzen, was Sie hier an den Argumenten 
der ÖVP-Redner beklagt haben. Wenn ich mit 
bei den Ohren hingehört habe, dann haben Sie 
sich über die Rechenkunststücke beklagt, daß 
man aus der SPÖ-Ankündigung, pro Jahr 
5 000 Wohnungen mehr zu bauen als in der 
Zeit der ÖVP-Regierung, eine Fortrechnung 
gemacht habe, daß es dann im zweiten Jahr 
10000, im dritten Jahr 15000 und dann 20000 
Wohnungen mehr sein müßten, und das sei 
doch nie gemeint gewesen. Das sei ein 
Rechenkunststück, haben Sie gesagt. 

Frau Staatssekretär! Wenn das ein Rechen­
kunststück der "bösen" Opposition ist, dann 
muß ich an der Ernsthaftigkeit all Ihrer Über­
legungen im Wohnbaubereich sehr zweifeln. 
Sie haben jetzt ein neues Wohnbauprogramm 
der SPÖ vorgestellt. Es gab aber schon einmal 
ein Wohnbauprogramm der SPÖ, das Sie 
offensichtlich - obwohl Sie der Regierung 
angehören, die auf Grund der gewonnenen 
Wahl immer noch im Amte ist, und dies seit 
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zwölf Jahren - nie gelesen haben, denn sonst 
müßten Sie wissen, was im Vorwort zu dem 
Versprechen, 5 000 Wohnungen mehr pro Jahr 
zu bauen, steht. Dort steht: Mit unserem 
SPÖ-Wohnbauprogramm soll bis zum Jahre 
1980 eine jährliche Bauleistung von 
100000 Wohnungen erreicht und damit in der 
Zehn-Jahres-Periode 1971 bis 1980 die Errich­
tung von 775000 Wohnungen sichergestellt 
werden. 

Wissen Sie, wessen Unterschrift dieses Ver­
sprechen trägt, Frau Staatssekretär? Ich 
nehme an, daß Ihnen diese Unterschrift 
bekannt sein dürfte. Diese Unterschrift lautet: 
Bruno Kreisky. Der Mann ist immer noch 
Bundeskanzler. Nur sein Versprechen war 
nicht einmal das Papier wert, auf dem diese 
Unterschrift geleistet worden ist. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Das ist kein Rechenkunststück der "bösen" 
Opposition, wie Sie zu Beginn Ihrer Rede hier 
behauptet haben. Das ist das "gebrochenste" 
Wahlversprechen, das in Österreich jemals 
von einem Politiker geäußert worden ist, 
wenn man das Wort "gebrochen" grammati­
kalisch steigern dürfte. Es sollten tatsächlich 
nach dieser Zusage, nach der Regierungser­
klärung, die auf diesem Wohnbauprogramm 
fußte, kumulativ 5 000 Wohnungen pro Jahr 
mehr sein, expressis verbis 100000 Wohnun­
gen im Jahre 1980. Da brauche ich keine Stati­
stik zu Hilfe zu nehmen, da brauche ich nicht 
die Nachträge in der Statistik zu Hilfe zu neh­
men, die Sie genannt haben. Da fehlen 
schlicht und einfach, Frau Staatssekretär, 
330 000 Wohnungen! Es gibt in Österreich im 
Jahre 1982 um 330000 Wohnungen weniger, 
als diese SPÖ-Regierung versprochen hat. 

Wenn Herr Bundesminister Sekanina in 
seiner Wortmeldung die Gesetze aufzählte, 
die beschlossen worden sind, fünf Novellen 
zum Wohnbauförderungsgesetz, sieben Novel­
len zum Wohnungsverbesserungsgesetz und 
sonstige Gesetze, und das als die bisherige 
Leistung sozialistischer Wohnungspolitik 
bezeichnete, dann kann ich das nur bestäti­
gen. In Bundesgesetzblättern kann kein 
Mensch in Österreich wohnen. In den 
330 000 fehlenden Wohnungen könnten 
330 000 Familien wohnen. Dieses Versprechen 
haben Sie gebrochen. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Frau Staatssekretär! Damit wird sehr 
wenig glaubwürdig, wenn hier rethorische 
Krokodilstränen vergossen werden über den 
Einspruch des Bundesrates zum Bundesson­
derwohnbauprogramm, mit dem einmal angeb­
lich 5 000 Wohnungen mehr gebaut würden, 

die aber, leider Gottes - das ist sogar aus 
Reden sozialistischer Redner hervorgegangen 
-, bestenfalls vorgezogene 5000 Wohnungen 
sind. Das würde in Zukunft umso weniger 
Wohnungen bedeuten, weil diese Wohnungen 
zweifellos teurer kommen als andere wohn­
baugeförderte Wohnungen, weil diese teuren 
Wohnungen um so höhere Wohnbaubeihilfen 
erfordern und diese Wohnbeihilfen wieder die 
künftige Wohnbauleistung belasten werden. 
Umso weniger Wohnungen können dann 
gebaut werden. Es heißt zwar im Augenblick: 
ein Sonderprogramm für 5 000 Wohnungen, 
aber die Zukunft wird zeigen, ob das nicht 
vielleicht 10000 Wohnungen weniger in den 
nächsten Jahren bedeutet. 

Ich will diese Zahlen gar nicht so festlegen, 
denn selbst wenn es 5 000 Wohnungen mehr 
werden, haben Sie immer noch ein Manko 
von 325 000 Wohnungen, die Sie uns gegen­
über Ihrem Wahlversprechen schuldig geblie­
ben sind. Daran ändern noch so viele Bundes­
gesetzblätter - das ist in einem Zwischenruf 
schon gesagt worden -, mit denen man 
bestenfalls Wohnungen tapezieren könnte, 
überhaupt nichts. 

Gleichzeitig enthalten Sie den Österrei­
chern 12000 Wohnungen vor, die in den näch­
sten Jahren - nicht auf einmal, sondern in 
den nächsten Jahren - um die Kosten des 
Konferenzpalastes gebaut werden könnten. 
Da brauche ich die Bau- und die Finanzie­
rungskosten nicht auseinanderzuhalten, Frau 
Staatssekretär. Für den Steuerzahler ist es 
leider der gleiche Steuerschilling, der heran­
gezogen werden wird bei der Rückzahlung 
der Kredite. Billiges Geld ist es sowieso nicht, 
ob das jetzt die Baukosten oder die Zinsen des 
Kredites sind. Es ist der gleiche Steuerschil­
ling, der hier vom Steuerzahler berappt wer­
den muß. 

Statt Schulden für das Konferenzzentrum 
zurückzubezahlen, könnte man immerhin 
Jahr für Jahr um etliche Wohnungen mehr 
bauen, bis man bei etwa 12 000 Wohnungen 
wäre. Damit würden auch Dauerarbeitsplätze 
geschaffen werden und nicht bloß, selbst 
wenn man Ihre eigenen Parteiaussendungen 
des heutigen Tages ansieht, 1 000 Arbeits­
plätze auf die Dauer von 4,5 Jahren. Da traut 
sich nämlich der Herr Finanzminister heute 
eine Untersuchung über die Beschäftigungs­
wirkungen des Konferenzzentrums vorzule­
gen, am gleichen Tag, an dem Sie sich trauen, 
von Rechenkunststücken der Opposition zu 
sprechen und zu behaupten, daß 9 347 J ahres­
arbeitsplätze geschaffen werden, in der Hoff­
nung, es versteht sowieso keiner, was das 
heißt. Es ist dann weiter zu lesen, daß der pri-
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märe Beschäftigungseffekt in J ahresarbeits­
plätzen, also in allen 4,5 Jahren kumulativ 
zusammengerechnet, 4548 Arbeitsplätze 
betragen wird, und das sind eben, durch 4,5 
dividiert, ganze 1 000 Arbeitsplätze auf 
4,5 Jahre. 

Zum Kostenpunkt - es ist wieder völlig 
egal, was Bau- und was Finanzierungskosten 
sind - von 7,5 Milliarden Schilling: Die För­
derung des einzelnen Arbeitsplatzes beim 
Konferenzpalast übertrifft daher das, was 
sich die Regierung bei General Motors gelei­
stet hat, noch bei weitem. (Zustimmung bei 
der ÖVP.) 

Es tut mir leid, aber in dieser Debatte muß 
ich wieder daran denken: Es könnten 
12 000 Wohnungen sein. 

Frau Staatssekretär! Sie haben gemeint, 
Gott sei Dank hätten wir für das Startwoh­
nungsgesetz 200 Millionen Schilling sozusa­
gen auf der Straße gefunden. Man hat sie 
nicht auf der Straße gefunden! Man muß sie 
durch Mehrbelastungen der Mieter in Bun­
des-Wohn- und Siedlungsfonds-Wohnungen 
nehmen, um nach meiner Rechnung zirka 
700 Startwohnungen im Jahr fördern zu kön­
nen; 700 Wohnungen, die man adaptieren 
kann. Das sind 200 Millionen Schilling, die 
allerdings durch Mehrbelastung - das muß 
man auch dazusagen - von Mietern in alten 
Wohnungen des Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds hereingebracht werden. Das Geld 
liegt wirklich auf der Straße, Frau Staatsse­
kretär. Setzen Sie sich in der Regierung dafür 
ein, daß man auf den Konferenzpalast ver­
zichtet! (Abg. Sc he me r: "ÖVP-Konferenz­
palast" müssen Sie sagen! Sie haben ihn ja 
erfunden!) 

Herr Schemer! Jetzt rede ich gar nicht von 
den Baukosten. Haben Sie nicht zugehört? 
Konrad Adenauer, keine Schande, gescheiter 
werden! Leider haben sich die Zeiten geän­
dert, Herr Schemer. Ich habe heute von Herrn 
Kittl gehört, wie einfach es seinerzeit unter 
ÖVP-Bundeskanzlern und einem ÖVP-Lan- . 
deshauptmann in Salzburg war, zugleich ein 
Festspielhaus und Wohnungen zu errichten. 
Das ist der SPÖ-Regierung leider nicht mehr 
möglich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vielleicht würde in solchen Zeiten auch der 
Bau eines Konferenzzentrums, nicht mehr so 
groß dimensioniert, anders aussehen. Daß 
mCl-n sich heute, vor die Entscheidung gestellt: 
Konferenzpalast oder 12 000 Wohnungen, für 
die 12000 Wohnungen entscheiden muß, ist 
wohl keine Frage. Ich rede jetzt gar nicht von 
den Bau- und Finanzierungskosten des 
Konferenzpalastes, von den 7,5 Milliarden 

Schilling. (Abg. Sc h e m er: Wie bei der 
UNO-City: Dort sind Sie in der ersten Reihe 
gesessen!) Die Frau Staatssekretär ist schon 
dankbar für 200 Millionen Schilling im Jahr 
für 700 Startwohnungen. Allein die Betriebs­
kosten des Konferenzpalastes - und dafür 
gibt es kein billiges arabisches Geld, das wird 
der Steuerzahler Jahr für Jahr zu berappen 
haben - werden 350 Millionen Schilling aus­
machen. Das ist das Doppelte dessen, was die 
Frau Staatssekretär im Jahr für die Startwoh­
nungen benötigt. Schon wieder 350 Millionen 
Schilling, nicht einmal, sondern Jahr für Jahr, 
die für Wohnungen - in Ihrem Bezirk, Herr 
Schemer, drüber der Donau - praktisch auf 
der Straße lägen, wenn man auf den Konfe­
renzpalast verzichten würde! (Beifall bei der 
ÖVP. - Abg. Sc he me r: Was kosten die 
Bregenzer Festspiele?) 

Aber ich habe nach dem heutigen Tag lei­
der den Eindruck, daß Wohnbaupolitik, daß 
Wohnungspolitik seitens der SPÖ-Regierung 
nur in Form von Überschriften gemacht wird. 
Man macht ein Sonderwohnbauprogramm: 
5000 teure Wohnungen, etwas früher gebaut, 
und dafür tausende Wohnungen weniger, spä­
ter gebaut. Dazu macht man - und da haben. 
wir unsere Anschauung keineswegs zu 
ändern brauchen - ein Startwohnungsge­
setz, das leider nicht den besten aller Wege 
auf diesem Gebiete darstellt. 

Wir bekennen uns nach wie vor dazu, daß 
es bessere Wege gäbe, jungen Menschen zu 
helfen, zu einer dauerhaften - auf das legen 
wir Wert -, familiengerechten, guten Woh­
nung, möglichst auch im Eigentum dieser jun­
gen Menschen, zu kommen. In einigen Bun­
desländern mit ÖVP-Mehrheit gibt es bereits 
Wohnstarthilfen, die wir bundesweit haben 
wollten, um den jungen Menschen zu helfen. 

Wenn das aber von der SPÖ-Mehrheit abge­
lehnt wird, dann muß man sich zwangsläufig 
- nicht frohen Herzens - auch für einen 
schlechteren Weg entscheiden. Sie blockieren 
den besseren Weg. Das tun Sie auch bei der 
Verbesserung der Wohnbauförderung, die Sie 
heute ablehnen, und das tun Sie mit der 
Ablehnung, mit Ihrem Nein zum ersten 
Eigentumsbildungsgesetz. 

Das Startwohnungsgesetz ist leider nicht 
der beste Weg, aber wir wollen Ihnen kein 
Alibi bieten, zu sagen, die SPÖ-Regierung 
habe es nicht einmal probieren können. Pro­
bieren Sie es. Aber ich fürchte, wir werden 
uns sehr bald wieder zusammensetzen müs­
sen, um dieses Startwohnungsgesetz zu novel­
lieren. 

Denn lesen Sie bitte heute nur die ,,AZ", Ihr 

788 
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eigenes Parteiorgan, lesen Sie dort nach, was 
Herr Windisch, Ex-SPÖ-Gemeinderat aus 
Wien und Wiener Obmann der sozialistischen 
Mietervereinigung, zu einem Gesetz zu sagen 
hat, das auch Sie, Herr Abgeordneter Sche­
mer, vor ein paar Monaten von diesem Red­
nerpult aus bejubelt haben, zum Mietrechts­
gesetz. Ich habe direkt nachlesen können, 
was von der Oppositionsseite hier gesagt wor­
den ist zum Mietrechtsgesetz, und siehe da, 
auch von Ihrer eigenen sozialistischen Mie­
tervereinigung wird heute größtenteils die 
gleiche Kritik geübt, und dies wenige Monate 
nach dem Inkrafttreten dieses Mietrechtsge­
setzes. (Abg. Sc he me r: Überhöhte Miet­
zinse wurden herabgesetzt durch dieses 
Gesetz!) Anträge laufen. 

Herr Windisch beklagt das, was ich von die­
sem Rednerpult aus vorausgesagt habe: den 
grauen Markt, den es geben wird mit den 
Ablösen, wo das Gesetz überhaupt nichts 
geholfen, sondern im Gegenteil die Situation 
grausliehst verschärft hat. Genauso wird es 
beim Startwohnungsgesetz ausschauen, Herr 
Abgeordneter Schemer und Frau Staatssekre­
tär Eypeltauer. 

Erstens: 200 Millionen Schilling. Beim 
Herrn Abgeordneten Kittl wären das 
1500 Startwohnungen im Jahr. Frau Staatsse­
kretär, geben Sie dem Herrn Abgeordneten 
Kittl einen Nachhilfeunterricht. Sie selber 
haben im Ausschuß gesagt: höchstens 1000. 
Man braucht schon 200 000 S - man hat nur 
200 000 S zur Verfügung, wenn man sonst 
nichts mit den 200 Millionen Schilling machen 
muß -, um eine Startwohnung zu adaptieren. 
Wer sich ein bißchen auf diesem Sektor aus­
kennt, weiß, wie das Geld dort hineinrinnt. 
Der Herr Abgeordnete Schemer wird bestäti­
gen können, daß man mit 200 000 S nicht 
mehr sehr viel bei der Adaptierung einer Sub­
standardwohnung zur Standardwohnung 
machen kann. Stimmt es, Herr Abgeordneter 
Schemer? (Abg. Sc h e m er: Ich möchte 
mich nicht noch einmal melden, um Ihnen 
einen Unterricht zu erteilen!) 

Also 1 500 Wohnungen, wie der Herr Abge­
ordnete Kittl gemeint hat, sind sicher ein 
Rechenkunststück - um Ihre Worte zu ver­
wenden, Frau Staatssekretär. 

Aber daneben wollen Sie ja auch noch 
Starthilfen gewähren, wollen Sie noch Sub­
jektförderung gewähren - aus dem gleichen 
Topf. 

Also übrig bleiben bestenfalls bei 
40 000 Eheschließungen im Jahr in Österreich 
- es sind natürlich auch ältere Menschen 
dabei - für - über den Daumen gepeilt -

30 000 jüngere Menschen, die einen Haushalt 
gründen, eine Wohnung brauchen, 700 Start­
wohnungen. Da ist schon die Gefahr gegeben, 
daß sich da einmal ein Protektionismus breit­
rnacht. Aber hoffen wir gemeinsam, es wird 
nicht der Fall sein. 

Was ist jedoch mit den anderen 29300 jun­
gen Menschen, die auf eine Starthilfe warten? 
Was ist mit den anderen 29300 Menschen? 
Von denen hat kein einziger sozialistischer 
Redner heute gesprochen, die sind Ihnen 
egal. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Wir glauben, daß eine große Lösung der 
Wohnungspolitik in Österreich notwendig ist. 
(Abg. Sc h e m er: Sie wollen eine Lösung für 
die Hausherren, nicht für die Mieter!) Eine 
große Lösung der Wohnungspolitik, wo har-
1jPonisch, einheitlich, konsequent dafür 
gesorgt wird, daß es Wohnungen gibt, die man 
sich leisten kann, daß die jungen Menschen 
sich auch auskennen, wenn sie eine Wohnung 
suchen. Heute, mit Ihren vielen Sondergeset­
zen, machen Sie es immer komplizierter für 
ein junges Ehepaar, das sich um eine Woh­
nung umschaut. 

Was raten Sie, Herr Abgeordneter Sche­
mer, wenn ein junges Ehepaar kommt und 
sagt: Wir brauchen eine Wohnung!? Sie müß­
ten heute paradoxe Ratschläge geben. Wenn 
ein Ehepaar sagt, es hat eine geförderte Neu­
bauwohnung in Aussicht, die 6 000 S im 
Monat kostet, und es kann in eine Altbauwoh­
nung um 2 000 S im Monat einziehen, dann 
müßten Sie unter Umständen auf Grund der 
heutigen Rechtslage diesem jungen Ehepaar 
raten, die teurere Wohnung zu nehmen, die 
dreimal so teure Wohnung mit den 6000 S. 
Warum? - Weil es nur dort die Wohnbeihilfe 
gibt, nur dort kommt dann die Mietzinsbela­
stung billiger. 

Unter Umständen müßten Sie jetzt sagen: 
Nein, warten Sie lieber, nehmen Sie sich eine 
Startwohnung - wenn Sie eine kriegen kön­
nen, und weil Sie zum Politiker gekommen 
sind, haben Sie vielleicht eine Chance, zu den 
700 Protektionskindern zu gehören, die eine 
Startwohnung bekommen -, dann erhalten 
Sie auch noch eine Starthilfe, dort bezahlen 
Sie gar nichts. Allerdings - was in fünf jah­
ren ist: Ich kann Ihnen nicht sagen, ob Sie in 
fünf Jahren die andere Wohnung überhaupt 
noch bekommen können. 

Natürlich, die zwei konkreten Wohnungen, 
die man in Aussicht gehabt hätte, sind auf 
jeden Fall weg. Was es sonst noch geben wird, 
ist die große Frage. Sie müssen so viele Ant­
worten schuldig bleiben bei dem Startwoh­
nungsgesetz. (Abg. Sc he me r : Was Sie jetzt 

114. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)66 von 124

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 114. Sitzung - 12. Mai 1982 11465 

Dr. Schwimmer 

erzählt haben, ist das größte Märchen, das ich 
je in meinem Leben gehört habe! Sie sind ein 
neuer Andersen!) Die Frau Staatssekretär ist 
auch im Unterausschuß die Antworten auf 
diverse Fragen schuldig geblieben. 

Sie müssen befristete Mietverträge auf fünf 
Jahre abschließen. Diese können aus 
bestimmten wichtigen Gründen früher aufge­
kündigt. werden. Aber zum Beispiel ist kein 
bestimmter wichtiger Grund, wenn das junge 
Paar, das in die Startwohnung eingezogen ist, 
eine billige andere Wohnung gefunden hat. 
Das ist nämlich im Gesetz nicht aufgezählt. 
Sie müssen fünf Jahre lang in der Startwoh­
nung drinnenbleiben, und dann ist die billige 
Wohnung auch wieder weg. 

Das Ganze für 700 Wohnungen, anstatt zu 
versuchen, gemeinsam allen jungen Men­
schen in diesem Lande zu helfen, die die Woh­
nung suchen, die sie sich vorstellen! 

Ich bin der Frau Staatssekretär Eypeltauer 
sehr dankbar, daß sie in ihrer Wortmeldung 
zur angeblichen Widerlegung des ÖVP-Vor­
wurfs der Eigentumsfeindlichkeit die Zahlen 
von Eigentumswohnungen, von Eigenheimen 
genannt hat, die in der Zeit der SPÖ-Regie­
rung errichtet worden sind. Frau Staatssekre­
tär! Sie wurden errichtet, nicht wegen Ihrer 
Wohnbaupolitik, sondern trotz Ihrer Wohn­
baupolitik, muß man sagen. Und wieso trotz 
Ihrer Wohnbaupolitik? - Weil die Österrei­
cher eben das Wohnen in eigenen vier Wän­
den anderen Wohnformen vorziehen, weil 
sich die Österreicher bisher von Ihrer Woh­
nungspolitik noch nicht einschüchtern haben 
lassen. 

Aber wenn es nach dem Herrn Abgeordne­
ten Schemer geht und wenn es nach dem 
geht, was auch der Herr Bundesminister 
Sekanina hier als Grundsätze neuer sozialisti­
scher Wohnungspolitik genannt hat, dann soll 
ja das Wohnen in Eigentumswohnungen, das 
Wohnen in Eigenheimen vermiest werden. Es 
soll differenziert werden nach der Eigentums­
form, es sollen Förderungsansprüche beim 
Eigenheim, bei der Eigentumswohnung ein­
fach ausgeschlossen werden, Frau Staatsse­
kretär, und zwar von vornherein. (Staatsse­
kretär Dr. Beatrix E y pe 1 tau er schüttelt 
verneinend den Kopf) Doch, das ist gesagt 
worden von Herrn Minister Sekanina heute 
in der Debatte. Der Herr Minister Sekanina 
hat heute gesagt, daß Wohnbeihilfen nach den 
SPÖ-Grundsätzen mit Rechtsanspruch nur 
mehr an Miet- und Genossenschaftswohnun­
gen vergeben werden dürfen, daß also Wohn­
beihilfen mit Rechtsanspruch für Eigentums­
wohnungen ausgeschlossen sind. 

Der Herr Abgeordnete Schemer hat seine 
Wortmeldung praktisch nur dazu verwendet, 
um zu sagen, wie schlecht eigentlich eine 
Eigentumswohnung ist. Gott sei Dank denken 
die Österreicher anders als der Herr Abgeord­
nete Schemer und werden sich von ihm sicher 
nicht abhalten lassen. 

Ich fürchte nur, daß die Politik der Mehr­
heitsfraktion dieses Hauses unter Umständen 
wirklich dazu angetan sein könnte, das Woh­
nen in den eigenen vier Wänden zu vermie­
sen. Wir werden nicht locker lassen mit unse­
ren Vorstellungen einer besseren Wohnbau­
förderung, mit unserer Vorstellung einer ech­
ten Förderung des Erwerbs von Eigentum an 
den eigenen vier Wänden. 

Eigentlich haben Sie uns heute in der 
Debatte nur Argumente dafür geliefert, wenn 
man zwischen den Zeilen liest. Der Herr Kittl 
hat hier erzählt von der Schweiz, wo die Men­
schen so arm sind, weil die Zinse in den Miet­
wohnungen so teuer sind, daß sie in andere 
Kantone ziehen müssen. Daher verbieten wir 
ihnen am besten - nach Ihren Vorstellungen 
-, daß sie keinen Zins zahlen müssen, weil 
sie Eigentumswohnungen haben. Daher müs­
sen sie in die Mietwohnung. Also ich verstehe 
die Logik solcher Argumente überhaupt nicht. 

Genausowenig konnte ich den Herrn Sche­
mer verstehen, als er von der Wohnbau Ost 
und den politischen Schirmherren gesprochen 
hat. Herr Schemer! Sie haben ja hoffentlich 
vorige Woche auch Zeitung gelesen. Da las ich 
- es war so auch im Faksimile abgedruckt, 
und das wollte ich Ihnen noch sagen -, daß 
es in der burgenländischen Landesregierung 
einen Vorgang gegeben hat, ob diese Genos­
senschaft an der Errichtung öffentlicher Bau­
ten mitwirken sollte. Die Sachbearbeiterin 
hat das eigentlich abschlägig beantwortet. Sie 
hat gemeint, das solle sie nicht tun, und 
mußte das dem politischen Schirmherrn, dem 
politischen Verantwortlichen vorlegen. Der 
hat handschriftlich dort vermerkt: Ist positiv 
zu erledigen. Dieser politische Schirmherr -
und mit dem reden Sie bitte einmal darüber 
- heißt Landeshauptmann Kery. (Beifall bei 
der ÖVP. - Abg. Sc h e m er: Das wird wie­
der vorkommen, und da werden Sie dann wie­
der vom "roten Terror" reden, der den ÖVP­
Genossenschaften verweigert, Aufträge zu 
erteilen. Unsere Toleranz mißbrauchen! Wir 
werden Sie so behandeln, wie der Herr Lan­
deshauptmann von Niederösterreich uns 
behandelt! Auch in Wien! Da werden Sie auf­
schreien!) Herr Schemer! Sie können das 
nicht mehr wegwischen, das war leider so und 
das wird auch noch entsprechend aufzuklären 
sein. 
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Ich hoffe aber, daß wir uns wirklich mit den 
Problemen der wohnungssuchenden Österrei­
cher beschäftigen können, daß auf diesen 
heutigen Tag, der kein guter Tag für die 
wohnungssuchenden jungen Österreicher ist, 
auch noch ein anderer Tag folgen wird, wo die 
Nacht dazwischen liegt, wo auch die SPÖ auf 
den Spuren Adenauers wandelt und sich nicht 
dafür schämen muß, gescheiter geworden zu 
sein. (Beifall bei der ÖVP.) 16.23 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Weinberger. Ich 
erteile ihm das Wort. 

16.23 

Abgeordneter Weinberger (SPÖ): Herr Prä­
sident! Frau Staatssekretär! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der Schlußsatz 
des Kollegen Schwimmer hat gelautet: Kein 
guter Tag für die Österreicher. 

Die jungen Damen dort oben (der Redner 
weist auf die Zuschauergalerie) müssen sich 
wundern, denn wir haben ja seit Stunden die 
Debatte über das Startwohnungsgesetz, und 
die Debatte scheint einstimmig auszugehen. 
Die ÖVP wird sich also dazu bekennen in drit­
ter Lesung, habe ich gehört, jetzt scheint es 
aber so zu sein, wenn man den Ausführungen 
des Kollegen Schwimmer zugehört hat, daß es 
halt doch nicht dazu kommt und daß alles also 
sehr schlecht sei. 

Meine Damen und Herren! Nach vierein­
halb Stunden Diskussion, nach einer turbu­
lenten Sitzung im Bautenausschuß am 6. Mai, 
ist zu hoffen, daß das Startwohnungsgesetz, 
das heute in Behandlung steht, doch einstim­
mig von allen Parteien im Parlament verab­
schiedet werden wird. Nach den bisherigen 
Ausführungen muß ich das annehmen; wir 
würden uns darüber freuen. 

Es wurde sehr viel über die Termine der 
ÖVP-Anträge gesprochen, und ich glaube als 
Mitglied des Bautenausschusses folgendes 
feststellen zu müssen: Der Bautenausschuß 
hat im Jänner dieses Jahres den Auftrag 
erhalten, den Antrag 73/ A der Abgeordneten 
Mock und Genossen betreffend Eigentumsbil­
dungsgesetz sowie einen weiteren Antrag 
117/ A der Abgeordneten Keimel und Genos­
sen betreffend ein Wohnbauförderungsgesetz 
1968 sowie auch die Regierungsvorlage in 
Beratung zu nehmen. Es ist ein Unteraus­
schuß eingesetzt worden, der sich jetzt 
dreieinhalb Monate, fast vier Monate, damit 
beschäftigt hat. Also es lag nicht am Bauten­
ausschuß, sondern es waren andere Ursachen. 

Wir haben uns, glaube ich, in diesen neun 
.Sitzungen im Unterausschuß, Kollege Keimei, 

die an uns gestellte Aufgabe sicher nicht 
leicht gemacht, und ich bin auch der Überzeu­
gung - ich glaube, man soll das hier sagen 
-, daß trotz gegensätzlicher Auffassungen 
die Arbeit im Unter ausschuß eine kollegiale, 
vor allem eine gute war. Das kann man bei­
leibe von der Bautenausschuß-Sitzung letzte 
Woche nicht behaupten. Kollege Keimel sitzt 
hier im Plenum; er weiß, was ich meine. Er 
hatte die größte Mühe, diesen Bautenaus­
schuß zu Ende zu führen, und es ist ihm zu 
danken, aber auch unserem Freund Edi Kittl 
- und ich freue mich, daß auch ich einen Bei­
trag leisten habe können -, daß nicht unter­
brochen wurde auf unbestimmte Zeit, son­
dern daß wir heute hier im Hohen Haus bera­
ten und die Abstimmung durchführen kön­
nen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie werden mir gestatten, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, bevor ich in die 
Debatte eingehe, daß ich zu den Reden Bun­
desparteiobmann Dr. Mocks und auch des 
Kollegen Schwimmer Stellung beziehe, denn 
beide Herren haben zum Teil die heutige 
Debatte dafür verwendet, zum Volksbegeh­
ren, das seit Montag läuft, gegen das UNO­
Konferenzzentrum Stellung zu beziehen. 

Die Probleme der Aussagen und das Ganze, 
was wir jetzt in den letzten Wochen gesehen 
und gehört haben, von Plakaten, teuren Inse­
raten, Aufrufen an die ÖVP-Funktionäre, Ein­
satz praktisch aller mobilen Kräfte, die die 
ÖVP zur Verfügung hat - Kostenpunkt, 
wenn man der Presse glauben darf, rund 
35 Millionen Schilling -, und Abgeordneter 
Dr. Mock wie auch Dr. Schwimmer haben 
hier vor dem Hohen Haus gesagt, es gehe 
beim Volksbegehren um 12000 Wohnungen. 

Nein, meine Damen und Herren, darum 
geht es nicht. Es geht um das UNO-Konfe­
renzzentrum. Und wenn Sie heute noch Pro­
paganda machen für Ihr Volksbegehren: Wir 
können es nicht verhindern, wir werden aber 
aufzeigen, was dahintersteckt. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Sie werden, soweit Sie Zeit gehabt haben, 
am letzten Freitag Zeuge der Diskussion zwi­
schen Herausforderer Dr. Mock und unserem 
Herrn Bundeskanzler gewesen sein. (Ruf bei 
der ÖVP: Ein klarer Sieg für den Herausforde­
rerf) 

Ein "klarer Sieg", wie Sie das bezeichnen: 
Kollege Mock hat vielleicht nicht schlecht 
abgeschnitten in der unabhängigen Presse, in 
der ÖVP-Presse, aber ich glaube doch sagen 
zu dürfen, die Fragestellungen waren eine 
Stunde lang die gleichen. 
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Und mir ist etwas aufgefallen - und ich bin 
froh, daß ich Zuhörer oder Zuseher sein 
konnte -: Einen Stehsatz hat Dr. Mock 
immer gebraucht, ich glaube, er hat ihn von 
seinem Kollegen Dr. Busek, und zwar hat er 
gemeint: Das Wichtige zuerst! 

Und nun, geschätzte Freunde von der ÖVP­
Seite, darf ich Ihnen vier schwere Brocken in 
Erinnerung rufen. Beschluß zum Bau des 
AKH - ÖVP-Beschluß: das Wichtige zuerst. 
(Abg. Dr. BI e n k : 25 Prozent der Gesamtko­
sten veranschlagt!) UNO-City, AKW Zwenten­
dorf und zum Schluß das UNO-Konferenzzen­
trum. 

Ja, meine Damen und Herren, wer hat es 
denn beschlossen? Sie reden vom "UNO-Kon­
ferenzpalast der SPÖ" . Es ist doch Ihr 
"Palast", den Sie beschlossen haben. (Beifall 
bei der SPÖ. - Abg. Dr. BI e n k : Aber ohne 
Gigantomanie!) Unter dem Motto "Das Wich­
tige zuerst beschließen", und dann ist das 
Wichtige, dagegen zu sein. Ich verstehe das 
nicht! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Sie sprechen so 
oft von der bürgernahen Politik der ÖVP. 
Wenn das bürgernahe Politik ist, dann weiß 
ich nicht, was bürgernah ist. (Abg. Dr. 
BI e n k : Sie müssen unterscheiden zwischen 
einem Grundsatzbeschluß und Gigantoma­
nie!) 

Kollege Blenk! Sie sind sicher ein geschei­
ter Bursch und zeichnen sich draußen in der 
Welt aus. Aber alles verstehen Sie halt auch 
nicht. (Heiterkeit. - Beifall bei der SPÖ.) 

Für das Volksbegehren wurde, wie ich 
schon sagte, vieles beziehungsweise I eigent­
lich alles mobilisiert innerhalb der ÖVP. Wir 
werden also auch in den Haushalten - und 
ich bekomme natürlich die gleichen Schrei­
ben - von den Bürgermeistern mit Schriften 
versehen, und zwar heißt es hier, daß es sich 
Österreich ganz einfach nicht leisten kann, 
dieses UNO-Konferenzzentrum in Wien zu 
bauen, das praktisch niemandem nütze. 

Ich persönlich glaube, daß es dem Frieden 
und der Freiheit nützt, daß es der Wirtschaft 
nützt, daß es zu zusätzlichen Arbeitsplätzen 
kommt und daß es noch andere wirtschaftli­
che Aspekte gibt. Ich kann mir nicht vorstel­
len, meine Damen und Herren von der ÖVP, 
daß dieses UNO-Konferenzzentrum nieman­
dem nützen soll. Ich muß Ihnen sagen, die 
Ausgaben für dieses UNO-Konferenzzentrum, 
für Frieden und Freiheit, für eine Stätte der 
Begegnung, müssen uns genauso viel wert 
sein wie die Ausgaben für Kunst, Bildung, 
Kultur, Sport und dergleichen mehr. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Ihre eigenen Kollegen draußen in den 
Landtagen scheinen auch nicht zu wissen, 
wer überhaupt diese Beschlüsse gefaßt hat. 
Der Kammervizepräsident von Tirol, ein 
Arbeitnehmervertreter, schreibt in einer 
Information, also aus der Sicht des ÖAAB, der 
ÖVP: Jüngstes Beispiel dieser unseligen Ent­
wicklung ist der von der SPÖ-Bundesregie­
rung einsam beschlossene Bau des Konfe­
renzzentrums. 

Ja, meine Damen und Herren, haben wir es 
beschlossen? Ihre Abgeordneten wissen nicht 
einmal, daß es von der ÖVP beschlossen 
wurde. 

Er schreibt weiter - und das ist ja das 
Interessante -: nur 100 bis 350 Arbeitsplätze 
werden geschaffen. Ich weiß nicht, welche 
Politiker Sie in Ihren Reihen haben. Er 
schreibt gleichzeitig, daß der Rest der Arbeit 
von Maschinen erledigt werde. Und wenn es 
schon so wäre, die Maschinen wurden auch 
von Menschen erarbeitet, produziert. (Abg. 
Dr. B 1 e n k: Aber importiert, das ist der 
Unterschied!) Daher glaube ich, daß man bei 
solcher Polemik einfach kein Volksbegehren 
unterstützen kann. 

Daß die Landeshauptleute als oberste Chefs 
in den ÖVP-Bundesländern dabei sind, ist 
vielleicht noch verständlich. Weniger ver­
ständlich ist, daß sich Landeshauptleute für 
Postwurfsendungen hergeben, die ungefähr 
so lauten - ich möchte nichts Abfälliges 
gegen unseren Landeshauptmann Wallnöfer 
in Tirol sagen (Abg. Dr. BI e n k: Hoffent­
lich!) -, aber, Herr Dr. Blenk, folgender Auf­
ruf ist enthalten: Liebe Tiroler, ich wende 
mich heute mit einer dringenden Bitte an alle 
meine Landsleute: Treten Sie jetzt entschlos­
sen ein für die Rechte unseres Landes. Als 
Landeshauptmann habe ich die Pflicht, für 
die Zukunft unserer Kinder zu sorgen. Helfen 
Sie mir dabei! 

Ja, das ist ja gerade so, als ob Krieg vor der 
Tür stünde. Es geht ja um ein Volksbegehren. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Vielleicht abschließend zu diesem Problem­
kreis, und ich muß es tun, denn auch Ihr Bun­
desparteiobmann Mock hat ja heute ausführ­
liehst das Konferenzzentrum in Anspruch 
genommen, das wichtigste zuerst, die Aussen­
dung Ihres neuen Generalsekretärs Dr. Graff. 
Er schreibt: "Das wichtigste politische Ereig­
nis der nächsten Wochen - ein Probegalopp 
für die Nationalratswahlen, an dem wir alle 
gemessen werden - ist das Volksbegehren 
gegen das zusätzliche Konferenzzentrum." 
(Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich weiß schon, 
es paßt Ihnen nicht, was ich hier vorlese. 
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Und darf ich noch einen Satz zitieren: 
"Wenn wir dabei einen großen Erfolg errin­
gen, haben wir die beste Ausgangsposition für 
die Nationalratswahlen." 

Und jetzt kommt es: "Wenn das Volksbe­
gehren nur mäßige Resultate erzielt, wird die 
Stimmung für unsere Partei, die durch örtli­
che Skandale ohnehin schon gelitten hat, 
noch schlechter sein." 

Hut ab vor diesem Generalsekretär, der 
eine ehrliche Aussage getroffen hat, worum 
es bei diesem Volksbegehren überhaupt geht. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Junge Menschen - und das hat die Vergan­
genheit gezeigt - haben es bei der Gründung 
einer Familie immer schon schwer gehabt. 
Die Kosten für eine Neubauwohnung waren 
immer schon sehr .hoch, aber auch die not­
wendigen Verbesserungen einer Altbauwoh­
nung viel zu hoch und zu teuer. 

Die SPÖ hat daher in der Regierungserklä­
rung vom 19. Juni 1979 bereits von "preiswer­
ten Startwohnungen für junge Menschen" 
gesprochen. Heute erleben wir die Geburts­
stunde des neuen Startwohnungsgesetzes. Ich 
glaube - die Frau Staatssekretär· hat das 
schon ausgesprochen -, daß wir uns alle 
bemühen müssen. Das Gesetz in der Schub­
lade nützt uns nichts, nützt vor allem den jun­
gen Menschen draußen nichts, sondern Auf­
gabe der Gemeinden wird es sein - ebenso 
der Makler, der Hausbesitzer, vor allem aber 
des Bautenministeriums, Frau Staatssekre­
tär -, dieses Gesetz bekanntzumachen, 
darauf aufmerksam zu machen, denn wir 
brauchen diese Wohnungen für diese jungen 
Menschen so schnell wie möglich. 

Klar ist, daß es anfänglich Schwierigkeiten 
geben wird. Ich habe verschiedene Stellung­
nahmen der Landesregierungen durchgelesen 
und festgestellt, daß in unserer Tiroler Stel­
lungnahme steht, daß es für Tirol nicht beson­
ders geeignet sei, weil wir einfach zu viele 
Wohnungen hätten mit 150 Quadratmetern 
und mehr. 

Ein Vorschlag: Vielleicht, wo es möglich ist, 
teilen wir diese Wohnungen, denn ich kann 
mir nicht vorstellen, daß junge Menschen 
Wohnungen brauchen mit 150 und 170 Qua­
dratmetern, die nicht gefördert werden, viel­
leicht kann man versuchen, diese Wohnungen 
zu teilen, sodaß beiden geholfen ist, sowohl 
den Hausbesitzern als auch den jungen Men­
schen. (Zustimmung bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Sollten die Stu­
dien stimmen - und ich bezweifle das keines-

falls -, wo eine Untersuchung aufzeigt, daß 
in Wien fast jede dritte, in Graz, Bruck/Mur, 
Kapfenberg, Steyr und Wiener Neustadt jede 
vierte, in Wels und Krems jede fünfte Woh­
nung, in Linz und Villach jede sechste, in 
Salzburg jede siebente und in Innsbruck jede 
achte Wohnung sanierungsbedürftig ist und 
der gesamte Erneuerungsbedarf in den öster­
reichischen Städten ebenfalls einer Studie 
zufolge in der Größenordnung zwischen 150 
und 200 Milliarden Schilling liegt, so muß 
man diesem Gesetz einfach die Zustimmung 
geben, damit die jungen Menschen schnell zu 
Wohnungen kommen. 

Noch eine kurze Bemerkung zum Antrag 
73/A, der heute schon viel zitiert wurde. Es 
hat geheißen, wir seien dagegen. Es ist tat­
sächlich richtig, daß wir diesem Antrag heute 
nicht die Zustimmung geben. Aber es ist 
genauso richtig, meine Damen und Herren, 
daß wir Ihnen im Unterausschuß versprochen 
haben, ebenso im Ausschuß - auch die Frau 
Staatssekretär hat das betont -, daß wir 
selbstverständlich bereit sind, über diese bei­
den Anträge weiter zu reden und weiter zu 
verhandeln. Es steht das Wohnbauprogramm 
der SPÖ im Vordergrund, und ich bitte Sie, 
dafür Verständnis zu haben, daß wir nicht von 
einem Tag auf den anderen diesen Anträgen 
die Zustimmung erteilen konnten, denn es 
steht mehr auf dem Spiel, als Sie meinen. Ich 
möchte Ihnen einige Beispiele bringen. 

Es wurde Ihnen der Vorschlag gemacht, 
weiter zu verhandeln, Sie waren aber dann 
doch nicht dazu bereit, daher die heutige 
Ablehnung. Aber daß es Schwierigkeiten gibt, 
möchte ich Ihnen an zwei, drei Beispielen auf­
zeigen, die mit der Eigentumsbildung zu tun 
haben. Kollege Probst von der Freiheitlichen 
Partei hat ja hier im Vorjahr schon bei der 
ersten Lesung hingewiesen auf ein Modell in 
Graz und auch ausgeführt, daß es große und 
größte Schwierigkeiten gegeben hat, obwohl 
in späterer Folge dann doch der eine oder 
andere, der die Mietwohnung ins Eigentum 
übernommen hat, zufrieden war. 

In Innsbruck zum Beispiel gibt es 2 019 
Mietwohnungen, die in das Eigentum über­
nommen werden könnten. Seit 1977 sind 
Bemühungen im Gange gewesen. Der Erfolg: 
Nur 37 Wohnungen wurden ins Eigentum 
übergeführt. 

Die Neue Heimat Tirol hat - das entnehme 
ich der "Tiroler Tageszeitung" von vor eini­
gen Tagen - 8 000 Wohnungen, die ihr unter­
stehen; sie hat in Landeck versucht, etwas 
Ähnliches zu machen. Bei so vielen Wohnun­
gen gab es nur 7 Interessenten. 
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Wels: Von 213 Wohnungen sind 12 ins 
Eigentum übergegangen. Daher, meine 
Damen und Herren, konnten wir einfach 
nicht zustimmen. Wir haben auch die Bera­
tungen über die Stellungnahme des Finanzmi­
nisteriums nicht mehr beraten können, daher 
diese Ablehnung. 

Dr. Keimel war im Ausschuß etws versöhn­
licher als heute hier beim Rednerpult. Das ist 
aber, glaube ich, legitim. Die Aussendungen, 
die er vor Presse, Rundfunk und Fernsehen 
gemacht hat, gefallen uns selbstverständlich 
nicht so sehr, denn in diesen gibt er zu verste­
hen, daß wir Scheinaktivitäten setzen nach 
einem "sozialistischen Wohnbaufiasko" . Dr. 
KeimeIs Schlußsätze lauteten ungefähr so: 
Das alles sei eine unsoziale, familienfeindli­
che, eigentumsfeindliche und verfehlte Woh­
nungspoli tik. 

Es ist ganz klar, daß ein Oppositioneller uns 
nicht lobt, aber ich möchte - die Frau Staats­
sekretär hat das auch schon getan - doch in 
Erinnerung rufen, was in den letzten zehn 
Jahren auf diesem G~biet geschehen ist, weil 
Dr. Keimel behauptet hat, es sei nichts 
geschehen. 

Wir haben insgesamt fünf Novellen zum 
Wohnbauförderungsgesetz beschlossen; diese 
bewirkten eine wesentliche Verbesserung der 
Bedingungen der Wohnbauförderung, insbe­
sondere eine deutliche Anhebung der Sub­
jektförderung, also die Wohnbeihilfe. 

Es gab insgesamt sieben Novellen zum 
Wohnungsverbesserungsgesetz. Wer mit die­
ser Materie zu tun hat, der weiß, daß das 
gegriffen hat, weiß, wie dankbar die Leute 
draußen waren, daß sie günstige Darlehen für 
die Wohnungsverbesserung bekommen 
haben. 

Dann ist da noch das Stadterneuerungs­
und Bodenbeschaffungsgesetz zu erwähnen 
und schließlich das 1979 verabschiedete neue 
Wohnungs-Gemeinnützigkeitsgesetz, aber 
auch das neue Mietrecht ab 1. Jänner 1982. 

Meine Damen und Herren! Vom Bundesrat 
wurde - leider! - das neue Sonderwohnbau­
programm blockiert. Sie von der ÖVP sagen 
immer, die Wohnungen seien viel zu teuer. 
Aber es gibt 5 000 neue Wohnungen. Ich lasse 
mich erst hinterher dann überzeugen, ob das 
tatsächlich stimmt, was Sie sagen, aber ich 
hoffe nur, daß Sie nicht recht haben. In die­
sem Zusammenhang wäre noch das Althaus­
sanierungsprogramm zu erwähnen. Es freut 
mich - das möchte ich auch hier feststellen 
-, daß neben Tirol auch Oberösterreich und 
jetzt sogar die ÖVP-Wien bei diesem Sonder­
wohnbauprogramm mitmachen. 

Die Frau Staatssekretär hat bereits eine 
Stellungnahme zur Wohnbautätigkeit abgege­
ben, ich brauche diese also nicht nochmals in 
Erinnerung zu rufen. Aber ich glaube sagen 
zu dürfen, daß auch die Wohnungsqualität 
gestiegen ist. Wir haben noch 1970 schlecht­
ausgestattete Wohnungen gehabt, und zwar 
einen Anteil von 30 Prozent; heute haben wir 
nur mehr 13 Prozent, also auch eine echte 
Verbesserung. 

Betrachten wir das einmal international: 
1979 bauten wir 7,1 Prozent Wohnungen auf 
1 000 Menschen, die Bundesrepublik nur 5,8 
und die Schweiz 6,2 Prozent. Da kann man 
doch wirklich nicht sagen, daß wir die 
schlechtesten gewesen sind. 

Die Ursachen, meine Damen und Herren -
ich möchte das wiederholen, weil mir das ein­
fach wichtig erscheint als Argument -, 
warum wir das Regierungsversprechen von 
1970 nicht voll erfüllen konnten, lagen in 
unvorhersehbaren Kostensteigerungen; die 
Baupreise haben sich - das wurde schon 
erwähnt - seit 1970 verdoppelt. Es gab einen 
weitgehenden Rückgang der sogenannten 
freifinanzierten Wohnungen, aber auch ein 
Ansteigen der durchschnittlichen Wohnungs­
größen. 1980 hatten wir eine durchschnittliche 
Wohnungsgröße von 96 Quadratmetern. (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. K ei m e 1.) 

Herr Kollege Dr. Keimel! Das spielt doch 
keine Rolle. Eine Statistik lehnt sich an 
irgendetwas an. Früher haben wir halt durch­
schnittlich 60, 70 Quadratmeter gehabt, und 
wir sind stolz, daß wir heute bei 96 Quadrat­
metern sind. (Beifall bei der SPÖ.) Allerdings 
- das müssen wir zugeben - um den Preis, 
daß zum Teil weniger Wohnungen gebaut 
werden konnten. 

Zu erwähnen wäre noch die große Zahl der 
Wohnungsverbesserungen, vor allem die Sub­
jektförderung und auch die Wohnbeihilfe. Da 
ist es genauso wie im Straßenbau: Je mehr 
man das instand halten muß, desto weniger 
kann man natürlich Straßenkilometer bauen. 
Das Budget ist ja nicht so ausdehnbar , wie 
wir uns das ab und zu vorstellen. Soweit, 
meine Damen und Herren, die Richtigstellung 
der Ausführungen des Kollegen Dr. KeimeI, 
der behauptete, es sei auf dem Wohnbausek­
tor überhaupt nichts geschehen. 

Hohes Haus! Das noch in diesem Jahr zu 
beratende Wohnungsprogramm der SPÖ soll 
das Wohnungsproblem und die Erhaltung der 
Vollbeschäftigung sinnvoll aufeinander 
abstimmen. Es soll eine längerfristige Kon­
zeption werden, die auf das Wohnungswesen 
entscheidenden Einfluß nehmen wird und 
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soll. Das heute zum Beschluß vorliegende 
Stadtwohnungsgesetz ist einer der Schritte 
zur Verbesserung, zu mehr sozialer Gerech­
tigkeit bei Wohnungen. Daher geben wir die­
ser Regierungsvorlage gerne unsere Zustim­
mung. (Beifall bei der SPÖ.) 16.43 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete GfÖllner. Ich erteile 
ihm das Wort. 

16.44 

Abgeordneter Gföllner (ÖVP): Sehr geehr­
ter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es hat in der mehrstündi­
gen Debatte zum Thema Wohnbau wiederholt 
das Eigentum eine Rolle gespielt. Die Frau 
Staatssekretär hat versucht klarzulegen, daß 
auch die Sozialistische Partei Eigentum 
schütze, keine eigentumsfeindliche Haltung 
einnehme 'und keine eigentumsfeindlichen 
Maßnahmen ergreife. 

Ich möchte nun versuchen, sozusagen sie 
selbst als Zeugen dafür anzuführen, daß die 
Sozialistische Partei tatsächlich gegen das 
Wohnungseigentum auftritt und entspre­
chende Maßnahmen setzt. Ich habe vor mir 
das Wohnungsprogramm der Sozialistischen 
Partei liegen , das dem Bundesparteivorstand 
am 25. März dieses Jahres vorgelegt wurde; es 
ist auch heute schon mehrfach daraus zitiert 
worden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es wird in der Öffentlichkeit sehr oft so dar­
gestellt, als wären die Mietwohnungen oder 
Genossenschaftswohnungen vom Bau her bil­
liger als Eigentumswohnungen. Dieser Aus­
sage braucht man nicht sehr ausführlich ent­
gegenzutreten. Ich lese da in Ihrem Pro­
gramm, das ich schon erwähnt habe, unter 
Punkt 1.3: 

Zur Sicherung eines kostengünstigen sozia­
len Wohnungsbaues ist eine verstärkte Förde­
rung von Miet- und Genossenschaftswohnun­
gen notwendig. . 

Von der Praxis her sage ich Ihnen, daß das 
sachlich ganz einfach unrichtig ist. Die Bau­
kosten einer Wohnung sind natürlich völlig 
unabhängig davon, ob das eine Genossen­
schafts-, eine Eigentums- oder eine Mietwoh­
nung ist. Die Rechtsform ist ja unabhängig 
von den Kosten zu sehen. Deshalb ist es sach­
lich unrichtig zu behaupten, es sei kostengün­
stiger, Miet- und Genossenschaftswohnungen 
zu bauen als Eigentumswohnungen. (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Das ist eine sachliche Feststellung, die ein­
fach getroffen werden muß! 

Ich habe mich mit dem Programm der 
Sozialistischen Partei sehr gründlich ausein­
andergesetzt und möchte eben nur jene Pas­
sagen herausgreifen und sie von meiner Sicht 
kommentieren, von denen ich glaube, daß sie 
eigentumsfeindlich sind. 

Unter Punkt 1.4. in diesem SPÖ-Wohnungs­
programm heißt es: 

Bei der Veräußerung - von Eigentumswoh­
nungen - ist die Sozialpflichtigkeit etwa 
durch Preisbindung oder durch eine abge­
stufte Rückzahlung des öffentlichen Darle­
hens zu gewährleisten. 

Jawohl, damit sind auch wir einverstanden. 
Wir betrachten die Förderung einer Wohnung, 
egal welche Rechtsform sie hat, immer in der 
Richtung, daß nämlich die Kosten, die aufge­
bracht worden sind, um dieses Haus zu 
errichten, Steuermittel sind, und mit Steuer­
mittel muß man sorgfältig umgehen, nicht nur 
mit dem Bau, sondern auch bei eventueller 
Verwertung. 

Wir sind mit der sogenannten Sozialpflich­
tigkeit der geförderten Wohnung einverstan­
den, aber wenn Sie daraus schließen, daß man 
von vornherein keine Eigentumswohnung 
bauen soll, so ist das falsch. Der Bau selbst 
sollte zunächst unabhängig davon sein, ob es 
sich um eine Eigentumswohnung oder um 
eine Mietwohnung handelt. Nur dann, wenn 
jemand eine Eigentumswohnung veräußert, 
darf durchaus der Grundsatz der Sozial­
pflichtigkeit Anwendung finden. Aber nicht 
von vornherein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das weitaus Gravierendste in Ihrem Pro­
gramm ist die Aussage, daß es künftighin für 
Eigentumswohnungen keine Wohnbeihilfe 
mehr geben soll. Ich sage allen Ernstes: Das 
darf nicht passieren, und es wird unsere Auf­
gabe sein, die Aufgabe der Österreichischen 
Volkspartei, rechtzeitig der Bevölkerung klar­
zumachen, was das bedeutet! (Zustimmung 
bei der ÖVP.) Ich darf das ganz kurz gefaßt 
hier machen. 

Hier heißt, es - und auch der Herr Minister 
Sekanina hat von der Regierungsbank . aus 
diesen Grundsatz der Sozialistischen Partei 
verlesen; er lautet, ich wiederhole das -: 
Rechtsanspruch auf Wohnbeihilfe nur für 
Miet- und Genossenschaftswohnungen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich sage jetzt von der Praxis her als Verant­
wortlicher eines gemeinnützigen Wohnungs­
unternehmens: Das würde heißen, wenn eine 
solche Regelung Gesetz ist, daß es wahr­
scheinlich überhaupt niemandem mehr gibt, 

114. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)72 von 124

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 114. Sitzung - 12. Mai 1982 11471 

Gföllner 

der Eigentumswohnungen bauen darf. Ich bin 
verantwortlich für mein Unternehmen, ich 
muß auch wirtschaftlich denken, und wenn es 
so ist, daß jemand, der eine Eigentumswoh­
nung hat, keine Wohnbeihilfe bekommt, dann 
getraue ich mich nicht mehr, Eigentumswoh­
nungen zu bauen. Ich getraue mich auch· gar 
nicht, jemandem zu empfehlen, eine Eigen­
tumswohnung zu nehmen, weil er Gefahr 
läuft, daß er, wenn er in soziale Schwierigkei­
ten, in finanzielle Nöte kommt, die Wohnung 
nicht mehr bezahlen kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das muß einfach verhindert werden! 

Sie schreiben unter 1.3: Das System der 
Wohnbeihilfe gewährleistet eine zusätzliche 
soziale Abstützung. - Jawohl, damit sind wir 
einverstanden. Die Wohnbeihilfe ist eine 
soziale Abstützung. Aber es kann doch nicht 
wahr sein, daß Sie wollen, daß diese soziale 
Abstützung künftighin nur für denjenigen 
Gültigkeit haben soll, der eine Miet- oder 
Genossenschaftswohnung hat, und für denje­
nigen, der eine Eigentumswohnung hat, gibt 
es keine soziale Abstützung! Das ist ja unge­
recht, das ist ungerecht im höchsten Maße 
und das muß verhindert werden. (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

In der Praxis funktioniert das ja so: Wenn 
jemand heute ein entsprechendes Einkom­
men hat, dann braucht er eventuell keine 
Wohnbeihilfe, und er bekommt auch auf 
Grund der Verordnung des Landes keine 
Wohnbeihilfe, weil das Einkommen entspre­
chend hoch ist. Wenn nun ein Unglücksfall 
eintritt, daß er seinen Arbeitsplatz verliert, 
daß er einen Unfall hat, oder welche Gründe 
immer eintreten, ein Krankheitsfall, dann 
beträgt das Einkommen plötzlich nur mehr 
die Hälfte, und dann kommt er eben in den 
Genuß der Wohnbeihilfe, weil dann die Wohn­
beihilfenverordnung für ihn wirksam wird. 

Das soll nicht gelten, wenn er eine Eigen­
tumswohnung hat? Das gilt nur für denjeni­
gen, der eine Miet- oder Genossenschaftswoh­
nung hat? - Das kann doch nicht wahr sein, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
wende mich hier auch an die Frau Staatsse­
kretär Dr. Eypeltauer. Das darf doch nicht 
wahr sein, das muß ver hindert werden! 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Das ist ja an sich schon reichlich genug 
unsozial. Aber es kommt noch ärger. Ich habe 
das zunächst nicht geglaubt. Später kommt 
noch eine Passage, die diesen Grundsatz der 
SPÖ noch erhärtet. 

Ich habe mir zunächst gedacht, das ist viel­
leicht eine Regelung - hoffentlich kommt sie 

nicht! -, die für die Zukunft wirkt. Nun ist 
aber unter Punkt 1.5 folgendes nachzulesen: 

Die in diesem Programm dargelegten 
Grundsätze der Wohnbauförderung können 
aus Gründen der sozialen Gerechtigkeit nicht 
nur auf die in Zukunft zu errichtenden Woh­
nungen angewendet werden. sondern haben 
auch alle früheren Förderungen einzubezie­
hen. 

Das heißt doch bitte - nur so kann ich das 
lesen -, daß auch für jene Eigentumswoh­
nungsbesitzer, wo die Familien jetzt eine 
Wohnbeihilfe bekommen, weil auf Grund der 
Verordnung ausgesagt ist, sozusagen gesetz­
lich reglementiert ist, daß das Einkommen für 
den Betreffenden zu niedrig ist, selbst den 
Wohnungs aufwand zu decken, das künftighin 
nicht mehr der Fall sein soll. - Das ist doch 
völlig unmöglich, das darf nicht passieren! 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es ist für mich, der ich von Berufs wegen 
immer und ununterbrochen mit Leuten zu tun 
habe, die eine Wohnung suchen, völlig 
undenkbar, daß so etwas Gesetz wird. Viel­
leicht - das ist eine gewisse Hoffnung für 
mich - ist das mit ein Grund, warum dieses 
Programm, das in der SP-Bundesparteivor­
stands sitzung am 25. März 1982 beraten wor­
den ist, sozusagen noch nicht in eine Regie­
rungsvor lage eingeflossen ist, weil ich mir 
nicht vorstellen kann, daß jemand, der mit 
diesen Problemen befaßt ist, diesen Dingen, 
die hier verkündet worden sind, seine Zustim­
mung geben kann. (Abg. Anton Sc h 1 a ger: 
Was sagt die Frau Staatssekretär?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Sozialistische Partei wird heute das 
Eigentumsbildungsgesetz der ÖVP ablehnen. 
Wir werden dem Startwohnungsgesetz 
zustimmen, und wir hätten die Bitte, wenig­
stens jenen Teil, jene Passage aus dem Eigen­
tumsbildungsgesetz mit zu übernehmen, daß 
nicht im Zusammenhang mit den Startwoh­
nungen 150 000 Mieten erhöht werden. Dieser 
Antrag, den ich nun zur Verlesung bringen 
darf, hat dieses Ziel, und ich würde bitten, das 
zu respektieren. 

Ich bitte von vornherein um Nachsicht: Aus 
geschäftsordnungsmäßigen Gründen muß das 
Wort für Wort vorgelesen werden; es wird 
etwas länger dauern. (Der Prä s i den t 
übernimmt den Vorsitz.) 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Keimei, Gföllner und 
Genossen zur Regierungsvorlage 914 der 
Beilagen (Startwohnungsgesetz) in der Fas-
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sung des Ausschußberichtes 1086 der Beila­
gen. 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen: 

Die im Titel zitierte Vorlage wird geän­
dert wie folgt: 

1) Der Titel hat zu lauten "Bundesgesetz 
vom:XXXXX zur Verbesserung der Wohn­
verhältnisse von jungen Familien und zur 
Eigentumsbildung auf dem Gebiete des 
Wohnens (Startwohnungs- und Erstes 
Eigentumsbildungsgesetz)" . 

2) Im § 11 Abs.1 treten in Z.2 an die 
Stelle der Worte "Erträgnisse des Fonds, 
soweit sie durch Anhebung des Zinssatzes 
für vor dem 1. Jänner 1968 zugesicherte 
Darlehen des Fonds über 1 vom Hundert 
erzielt werden," die Worte "Erträgnisse aus 
Anleihen gemäß § 21 des H a. Abschnittes 
über Bestimmungen zur Eigentumsbildung 
auf dem Gebiete des Wohnens". 

3) Nach dem H. Abschnitt wird ein II a. 
Abschnitt eingefügt: Bestimmungen zur 
Eigentumsbildung auf dem Gebiet des Woh­
nens. 

"II a. Abschnitt" 

§ 16. Das Einkommensteuergesetz 1972, 
BGBL Nr. 440, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBL Nr.550/1979, wird 
geändert wie folgt: 

1) Im § 18 Abs. 1 Z. 1 tritt im zweiten Satz 
nach dem Wort "übersteigt" anstelle des 
Beistriches ein Punkt. Danach wird folgen­
der Halbsatz angefügt: "Der vorangehende 
Satz gilt nicht, wenn die Rente als Gegenlei­
stung für den Erwerb eines Eigenheimes 
oder einer Eigentumswohnung im Sinne 
des Abs. 2 Z. 5 a geleistet wird," 

2) Im § 18 Abs. 1 Z 3 ist als lit. f einzufü­
gen: "f) Beträge, die zum Erwerb von Eigen­
tumswohnungen oder Eigenheimen aufge­
wendet werden, sowie die Rückzahlung von­
Darlehen, die zu einem solchen Erwerb auf­
genommen worden sind, sowie Zinsen für 
derartige Darlehen unter den Vorausset­
zungen des Abs. 2 Z. 5 a." 

3) Im § 18 Abs. 2 Z. 5 hat der erste Satz zu 
lauten: "Die Abzüge für Sonderausgaben im 
Sinne des Abs. 1 Z. 1 letzter Satz und Abs. 1 
Z. 3 lit. abis c und f einerseits und für Son­
derausgaben im Sinne des Abs. 1 Z. 3 lit. d 
und e andererseits, dürfen den Jahresbe­
trag von je 10 000 S nicht übersteigen." 

4) Im § 18 Abs. 2 wird nach Z. 5 eine neue 
Z. 5 a eingefügt: ,,5 a. Abweichend von der 

Bestimmung der Z. 3 gelten für den Erwerb 
von Eigenheimen oder Eigentumswohnun­
gen im Sinne des Abs. 1 Z. 1 letzfer Satz 
und Abs. 1 Z. 3 lit. f die getätigten Aufwen­
dungen insoweit als Sonderausgabe, als sie 
auf eine Wohnnutzfläche von nicht mehr als 
180 m 2

, sowie auf die damit zusammenhän­
gende Grundfläche im Ausmaß der nach 
der jeweiligen Bauordnung vorgeschriebe­
nen Mindestgrundfläche nicht übersteigt 
und das Eigenheim (die Eigentumswoh­
nung) zur Befriedigung eines Wohnbedürf­
nisses des Eigentümers und der mit ihm in 
Haushaltsgemeinschaft lebenden Angehöri­
gen im Sinne des § 25 der Bundesabgabe­
nordnung, BGBL Nr.194/1961, regelmäßig 
und überwiegend dienen." 

5) Im § 18 Abs. 2 hat Z. 7 zu lauten: ,,7. Die 
Bestimmungen des Abs. 1 Z. 3 finden auch 
dann Anwendung, wenn innerhalb des in 
Z. 1 genannten Personenkreises Geldgeber 
oder Darlehensschuldner einerseits und 
Errichter oder Erwerber (Eigentümer) 
beziehungsweise Wohnungswerber (Nut­
zungsberechtigter, Bestandnehmer) ande­
rerseits nicht identisch sind; bei bestim­
mungsgemäßer Verwendung im Sinne der 
genannten Vorschriften hat eine Nachver­
steuerung zu unterbleiben, die Z. 2 findet 
jedoch Anwendung." 

§ 17. Das Grunderwerbsteuergesetz 1955, 
BGBL Nr.140, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBL Nr.280/1978, wird 
geändert wie folgt: 

1) § 4 Abs. 1 Z.2 lit. b hat zu lauten: 

2. b) Der erste Erwerb einer Arbeiter­
wohnstätte durch eine Person, die die 
Wohnstätte als Eigenheim übernimmt, 
sowie der Erwerb eines Eigenheimes, inso­
weit die Voraussetzungen des § 18 Abs.2 
Z. 5 ades Einkommensteuergesetzes 1972 
zutreffen." 

2) § 4 Abs. 1 Z. 3 lit. b hat zu lauten: 

3. b) Der erste Erwerb eines Anteiles 
eines Grundstückes, auf dem eine in lit. a 
genannte Vereinigung oder ein gemeinnüt­
ziger Bauträger ein Wohnhaus geschaffen 
hat, durch eine Person, die den Grund­
stücksanteil zur Begründung von 
Wohnungseigentum erwirbt, sowie der 
Erwerb einer Eigentumswohnung, insoweit 
die Voraussetzungen des § 18 Abs. 2 Z. 5 a 
des Einkommensteuergesetzes 1972 zutref­
fen." 

3) § 4 Abs. 2 erhält die Bezeichnung § 4 
Abs. 2 lit. a; als lit. b ist anzufügen: 

"b) Fallen nach Erwerbsvorgängen nach 
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Z. 2 lit. b letzter Halbsatz, sowie nach Z. 3 
lit. b letzter Halbsatz, die für die Befreiung 
maßgebenden Voraussetzungen des § 18 
Abs. 2 Z 5 ades Einkommensteuergesetzes 
1972 innerhalb von fünf Jahren nach 
Erwerb weg (insbesondere durch Vermie­
tung oder Veräußerung), so erfolgt eine 
Nachversteuerung. Die Nachversteuerung 
unterbleibt jedoch, sofern diese Vorausset­
zungen aus zwingenden beruflichen oder 
familiären Gründen, aus einer wirtschaftli­
chen Notlage oder aus sonstigen Gründen, 
die der Steuerpflichtige nicht zu vertreten 
hat (z. B. höhere Gewalt, Verzögerung 
infolge von Rechtsstreitigkeiten), wegfal­
len." 

§ 18. Das Erbschafts- und Schenkungs­
steuergesetz 1955 BGBL Nr. 141, in der Fas­
sung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 15/1968, 
wird geändert wie folgt: 

Dem § 15 Abs. 1 ist eine Z. 17 anzufügen: 

,,17. Die Zuwendung von Eigenheimen 
oder Eigentumswohnungen, insoweit auf 
sie die Voraussetzungen des § 18 Abs.2 
Z. 5 ades Einkommensteuergesetzes 1972 
zutreffen. Die Steuer ist nachzuentrichten, 
wenn innerhalb von fünf Jahren die für die 
Befreiung maßgeblichen Voraussetzungen 
des § 18 Abs. 2 Z. 5 ades Einkommensteuer­
gesetzes 1972 nicht erfüllt werden oder weg­
fallen (insbesondere durch Vermietung 
oder Veräußerung). Die Nachversteuerung 
unterbleibt jedoch, soferne diese Vorausset­
zungen aus zwingenden beruflichen oder 
familiären Gründen, aus einer wirtschaftli­
chen Notlage oder aus sonstigen Gründen, 
die der Steuerpflichtige nicht zu vertreten 
hat (z. B. höhere Gewalt, Verzögerungen 
infolge von Rechtsstreitigkeiten) nicht 
erfüllt werden oder wegfallen." 

§ 19. Das Bewertungsgesetz 1955 BGBL 
Nr. 148, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBL Nr.645/1977, wird geändert 
wie folgt: 

§ 76 Abs. 3 letzter Satz hat zu lauten: 

"Die Einheitswerte bzw. Einheitswertan­
teile von Einfamilienhäusern im Sinne des 
§ 54 Abs. 1 Z. 4 sowie von Eigenheimen und 
Eigentumswohnungen im Sinne des § 18 
Abs.2 Z. 3 des Einkommensteuergesetzes 
1972 sind um einen Betrag von höchstens 
200 000 S bzw. um den dem Anteil entspre­
chenden Teilbetrag von 200 000 S zu kür­
zen." 

Wertpapierbegünstigung 

§ 20. (1) Auf den Inhaber lautende Teil­
schuldverschreibung aus Wohnbauanleihen 

im Sinne des Abschnittes IV zählen nicht 
zum sonstigen Vermögen im Sinne des § 69 
des Bewertungsgesetzes 1955 BGBL Nr. 148, 
insoweit 

. a) ihre Anschaffung den Nennbetrag von 
1000000 S jährlich nicht übersteigt 

b) die für die Anschaffung aufgewendeten 
Mittel nachweislich aus dem Erlös von Ver­
äußerungengsgeschäften stammen, aus 
denen der (oder die) Erwerber Grundeigen­
tum verbunden mit der Begründung von 
Wohnungseigentum erworben hat (haben) 
oder die öffentliche Hand als Erwerber der 
Liegenschaft aufgetreten ist und 

c) die Teilschuldverschreibungen im 
Jahre der Begebung (Ausgabe) bei einem 
österreichischen Kreditunternehmen 
erworben und bis zu deren Tilgung hinter­
legt werden. Als Hinterlegung gelten die 
Streifbandverwahrung und die Sammelver­
wahrung, sowie die Eintragung im Bundes­
schuldbuch. 

(2) Zinsen aus Teilschuldverschreibun­
gen, die nach Z. 1 nicht zum sonstigen Ver­
mögen gemäß § 69 des Bewertungsgesetzes 
1955 gehören, unterliegen nicht der Ein­
kommen- oder Körperschaftssteuer. 

(3) Für die Hinterlegung gelten die 
Bestimmungen des § 107 Abs.4, erster, 
zweiter und vorletzter Satz, Abs. 6, Abs. 7, 
Abs. 9 und Abs. 10 des Einkommensteuerge­
setzes 1972 sinngemäß mit der Maßgabe, 
daß eine vor Beendigung der Anleihelauf­
zeit (Tilgung) erfolgende Entnahme vom 
Kreditinstitut dem für den Hinterleger 
zuständigen Wohnsitzfinanzamt anzuzei­
gen ist. 

(4) Im Falle einer Entnahme vor Beendi­
gung der Anleihelaufzeit (Tilgung) hat eine 
Nachversteuerung zu erfolgen .. 

(5) Die Nachversteuerung unterbleibt 
insoweit, als die entnommenen Teilschuld­
verschreibungen veräußert werden und der 
Veräußerungserlös unmittelbar dem 
Erwerb oder der Errichtung eines Eigenhei­
mes oder einer Eigentumswohnung dient, 
auf welche die Voraussetzungen des § 18 
Abs. 2 Z. 5 ades Einkommensteuergesetzes 
1972 zutreffen. 

Zivilrechtliche Bestimmungen 
Wohnungseigentumsbegründung durch 

Mieter 

§ 21. (1) Der Mieter oder sonstige Nut­
zungsberechtigte kann bei öffentlich geför-
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derten Baulichkeiten, die im Eigentum 
einer gemeinnützigen Bauvereinigung im 
Sinne des Wohnungsgemeinnützigkeitsge­
setzes, BGBl. Nr.139/1979, oder einer 
Gemeinde stehen, ab dem elften Jahr nach 
erstmaligem Bezug der zum Gebrauch 
überlassenen Wohnungen oder des 
Geschäftsraumes an den Eigentümer den 
Antrag auf Überlassung ins Wohnungsei­
gentum an diesem Miet- oder Nutzungsge­
genstand stellen. 

(2) Der Preis für die Übertragung ins 
Wohnungseigentum ist nach Maßgabe der 
§§ 13 und 15 des Wohnungsgemeinnützig­
keitsgesetzes sinngemäß zu bestimmen, 
mangels Einigung über Antrag an das für 
Zivilrechtssachen zuständige Bezirksge­
richt, in dessen Sprengel die Baulichkeit 
gelegen ist. Für das Verfahren gilt § 22 des 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes sinn­
gemäß. 

(3) Durch Stellung des Antrages nach 
Abs. 1 wird der Mieter oder nutzungsbe­
rechtigte Wohnungseigentumsbewerber im 
Sinne des § 23 Abs. 1 des Wohnungseigen­
tumsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 417, und es 
kommen ihm alle Rechte eines solchen zu. 

(4) Ist der Eigentümer eine gemeinnüt­
zige Bauvereinigung, so kann sie die Über­
tragung ins Wohnungseigentum nur ableh­
nen, wenn sie auf Grund ihrer Satzung oder 
zufolge ihres tatsächlichen Geschäftsbetrie­
bes ihre· Tätigkeit auf einen bestimmten 
Personenkreis im Sinne des § 8 Abs. 2 Z. 1 
oder 2 des Wohnungsgemeinnützigkeitsge­
setzes beschränkt. 

Kapitalmarktfinanzierung - Wohnbau­
anleihen 

§ 22. Von der Republik Österreich sind in 
den Jahren 1982 bis 1985 im Nennwert von 
insgesamt 5 Milliarden Schilling Wohnbau­
anleihen mit einer Laufzeit von jeweils 
10 Jahren aufzulegen. Der Erlös dieser 
Wohnbauanleihen ist für Zwecke des geför­
derten Wohnbaues im Sinne des Wohnbau­
förderungsgesetzes 1968, für Zwecke der 
Stadterneuerung im Sinne des Bundesge­
setzes BGBl. Nr.287/1974, sowie zur Erfül­
lung der Aufgaben dieses Bundesgesetzes 
zu verwenden. Die Anleihekonditionen sind 
den jeweils günstigsten, die zum Zeitpunkt 
der Begebung der Anleihe am Kapitalmarkt 
gege ben sind, anzugleichen; der Zinsfuß hat 
um einen Prozentpunkt unter dem jeweils 
für Neuemissionen marktüblichen zu lie­
gen. 

Übergangsbestimmung 

§ 23. § 21 ist mit der Maßgabe anzuwen­
den, daß die Gemeinde oder gemeinnützige 
Bauvereinigung einen Antrag des Mieters 
oder sonstigen Nutzungsberechtigten nach 
Abs. 1 auch ohne Gründe ablehnen kann, 
sofern die Wohnung oder der Geschäfts­
raum vor dem 1. Juli 1982 erstmalig bezo­
gen wurde. 

4) § 16 erhält die neue Bezeichnung § 24, 
und in seinem Abs.2 treten an die Stelle 
der Z.2 die zwei neuen Z. 2. und 2 a: 

,,2. der Bundesminister für Finanzen hin­
sichtlich der §§ 11 Abs. 2,13 Abs.1, dem 11 a. 
Abschnitt mit Ausnahme des § 20, 

2 a. der Bundesminister für Justiz hin­
sichtlich des § 20,". 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Zunächst herzlichen Dank für Ihre Aufmerk­
samkeit. Wir haben uns das nicht leicht 
gemacht. Es ist keine leichte Arbeit gewesen. 

Wir sind der Auffassung, daß Startwohnun­
gen, wenn sie auch Mängel haben, errichtet 
werden sollen. Nur soll die Finanzierung nicht 
dadurch erfolgen, daß 150 000 Mieten erhöht 
werden. Dieser Antrag hat den Sinn, diese 
Mietenerhöhungen zu verhindern und im 
Wege dieser vorgeschlagenen Vorgangsweise 
die Mittel aufzubringen. 

Wir bitten Sie, diesem Antrag beizutreten, 
und zwar nicht unseretwegen, sondern im 
Interesse der Wohnungswerber in Österreich. 
(Beifall bei der ÖVP.) 17.09 

Präsident: Der Abänderungsantrag ist 
genügend unterstützt und steht mit in Ver­
handlung. Nächster Redner ist der Abgeord­
nete Jörg Haider. 

17.10 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Das 
Produkt, das heute in Form des Startwoh­
nungsgesetzes uns vorgelegt wird und zur 
Beschlußfassung eingelangt ist, ist das Pro­
dukt eines Wahlversprechens, aus dem eher 
ein Wahlversprecher geworden ist, weil man 
ja viel größere Vorstellungen damit verbun­
den hat, weil man damit eigentlich die Vor­
stellung verbunden hat, daß daraus ein Bau­
programm für spezifisch an den Bedürfnissen 
junger Menschen orientierten Wohnungen 
resultieren soll und daß damit verbunden 
auch eine eigene Finanzierungsgrundlage in 
der Form eines entsprechenden Fonds 
geschaffen werden soll. 
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Dieses Wahlversprechen ist also zum Wahl­
versprecher geworden, weil das Produkt, das 
hier vorliegt, eigentlich nichts anderes dar­
stellt als ein kleines Mietengesetz, das sozusa­
gen das schlechte Gewissen der Folgewirkung 
aus dem Mietengesetz, das wir erst vor kur­
zem im Parlament zur Behandlung hatten, für 
die jüngere Generation oder für einen Teil 
von jungen Menschen beseitigen soll. 

Man hat zu diesem Zwecke einen Fonds 
wachgeküßt, der schon in der Versenkung 
verschwunden war, nämlich den Bundes­
Wohn- und Siedlungsfonds, der in seiner 
Bedeutung nun enorm aufgewertet werden 
soll, weil mit 200 Millionen Schilling offenbar 
ein Programm durchgeführt werden soll, das 
in seiner Größenordnung eher sehr, sehr 
bescheiden wirken muß. 

Es ist somit auch Ihnen klar, wie ich 
annehme, Herr Bundesminister, daß dieses 
Startwohnungsgesetz in der heutigen Form 
weder Ihren ursprünglichen Intentionen noch 
Ihrem Wahlversprechen noch den Notwendig­
keiten auf dem heutigen Wohnungsmarkt ent­
spricht, sondern nur ein Tropfen auf den hei­
ßen Stein ist. Und dieser Tropfen auf den hei­
ßen Stein bedeutet natürlich auch Schwach­
stellen, die man anmerken sollte, wenngleich 
es im Grundsatz positiv ist, daß überhaupt 
einmal ein Schritt getan wird, um für junge 
Menschen wenigstens in einem kleinen 
Schritt günstigeren Wohnraum anbieten zu 
können. 

Der Vorzug aus diesem Gesetz kommt mei­
nes Erachtens vorwiegend wieder jenen zu, 
die im städtischen Bereich angesiedelt sind 
oder sich ansiedeln wollen. Und das ist mei­
nes Erachtens eine gewisse Problematik, da 
wir genauso in den ländlichen Regionen und 
in den kleineren Siedlungs bereichen eine 
große Anzahl von jungen Menschen haben, 
die heute ebenfalls nicht ausreichend Wohn­
raum zur Verfügung haben und wo wir nun 
das Problem haben, daß eigentlich der 
gesamte Bereich der Wohnbauförderung und 
des Startwohnungsgesetzes nicht miteinan­
der koordiniert und gekoppelt ist und die 
Gefahr besteht, daß mit Mitteln, die in diesem 
Bereich, vor allem durch erhöhte Aufwendun­
gen an Wohnbeihilfen der Länder, aufgewen­
det werden, Mittel aus dem Wohnbauförde­
rungsbereich abgezogen werden, die wie­
derum vor allem für Wohnungsneuschaffung 
in ländlichen Regionen zur Verfügung stehen 
sollten. 

Ein zweites Problem, das ich sehe, ist die 
Tendenz in der gegenwärtigen Gesetzgebung, 
die Zersplitterung des Wohnbauförderungs­
Instrumentariums weiter voranzutreiben. Wir 

sind heute schon in einer Situation, daß der 
Werber um eine geförderte Wohnung mehr 
oder weniger ein Glücksspiel beginnt, weil er 
je nach Gunst und Laune der Behörde von 
Glück sprechen kann, wenn er die günstigste 
Wohnungsfinanzierungsform findet oder 
wenn er das Angebot annehmen kann; wenn 
ich daran denke, daß das jüngste Sonder­
Wohnbauprogramm sich wesentlich von den 
durchschnittlichen Quadratmeterkosten einer 
geförderten Wohnung in den Bundesländern 
inder Höhe unterscheidet und damit jemand 
das Glück haben kann, in einer billigen Woh­
nung zu sein oder das Pech haben kann, nach 
dem Sonder-Wohnbauprogramm in eine teu­
re re Wohnung einziehen zu müssen. 

Eine weitere Schwachstelle ist der Verwal­
tungsaufwand, der mit diesem Gesetz, das 
zwar nur 200 Millionen Schilling nach der 
Dotierung vorsieht, verbunden ist. Man hat 
einen Verwaltungsaufwand bei der Beurtei­
lung und Abwicklung der ganzen Förderungs­
begehren geschaffen, der sozusagen jetzt 
parallel neben dem Instrumentarium und den 
Verwaltungseinheiten bei der Wohnbauförde­
rung und bei den dezentralisierten Stellen in 
den Ländern läuft, was meines Erachtens 
nicht im Sinne der Verwaltungsökonomie und 
dem immer wieder abgelegten Bekenntnis 
zur Einsparung aufwendiger Verwaltungsap­
parate führen kann. Weiters gibt es auch 
einen relativ großen Ermessensspielraum bei 
der Beurteilung der Darlehen, die zugemes­
sen werden. Nach Paragraph 9 ist ja die Dar­
lehenslaufzeit individuell offenbar durch den 
Förderungsbeamten oder den politisch ent­
scheidenden Funktionär zwischen 10 und 
25 Jahren zu bemessen. Wenn jemand poli­
tisch auf keine Intervention zählen kann 
beziehungsweise auf keinen politischen 
Schub rechnen kann, dann wird er die gerin­
gere Darlehenslaufzeiten von zehn Jahren 
kriegen. Hat er optimale politische Unterstüt­
zung, dann bekommt er halt 25 Jahre Darle­
henslaufzeit. Hier ist also der politischen Will­
kür Tür und Tor geöffnet, was uns aus der 
Sicht meiner Fraktion schon überhaupt nicht 
gefällt, weil überhaupt eine der zentralen 
Schwachstellen dieses Gesetzes das Fehlen 
jeglichen Rechtsanspruches ist. 

Wie kann ich einem jungen Menschen ver­
sprechen, daß für ihn die Möglichkeit, billigen 
Wohnraum zu erhalten, geschaffen wird, 
wenn überhaupt kein Rechtsanspruch in die­
sem ganzen Gesetz drinnen ist, sondern von 
vornherein gesagt wird, na ja, nach Maßgabe 
der Gesetze und der Möglichkeiten werden 
wir das tun. 

Und ich meine daher, meine Damen und 
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Herren, daß diese Schwachstellen sehr deut­
lich zeigen, daß hier eher eine Alibiaktion 
gesetzt wird als eine systematische Neuorien­
tierung der gesamten Förderungsagenden im 
Bereich der Förderung von Wohnraum für 
junge Familien. 

Ich komme nun noch zum Punkt der Sub­
jektförderung, der meines Erachtens auch 
eine besondere Problematik nach diesem 
Gesetz in sich schließt. Die Subjektförderung 
hat ja den Zweck, daß der Wohnungswerber, 
sprich: die junge Familie oder der alleinste­
hende Familienerhalter, Zuschüsse bezie­
hungsweise Unterstützungen für die Deckung 
des Wohnungsaufwandes erhält. Nun ist ein­
mal - obwohl das ganze heißt: Startwoh­
nungsgesetz - die Zuschußdauer mit einem 
Jahr bemessen. Man könnte sagen: Na ja gut, 
das ist eben ein Startwohnungsgesetz. Am 
Start kriegst ein bisserl eine Hilfestellung, 
nach einem Jahr muß das schon alleine funk­
tionieren. Die Problematik, die/ dahinter­
steckt, ist eine andere. Sie haben mit der 
gewählten Textierung im Gesetz eine Form 
gefunden, daß Sie nach einem Jahr die Wohn­
aufwandbelastung letztlich ausschließlich auf 
die Länder abwälzen werden. Denn wenn ein 
junges Ehepaar beispielsweise in einer Start­
wohnung eingezogen ist und ein Jahr auf 
Grund seiner bescheidenen Einkommensver­
hältnisse eine entsprechende Unterstützung 
nach diesem Gesetz bekommt, dann steht es 
nach einem Jahr vor der Tatsache, daß keine 
weiteren Unterstützungen mehr gewährt wer­
den. Was bleibt übrig? Die Länder müssen 
wieder, wie es ja auch in der Änderung des 
Wohnbauförderungsgesetzes vorgesehen ist, 
durch die Wohnbeihilfe einspringen und 
damit eine Leistung übernehmen, die eigent­
lich der Bund geschaffen hat. Und das halte 
ich für eine sehr problematische Konstruk­
tion, daß hier im Bereich der Wohnbauförde­
rung und des gesamten geförderten Woh­
nungsmarktes immer mehr ein Abschieben 
der materiellen Aufwendungen auf die 
zuständigen Länder erfolgt, der Bund sich 
aber offiziell die Lorbeeren neuer gesetzlicher 
Maßnahmen umhängt. 

Auch die Höhe der Subjektförderung und 
der Unterstützungsbetrag, der für den Woh­
nungsaufwand gewährt wird, ist problema­
tisch. Nach dem Gesetzestext soll die Start­
wohnung zwischen 30 Quadratmeter minimal 
und 90 Quadratmeter maximal ausmachen. 

Gefördert wird aber eine Wohnung nur bis 
maximal 50 Quadratmeter. Das heißt, daß 
man den zumutbaren Wohnaufwand nur für 
eine Wohnung bis maximal 50 Quadratmeter 
gewährt, obwohl die Startwohnungen bis 

maximal 90 Quadratmeter groß sein können. 
Und wir wissen, daß es ja eigentlich das Ziel 
ist, jungen Familien, wo schon Kinder vor­
handen sind, eine entsprechende Hilfestel­
lung zu geben. 

Das bedeutet also, daß man sie zwar unter 
den Druck setzt, sich um eine größere Woh­
nung, etwa 90 Quadratmeter groß, umzuse­
hen, aber die Förderung bereits bei 50 Qua­
dratmeter limitiert, und alles, was darüber 
liegt, ist eigenes Risiko: Das müßt ihr selbst 
sozusagen nach dem Gesetzeswortlaut aus­
machen, die finanzielle Last wird auf die 
Familie, auf das junge Ehepaar abgeschoben. 

Diese Form der Bemessung des Unterstüt­
zungsbeitrages nach dem Startwohnungsge­
setz bis maximal zu einer Wohnungsgröße 
von 50 Quadratmeter ist meines Erachtens 
elementar familienfeindlich und daher abzu­
lehnen und eine echte Schwachstelle in die­
sem Gesetz. 

Wiederum die Konsequenz: Wenn die 
Unterstützung zu gering ist, weil eben eine 70-
oder 80-Quadratmeter-Wohnung soviel kostet, 
daß es dem einzelnen Familienerhalter nicht 
zumutbar ist, den Wohnaufwand zu tragen -
er bekommt nur für 50 Quadratmeter maxi­
mal eine Unterstützung -, dann müssen wie­
der die Länder einspringen, und im Wege der 
Wohnbeihilfe werden sie neuerlich zur Kassa 
gebeten. Auch hier erfolgt eine Verschiebung 
der finanziellen Verantwortung durch ein 
Bundesgesetz auf die Länder, die sozusagen 
den Packesel eines eher verunglückten Start­
wohnungsgesetzes abgeben müssen. 

Auch bei den Einkommensgrenzen ließen 
sich noch einige kritische Anmerkungen 
machen. Bei der Bemessung der Inanspruch­
nahme von Förderungen aus dem Startwoh­
nungsgesetz kommt es darauf an, daß eine 
bestimmte Einkommensgrenze des J ahresein­
kommens nicht überschritten wird. Das heißt 
also, daß bei Einkommensteuerpflichtigen das 
letztveranlangte Kalenderjahr zur Bemes­
sung herangezogen wird und daß bei Lohn­
steuerpflichtigen das abgelaufene Kalender­
jahr in die Bemessung einbezogen wird. 

Nun haben wir aber auf Grund einer nicht 
unerheblichen Arbeitslosigkeit in unserem 
Lande das Problem, daß viele Menschen in 
den Wintermonaten arbeitslos geworden sind. 
Jemand hat im vergangenen Jahr noch schön 
verdient, liegt also über der Einkommens­
grenze und damit über der Grenze der Förde­
rungswürdigkeit, ist dann im Jahre 1982 
arbeitslos geworden und hat jetzt ein relativ 
geringes Einkommen, weil auch die Arbeits­
losenunterstützung im Maximalsatz nicht 
höher als 7 300 S ist. 
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Nun hat er aber bei der Feststellung der 
Förderungswürdigkeit keine Chance, daß 
seine Situation als Arbeitsloser berücksichtigt 
wird, sondern es wird sein Einkommen, das er 
im vergangenen Jahr als Lohnsteuerpflichti­
ger erzielt hat, zur Bemessung herangezogen, 
was in vielen Fällen zu echten unbilligen Här­
ten führt und was, nebenbei bemerkt, Herr 
Bundesminister, auch ein Problem bei den 
Wohnbeihilfen nach dem Wohnbauförde­
rungsgesetz ist, das jetzt im verstärkten Maße 
auftritt. 

Ich möchte daher an Sie appellieren, hier 
ehebaldigst auch eine Gesetzesnovellierung zu 
den §§ 15 ff. des Wohnbauförderungsgesetzes 
vorzuschlagen, damit diese Problematik der 
Arbeitslosen, die heute gänzlich auf Grund 
der Bemessungsgrundlagen um eine entspre­
chende Unterstützung umfallen, beseitigt 
wird. Ich glaube, daß es im Interesse aller 
Fraktionen des Hohen Hauses ist, hier eine 
Änderung herbeizuführen. 

Letztlich ist eine besondere Schwachstelle 
auch die Finanzierung des Startwohnungsge­
setzes, wenn auch die Frau Staatssekretär 
gemeint hat, sie will jetzt erst einmal mit die­
ser Art Probegalopp eine positive Meinungs­
bildung für die Sanierung von Althäusern 
zugunsten von Wohnungen, die junge Men­
schen zeitlich befristet in Anspruch nehmen 
können, durchführen. 

Ich gebe zu, daß sie in Optimismus machen 
muß. Aber was nützt die Positivwerbung für 
ein Gesetz, wenn kein Geld da ist? 200 Millio­
nen Schilling, das ist weniger als das, was der 
jährliche Betriebsabgang beim Konferenzzen­
trum ausmachen wird, was wir für alle unsere 
jungen Menschen in Österreich, die als junge 
Familienerhalter oder Alleinstehende eine 
Wohnung suchen, zur Verfügung haben. 

Jetzt geht man her und macht die Finanzie­
rung auf eine ganz besondere Art: Man will 
die Zinssätze für die Rückzahlung der Darle­
hen nach dem Bundes-Wohn- und Siedlungs­
fonds von 1 Prozent auf 4 Prozent anheben. 

Man könnte sagen, das ist durchaus 
berechtigt, denn alte Darlehen, die schon 
lange laufen, werden meistens von jenen 
Menschen in Anspruch genommen, die ein­
kommensmäßig bereits besser gestellt sind. 
Wenn man aber die Einkommensituation 
jener Personen untersucht, die heute solche 
Altdarlehen in Anspruch nehmen, die jetzt 
teurer werden sollen, kommt man drauf, daß 
es sich dabei zu einem hohen Prozentsatz um 
bereits pensionierte Menschen handelt, die 
mit einer relativ bescheidenen Altersversor­
gung leben müssen, aber noch die Last der 

Rückzahlung zu tragen haben. Denen mutet 
man jetzt zu, daß sie quasi in Umkehr des 
Generationsvertrages, der in unserer Sozial­
politik existiert, einen Beitrag für die Woh­
nungsfinanzier,ung der jungen Leute leisten. 

Ich glaube, daß diese Umkehr des Solidari­
tätsbeitrages ein Trugschluß ist. Denn der 
Generationsvertrag funktioniert ja eigentlich 
in die umgekehrte Richtung: Die Erwerbstäti­
gen und die junge Generation schaffen die 
Voraussetzung, daß die Pensionen der Älteren 
gezahlt werden können, nicht aber daß man 
einen Weg beschreitet, wonach jetzt die ältere 
Generation auch bei kleinsten Pensionen für 
ein Startwohnungsmodell das Geld noch 
durch Kürzung ihrer eigenen Pensionen 
beschaffen muß. Das lehnen wir entschieden 
ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich meine daher, meine Damen und Her­
ren, daß hier wiederum in der Konsequenz 
eine Fußangel für die Wohnbauförderung in 
den Ländern liegt. Denn wenn nun die vielen 
Pensionisten, die durch die Erhöhung der 
Zinssätze größere Rückzahlungen bei ihren 
aushaftenden Darlehen zahlen müssen, in 
ihrer Einkommensituation so geschmälert 
sind, daß ihnen der Wohn aufwand zu groß 
wird, dann werden sie wiederum um eine 
Wohnbeihilfe oder sonstige Zuschüsse nach 
der Sozialhilfe ansuchen müssen. Also wälzt 
man mit diesem Gesetz in vielfacher Weise 
und in antiföderalistischer Gesinnung die 
Belastung und die finanziellen Auswirkungen 
aus diesem Gesetz auf die Bundesländer ab. 

Ich halte das nicht für eine konsequente 
Vorgangsweise, die hier praktiziert wird. 
Denn wenn Sie ein Startwohnungsgesetz 
schaffen, dann, bitte schön, soll auch der 
Bund, der dieses Bundesgesetz nun verab­
schiedet, die finanziellen Voraussetzungen 
dafür regeln. Aber nicht durch eine Umkehr 
des Generationsvertrages, in dem die Älteren 
für die Jüngeren zahlen müssen, und nicht 
durch ein Abschieben der finanziellen Bela­
stung auf die Länder. 

Unter diesem Aspekt, meine Damen und 
Herren, ist dieser erste Schritt zu einem 
Startwohnungsgesetz zweifelsohne im Grund­
satz richtig und wird auch von uns Freiheitli­
chen begrüßt. Aber auf Grund der aufgezeig­
ten Schwachstellen bereits in der Entschei­
dungsphase und in der Phase der Beschluß­
fassung ist es ein sanierungsbedürftiges und 
novellierungsbedürftiges Gesetz. (Beifall bei 
der FPÖ.) 17.28 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Vetter. 
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Abgeordneter Vetter (ÖVP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Ich 
möchte nochmals auf zwei Einwendungen der 
Frau Staatssekretär zurückkommen, weil die 
Frau Staatssekretär immer wieder versucht, 
in ihrer Argumentation schlicht und einfach 
Unwahrheiten zu sagen. 

Sie hat der Österreichischen Volkspartei 
heute zum wiederholten Male vorgehalten, 
daß sie das seinerzeitige Versprechen des 
Herrn Bundeskanzlers Dr. Kreisky aus dem 
Jahre 1970, 5000 Wohnungen jährlich mehr 
zu bauen, einfach verdreht oder umdreht. Es 
konnte erst mein Fraktionskollege Dr. 
Schwimmer nachweisen, daß im Vorwort zu 
diesem Wohnbauprogramm tatsächlich die 
jährliche Zunahme um 5000 Wohnungen 
damals versprochen worden ist. 

Wenn die Frau Staatssekretär zugibt, daß 
das Ziel nicht erreicht werden konnte, dann 
ist diese Aufrichtigkeit zwar sehr schön, aber 
es bleibt die Tatsache bestehen, daß das eine 
bewußt falsche Information des Wählers im 
Jahre 1970 gewesen ist. Das möchte ich mit 
aller Deutlichkeit nochmals feststellen. 

Sie hat heute wieder versucht, auch zum 
wiederholten Male, sich gegen unseren Vor­
wurf zu wehren, die Mehrheitspartei wäre 
eigentumsfeindlich. Sie hat mit Entrüstung 
diesen Vorwurf von sich gewiesen. 

Ich möchte ihr nochmals ins Stammbuch 
schreiben: Im Entwurf für ein neues Woh­
nungsprogramm der SPÖ, vorgelegt dem Bun­
desparteivorstand am 25. März 1982, wird auf 
Seite 5 gefordert, daß der Rechtsanspruch auf 
Wohnbeihilfe nur für Miet- und Genossen­
schaftswohnungen gegeben sein soll, auf 
Seite 6 wird gefordert, daß Objekt- und Sub­
jektförderung - die Kombination, bei des 
zusammen - nur für Miet- und Genossen­
schaftswohnungen vorgesehen werden soll, 
und auf Seite 7 wird die Forderung erhoben, 
daß es nach Anschauung der Verfasser dieses 
Programms gerechtfertigt wäre, für den 
Eigentumswohnbau geringere öffentliche För­
derungen zu geben. 

Ich möchte die Frau Staatssekretär wirk­
lich fragen, ob sie noch den Mut hat, noch­
mals aufzustehen und nochmals zu behaup­
ten, die sozialistische Mehrheitspartei wäre 
besonders eigentumsfreundlich. Wenn sie 
dies nochmals tut, ist es schlicht und einfach 
die Unwahrheit. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Herr Abgeordnete Kittl, der Erstredner 
Ihrer Fraktion, konnte nicht widerlegen, daß 
das Bundes-Wohnbausonderprogramm eigen­
tumsfeindlich und sehr teuer ist. (Abg. 

Kitt 1: Es sind ja Mietwohnungen!) Ja, aber 
das ist eben eine Eigentumsfeindlichkeit, so 
wie wir sie empfinden, weil man Eigentums­
wohnungen nicht fördert. (Abg. K i t t 1: Das 
werden wir wohl noch aushalten, daß wir 
Mietwohnungen bauen!) Aber Ihre Feststel­
lung ist unrichtig, Herr Abgeordneter Kittl. 
Ich möchte das nur wiederholen. 

Wenn Sie gar versucht haben, den Bau des 
Konferenzzentrums als gleichwertig mit dem 
Bau von Tausenden von Wohnungen hinzu­
stellen, dann glaube ich auch, daß es ange­
sichts von zigtausenden Wohnungssuchenden 
in der heutigen Zeit, von zigtausenden Men­
schen, die sich die heute am Markt angebote­
nen Wohnungen nicht mehr leisten können, 
schon eine sehr gewagte und meiner Meinung 
nach grundfalsche Feststellung ist, und wir 
können dafür kein Verständnis aufbringen. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Sie haben uns umgekehrt vorgeworfen, 
Herr Abgeordneter Kittl, wir wären den Miet­
wohnungen gegenüber feindselig eingestellt. 
Herr Abgeordneter Kittl, auch das ist unrich­
tig. Das ist ein ganz übler Trick, von mir aus 
ein rethorischer. Wir wollen die gleiche, 
gerechte Förderung beider Formen. Wir wol­
len nicht die Bevorzugung des Mietwohn­
baues, aber wir wollen auch nicht die Benach­
teiligung des Eigentumwohnbaues. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

In der Debatte wurde mehrmals versucht, 
darzulegen, daß die Mehrheitspartei ohnehin 
rechtzeitig auf bestehende Probleme reagiert, 
wie eben jetzt feststellbar auf Probleme im 
Wohnbaubereich, im Bereich Wohnbauförde­
rung. 

Ich will nicht die vielen Zitate, die vielen 
kritischen Äußerungen aus Ihren eigenen 
Reihen nochmals zitieren, die es seit vielen, 
vielen Jahren gibt. Es ist einfach unrichtig, 
daß es die großen Schwierigkeiten und Pro­
bleme im Bereich Wohnbau und Wohnbauför­
derung erst seit heuer oder seit dem Vorjahr 
gibt. Die gibt es seit vielen, vielen Jahren. Im 
Juli 1979 - ich zitiere nur das Kommunalpoli­
tische Referat der Kammer für Arbeiter und 
Angestellte für Wien - gab es eine ganz ver­
nichtende Kritik an der Wohnbaupolitik des 
Jahres 1979, eine Kritik an der Unfähigkeit, 
die Probleme des Jahres 1979 zu lösen und 
den geänderten Verhältnissen in der Wohn­
bauförderung anzupassen. 

Ich verweise auf eine Äußerung der Frau 
Staatssekretär vom 26. November 1980: Im 
Laufe des Jahres 1981 soll eine Neuregelung 
der Wohnbauförderung erfolgen. Sie ist bis 
heute nicht erfolgt, und wir haben auch heute 
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nur Versprechungen. Frau Staatssekretär, ich 
werfe Ihnen das jetzt schon, ich weiß nicht, 
zum zwanzigsten Mal vor. Aber Sie haben 
noch keinen Entwurf für eine Neugestaltung 
der Wohnbauförderung vorgelegt, daher 
bleibt es noch immer bei den Versprechun­
gen. 

Ich zitiere die Anträge zum sozialistischen 
Parteitag vom 22. bis 24. Mai 1981 von einzel­
nen Parteiorganisationen: Äußerste, größte 
Unzufriedenheit mit den Verhältnissen in der 
Wohnbauförderung, auf dem Wohnbausektor. 
Sie haben auch damals noch nicht reagiert. 

Ich verweise auf die Rebellen, die· Sie laut 
einer Tageszeitung in den eigenen Reihen 
haben und die vor allem die Wiener Wohnbau­
politik ganz besonders kraß kritisieren. 

Nochmals eine klare Feststellung zur 
Kampfansage - und so steht es im Entwurf 
zum Wohnbauprogramm - an das Eigentum; 
eine klare Feststellung, die ich wiederholen 
möchte. 

Die Österreichische Volkspartei bekennt 
sich zum persönlichen Eigentum in jeder 
Form und daher auch im besonderen im 
Bereich Wohnbau. (Beifall bei der ÖVP.) Wir 
treten ein für jede Erleichterung, die zum 
Erwerb von Eigentum führt, und wir wehren 
uns gegen alle Bestrebungen und Maßnah­
men, die diesem elementaren Grundbedürfnis 
von freien, selbständigen und eigenverant­
wortlichen Menschen widersprechen. 

Wir haben daher höchsten Respekt - ich 
betone das deswegen, weil einmal im Unter­
ausschuß eine Bemerkung in dieser Richtung 
gefallen ist - und größte Hochachtung vor 
jenen Menschen, die sich auch in dieser 
schwierigen Zeit durch Aufsichnahme größter 
finanzieller Belastungen mit gleichzeitigen, 
oftmals persönlichen Einschränkungen dazu 
entschließen, eine Eigentumswohnung zu 
erwerben, oder die unter dem Einsatz jahre­
langer persönlicher Eigenleistungen, unter 
Verzicht auf jegliche Freizeit viele Jahre hin­
durch ein Eigenheim persönlich errichten. 
Die Diskriminierung dieses Eigentumwohn­
baues in jeder Form ist nicht nur volkswirt­
schaftlich falsch, ist nicht nur eine Mißach­
tung des Leistungswillens des selbständigen 
Menschen, sondern widerspricht auch dem 
weitverbreitetsten Wohnwunsch und damit 
einfach einem elementaren Bedürfnis unserer 
Mitbürger. 

Aus dem Jahre 1981 gibt es eine Studie des 
Beirates für Wirtschafts- und Sozialfragen 
mit einer Vielzahl Frau Staatssekretär - das 
Vorwort wird im~erhin gezeichnet vom SPÖ­
Abgeordneten Erich Schmidt -, von Vor-

schlägen. Sie waren bis heute nicht imstande, 
daraus oder aus anderen Unterlagen eine 
Regierungsvor lage vorzubereiten. 

Die Österreichische Volkspartei hat es sich 
nicht leicht gemacht: Sie hat am 3. Juli 1980 
das Eigentumsbildungsgesetz eingebracht -
ein Versuch, auch die Finanzierungsfrage zu 
lösen oder Vorschläge zu bringen, weil man 
sich um die Finanzierungsfrage einfach nicht 
drücken kann. 

Wir haben am 10.6. 1981 unsere Novelle 
zum Wohnbauförderungsgesetz 1981 einge­
bracht. Auch wir haben Schwierigkeiten in 
der Diskussion mit den Bundesländervertre­
tern gehabt. Auch wir mußten die Länderin­
teressen abstimmen, ausdiskutieren. Aber wir 
haben es geschafft und wir haben eine Vor­
lage vorgelegt, wobei wir nie behauptet 
haben, daß sie der Weisheit letzter Schluß ist. 
Wir waren immer bereit, in eine offene Dis­
kussion mit Ihnen einzutreten. Aber Sie wol­
len anscheinend bessere Ideen nicht akzeptie­
ren. Daher kam es zu keiner Einigung. 

Zehntausende Bürger unseres Staates 
suchen eine Wohnung, die sie sich leisten kön­
nen. Angeblich gibt es 50 000 Dringlichkeits­
fälle , Menschen, die in Wohnverhältnissen 
leben, die ihren echten Bedürfnissen und dem 
heutigen Mindeststandard nicht entsprechen, 
also echte Sozialfälle. 

Seit vielen Jahren - das versuchte ich 
nachzuweisen sind diese Mißstände 
bekannt, und die Regierung konnte oder 
wollte keine Lösung vorschlagen. Von einer 
überlegten, gezielten Wohnbau- oder Wohn­
bauförderungspolitik, meine Damen und Her­
ren, kann bei dieser Regierung keine Rede 
sein. Von der Verschlechterung der vielen 
Novellen zum Wohnbauförderungsgesetz 1968 
angefangen über die Sonderwohnbaupro­
gramme bis zum Startwohnungsgesetz ist es 
ein Zickzackkurs, und statt vernünftiger Ver­
einheitlichung aller Förderungsmaßnahmen, 
statt dadurch erreichbarer möglicher größe­
rer Wohnbauleistung, statt mehr Durch­
schaubarkeit hat es diese Regierung zuwege 
gebracht, mehr Unsicherheit, mehr Unge­
rechtigkeit, mehr Kompliziertheit, mehr Zer­
splitterung, mehr Verwaltungs aufwand, 
höhere Kosten und weniger Wohnungen 
durch immer mehr Förderungsmöglichkeiten 
und Förderungsarten zu bringen. Neue Förde­
rungsarten, neue Mieten, neue zusätzliche 
Beihilfen brachten ein völliges Durcheinan­
der. Es ist kein Wunder, wenn sich kein 
Mensch mehr in Österreich in der Wohnbau­
förderungsfrage auskennt. (Zustimmung bei 
der ÖVP.) 

789 
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Jetzt, zum Ende Ihrer Legislaturperiode, 
schaffen Sie noch Gesetze, meine Damen und 
Herren, die bis zum Wahltag keinem einzigen 
Bürger unseres Landes, keiner einzigen jun­
gen Familie Österreichs eine Wohnung 
zusätzlich verschaffen. Ihre Gesetze reichen 
gerade noch für ein Wahlkampfplakat. Das ist 
aber bei Gott kein Leistungsnachweis für eine 
Regierung, die über die absolute Mehrheit im 
Hohen Haus verfügt. 

Wir wollten das bestehende System den 
heutigen Forderungen anpassen und haben 
daher UIisere Novelle aufgebaut auf dem 
unserer Meinung nach guten Wohnbauförde­
rungsgesetz 1968. Wir wollten die Objektför­
derung beibehalten, zusätzlich verbunden mit 
einer Subjektförderung nach persönlicher 
Leistungsfähigkeit der Familie. Wir wollt~ 
mehr Gestaltungsfähigkeit für die Länder, 
weil diese mehr auf die regionale Situation 
eingehen können, auch mehr Rücksicht neh­
men können auf die regional verschiedenen 
Einkommensverhältnisse. Das bedeutet nach 
unserer Anschauung mehr Gerechtigkeit, 
mehr Rücksichtnahme und Beachtung der 
Bedürfnisse des Menschen. 

Gerade in einer Zeit mit so regional diffe­
renzierten Arbeitslosenzahlen wäre diese För­
derungsfreiheit der Länder eine unbedingte 
Notwendigkeit. In Regionen, wie zum Beispiel 
im Waldviertel oder im Weinviertel, wo das 
Durchschnittseinkommen um 10 bis 30 Pro­
zent hinter dem allgemeinen österreichischen 
Durchschnitt nachhinkt, wo es heute noch 
Arbeitslosenziffern bis zu zehn Prozent gibt, 
wäre die Flexibilität der Länder bei der För­
derung sicherlich ein Gebot der Stunde. 

Aber Sie haben das verhindert. Sie ignorie­
ren diese Notwendigkeit und bauen statt billi­
gerer Wohnungen das sündteure, unnötige 
Konferenzzentrum, lediglich weil es dem 
Starrsinn - meiner Meinung nach - des 
Herrn Bundeskanzlers entspringt. 

Dem Arbeitslosen im Weinviertel, dem 
Arbeitslosen im nördlichsten Waldviertel ist 
mit diesem gigantischen, unnötigen Konfe­
renzpalast überhaupt nicht gedient, nur 
zusätzliche Belastung für die Zukunft - die 
muß er nämlich tragen - und zusätzliche 
Verärgerung über so viel Unvernunft. 

Im Mittelpunkt unserer Novelle, Hohes 
Haus, steht jedoch eine soziale Familienpoli­
tik dadurch - und das hat heute, glaube ich, 
auch die Frau Staatssekretär bewußt mißver­
standen -, daß man junge Familien beson­
ders berücksichtigen kann, nämlich daß man 
zehn Jahre - nach unserem Vorschlag -
praktisch rückzahlungsfrei gestalten kann. 

Eine solche Lösung, zehn Jahre rückzah­
lungsfrei fur sozial schwache Familien, ist 
Ihrem Startwohnungsgesetz haushoch überle­
gen! (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Aber Sie benötigen ein Sondergesetz, weil 
ja letztlich ein Wahlplakat herausschauen 
soll. Ich gehe heute jede Wette ein, daß es ein 
solches Wahlplakat dann im Wahlkampf auch 
geben wird. 

Wir haben uns um die Finanzierungsfrage 
nicht gedrückt, meine Damen und Herren. 
Mit unseren Vorschlägen für eine umfas­
sende, abgestimmte Wohnbauförderungspoli­
tik - Paketlösung, wie wir sie genannt haben 
- könnten wir in Österreich private Finanzie­
rungsmöglichkeiten mobilisieren - zusätzli­
che Milliarden; über die Höhe kann man strei­
ten; aber es wären sicherlich einige oder gar 
viele Milliarden Schilling - und eine breite 
Eigentumsstreuung bewirken und zusätzliche 
Wohnungen schaffen (Zustimmung bei der 
ÖVP), menschliche Wohnungen, die man sich 
auch leisten kann, und zwar rechtzeitig, zu 
dem Zeitpunkt nämlich, wo man sie am drin­
gendsten benötigt: bei der Gründung des 
Hausstandes, bei der Gründung der Familie. 
Und wir könnten zusätzlich der Bauwirtschaft 
eine kontinuierliche Beschäftigung geben und 
nicht Kurzprogramme, die nur ein Jahr oder 
zwei Jahre gelten. 

Sie haben, glaube ich, heute eine große 
Chance vergeben. Ihr Zickzackkurs in der 
Wohnbauförderungspolitik, Ihre Sonderge­
setze, Ihr sinnloses Konferenzzentrum brin­
gen den wohnungsuchenden Familien in 
unserem Lande nichts. Es ist traurig, daß 
auch in diesem Bereich, in diesem für die 
Menschen unseres Landes so wichtigen 
Bereich am Ende Ihrer Legislaturperiode eine 
so traurige Bilanz gezogen werden muß. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 17.45 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter 
ein Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim -
m urig, die ich für jede der drei Vorlagen 
getrennt vornehme. 

Wir gelangen vorerst zur Abstimmung über 
den Antrag des Ausschusses, seinen Bericht 
betreffend Eigentumsbildungsgesetz, 1085 der 
Beilagen, zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit Me h r h e i t 
angenommen. 
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Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entwurf des Startwohnungsgesetzes 
in 1086 der Beilagen. 

Da Abänderungs- und Zusatzanträge vorlie­
gen, lasse ich getrennt abstimmen. 

Wir gelangen zunächst zur Abstimmung 
über den Titel. 

Hiezu liegt ein Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Keimel und Genossen vor. 

Ich lasse daher zunächst über den Titel in 
der Fassung dieses Abänderungsantrages 
abstimmen und ersuche jene Damen und Her­
ren, die hiezu ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die Min­
derheit. Abgelehnt. 

Somit bringe ich nunmehr den Titel in der 
Fassung des Ausschußberichtes zur Abstim­
mung und bitte jene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig angenom­
men. 

Nunmehr lasse ich über den Gesetzentwurf 
samt Eingang bis einschließlich § 6 Abs. 10 in 
der Fassung des Ausschußberichtes abstim­
men und ersuche jene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig angenom­
men. 

Es liegt ein Zusatzantrag der Abgeordneten 
Probst und Genossen auf Anfügung eines 
neuen Abs. 11 vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Zur Abstimmung stehen nunmehr die §§ 7 
bis einschließlich 11 Abs. 1 Z 1 in der Fassung 
des Ausschußberichtes. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig angenom­
men. 

Zu § 11 Abs. 1 Z. 2 liegt ein Abänderungsan­
trag der Abgeordneten Dr. Keimel und Genos­
sen vor. 

Ich lasse daher zunächst über den Gesetz­
entwurf in der Fassung dieses Abänderungs­
antrages abstimmen und bitte jene Damen 
und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Somit steht nunmehr § 11 Abs. 1 Z. 2 in der 
Fassung des Ausschußberichtes zur Abstim­
mung, und ich ersuche jene Damen und Her­
ren, die hiezu ihre Zustimmung geben, sich 

von den Sitzen zu erheben. - Mit Mehrheit 
angenommen. 

Nunmehr lasse ich über den Rest des 
I. Abschnittes sowie über den 11. Abschnitt 
des Gesetzentwurfes in der Fassung des Aus­
schußberichtes abstimmen und ersuche jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. 
- Das ist einstimmig angenommen. 

Es liegt ein Zusatzantrag der Abgeordneten 
Dr. Keimel und Genossen auf Einfügung 
eines neuen Abschnittes 11 a vor, und ich bitte 
jene Damen und Herren, die hiezu ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Wir gelangen nunmehr zum 111. Abschnitt 
des Gesetzentwurfes. 

Zu § 16 Abs. 1 Z. 2 liegt ein weiterer Abände­
rungsantrag der Abgeordneten Dr. Keimel 
und Genossen vor. Da sich dieser jedoch auf 
Bestimmungen bezieht, die bei der vorherge­
gangenen Abstimmung über einen Zusatzan­
trag der genannten Abgeordneten betreffend 
die Einfügung eines neuen Abschnittes II a 
keine Mehrheit gefunden haben, erübrigt sich 
die Abstimmung über diesen Abänderungsan­
trag. 

Ich lasse daher über den 111. Abschnitt des 
Gesetzentwurfes in der Fassung des Aus­
schußberichtes abstimmen und ersuche jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. 
- Das ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung er..eilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Der Gesetzentwurf 
ist in dritter Lesung ein s tim m i g a n g e -
nommen. 

Schließlich lasse ich über den Antrag des 
Ausschusses abstimmen, seinen Bericht 
betreffend die Änderung des Wohnbauförde­
rungsgesetzes 1968, 1087 der Beilagen, zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit M ehr h e i t 
angenommen. 

4. Punkt: Bericht des Verlassungsausschusses 
über den Antrag 29/ A der Abgeordneten Ble­
cha und Genossen betreffend ein Bundesver­
fassungsgesetz, mit dem das Staatsgrundge­
setz über die allgemeinen Rechte der Staats-

114. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 83 von 124

www.parlament.gv.at



11482 Nationalrat XV. ·GP - 114. Sitzung - 12. Mai 1982 

bürger durch die Einfügung einer Bestim­
mung zum Schutz der Freiheit der Kunst 

geändert wird (978 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 4. Punkt der 
Tagesordnung: Antrag 29/ A der Abgeordneten 
Blecha und Genossen betreffend ein Bundes­
verfassungsgesetz, mit dem das Staatsgrund­
gesetz über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger durch die Einfügung einer 
Bestimmung zum Schutz der Freiheit der 
Kunst geändert wird. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Gradischnik. Ich bitte ihn, die Debatte zu 
eröffnen. 

Berichterstatter Dr. Gradischnik: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Der österreiclti­
sc he Grundrechtskatalog enthält in Artikel 13 
des Staatsgrundgesetzes über die allgemei­
nen Rechte der Staatsbürger aus 1867 sowie 
in Artikel10 der Europäischen Menschen­
rechtskonvention, von Österreich im Jahre 
1958 ratifiziert, das Recht auf freie Meinungs­
äußerung. Dieses Grundrecht wird durch Arti­
kel 17 Staatsgrundgesetz, in dem ausdrück­
lich festgestellt wird, daß die "Wissenschaft 
und ihre Lehre ... frei" ist, weiter ausgestal­
tet. Diese Verfassungsbestimmung "garan­
tiert jedermann, der wissenschaftlich forscht 
und lehrt, daß er hiebe i frei ist, das heißt, vom 
Staat keinen spezifischen intentional auf die 
Einengung dieser Freiheit gerichteten 
Beschränkungen unterworfen werden darf". 

Es ist lediglich aus historischen Gründen 
erklärbar, daß sich diese besondere Ausge­
staltung des Grundrechtes auf freie Mei­
nungsäußerung lediglich auf die Wissen­
schaft, jedoch nicht auf die Kunst erstreckt. 
Bereits im Jahre 1920 enthielten in parlamen­
tarischer Beratung stehende Verfassungsent­
würfe ein dem Grundrecht auf Freiheit der 
Wissenschaft nachgebildetes Grundrecht auf 
Freiheit der Kunst - zum Beispiel Artikel 139 
in 904 der Beilagen der Stenographischen 
Protokolle der Konstituierenden Nationalver­
sammlung. 

Die Rezeption der aus der Monarchie stam­
menden Grundrechte in die Bundesverfas­
sung verhinderte jedoch 1920 eine derartige 
Ausweitung des Grundrechtskataloges. 

Mehrere europäische Staaten, insbesondere 
solche mit Verfassungen, die erst nach dem 
Zweiten Weltkrieg beschlossen wurden, 
haben in ihren Grundrechtskatalogen ein sol­
ches Grundrecht auf "Freiheit der Kunst". 

Es erscheint daher ein Gebot der Zeit, den 
Österreichischen Grundrechtskatalog hin-

sichtlich eines Grundrechtes "auf Freiheit der 
Kunst" zu ergänzen. Hiebei soll ein noch in 
der laufenden Gesetzgebungsperiode anzu­
strebender neuer Grundrechtskatalog nicht 
präjudiziert werden. 

Hinsichtlich der vorgeschlagenen verfas­
sungsgesetzlichen Bestimmungen in der vom 
Verfassungs ausschuß beschlossenen Fassung 
darf ich auf den Ihnen vorliegenden schriftli­
chen Ausschußbericht verweisen. 

Der Verfassungsausschuß hat den Initiativ­
antrag am 16. Jänner 1980 in Verhandlung 
gezogen und zur Vorbehandlung des Antrages 
einen Unterausschuß eingesetzt. 

Dieser Unterausschuß hat die Vorlage in 
insgesamt acht Sitzungen beraten. Am 
29. Jänner 1982 hat der Verfassungsausschuß 
den Bericht des Unterausschusses entgegen­
genommen. 

In der Debatte ergriffen die Abgeordneten 
Blecha, Dr. Neisser, Dr. Ermacora und Dr. 
Frischenschlager das Wort. Bei der über Ver­
langen der Abgeordneten Dr. Neisser und Dr. 
Frischenschlager getrennt durchgeführten 
Abstimmung hat der Verfassungsausschuß -
hinsichtlich des Absatzes 2 des Artikels 17 a 
mit Stimmenmehrheit, im übrigen einstim­
mig - beschlossen, dem Hohen Hause die 
Annahme des Gesetzentwurfes in der dem 
schriftlichen Bericht beigedruckten Fassung 
zu empfehlen. . 

Namens des Verfassungsausschusses stelle 
ich so hin den An t rag, der Nationalrat wolle 
dem dem schriftlichen Bericht angeschlosse­
nen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, in 
die Debatte einzugehen. 

Präsident: Ich danke für die Ausführungen. 
General- und Spezialdebatte werden unter 
einem durchgeführt. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Neisser. 

17.55 

Abgeordneter Dr. Neisser (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Kunst in 
die Verfassung - mit dieser Parole könnte 
man das Anliegen umschreiben, das jenem 
Gesetzentwurf zugrunde liegt, den wir nun­
mehr in diesem Haus beraten. 

Kunst in die Verfassung, nicht in dem 
Sinne verstanden, daß die Verfassung kunst­
voller gestaltet wird, sondern in dem Sinne, 
daß die Kunst als menschliche Verhaltens­
weise, als Ausdruck menschlicher Geistigkeit 
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Dr. Neisser 

und Kreativität unter einen besonderen 
Schutz der Verfassungsordnung gestellt wird. 
Es ist eine Freiheitsgarantie, die wir heute in 
einer Erweiterung des bestehenden Grund­
rechtskatalogs der Verfassung artikulieren. 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie 
einen ganz kurzen historischen Rückblick. 
Das Anliegen, die Freiheit der Kunst verfas­
sungsrechtlich abzusichern, ist ein - verfas­
sungshistorisch gesehen - altes Anliegen. 

Bei den Diskussionen um die neue Bundes­
verfassung in den Jahren 1919 und 1920 ist es 
explizit in Erscheinung getreten. Es gab 
damals eine Reihe von Verfassungsentwürfen 
- beispielsweise die Entwürfe, welche die 
Großdeutsche Partei vorgelegt hat, und die 
Entwürfe, welche die Sozialdemokratische 
Partei vorgelegt hat -, in denen diese Frei­
heit der Kunst ausdrücklich verfassungs­
rechtlich garantiert werden sollte. 

Und selbst noch im Ergebnis der Koalitions­
vereinbarungen zwischen den Christlichsozia­
len und den Sozialdemokraten am 8. Juni 1920 
war unter anderem der Satz vorgesehen: Die 
Kunst, die Wissenschaft und ihre Lehre sind 
frei und stehen unter dem Schutz des Staates. 

Es ist bekannt, daß der Grundrechtskatalog 
bei der Verfassungsentstehung des Jahres 
1920 keinen Konsens finden konnte. Wir leb­
ten und wir leben zum Teil auch heute noch 
mit einem Provisorium auf diesem Gebiet. 
Heute, nunmehr 62 Jahre nach dem Wirksam­
werden der österreichischen Bundesverfas­
sung, wird der Katalog der Grundrechte um 
ein weiteres Grundrecht erweitert. 

Meine Damen und Herren! Ohne selbstge­
fällig sein zu wollen, möchte ich doch in die­
sem Zusammenhang darauf hinweisen, daß 
es seit jeher ein Anliegen der Österreichi­
schen Volkspartei war, die Freiheit der Kunst 
und der kulturellen Betätigung als eine ganz 
zentrale gesellschaftliche Aufgabe darzustel­
len. Sie können in der Geschichte der ÖVP­
Programme der Zweiten Republik in jedem 
Programm eine zentrale Aussage dazu finden. 

Ich finde es bemerkenswert, daß eine politi­
sche Partei im Jahr 1945 bei den programma­
tischen Leitlinien ausdrücklich verlangte: Die 
Österreichische Volkspartei will die Freiheit 
des Literatur- und des Kunstschaffens. -
Eine in dem damaligen Zeitpunkt wohl ver­
ständliche Reaktion auf eine Periode, in der 
verordnete Kunst und Unterdrückung der 
Freiheit der Kunst ein Symptom waren. 

In den programmatischen Grundsätzen 
unserer Partei aus dem Jahr 1952 hieß es: Die 
Österreichische Volkspartei fordert, daß auf 

allen Gebieten von Kunst und Wissenschaft 
der Grundsatz der Freiheit bedingungslos zu 
gelten hat, daß jede Knebelung dieser Kultur­
gebiete durch Eingriffe der Staatsgewalt 
zwangsläufig zur Erstarrung, Einseitigkeit 
und schließlich zum Rückschritt führen muß. 

Ebenso finden Sie in den Programmen des 
Jahres 1958 und im Klagenfurter Manifest 
des Jahres 1965 ein ausdrückliches Bekennt­
nis zur Freiheit der Kunst. 

Der Schlußpunkt dieser programmatischen 
Entwicklung wurde durch das Salzburger Pro­
gramm des Jahres 1972 gesetzt, in dem ein 
eigener Abschnitt die Freiheit der Kunst 
nicht nur abstrakt, sondern mit ganz konkre­
ten Anliegen umschreibt. 

Meine Damen und Herren! Ich hebe das 
deshalb hervor, weil es für uns von der Öster­
reichischen Volkspartei seit jeher ein primä­
res Anliegen war, Freiheit der Kunst in einer 
demokratischen Gesellschaft hervorzuheben 
und besonders abzusichern. 

Wir beschließen heute - ich habe es bereits 
erwähnt - eine Erweiterung des bestehen­
den Grundrechtskataloges durch Einfügung 
eines neuen Artikels 17 a, der - so lautete der 
Vorschlag, der im Antrag der Sozialistischen 
Partei enthalten war - zwei Teile umfassen 
soll. In einem ersten Teil ein klassisches 
Abwehrrecht: "Das künstlerische Schaffen, 
die Vermittlung von Kunst sowie deren Lehre 
sind frei." Und in einem zweiten Teil eine ver­
fassungsrechtliche Förderungsbestimmung 
mit dem Wortlaut: "Eine Förderung künstleri­
schen Schaffens durch den Bund, ein Land 
oder eine Gemeinde hat auch seine Vielfalt 
,und deren Erhaltung zu berücksichtigen." 

Meine Damen und Herren! Meine Partei 
wird diesem ersten Teil zustimmen, dem 
zweiten Teil jedoch nicht. Ich werde mich in 
der folgenden Argumentation bemühen, diese 
Unterscheidung klarzumachen und zu 
begründen. 

Vorweg aber noch ein grundsätzliches Pro­
blem: Wir haben am Beginn der Beratungen 
im Unter ausschuß über diese Materie die 
Frage aufgeworfen, ob es sinnvoll ist, in einer 
Zeit, in der die Totalreform des Grundrechts­
katalogs als aktuelles Anliegen im Raum 
steht, für einen Teilbereich eine Reform vor­
zusehen. 

Ich halte es aus prinzipiellen Gründen für 
nicht unbedenklich, so in einer Art Salamitak­
tik jeweils immer zusätzlich den Grundrechts­
katalog zu erweitern, noch dazu, wo die 
Reformbedürftigkeit dieses wesentlichen 
Teils der Verfassung als Ganzes unbestritten 

114. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 85 von 124

www.parlament.gv.at



11484 Nationalrat XV. GP - 114. Sitzung - 12. Mai 1982 

Dr. Neisser 

ist und dafür nicht unbeachtliche Vorarbeit 
geleistet wurde. 

Ich möchte die heutige Debatte nicht vor­
übergehen lassen, ohne die Frage zu stellen: 
Wann kommt die Gesamtreform des österrei­
chischen Grundrechtskatalogs? 

Meine Damen und Herren! Ich darf in Erin­
nerung rufen, daß es Bundeskanzler Dr. 
Klaus im Jahre 1964 war, der ein Experten­
gremium geschaffen hat, das in einer fast 
zehnjährigen Arbeit unglaublich viel an Intel­
lekt und Einsatz aufgewendet und erstmals 
überhaupt das Material für eine solche Dis­
kussion aufbereitet hat. Seit damals ist es still 
geworden. Wir wissen, daß ein Redaktionsko­
mitee nunmehr auch schon wieder über acht 
Jahre an einem Entwurf arbeitet. Er liegt uns 
aber bis heute nicht vor. 

Meine Damen und Herren! Ich muß diesen 
Anlaß dazu benützen, um an die Damen und 
Herren der Sozialistischen Partei, die die 
Regierung in diesem Haus vertreten, die 
Frage zu richten: Wann werden Sie Ihre 
Ankündigung in der Regierungserklärung 
vom 19. Juni 1979, wonach die Bundesregie­
rung auch den Zeitpunkt für gekommen hält, 
die jahrelangen Arbeiten an einem neuen 
Grundrechtskatalog einem Abschluß zuzufüh­
ren, wann werden Sie diese Ankündigung 
wahrmachen ? Es ist ganz interessant, daß Sie 
selbst im Bericht dieses Ausschusses - Sie 
haben dieser Formulierung ja zugestimmt -
darauf hinweisen, daß ein noch in der laufen­
den Gesetzgebungsperiode anzustrebender 
neuer Grundrechtskatalog durch dieses 
Grundrecht nicht präjudiziert werden soll. Ich 
kenne die Schwierigkeit eines solchen 
Reformwerkes, denn ich war selbst Mitglied 
dieser Grundrechtsreformkommission. Ich 
aber meine, daß dieses Anliegen doch wieder 
nicht so unbedeutend ist, daß man sich damit 
begnügen sollte, es von Zeit zu Zeit anzukün­
digen, aber de facto nichts zu tun und nichts 
vorzulegen. 

Ich glaube daher, daß wir trotz der Zustim­
mung zu einer Erweiterung des bestehenden 
Grundrechtskataloges nach wie vor das Anlie­
gen einer totalen Reform der Grund- und 
Freiheitsrechte in Österreich mit besonderer 
Aufmerksamkeit behandeln sollten. 

Meine Damen und Herren! Freiheit der 
Kunst in die Verfassung: War sie bisher noch 
nicht garantiert? Als ausdrückliches, speziel­
les Grundrecht sicher nicht, obzwar es unbe­
stritten ist, daß Kunstfreiheit auch schon bis­
her unter dem Titel der Meinungsfreiheit, der 
Meinungsäußerungsfreiheit verfassungs­
rechtlich und grundrechtlich geschützt war. 

Und zwar durch den Artikel des Staatsgrund­
gesetzes aus dem Jahre 1867, der da lautet: 
"Jedermann hat das Recht, durch Wort, 
Schrift, Druck oder durch bildliehe Darstel­
lung seine Meinung innerhalb der gesetzli­
chen Schranken frei zu äußern." 

Die verfassungsrechtliche Artikulierung 
der Meinungsäußerungsfreiheit hat - das 
hat die Judikatur nicht klargestellt und ist 
auch in der Literatur vertreten worden -
auch künstlerisches Wirken, künstlerische 
Darbietungen erfaßt. Wir haben seit der Rati­
fikation der Menschenrechtskonvention 
durch Österreich auch ein allgemeines Infor­
mationsfreiheitsgrundrecht im Artikel 10, das 
allerdings - und damit bin ich bei einem 
Kernproblem - ebenso wie die Meinungsäu­
ßerungsfreiheit im Staatsgrundgesetz unter 
einem Gesetzesvorbehalt garantiert ist. Das 
heißt: Meinungsäußerungsfreiheit ist als Frei­
heitsrecht gesichert. Es besteht allerdings für 
den Staat die Möglichkeit, durch gesetzliche 
Maßnahmen Einschränkungen hier vorzuse­
hen. Diese Einschränkungen sind im Staats­
grundgesetz allgemein umschrieben, da dort 
nur von den gesetzlichen Schranken die Rede 
ist. Sie finden in der Menschenrechtskonven­
tion eine konkretere Ausprägung, indem dort 
gesagt wird, daß Einschränkungen dieses 
Grundrechtes der Informationsfreiheit aus 
bestimmten Gründen erfolgen können, sofern 
sie in einer demokratischen Gesellschaft aus 
Gründen der nationalen Sicherheit, der 
Gesundheit, der Gesellschaft und so weiter 
notwendig sind. 

Meine Damen und Herren! Freiheit der 
Kunst als Grundrecht: Was ist daran das 
Neue? Wir schaffen mit dem Grundrecht auf 
Freiheit der Kunst ein klassisches Abwehr­
recht, ein klassisches Grundrecht. Der Satz 
"Das künstlerische Schaffen, die Vermittlung 
von Kunst sowie deren Lehre sind frei" 
bedeutet, daß dem Staat verboten wird, in die 
künstlerische Tätigkeit einzugreüen, und 
zwar sowohl in den Werkbereich, das heißt, in 
die künstlerische Produktion, als auch in den 
Wirkbereich, und zwar in die Präsentation, in 
die Zuführung der künstlerischen Produkte in 
die Öffentlichkeit. Wir haben bei diesem 
Grundrecht zum Unterschied von der verfas­
sungsrechtlichen Verankerung der Meinungs­
äußerungsfreiheit keinen Gesetzesvorbehalt. 

Die Frage, die für uns auftaucht, lautet: Gilt 
dieses Grundrecht schrankenlos? Können Sie 
heute unter Berufung auf die Freiheit der 
Kunst alles das machen, was Ihnen sozusagen 
die Schranken, die für die Meinungsäuße­
rungsfreiheit und für die Informationsfreiheit 
existieren, nicht ermöglichen? Nein, es ist 
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nicht möglich! Es bedeutet nicht totale Frei­
heit. Ich werde das im folgenden noch näher 
begründen. 

Meine Damen und Herren! Die verfassungs­
rechtliche Verankerung der Freiheit der 
Kunst bringt eine Reihe von Problemen, die 
der Gesetzgeber gar nicht lösen kann, weil er 
nicht in der Lage ist, ein solch umfangreiches 
Werk von Beschreibungen zu liefern, das 

. allen Möglichkeiten Rechnung trägt, und die 
vor allem im Wege einer sinnvollen Praxis der 
Rechtsanwendung geklärt werden müssen. 

Lassen Sie mich hier auf zwei solcher Pro­
blembereiche Bezug nehmen. Die verfas­
sungsrechtliche Garantie der Kunstfreiheit 
erfordert, daß man sich zumindest einigerma­
ßen klar wird, was der Begriff "Kunst" bedeu­
tet. Bei der Definition des Begriffes "Kunst" 
steht der Jurist vor unübersteigbaren Schran­
ken. Es steht außer Frage, daß jeder Versuch 
sinnlos ist, auch nur einigermaßen eine Defi­
nition in einem Gesetz oder in einer Verfas­
sungsbestimmung vorzunehmen, was Kunst 
ist. 

Sie wissen vielleicht, Picasso hat einmal im 
Jahre 1926 auf die Frage, ob er Kunst definie­
ren könne, geantwortet: "Wenn ich es wüßte, 
würde ich es für mich behalten." 

Bei der Rechtsanwendung werden sich vor 
allem die Gerichte, die Höchstgerichte, aber 
auch die Zivil- und die Strafgerichte diesen 
Standpunkt nicht zu eigen machen können, 
sondern sie werden wahrscheinlich im Rah­
men der Rechtsanwendung Versuche unter­
nehmen müssen, den Begriff der Kunst abzu­
grenzen. Ohne jetzt auch nur versuchen zu 
wollen, eine einigermaßen umfassende Defi­
nition zu geben, möchte ich darauf hinweisen, 
daß dieses Problem ja in jenen Ländern schon 
aktuell ist, wo die Kunst als verfassungsrecht­
liches Grundrecht gesichert ist, so etwa in der 

- Bundesrepublik Deutschland. Ich möchte hier 
ein Zitat aus einem Erkenntnis des Bundes­
verfassungsgerichtshofes aus einem grund­
sätzlichen Erkenntnis, das im Zusammen­
hang mit dem Roman "Mephisto" von Klaus 
Mann ergangen ist und das die Gründgens­
Erben angestrengt haben, bringen, ein Ver­
such, das Wesen und den Begriff der Kunst zu 
umschreiben. Ich zitiere aus diesem Erkennt­
nis: Das Wesen der künstlerischen Betätigung 

. ist die freie, schöpferische Gestaltung, in der 
Eindrücke, Erfahrungen und Erlebnisse des 
Künstlers durch das Medium einer bestimm­
ten Formensprache zur unmittelbaren 
Anschauung gebracht werden. Alle künstleri­
sche Tätigkeit ist ein Ineinander von bewuß­
ten und unbewußten Vorgängen, die rational 
nicht aufzulösen sind. 

Meine Damen und Herren! Trotz aller Viel­
falt bei den Bemühungen, Kunst zu definie­
ren, läßt sich als Kern künstlerischer Tätig­
keit immer Kreativität herauslesen, Kreativi­
tät - und das möchte ich als subjektive Mei­
nung hinzufügen auf Sublimierung 
menschlichen Verhaltens und menschlicher 
Empfindungen. Kunst ist also in jedem Fall -
das kann auch heute nicht anders sein - ein 
vorgegebener Begriff, mit dem sich derjenige, 
der den Kunstbegriff anzuwenden hat, der es 
auch in der rechtlichen Anwendung umzuset­
zen hat, auseinanderzusetzen hat. 

Ein zweites zentrales Problem, das ich hier 
anschneiden möchte, ist die Frage: Ist die 
Kunst wirklich schrankenlos? Der Satz 
"Kunst darf alles", gilt er? - Nein. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang, 
anknüpfend an die Beratungen im Unteraus­
schuß, eines hier klarmachen: Wir haben -
und so steht es auch im Ausschußbericht drin­
nen - gemeint, wir machen keine ausdrückli-

. ehen, expliziten Vorbehalte bei der Ausübung 
dieses Grundrechtes, sondern wir gehen 
davon aus, daß es typische Schranken, 
immanente Schranken gibt. Was diese 
immanenten Schranken sind - wir haben es 
eigentlich auch nicht konkretisiert, und es 
wird Aufgabe sein, in einem doch sehr kom­
plexen Entscheidungsprozeß durch die 
Gerichte dieser Republik Schranken klarzu­
machen. 

Ich möchte hier im folgenden nur einige 
Beispiele bringen, um diese Schrankenproble­
matik zu veranschaulichen, wohl bewußt, daß 
mein Diskussionsbeitrag hier für die 
Gerichte. die sich dann damit auseinanderset­
zen müssen, nicht bindend ist, aber sie 
zumindest eine subjektive Vorstellung vermit­
telt bekommen. 

Meine Damen und Herren! Kunstfreiheit 
unterliegt einer Reihe von systematischen 
Schranken. Schranken, die sich aus der Ver­
fassungsordnung selbst ergeben, Schranken, 
die sich aus dem Wertsystem, das in den 
Grundprinzipien der Verfassung deutlich 
wird, ergeben, Schranken, die sich aus einer 
Reihe von Rechtsbereichen ergeben, in der 
die Rechtsordnung bestimmte gesellschaftli­
che Werte artikuliert und konkretisiert. 

Es ist selbstverständlich, es ist eine imma­
nente Schranke, daß man im Theater nicht 
unter Berufung auf die Freiheit der Kunst 
arbeitsrechtliche Vorschriften, Vorschriften 
der Verwaltungspolizei umgehen kann. Es ist 
selbstverständlich, daß man sich im Bereich 
der Baukunst nicht unter Berufung auf die 
Freiheit der Kunst über planungsrechtliche 
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Schranken, über baurechtliche Schranken 
hinwegsetzen kann. 

Ich möchte auch hier sehr deutlich sagen: 
'Immanente Schranken dieser Kunstfreiheit 
sind vor allem in anderen Grundrechten gele­
gen. 

Ich möchte das an einem Beispiel verdeutli­
chen. Es gibt eine Reihe von Kollisionsmög­
lichkeiten: Kunstfreiheit auf der einen Seite, 
ein anderes Freiheitsrecht auf der anderen 
Seite. Beispiel: Kunstfreiheit im Verhältnis 
zur G laubens- und Gewissensfreiheit. Diese 
Kollision wird sich überall dort ergeben, wo 
künstlerisches Schaffen, wo künstlerische 
Darbietung religiöse G~fühle und Bekennt­
nisse dritter Personen beeinträchtigt. 

Meine Damen und Herren! Es ist gar keine 
Frage, daß dieses Kollisionsproblem wahr­
scheinlich nur in einem verhältnismäßigen 
Ausgleich zwischen diesen beiden Wertberei­
chen gelöst werden kann, aber es ist auch gar 
keine Frage, daß das, was wir im Rechtsbe­
stand jetzt zur Sicherung dieser Glaubens­
und Gewissensfreiheit bereits artikuliert 
haben - ich denke etwa an die Bestimmun­
gen des Strafrechtes, die Religionsgesell­
schaften vor Herabwürdigung, Verspottung 
oder vor Verhetzung schützen sollen -, daß 
diese Bestimmungen natürlich beispielsweise 
immanente Schranken sind, die sich aus dem 
bestehenden System der Rechtsordnung erge­
ben. 

Andere Kollisionsmöglichkeiten ich 
kann sie hier nur beispielsweise anführen -: 
Das Verhältnis Kunstfreiheit zur Pornogra­
phie. Auch hier geht es darum, den verhältnis­
mäßigen Ausgleich zu schaffen zwischen 
künstlerischer Tätigkeit auf der einen Seite 
und dem, was sich als gesellschaftlicher Wert 
manifestiert, den rechtlichen Regelungen 
über Pornographie auf der anderen Seite. 

Das ist ein durchaus dynamisches Verhält­
nis, wenn Sie daran denken, daß wir gerade 
im Zusammenhang mit dem Begriff der 
Unzüchtigkeit beim Pornographiegesetz 
eigentlich davon ausgehen, was sozusagen ein 
normal empfindender, sozial integrierter 
Durchschnittsmensch als unerträglich findet. 
Das ändert sich im Lauf der Jahre. Wir wür­
den heute kaum mehr den seinerzeitigen Film 
"Die Sünderin" , in dem bekanntlich Hilde­
gard Knef unbekleidet aufgetreten ist, meine 
ich, unter dieser Kollisionsgefahr diskutieren 
können. Hier hat sich einiges im normalen 
Empfinden des Durchschnittsmenschen geän­
dert. 

Es muß auch festgehalten werden, daß sich 
immanente Schranken aus der bestehenden 

Strafrechtsordnung , beispielsweise aus dem 
strafrechtlichen Ehrenschutz, aus den straf­
rechtlichen Schranken, die zum Schutz des 
Staates bestehen, und dergleichen ergeben. 
Es existiert ein breites Feld von unglaublich 
schwierig einzuordnenden Sachverhalten. 

Besonderes Problem: die engagierte Kunst. 
Die engagierte Kunst, die vor allem Politik 
und Gesellschaft besonders kritisch sieht, die 
Grenzziehung zur Karikatur, zum Kabarett. 
Ich möchte das nur als Problem anschneiden. 

Ein weiteres Kollisionsfeld: Das Verhältnis 
zwischen Kunstfreiheit und Jugendschutz. 
Die deutsche Judikatur im Bundesverfas­
sungsgericht hat hier einige Male die Fronten 
gewechselt, es gab eine Zeit, da galt der Satz, 
Kunstschutz vor Jugendschutz, dann umge­
kehrt. In Wirklichkeit ist auch hier nichts 
anderes als die sehr allgemeine Formel eines 
verhältnismäßigen Ausgleiches zwischen den 
beiden Bereichen anzubieten, der je nach der 
gesellschaftlichen und zeitlichen Entwicklung 
durchaus anders sein kann. 

Ich darf noch auf zwei Kollisionsmöglich­
keiten hinweisen. Das Verhältnis des Frei­
heitsrechtes der Kunst zur Programmfreiheit, 
zur Programmverantwortung der rundfunk­
rechtlichen Bestimmungen ist ein Problem, 
das auch durch die Judikatur auszuleuchten 
sein wird, ebenso wie die Frage, wie verhält 
sich Kunstfreiheit zur schon bestehenden 
Freiheit der Wissenschaft und der Lehre, ins­
besondere soweit sie im Bereich der Kunst­
hochschulen aktualisiert wird. 

Meine Damen und Herren! Mehr, als ein 
kleines Panorama dieser Problematik der 
möglichen Kollisionsmöglichkeit zu geben, 
kann ich nicht tun. 

Ein weiterer grundsätzlicher Gedanke: Wer 
ist Träger dieses Rechtes der Kunstfreihejt? 
Wer kann für sich in Anspruch nehmen, 
gegen staatliche Eingriffe geschützt zu wer­
den? Ich sehe dieses Grundrecht als ein sub­
jektives Reoht der Einzelperson. Es ist kein 
Grundrecht, das Organisationen, juristischen 
Personen, dem Theater, einem Kino, zusteht, 
sondern es kann nur die Einzelperson, der 
Regisseur, der Theaterbesitzer, der Inten­
dant, der Schauspieler geschützt werden. 

Meine Damen und Herren! War die Frage, 
ob wir ein klassisches Abwehrrecht schaffen 
sollen, ein Punkt, bei dem wir uns letztlich in 
einem gemeinsamen Bemühen gefunden 
haben, gab es keine Einigung bei den Aus­
schußberatungen zu Teil 2 des vorliegenden 
Vorschlags, nämlich eine verfassungsrechtli­
che Bestimmung in der Richtung einzufüh­
ren, daß die Förderung künstlerischen Schaf-
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fens durch den Bund, ein Land oder eine 
Gemeinde auch seine Vielfalt und deren 
Erhaltung zu berücksichtigen hat. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte in 
diesem Zusammenhang sagen, daß wir aus 
folgenden Gründen dieser Bestimmung, die­
sem Vorschlag nicht unsere Zustimmung 
geben: Mit einer solchen Regelung, die für ein 
System der Kunst- und der Kulturförderung 
bestimmte Kriterien aufstellt - die Berück­
sichtigung der Vielfalt ist ein solches Krite­
rium -, verändern wir den derzeit in der 
österreichischen Verfassungsordnung beste­
henden Charakter der Grundrechte, die -
wie ich es schon am Beginn gesagt habe -
ihrem Wesen nach Schutzrechte gegen die 
Eingriffe des Staates sind. 

Wir verändern diesen Charakter dadurch, 
indem wir das Grundrecht zu einem Lei­
stungsgrundrecht machen. Wir würden hier 
erstmals das einführen, was wir bisher in der 
Grundrechtsgesetzgebung vermieden haben, 
wohl in der Kommissionsdiskussion, bei der 
Reformdiskussion besprochen, aber hier in 
der Verwirklichung noch nicht in Angriff 
genommen haben. Wir würden erstmals ein 
soziales Grundrecht schaffen mit einer Reihe 
von Problemen, die wir heute nur skizzenartig 
aufzeigen können, aber über deren Auswir­
kung wir uns gar nicht im klaren sind. Hätte 
der einzelne einen Anspruch, und wenn ja, 
welchen Anspruch hätte er durch eine solche 
Verfassungsbestimmung auf eine staatliche 
Kunstförderung? 

Wir haben eine lange Diskussion darüber 
geführt, und ich möchte in diesem Zusam­
menhang sagen, daß es nicht nur meine Frak­
tion war, die diese grundsätzlichen Bedenken 
in den Raum gestellt hat, sondern daß Sie von 
verschiedenen anderen Seiten eine ganz mas­
sive Kritik Ihres Vorschlages erfahren haben. 
Es wurde Ihr Vorschlag ja den Bundesländern 
zur Kenntnis gebracht, und es fällt dabei auf, 
wie übereinstimmend sich die Bundesländer 
unter Darlegung der Vielfalt der Problematik 
dagegen ausgesprochen haben. 

Ich darf Ihnen aus einer Stellungnahme der 
burgenländischen Landesregierung zitieren, 
wo es heißt, daß durch die Regelung, die Sie 
vorschlagen, erstmals der Bereich der Förde­
rungsverwaltung Aufnahme in den Grund­
rechtskatalog findet. "Dies begegnet einer­
seits aus systematischen Gründen schwerwie­
genden Bedenken, andererseits könnte in die­
ser erstmaligen Bindung aller Gebietskörper­
schaften ein Präjudiz für andere Förderungs­
bereiche gesehen werden. Daneben stellt sich 
noch die Frage, wer die den Förderungsge-

bern auferlegte Verpflichtung überprüfen soll 
beziehungsweise wie diese erfolgen könnte." 

Ich darf Ihnen ein anderes Beispiel zitieren. 
Die Kärntner Landesregierung hat in ihrer 
Stellungnahme gesagt: "Könnte die Konse­
quenz einer solchen Regelung" - nämlich 
eines sozialen Grundrechtes für die Kunstför­
derung - "nicht sein, daß möglicherweise ein­
zelne Gebietskörperschaften überhaupt auf 
eine Kunstförderung verzichten, um allfälli­
gen Vorwürfen einer verfassungswidrigen 
Vorgangsweise bei der Kunstförderung aus­
zuweichen?" 

Die Wiener Landesregierung hat sich ganz 
ähnlich kritisch geäußert, und sie hat zum 
Schluß gesagt: "Im übrigen bestehen Zweifel 
an der Effektivität des für die Kontrolle des 
privatwirtschaftlichen Handeins erforderli­
chen Rechtsschutzes." 

Meine Damen und Herren! Damit sind wir 
bei einer weiteren zentralen Problematik, die 
für uns Motiv dafür ist, daß wir zu dieser 
Regelung nicht ja sagen können. Sie schrei­
ben selbst - im Ausschußbericht ist es festge­
halten -: 

"Ein durchsetzbares subjektives öffentli­
ches Recht auf Förderung oder auch nur auf 
Einhaltung dieser Förderungsrichtlinie kann 
aus der Bestimmung nur insoweit abgeleitet 
werden, als Förderungsmaßnahmen im 
Bereich der Hoheitsverwaltung gesetzt wer­
den." 

Nun weiß jedermann, der die Realität der 
österreichischen Kunstförderung kennt - ob 
sie nun durch den Bund, durch die Länder 
oder durch die Gemeinden erfolgt -, daß das 
nie Instrumente der Hoheitsverwaltung sind. 
Es gibt kein Verfahren, bei dem Sie einen 
Anspruch darauf haben, einen Bescheid zu 
bekommen, sondern das sind einfach Förde­
rungen, die Ihnen, ohne daß Sie einen Rechts­
anspruch haben, gegeben werden. Selbst hier 
steht drinnen, daß eigentlich das ganze beste­
hende System der Kunstförderung gar nicht 
geeignet ist, Ihren Grundsatz, die Vielfalt der 
Kunst bei der Förderung zu berücksichtigen, 
zu realisieren. Denn was hat eine solche Ver­
fassungsbestimmung für einen Sinn, wenn 
der einzelne gar keinen Anspruch hat, sie gel­
tend zu machen? Wo geht er hin? Er kann 
nicht den Verfassungsgerichtshof, nicht den 
Verwaltungsgerichtshof anrufen, er kann 
wahrscheinlich nicht einmal bei den ordentli­
chen Gerichten das einklagen. Sehen Sie, das 
ist das Problem! 

Ich muß hier ganz offen sagen: Ich halte das 
fast für eine gewisse Doppelbödigkeit politi­
schen Verhaltens, auf der einen Seite sozusa-
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gen einen Programmsatz füF eine Förderung 
in die Verfassung hineinzunehmen und auf 
der anderen Seite aber gleichzeitig ein 
System zu akzeptieren, bei dem der einzelne 
gar keinen Anspruch besitzt und von der Gel­
tendmachung dieses Verfassungsgrundsatzes 
gar nichts hat. Das halte ich an sich für ein 
grundsätzliches Problem. 

Ich glaube, daß es eine Reihe von vielen 
anderen Fragen gibt, die damit verbunden 
sind. Wir wissen ja nicht einmal: Was ist För­
derung der Kunst? Das sind ja nicht nur die 
direkten Zuwendungen in Form von Geldmit­
teln. Das ist genauso der Verzicht auf eine 
Abgabe, auf eine Steuer wie die Zurverfü­
gungstellung von Räumlichkeiten. 

Ein weiteres Problem: Vielfalt der Kunst. 
Was ist Vielfalt? Wer bestimmt, was Vielfalt 
ist? Soll es wirklich ausgeschlossen sein, daß 
Gebietskörperschaften in ihrem Bereich der 
Kunstförderung bestimmte Schwerpunkte 
setzen? 

Alles Fragen, meine Damen und Herren, 
die offen geblieben sind und die auch im Rah­
men der Diskussion nicht gelöst werden 
konnten - das ist schon aus der Diskussion 
über die Grundrechtsreform in der Grund­
rechtskommission und aus vielen anderen 
Diskussionen hervorgegangen -, weil das 
Problem der sozialen Grundrechte und der 
Etablierung dieser Grundrechte in einem 
österreichischen Grundrechtskatalog einmal 
die grundsätzliche Klärung voraussetzt, was 
überhaupt soziales Grundrecht ist und wie 
soziale Grundrechte zu realisieren sind. 

Wir hätten eine Reihe von Beispielsfolge­
rungen. Ich könnte es nicht verantworten, 
hier einer Förderungsbestimmung zuzustim­
men und sie etwa, wenn sie für den Bereich 
der Familienförderung verlangt wird, abzu­
lehnen. Ich meine daher, daß es ein durchaus 
vernünftiger Standpunkt ist, eine solche Maß­
nahme, der ich mich im Prinzip nicht ver­
schließen will, dann zu realisieren, wenn es 
darum geht, im Rahmen einer gesamten 
Grundrechtsreform den gesamten Komplex 
der Leistungsrechte und der sozialen Grund­
rechte zu behandeln. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
aber zum Schluß noch eine Bemerkung 
machen, die über das rein Verfassungsrechtli­
che und über die juristische Interpretation 
hinausgeht. 

Ich glaube, daß die Bestimmung, wonach 
wir die Freiheit der Kunst als Grundrecht 
sichern wollen, abgesehen von ihrer Bedeu­
tung als subjektives Recht, für den einzelnen 
Künstler sicher eine gewisse Wirkung hat. Sie 

ist ein Bekenntnis gegen staatliches Kunst­
richtertum, sie ist ein Bekenntnis gegen ver­
ordnete Kunst. Wir müssen uns aber darüber 
im klaren sein, daß eine solche Verfassungs­
bestimmung nur einen kleinen, beschränkten 
Beitrag zur Wirklichkeit künstlerischer Frei­
heit und zur Wirklichkeit der Stellung des 
Künstlers in unserer Gesellschaft leisten 
kann. 

Ich möchte hier gar nicht den Vergleich mit 
vielen anderen Verfassungsordnungen brin­
gen. Es ist geradezu verdächtig, in welchen 
Verfassungsordnungen die Freiheit der Kunst 
garantiert ist. Sie steht in der jugoslawischen 
Verfassung. Ich war da sehr stutzig, als ich 
unlängst gelesen habe, daß die 58 jugoslawi­
schen Künstler und Wissenschaftler in einer 
Petition an das Staatspräsidium dagegen pro­
testiert haben, daß die Freiheit der Kunst 
gröblich mit Füßen getreten wird. Ich glaube, 
der Vergleich mit Österreich läßt sich hier 
nicht ziehen, weil die Praktikabilität und die 
Wirksamkeit von Grundrechten aus dem 
gesamten System her erklärbar sind und hier 
einfach schon von der demokratischen Struk­
tur ganz wesentliche Unterschiede bestehen. 

Ich meine allerdings, daß es falsch wäre zu 
glauben, daß wir jetzt mit der verfassungs­
rechtlichen Verankerung der Freiheit der 
Kunst einen kulturpolitischen Markstein 
gesetzt haben. Denn wir müssen uns heute 
realistisch fragen: Was sichert wirklich die 
Freiheit der Kunst und des Künstlers? Ich 
glaube, der unmittelbare Staatseingriff, vor 
dem ein solches Grundrecht, wie wir es jetzt 
beschließen, sichern soll, ist für die Freiheit 
und Entfaltungsmöglichkeit des Künstlers 
heute gar nicht mehr das entscheidende Pro­
blem. Es gibt heute ein System von sehr ver­
filzten Abhängigkeiten des Künstlers von der 
Politik und von politischen Machtzentren, 
Abhängigkeiten, die gar nicht so deutlich in 
Erscheinung treten und die sich nicht nur dar­
auf beschränken, daß viele Künstler sozusa­
gen von der Auftragspolitik und der Ankaufs­
politik der staatlichen Kulturförderung leben. 
Wir haben eine Zeit, in der Politik überhaupt 
zur Tendenz neigt, Künstler in verschieden­
sten Formen einzuvernahmen, beginnend von 
gemeinsamen Aktionen bis zu Plakaten. 

Ich glaube, wir sollten uns darüber im kla­
ren sein, daß die Freiheit des Künstlers und 
der Kunst nur dann gesichert wird, wenn sich 
auch die Politik zu einer gewissen Selbstbe­
schränkung bekennt, einer Selbstbeschrän­
kung, die man rechtlich nicht verordnen kann 
und die man rechtlich nicht absichern kann. 

Die Aufgabe der Politik ist es, weniger dem 
Künstler sozusagen schon den Bau hinzustel-
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len, als - ich übernehme hier ein Bild, das 
Robert Musil in seinen Tagebüchern einmal 
geprägt hat - den Bauplatz zur Verfügung zu 
stellen. Es ist die Aufgabe der Politik, für ein 
Klima zu sorgen, in dem der Künstler nicht 
nur sich selbst entfalten kann, sondern auch 
die Möglichkeit der Begegnung mit der 
Gesellschaft hat. Das reicht in eine ganz 
breite Palette von Maßnahmen der Kulturpo­
litik, auf die ich mich hier im Detail nicht ein­
lassen will, aber über die man auch einmal 
kritisch reden müßte. 

Man sollte gerade bei dieser Diskussion, 
wenn man über Kunstförderung spricht, nicht 
nur immer von der staatlichen Kunstförde­
rung reden, sondern auch über legen, was wir 
in Österreich tun könnten, damit private 
Kunstförderung wieder stimuliert wird. Ich 
möchte gleich vorweg sagen, um Mißver­
ständnisse auszuschalten, es geht hier nicht 
um die Frage Stiftung Ludwig, sondern es 
geht darum, daß es, so meine ich, in Öster­
reich sehr viele Privatleute gäbe, die bereit 
wären, einen erhöhten Beitrag zur Unterstüt­
zung der Kunst zu leisten, wenn sie auch von 
der staatlichen Politik, von der Steuerpolitik 
bis zur Kulturpolitik, mehr Anreize erhielten. 

Meine Damen und Herren! Die heutige 
Novelle zur österreichischen Grundrechtsord­
nung wird - ich darf es in aller Offenheit 
sagen - an der tatsächlichen Situation der 
Künstler und der Kunst in Österreich nicht 
sehr viel ändern. Sie ist eine zusätzliche spe­
zielle Garantie für künstlerisches Wirken, ein 
Schutz gegenüber staatlichen Eingriffen und 
sie ist letztlich in ihrer Aussage ein Zeichen 
des Respektes des Staates vor den künstleri­
schen Freiräumen. Die eigentliche Beziehung 
zwischen Gesellschaft und Künstler muß, 
glaube ich, in anderen Ebenen hergestellt 
werden. Was wir brauchen, ist ein natürliche­
rer, ungekünstelter Dialog zwischen Politik 
und Künstlern. Das setzt ein hohes Maß an 
Verständnis auch seitens des Politikers, aber 
ebenso des Künstlers voraus, ich glaube, ein 
höheres Maß, als es allgemein heute der Fall 
ist. 

Lassen· Sie mich daher zum Schluß sagen: 
Der Beitrag, den wir heute für die Kunstpoli­
tik durch die Verankerung eines Grundrech­
tes der Kunstfreiheit leisten, ist beachtens­
wert, aber er enthebt uns nicht der Verpflich­
tung für weitere Zukunftsorientierungen die­
ses Bereiches. (Beifall bei der ÖVP.) 18.31 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Blecha. 

18.31 

Abgeordneter Blecha (SPÖ): Herr Präsi-

dent! Hohes Haus! Eine Änderung der Öster­
reichischen Bundesverfassung durch die Ein­
fügung der Freiheit der Kunst ist kein Routi­
nebeschluß, über den man ohne weiteres wie­
der zur Tagesordnung übergehen kann. Es 
bietet sich uns damit die Chance, eine essen­
tielle Frage unserer Gesellschaft, nämlich 
jene der Liberalität, ihrer Gefährdungen und 
ihrer Gegner, mit jener Grundsätzlichkeit zu 
diskutieren, die ihr gebührt. Es war ja Ihr 
Generalsekretär, meine Damen und Herren, 
der in seiner ersten Pressestunde uns Soziali­
sten jede Form von Liberalität abgesprochen 
hat. 

Bei aller Genugtuung darüber, daß wir 
heute zumindest die ersten zwei Zeilen eines 
ersten Absatzes eines von uns vor zweiein­
halb Jahren eingebrachten Antrages gemein­
sam beschließen, wäre es falsch, würden wir 
nicht auch über die Gründe sprechen, die uns, 
denen man so leichtfertig Liberalität aberken­
nen möchte, zur Formulierung dieses Antra­
ges bewogen haben. 

Erinnern wir uns: Es war im letzten Wahl­
kampf, als plötzlich abseits aller tagespoliti­
schen Auseinandersetzungen ein heftiger 
Streit über eine bei einem Wiener Verlag 
erscheinende Schulliteraturreihe entbrannte. 
Sie, meine Damen und Herren von der ÖVP, 
waren damals der Meinung, solche Literatur 
könne man Jugendlichen nicht zumuten. 
(Abg. Be r g man n: Kindern, Herr Abge­
ordneter, Kindern!) Solche Literatur! Wegen 
eben dieser Literatur - es handelte sich um 
Arbeiten von Henisch, Turrini und anderen -
gilt der Ruf österreichischen Literaturschaf­
fens heute wieder etwas in der Welt. 

Nehmen wir das Beispiel "Alpensaga". 
Monatelang wurden durch politische Inter­
ventionen die Dreharbeiten an dieser Serie 
behindert. Eine Teilorganisation von Ihnen -
naheliegenderweise war es der Bauernbund 
- führte eine wilde Kampagne, insbesondere 
in Oberösterreich, gegen dieses Werk. (Abg. 
S te i n bau er: Das ist unwichtig für diesen 
Beschluß, was Sie da sagen!) Es ist Ihnen 
unangenehm, wenn man Ursachen, die zu die­
ser Verfassungsbestimmung führten, auf­
deckt. Ich habe Verständnis dafür, daß Ihnen 
das sehr unangenehm ist. 

Der "Bauernbündler" hat damals geschrie­
ben: "Die Bauern als Berufsstand und Chri­
sten werden sich von Kommunarden auf 
Kosten der österreichischen Steuerzahler 
nicht tatenlos provozieren lassen." Aber als 
die wesentlichen Teile der Serie abgedreht 
waren, Kollege Steinbauer, und im Fernsehen 
liefen, war der Erfolg gigantisch. Man mußte 
die Serie wiederholen. (Abg. S te i n bau er: 

114. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 91 von 124

www.parlament.gv.at



11490 Nationalrat XV. GP - 114. Sitzung - 12. Mai 1982 

Blecha 

Den Frohner muß man auch nennen!) Man 
hat sie auch unter dem Generalintendanten 
Bacher wiederholt. Die Arbeit wurde mit 
internationalen Auszeichnungen bedacht. Ja 
sogar Hollywood zeigte Interesse an Regis­
seuren und Autoren. Das kann ja wohl nicht 
ein Zeichen ihrer ganz besonderen Radikali­
tät sein. (Abg. Stei nb au er: Sie haben ja 
gegen den Bacher gestimmt!) 

Oder nehmen wir die Fernsehverfilmung 
der "Schönen Tage" - daran werden Sie sich 
auch noch erinnern - von Innerhofer, die 
auch einer Schmutzkübelkampagne ausge­
setzt wurde. Oder nehmen wir die "Staatsope-

. rette", die Hatz gegen sogenannte Verunsi­
cherer und Zersetzer der freiheitlich-demo­
kratischen Grundordnung im Rundfunk, der 
in der Zeit, als Dr. Oberhammer Generalin­
tendant war, als "Rotfunk" diffamiert wurde. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r.) 

Erinnern Sie sich, Herr Kohlmaier, viel­
leicht auch an die von Ihnen beziehungsweise 
von den ÖAAB-Organisationen getragene 
Anti-Biermann-Kampagne, an die Verteufe­
lung der "Proleten-Passion", an die Angriffe 
auf Benning, an die Grazer Ausstellung des 
Aktionisten Hermann Nitsch? 

Daher ganz grundsätzlich: Es geht nicht 
darum, daß man sich mit jedem Beistrich, mit 
jedem Ton, mit jedem gesprochenen Wort 
eines Künstlers, mit jedem Pinselstrich iden­
tifizieren soll oder gar müßte. (Abg. Dr. 
K 0 h 1 mai er: Man darf also nicht mehr kri­
tisieren!) Es geht für Demokraten aber sicher 
darum, bis zuletzt dafür zu kämpfen, daß die­
ser Beistrich gesetzt werden, daß dieser Pin­
selstrich aufgetragen werden darf, daß der 
Ton erklingt, daß das Wort gesprochen wird. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Das Parlament eines demokratischen Staa­
tes, seine Gemeindestuben und Amtszimmer 
und auch die Sekretariate der Parteien sind 
keine Zensurkammern Metternichschen Zu­
schnitts! Aber das Tückische der Aktionen 
gegen die als Pornoautoren diffamierten Lite­
raten, das Tückische der geforderten Berufs­
verbote, der Stinkbombendemonstrationen, 
die wir kennengelernt haben, der Sperre von 
Ausstellungen ist die Einschüchterung. 

Wir haben uns gegen jede Form von Zensur 
zu wehren. Es war in der Debatte der Grund­
rechtskommission 1969 Professor Rene Mar­
Cic, der damals in einem lesenswerten Beitrag 
gemeint hat, Zensur sei auch in unserer 
Gesellschaft immer noch aktuell, und wir 
müßten dagegen Barrieren errichten. (Abg. 
Be r g man n: Das hat mit der ,,Alpensaga" 
nichts zu tun!) Dabei geht es nicht,· wie ich 

glaube, um die offene, erkennbare, brutale, 
vordergründige, um die greifbare Zensur. Die 
haben wir überwunden. Aber es geht um jene 
zustande kommende Art einer faulen, nicht 
gesinnungsmäßig vorgeschriebenen Selbst­
zensur als Tribut gegenüber einer herrschen­
den öffentlichen Meinung, die von Klein- und 
anderen Formaten gemacht wird. Es gibt 
Künstler - wir alle kennen viele von ihnen 
-, die jedenfalls glauben, nicht schreiben, 
singen, darstellen, formen, malen zu können, 
was sie denken, empfinden, fühlen, weil sie 
damit vielleicht einen Fernsehauftrag, einen 
Ausstellungstermin in der Galerie, einen Vor­
schuß vom Verleger verlieren . 

Die Gefährdungen - täuschen wir uns 
doch nicht - sind auch in unserer Gesell­
schaft gegenwärtig, und Dunkelmänner sind 
immer unterwegs, um zu ächten, was ihnen 
nicht paßt. Wir kennen die Möglichkeit der 
Zensur durch Repression, die repressive Ein­
schüchterung, wie sie hier an diesen Beispie­
len gezeigt worden ist, die so leicht zur 
Repressalie werden kann. Wir haben auch die 
interventionistische Form der Zensur kennen­
gelernt, zum Beispiel durch einen ganz 
bestimmten Stil bei parlamentarischen 
Debatten zum Kunstbericht, zum Subven­
tionsbericht, zum Kulturbudget. Und wir 
haben sicher - das soll ja gar nicht ver­
schwiegen werden - auch noch die bürokrati­
sche Zensur in unseren demokratischen Indu­
striekulturstaaten. Da ist Österreich Mitglied 
einer viel größeren Staatenfamilie, der Alfred 
Andersch ankreidet, daß "allem Spontanen" 
- ich zitiere ihn -, "allem Schöpferischen 
mit Einrichtungen begegnet wird, in denen es 
aufgefangen, kanalisiert werden soll und ent­
schärft und getrübt wird." 

Wir wollen daher mit der verfassungsrecht­
lichen Verankerung der Freiheit der Kunst, 
Kollege Neisser, ein Signal setzen und glau­
ben auch, eine psychologische Barriere gegen 
die geheimen Zensoren dadurch aufrichten zu 
können. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Ist jede 
Kritik schon Zensur?) Sicher nicht! Ganz das 
Gegenteil, ganz das Gegenteil ist es eben! 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Eben!) Offene Aus­
sprache, offene Kritik sind erwünscht, aber 
nicht Repression, nicht Verbote, die verlangt 
worden sind und nach denen man gerufen 
hat. Nicht zuletzt von Ihrer Seite! (Beifall bei 
der SPÖ). 

Wir haben den Antrag 1979, wenn ich das 
noch einmal sagen darf, eingebracht, weil die 
Souffleurkastenaffäre und die "Alpensaga"­
Kampagne - das war eine Kampagne, die ein 
Verbot erreichen sollte - den aktuellen 
Anlaß geboten haben. Wir haben den Antrag 
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eingebracht, weil Hunderte Künstler in unse­
rem Land durch eben diese Anlässe eine 
Änderung des Klimas der Liberalität, das mit 
den siebziger Jahren begonnen hat, 
befürchtet haben. Es haben sich viele Hun­
derte und Aberhunderte Künstler in Öster­
reich, die dieses Klima der Liberalität schät­
zen gelernt haben, auch ein bißchen zu 
fürchten begonnen, als einer der großen 
Mentoren der österreichischen Konservati­
ven, der damals wahlkämpfende Franz Josef 
Strauß, wenig entfernt von Österreichs Gren­
zen das Wort von den Schreibtischtätern, von 
den Mikrophonhetzern erfunden und gemeint 
hat, daß bei einem Regierungswechsel jeden­
falls mit denen - ich füge gleich hinzu: in 
unserem Nachbarstaat - Schluß gemacht 
wird. 

Da danke ich dem Kollegen Neisser, der auf 
den Umstand aufmerksam gemacht hat, daß 
es lediglich aus historischen Gründen erklär­
bar ist, daß wir in Österreich die Ausgestal­
tung des Grundrechts der freien Meinungsäu­
ßerung nur auf die Wissenschaft beschränkt 
haben und eben aus diesen historischen 
Gründen die Kunst nicht einbezogen haben. 

All jene europäischen Staaten, die sich ihre 
Verfassungen nach dem Zweiten Weltkrieg 
gegeben haben - ganz gleich, ob wir jetzt das 
Bonner Grundgesetz hernehmen oder die ita­
lienische Verfassung -, besitzen ein solches 
Grundrecht auf Freiheit der Kunst. 

Wir haben den Antrag auch in der Überzeu­
gung eingebracht, daß wir dafür breite Unter­
stützung finden ... (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: 
So wie Sie das Gesetz abfassen, stimme ich 
Ihnen nicht zu. Man darf nicht kritisieren: das 
ist die sozialistische Einstellung!) Herr Kol­
lege Kohlmaier, jetzt werde ich Ihnen noch 
einmal, zum letzten Mal, mit aller Deutlich­
keit sagen: Wir sind für jede Form der Kritik, 
für jeden Beistrich, der gesetzt wird, für jedes 
Wort, das gesprochen wird, aber gegen die 
Verbote, die auch von Ihren Organisationen 
damals verlangt worden sind. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Begreifen Sie endlich, daß die Kampagnen, 
die damals aktuell waren, als wir diesen 
Antrag 1979 eingebracht haben, solche waren, 
die das Verbot künstlerischen Schaffens zum 
Ziel hatten. Dem haben wir jetzt eine Verfas­
sungsbestimmung entgegenzusetzen. (Abg. 
Be r g man n: Wollen Sie wirklich, daß wir 
dem Gesetz zustimmen, oder wollen Sie uns 
das ausreden?) 

Ich danke Ihnen, daß Sie sich, Herr Kollege 
Heinzinger, davon distanzieren. Es war der 
Bauernbund und nicht die von Ihnen geleitete 

Organisation, aber der gehört zu Ihrer Partei. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben diesen Antrag mit der Überzeu­
gung eingebracht, daß wir breite Unterstüt­
zung finden, denn es haben ja 1969 in der von 
mir schon zitierten Grundrechtskommission 
auch Ermacora, Loebenstein, Adamovich und 
Marcic dafür plädiert, daß wir keine von oben 
verordnete, sondern eine freie, eine autonome 
Kunst verantworten und schützen müssen. 

Weder künstlerisches Schaffen noch Ver­
mittlung von Kunst und deren Lehre ist 
schrankenlos. Auch darin stimmen wir beide, 
Kollege Neisser und ich, überein; auch darin, 
daß der Schutz des Grundrechtes Freiheit der 
Kunst dort endet, wo der Geltungsbereich 
eines anderen Grundrechtes, sagen wir, nicht 
nur erst beginnt, sondern echt betroffen wird. 

Sicher wird es sehr häufig notwendig sein, 
auch im Lichte von Kollisionsmöglichkeiten, 
die Sie selbst in Ihrem Beitrag aufgezeigt 
haben, daß abgewogen werden muß. Da bin 
ich doch der Meinung, Kollege Neisser, daß 
man beim Abwägen dem Prinzip "in dubio 
pro arte" folgen sollte und daß dieses Die­
sem-Prinzip-Folgen-Können erst durch die 
Einfügung der Freiheit der Kunst in unseren 
Grundrechtskatalog möglich wird. 

Wir haben 1979 den Antrag eingebracht, 
weil die Verwirklichung seiner Inhalte uns 
auch als ein logischer Abschluß einer Phase 
der Entwicklung der österreichischen Kultur­
politik erschien, die Ende der sechziger Jahre 
begonnen hatte, wo die 68er Bewegung, die 
aufbrechende Stadtkrise und kurz darnach 
die Reformpolitik der ersten sozialdemokrati­
schen Alleinregierung einander überschnitten 
haben. 

Da ging es um die Erleichterung des 
Zugangs zu den bestehenden Einrichtungen 
durch motivierende attraktive Darbietungs­
formen. Da ging es um die Erweiterung des 
Kanons der gefährdeten Künste durch neue, 
bisher vernachlässigte Bereiche. Alternative 
Kultur, vieles, was außerhalb der Stammhäu­
ser etablierter Hochkultur, außerhalb der 
Theater, der Opernhäuser, der Konzertsäle 
und der Museen wirkte: Zirkus und Film, 
Jazzveranstaltungen, Folklore, Pop, Aktionis­
mus, Straßenstück, Kreativfest, wurden in die 
öffentliche Förderung einbezogen. 

Die unorthodoxen Gegenmodelle zum Tra­
ditionsbetrieb brachten in dieser Phase einer 
neuen österreichischen Kulturpolitik auch 
neue Impulse, Darbietungen in Parks, Fuß­
gängerzonen, Schlachthöfen. 

Weil wir das alles absichern wollten, Hohes 
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Haus, hieß es eben in unserem Antrag in der 
ursprünglichen Fassung: Die Kunst ist frei, 
ihre Vielfalt ist zu schützen und zu fördern. 

Für uns war die Förderungsbestimmung 
immer Teil der Bestandsgarantie . Wir können 
uns eine Bestandsgarantie für Kunst ohne 
Förderung nicht vorstellen, weil wir glauben, 
daß der Staat verpflichtet ist, durch ganz 
bestimmte Maßnahmen vorzusorgen, daß ein 

. dem Grundrecht entsprechender Zustand her­
gestellt und, wenn er besteht, auch bewahrt 
werden muß. 

Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, haben die Förderungsbestim­
mung abgelehnt. Wir haben Ihnen daher im 
Unterausschuß neue Formulierungen angebo­
ten. 

Herr Kollege Neisser, Sie haben in Ihrem 
Beitrag einen, wie mir scheint, Ihnen doch 
bewußten Fehler gemacht. Sie haben die 
ersten Formulierungen mit den letzten ... 
(Abg. G ra f: Herr Blecha, Ihr Beitrag ist 
auch nicht ohne bewußte Fehler! Diesen Zwi­
schenruf kann ich Ihnen nicht ersparen!) Das 
glaube ich nicht. (Abg. G r ai: Ich glaube 
schon!) Sie können ja, wenn Sie einen finden, 
ihn von hier aus richtigste lIen. 

Aber lassen Sie mich noch zu diesem mir 
wichtig erscheinenden Punkt Förderungsbe­
stimmung etwas sagen. Sie haben beklagt, 
daß der einzelne das Recht auf Förderung 
nicht einklagen kann. Da beriefen Sie sich auf 
jene magere Formulierung, die als Kompro­
miß auf Grund unserer Unterausschußbera­
tungen als Absatz 2 heute vorliegt und die wir 
so gewählt haben, daß wir meinten, hier 
werden Sie mitgehen können, während die 
erste Formulierung, die von Ihnen von vorn­
herein abgelehnt worden ist mit einer ganzen 
Reihe von Argumenten, die Sie heute wieder 
gebracht haben und auf die ich im einzelnen 
antworten möchte, jetzt gar nicht zur Diskus­
sion steht. Sie können jetzt nicht mit Argu­
menten die zweite Formulierung bekämpfen 
wollen, die auf die erste passen, die von vorn­
herein von Ihnen gleich vom Tisch gewischt 
worden ist. (Abg. Dr. Ne iss er: Wo gibt es 
einen subjektiven Anspruch auf Kunstförde­
rung?) 

Wir waren so wie der ehemalige Minister 
der ÖVP-Alleinregierung Klecatsky, unseren 
Beratungen von Ihnen als Experte beigezo­
gen, der Meinung, daß die Zeit reif war, von 
einem bloßen Grundrecht der althergebrach­
ten Form zu einem neuen sozialen Grund­
recht überzugehen. 

Wir haben immer gemeint, daß das klassi­
sche Abwehrrecht bei der Kunst zuwenig 

wäre. Klecatsky war unserer Auffassung, daß 
endlich die Zeit angebrochen wäre, von den 
klassischen Abwehrrechten ,Zu sozialen 
Grundrechten überzugehen. Er war der Mei­
nung, jetzt sei die Zeit da, der Durchbruch 
müßte gelingen. (Abg. Dr. Ne iss er: Wenn 
wir das System ändern. War der Dr. Rosen­
zweig auch der Meinung?) Wir waren mit ihm 
derselben Meinung, aber der Durchbruch ist 
nicht gelungen . 

Aber selbst die heute vorliegende magere 
Formulierung, die folgendermaßen lautet -
ich darf sie Ihnen in Erinnerung rufen -: 
"Eine Förderung künstlerischen Schaffens 
durch den Bund, ein Land oder eine 
Gemeinde hat auch die Vielfalt der Kunst und 
deren Erhaltung zu berücksichtigen", diese 
neue Formulierung, Kollege Neisser, zielt 
nicht darauf ab, daß gefördert werden muß, 
sondern jetzt haben wir doch das Schwerge­
wicht nach den Debatten mit Ihnen darauf 
verlegt, daß es als Ergänzung, als Entspre­
chung der Einfügung der Freiheit der Kunst 
absolut notwendig ist, den Gebietskörper­
schaften, die fördern, der öffentlichen Hand, 
die Kunst fördert, den klaren Auftrag des 
Gesetzgebers zu geben, die Vielfalt zu för­
dern. Es darf nicht von oben verordnet wer­
den, nur eine Kunstrichtung herauszugreifen 
oder nur eine bestimmte Kunstsparte zu för­
dern. Das war und ist heute unsere Meinung, 
und deshalb haben wir an Sie appelliert, auch 
dem Absatz 2 die Zustimmung zu geben. (Abg. 
Dr. Ne iss er: Wo klagt das der Künstler 
ein? Das ist ein Programmsatz, der dem ein­
zelnen überhaupt nichts bringt!) 

Ihr Verhalten ist zutiefst bedauerlich, weil 
erst dadurch der erste Teil dieser neuen Ver­
fassungsbestimmung seinen wirklichen Sinn 
bekäme, mit echtem Leben erfüllt werden 
könnte. 

Ich darf Sie auf einige Inkonsequenzen auf­
merksam machen. Wir haben in diesem Haus 
gemeinsam . das Presseförderungsgesetz 
beschlossen, das darauf abzielt, eine mög­
lichst große Vielfalt der veröffentlichten Mei­
nungen durch eine möglichst große Vielzahl 
von Publikationen zu sichern. Da haben Sie 
mitgestimmt. Den gleichen Zweck verfolgt, 
ebenfalls einstimmig im Haus verabschiedet, 
die Förderung von Zeitschriften im Dienste 
der staatsbürgerlichen Bildung. Wir haben 
ein Rundfunkgesetz verabschiedet. In dem 
Punkt haben Sie auch mitgestimmt, daß die 
Repräsentanz aller gesellschaftlich relevan­
ten Gruppen gesichert ist. Auch das ist ja 
nichts anderes als eine Vielfalt von Meinun­
gen, die gesetzlich garantiert werden soll. 
(Abg. Dr. Ne iss er: Sie wissen schon, was 
der Unterschied zum sozialen Grundrecht ist!) 
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Aber hier bei der Kunst ist alles auf einmal 
anders. Sie sagen nein zu einer Bestimmung 
und werden sich daher gefallen lassen müs­
sen, daß man Sie überall dort, wo Sie für 
Kunstförderung in den Gebietskörperschaf­
ten verantwortlich sind, an Ihren Taten mes­
sen wird. Denn die Organisationen der Betrof­
fenen waren wirklich zutiefst von Ihrer 
Ablehnung betroffen. 

Da heißt es beispielsweise in >dem Schrei­
ben von Dr. Bierbaumer - das ist der Gene­
ralsekretär der Grazer Autorenversammlung 
- vom 12. Februar 1982 an die Adresse der 
Oppositionsparteien: 

"Im Namen der Grazer Autorenversamm­
lung möchte ich Ihnen meine Genugtuung 
darüber ausdrücken, daß es endlich einen 
Verfassungsartikel geben wird, in dem die 
Freiheit der Kunst analog der Freiheit der 
Wissenschaft verankert ist. Dieser Verfas­
sungsartikel wird sich künftig auf die Recht­
sprechung sicher sehr positiv auswirken. 

Bedauerlich finde ich es, daß Sie dem zwei­
ten Absatz über die Förderung der Kunst und 
die Vielfalt der Förderung Ihre Zustimmung 
verweigern, obwohl ja damit nicht eine Pflicht 
zur Kunstförderung ausgedrückt wird, son­
dern nur der Wunsch, Kunst in ihrer Vielfalt 
zu unterstützen und Diskriminierungen zu 
vermeiden." (Abg. Dr. Ne iss er: Dann ist 
diese Bestimmung komplett wertlos!) "Durch 
die Ablehnung des Absatzes 2 könnte nämlich 
der Verdacht aufkommen, Sie wollten die För­
derung auf bestimmte Kunstrichtungen oder 
Künstler konzentriert wissen. Solche 
Befürchtungen sind auf Grund der Erfahrun­
gen mit der Souffleurkastenreihe oder mit 
Nitsch beim Steirischen Herbst 1981 durchaus 
verständlich." (Abg. Dr. Ne iss er: Herr 
Abgeordneter! Wünsche gehören nicht in die 
Verfassung! Wünsche allein!) 

In dem von Ihnen, Kollege Neisser, zitier­
ten ÖVP-Plan 4, den Sie auch in Ihrem Bei­
trag so hervorgestrichen haben, heißt es auf 
Seite 77: 

"Kulturpolitik hat nicht die Aufgabe, zu 
richten oder zu werten, sondern zu fördern. 
Die Kulturpolitik ist somit eine jener wichti­
gen, gesellschaftlichen Bereiche, in denen 
einerseits echte Freiräume zu finden sein 
müssen" - und jetzt kommt es, und das woll­
ten wir nicht, was Sie hier verlangen -, 
"andererseits aber bei Förderungen klare 
inhaltliche Abgrenzungen gefunden werden 
sollen." 

Der Widerspruch liegt eben zwischen der 
Formulierung, Kulturpolitik soll fördern, darf 
nicht beurteilen, darf nicht allein qualifizie-

~en, und dem Ausdruck "inhaltliche Abgren­
zungen". Wie diese Förderung dann aussehen 
soll, ob hier die Vielfalt gefördert wird, wird in 
Ihrem ÖVP-Plan 4 nicht erklärt. Daher ist ja 
auch von seiten der Betroffenen immer wie­
der der Vorwurf erhoben worden oder die 
Frage gestellt worden, ob man mit dieser pro­
grammatischen Aussage der ÖVP zum Aus­
druck bringen will, daß man eben alles das 
nicht fördert, was einem nicht in den Kram 
paßt. Da ist die Befürchtung laut geworden, 
daß Ad hoc-Abgrenzungen jene ausgrenzen, 
die, obwohl hier so schön vom eigenverant­
wortlichen Künstler die Rede ist und die Frei­
heit des gestaltenden und schöpferischen 
Menschen betont wird, gegen obrigkeitliche 
Inhaltsdefinitionen der Kunst verstoßen. 

Auf der Seite 82 des gleichen, auch von 
Ihnen heute erwähnten ÖVP-Programms 
heißt es dann: 

"Die Förderung muß immer unter dem 
Gesichtspunkt weitestgehender Offenheit 
gegenüber allen Richtungen, Schul- und Lehr­
meinungen stehen." 

Da haben Sie einen dritten Widerspruch, 
und der wiederum steht in Widerspruch zu 
dem, was Ihr Kultursprecher hier im Hohen 
Haus, nämlich Erhard Busek, am 30. Novem­
ber 1977 in einer dringlichen Anfrage im Par­
lament gesagt hat. Damals hat er gesagt: 

"Leider geht diese Linie" - nämlich einer 
uneingeschränkten Förderung bestimmter 
Richtungen - "weiter, denn Sie" - gemeint 
waren wir, die Regierungspartei - "hatten 
diesen Gruppen und diesen Personen im ORF 
entsprechenden Platz eingeräumt. Sie wer­
den" - und da war er besonders entrüstet -
"auch die ,Neue Arena' demnächst in Wien 
mit 1,5 Millionen Schilling fördern und ähnli­
ches mehr." 

Das ist doch, bitte, das Zeichen, daß man 
hier einengen wollte, und es ist daher kein 
Zufall, wenn etwa Richard Wegarth ... (Abg. 
Dr. Hau se r: Herr Abgeordneter Blecha! 
Warum haben Sie die alte gesperrt in Wien?) 
Die "Neue Arena", von der ist die Rede. Die 
wurde gefördert mit 1 V2 Millionen Schilling, 
und das war Ihnen zuviel, da haben Sie 
geschrien: Das darf nicht sein. (Abg. Dr. 
Ne iss er: Was ändert Ihr jetziger Vor­
schlag daran?) 

Deshalb kamen Wegarth und J erisen zu 
dem Schluß: Alles, was links von der konser­
vativen Denkungsart steht, soll offensichtlich 
nicht gefördert werden, soll von der ÖVP aufs 
Eis gelegt werden. "Meinungsvielfalt" - so 
schrieben sie -, "ein Grundpfeiler unserer 
Demokratie, scheint für die Konservativen 
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nur dann zu gelten, wenn sich die Vielfalt der 
Meinungen mit der Einfalt der konservativen 
Vorstellungen deckt." 

Aber selbst wenn man diese Meinungen 
von Jensen und Wegarth nicht teilt, wenn sie 
sich irren sollten, die Argumentation des Kol­
legen Neisser, die er vor mir heute vorgetra­
gen hat, die ÖVP muß den Absatz 2 des neuen 
Artikels 17 a ablehnen, weil durch ihn ein 
neues soziales Grundrecht im Gegensatz zu 
den übrigen österreichischen Grundrechten 
geschaffen wird, ist falsch. Und daß dadurch 
der Grundrechtskatalog • an dem noch gear­
beitet wird, präjudiziert wird, klingt nicht 
überzeugend. Dazu einige Anmerkungen. 

Soziale Grundrechte sind doch nur solche, 
die einen Anspruch des Bürgers, wie Sie 
sagen, auf Leistungen begründen. Sie sagten, 
da sei keiner begründet. Aber dann können 
Sie in der Argumentation nicht sagen: Wir 
sind nur für das klassische Abschreckungs­
recht und lehnen den SPÖ-Vorschlag ab, weil 
wir kein soziales Grundrecht wollen. Diese 
Argumentation liegt schief. 

Dann aber haben Sie in einem anderen Teil 
Ihres Beitrages darauf hingewiesen, daß prä­
judiziert werden könnte. Das Präjudizie­
rungsargument ist aber meiner Ansicht nach 
auch falsch. 

Kollege Hauser, ich habe Sie nicht verstan­
den. (Abg. G r a f: Er hat etwas zu mir 
gesagt!) 

Es ist ein bißehen schwierig, das glaube ich 
schon, Kollege Hauser, wenn Ihr Hauptred­
ner hier mit dem sozialen Grundrecht argu­
mentiert und es dann selber widerlegt, indem 
er sagt, der Bürger habe nach unseren Formu­
lierungen keinen Anspruch, was wiederum 
ein soziales Grundrecht ausmacht. (Präsident 
Mag. Mi n k 0 w i t sc h übernimmt wieder 
den Vorsitz.) 

Was das Präjudizierungsargument betrifft, 
so auch hier: Die Entwicklung des österreichi­
schen Grundrechtskatalogs war schon bisher 
immer inhomogen. (Abg. Dr. Ne iss er: Wo 
gibt es denn noch ein soziales Grundrecht? 
Nennen Sie mir eines!) 

Wir haben eine ganze Reihe von Verände­
rungen, die Drittwirkungen haben, beschlos­
sen, zum Beispiel das Datenschutzgesetz. Das 
Datenschutzgesetz hat Drittwirkung. Das ver­
pflichtet nicht nur den Staat gegenüber den 
Bürgern, sondern greift auch ein in die Ver­
hältnisse zwischen den Bürgern. Und dem 
haben Sie zugestimmt. (Abg. Dr. Ne iss er: 
Drittwirkung und soziales Grundrecht ist 
ganz etwas anderes! Das wissen Sie schon!) 
Ein soziales Grundrecht hat Drittwirkung. 

Daher, mein lieber Kollege, ist Inhomogeni­
tät kein Argument, das man heranziehen 
kann, um den Absatz 2, wenn man nicht 
etwas anderes im Schilde führt, abzulehnen. 

Der Grundrechtskatalog besteht im we­
sentlichen aus den Staatsgrundgesetzen 1862 
und 1867, aus dem von der Provisorischen 
Nationalversammlung im Oktober 1918 
beschlossenen Zensurverbot, aus den noch 
immer in Geltung befindlichen grundrechtli­
chen Bestimmungen des Staatsvertrages von 
Saint-Germain aus dem Jahr 1919, aus der 
1958 und 1962 ratifizierten Europäischen 
Menschenrechtskonvention, aus dem 1973 
ratifizierten Internationalen Übereinkommen 
über die Beseitigung aller Formen rassischer 
Diskriminierung und aus weiteren in einzel­
nen Gesetzen geschaffenen Grundrechten, 
wie beispielsweise dem Fernmeldegeheimnis 
aus dem Jahr 1974 und dem Grundrecht auf 
Datenschutz, das ich erwähnt habe, aus dem 
Jahr 1978. Hinzu kommen noch die von Öster­
reich im Jahr 1978 ratifizierten Pakte der Ver­
einten Nationen über wirtschaftliche, soziale, 
kulturelle sowie über bürgerliche und politi­
sche Rechte. 

Die nun von Ihnen auch zitierte, seit 1962 
tätige Grundrechtskommission, Kollege Neis­
ser, ist, wie Sie selbst sehr genau wissen, 
tätig, aber sie hat ihre Arbeiten bis heute 
nicht abgeschlossen. (Abg. Dr. Ne iss er: 
Seit neun Jahren ist das Plenum fertig!) 
Obwohl ein neuer Grundrechtskatalog auch 
Gegenstand der Regierungserklärung 1979 
war, wird es bedauerlicherweise auch in die­
ser Legislaturperiode nicht zu einer Beschluß­
fassung des neuen Grundrechtskatalogs kom­
men, und Sie wissen genausogut wie ich, daß 
es noch sehr, sehr großer und schwieriger 
Arbeiten und Verhandlungen bedarf, wenn 
wir in der nächsten Legislaturperiode den 
Grundrechtskatalog durchsetzen wollen. 
(Abg. Dr. Neisser: Warum haben Sie es 
dann in der Regierungserklärung geschrie­
ben?) 

Es ist daher nicht einzusehen - das betone 
ich noch einmal ganz deutlich -, warum der 
österreichische Grundrechtskatalog nicht 
ebenso wie 1973 mit dem Diskriminierungs­
verbot, wie 1974 mit dem Fernmeldegeheim­
nis, wie 1977 beim Zivildienst, wie 1978 mit 
dem Datenschutz auch 1982 durch die Schaf­
fung eines umfassenderen Grundrechtes auf 
Freiheit der Kunst weiterentwickelt werden 
sollte. 

Da kann ich auch noch einmal sagen, daß 
für uns Freiheit der Kunst nicht nur Freiheit 
vom Staat heißt, sondern zugleich auch, wie 
Hilmar Hofmann schrieb, "Freiheit durch den 
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Staat". Das Bekenntnis zur freien Entfaltung 
der autonomen Kunst verlangt unserer Mei­
nung nach von den Gebietskörperschaften, 
von der öffentlichen Hand, daß Schutz und 
Förderung auch dem Experiment ermöglicht 
werden, dem wagenden Vorstoß ins Uner­
probte und dem heute noch Umstrittenen. 

Aus diesen Gründen, aus diesen Motiven 
haben wir so großen Wert auf den von Ihnen 
abgelehnten Absatz 2 gelegt. 

Am Gesetz allein - da bin ich schon auch 
Ihrer Meinung, Kollege Neisser - läßt sich 
kein zündender Funke schlagen, damit er zwi­
schen Politik und Kunst überspringe. Wenn 
passives gegenseitiges Tolerieren das einzige 
ist, was als Reduktion der kulturpolitischen 
Verantwortung auf das Postulat der prakti­
schen Vernunft bleibt, so ist das zuwenig. 
Aber wir wollen uns doch bemühen, mehr zu 
machen. Daß Sie uns durch die Verweigerung 
der Zustimmung zur Vielfaltbestimmung als 
Teil der Bestandgarantie der Kunst die Gren­
zen enger ziehen, bedauern wir. (Zwischenruf 
des Abg. S te in bau er.) 

Wir geben uns auch nicht der trügerischen 
Hoffnung hin, Kollege Steinbauer , daß diese 
paar Buchstaben der neuen Bestimmung nun 
alles ändern, daß sich nun nie mehr Bürger­
meister - der Kollege Peter weiß, wen ich 
meine - vor laufender Fernsehkamera als 
Hüter der einzigen und wahren Kunst produ­
zieren werden. Ich bin auch kein Illusionist, 
zu glauben, daß es dann auch nicht "So­
etwas-ist-doch-keine-Kunst!" -Schreier im 
öffentlichen Leben geben wird. Ich bin auch 
kein Illusionist, der jetzt glauben würde, daß 
damit auch all jene, die meinen, auf einer 
bestimmten Popularitätswelle durch Beru­
fung auf gesundes Volksempfinden in lichte 
Popularitätshöhen zu reiten, aufgeben. (Zwi­
schenruf des Abg. G r a f. ) 

Es wird auch weiterhin, Kollege Graf, 
Funktionäre geben, die meinen, bei uns 
könne man dieses oder jenes "abdrehen". 
Aber sie alle werden eines wissen: daß da 
jemand ist, der unter Umständen den Finger 
auf die Buchstaben unserer Verfassung legen 
kann und sogar ein Wort aussprechen darf, 
das Sie selbst immer sehr schnell zur Hand 
haben: Verfassungsfeind. 

Durch die Verabschiedung dieser Verfas­
sungsergänzung, glaube ich - und das soll 
auch gesagt werden -, beginnt jetzt unsere 
eigentliche Arbeit. Es müßte uns allen 
gemeinsam gelingen, Kunst und ihre öffentli­
che Darstellung aus der tagespolitischen Aus­
einandersetzung herauszuhalten; aus der 
tagespolitischen Auseinandersetzung, in die 

sie vor diesem Antrag hineingezogen war und 
in der wir die Kunst nicht brauchen. (Abg. 
S te in bau er: Was haben Sie die letzte 
halbe Stunde gemacht?) 

Unser Rechtssystem sieht jene Schranken 
vor, die die bisweilen erforderlichen Grenzen 
setzen, und diese Grenzen sind durchaus 
nicht zu weit gesteckt. Die neue Verfassungs­
bestimmung wird dann mit Leben erfüllt sein, 
wenn es uns gelingt, massenhaftes 
Bewußtsein über die Natur der Kunst zu pro­
duzieren. Kunst soll heute sichtbar machen. 
Sie ist nicht eine bloße Sache der Überein­
kunft, denn auch die bloße Übereinkunft 
bedeutet Abhängigkeit von der Meinung der 
anderen. Kunst braucht nicht die offenen 
Türen einzurennen, sie soll auch verschlos­
sene aufbrechen. 

Wir müssen überzeugend darstellen, daß 
Kunst nichts ist, über dessen Wert man demo­
kratisch abstimmen kann, daß Kunst eine 
überaus sensible Pflanze ist, die dem Sturm 
einer noch dazu meist banalen, aus opportuni­
stischen Gründen geführten politischen Strei­
terei nicht standhalten kann, und daß Kunst 
etwas ist, Hohes ßaus, daß auf dem bisweilen 
äußerst kargen Boden des Marktes keine 
Überlebenschance hat. 

Das gilt nicht nur für Randbereiche. Auch 
unsere sogenannte Hochkultur könnte nicht 
ohne öffentliche Unterstützung überleben. 

Noch eines bitte ich Sie nicht zu vergessen: 
Eine Gesellschaft, die glaubt, ohne das Neue, 
das unangenehm Fragende, das Vorwärts­
kommende, das Utopische auskommen zu 
können, ist zum Untergang verdammt. Wenn 
wir die Asche bewahren, ohne die Flamme am 
Lodern zu erhalten, werden wir eine Fried­
hofsruhe schaffen, in der es sich nicht leben 
läßt. Die Bereitschaft, sich mit neuen Ideen 
konfrontieren zu lassen, mögen sie in einem 
noch so fremdartigen Gewand auftreten, ist 
auch die Bereitschaft, an einer Weiterent­
wicklung und vor allem an einer Verbesse­
rung dieser Gesellschaft arbeiten zu wollen. 
(Zwischenruf des Abg. S te i n bau er.) Es 
scheint mir sehr, sehr bezeichnend zu sein, 
daß Ihnen das Heiterkeit verschafft. Sehr, 
sehr bezeichnend, Herr Kollege! 

Wir von der sozialistischen Fraktion begrü­
ßen die verfassungsrechtliche Verankerung 
der Freiheit der Kunst, die für uns auch ein 
unabdingbarer Bestandteil der Freiheit in der 
Demokratie ist. (Beifall bei der SPÖ.) 19.09 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet hat sich Abgeordneter Dr. 
Frischenschlager . Ich erteile es ihm. 

790 
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Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPO): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Es war natürlich vorauszusehen, 
daß die Rede des Abgeordneten Blecha zum 

. Kultursonntag das Bild vorzugaukeln ver­
suchen wird, als ob mit dem Antrag und sei­
nen zwei wesentlichen Bestandteilen gleich­
sam das "goldene Zeitalter" der Freiheit der 
Kultur und Kunst in diesem Lande jetzt erst 
anbricht oder seit ein paar Jahren - freund­
licherweise - besteht und daß mit der Erwäh­
nung des Wortes "Förderung" in der Bundes­
verfassung sozusagen die materiellen Pro­
bleme des Kunst- und Kulturlebens nun für 
ein- und allemal gelöst wären. 

Blecha hat ein dunkles Bild gezeichnet von 
allen möglichen Kräften, die nur darauf lau­
ern, dieses zarte Pflänzchen der kulturellen 
Freiheit wieder auszulöschen, und hat dann 
einen klassischen Theaterdonner hoher 
künstlerischer Qualität hingelegt, denn der 
Abgeordnete Blecha weiß ganz genau, daß die 
Probleme unseres Kultur- und Kunstlebens ja 
auf einer ganz anderen Ebene liegen. 

Und da gibt es die eigentlichen Auseinan­
dersetzungen oder die Trennungslinie zwi­
schen einer liberalen Kulturpolitik und einer 
sozialistischen Kulturpolitik, nicht, indem 
man Metternich hier zitiert, der da wieder 
aufersteht, sondern - das ist ein Ergbenis 
der Debatte, die wir in diesem Unterausschuß 
geführt haben - es stellt sich die Frage, 
inwieweit heute in diesem Staat kulturelles 
Leben, künstlerisches Schaffen ohne staatli­
che Zubußen u,nd Eingriffe überhaupt noch 
stattfinden können. 

Da liegen die eigentlichen Trennungslinien. 
Das ist in der Grundsatzdebatte herausge­
kommen. Darin liegt der Grund, warum wir 
den zweiten Absatz des SPÖ-Antrages - den 
Förderungsgrundsatz in der Verfassung -
abgelehnt haben. 

Wir glauben, daß es genug staatliche und 
schon zu viel staatliche Eingriffe in das kul­
turelle und künstlerische Leben gibt und daß 
künstlerische und kulturelle Freiheit dann 
erreicht ist, wenn der Künstler und das kul­
turelle Leben ohne staatliche Zubußen, aus 
eigener Kraft, von der eigenen Basis und 
durch die Anerkennung der Bevölkerung exi­
stieren können. Dann sind die Kultur und 
Kunst frei und nicht dann, wenn man sie zum 
Brötchenempfänger des Staates auf allen 
Ebenen degradiert. Das ist die Trennung~linie 
in der Kulturpolitik. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es ist über die Grundsatzfrage des Abschnit-

tes 1, wo es um die Verankerung des Grund­
rechtes der Freiheit in der Verfassung geht, 
schon viel gesprochen worden. Ich kann mich 
kurz fassen. 

Wir stimmen diesem Teil des Entwurfes zu, 
nicht weil wir glauben, daß er so unbedingt 
notwendig gewesen wäre im Blechaschen 
Sinne, daß man sozusagen wie mit dem Weih­
rauch des Verfassungsartikels dann endlich 
die dunklen Mächte im Kultur- und Kunstle­
ben austreiben könnte, sondern wir stimmen 
diesem Teil deswegen zu, weil diese Bekräfti­
gung eines Grundsatzes - ähnlich der Wis­
senschaftsfreiheit - verankert wird. Das ist 
richtig, das unterstützen wir, wenn es auch 
eine Reihe von Problemen am Rande gibt, wie 
zum Beispiel die Frage der Durchsetzung die­
ses Rechtes, der Justifizierbarkeit dieses 
Rechtes und a11 diese Dinge mehr. 

Wir wissen auch, daß es letzten Endes der 
Wunsch verschiedener Künstlerorganisatio­
nen war, daß dieser Teil in die Verfassung 
hineinkommt, es geht dort vielleicht auch ein 
bißchen um das Prestige der Kunst in unserer 
Gesellschaft insgesamt; auch das ist anzuer­
kennen, und es ist nichts dagegen zu sagen. 

Aber etwas ist vielleicht, Kollege Blecha, 
auch noch in dem Zusammenhang zu sagen, 
gerade zu Ihrem Eingangsteil, wo es um die 
Äußerungen im Zuge von künstlerischen 
Ereignissen gegangen ist. Wir erleben es ja 
ununterbrochen, daß in manchen sogenann­
ten avantgardistischen Kulturbetriebsberei­
chen eine Aufregung entsteht, eine Debatte 
entsteht und Kritik vorgebracht wird. 

Ich erinnere nur daran, daß es manche 
Kunstrichtung gibt, die es sich zum Pro­
gramm gestellt hat zu provozieren - zu Recht 
oder zu Unrecht, das mag ich jetzt gar nicht 
anschneiden. Aber es geht nicht, daß man als 
Kunstrichtung antritt und sagt: Man möchte 
provozieren, man möchte aufreißen, m~n 
möchte eine Reaktion erzeugen - was Ja 
alles schön und gut ist -, aber dann, wenn 
Kritik gebracht wird, entsteht auf einmal das 
große Wehgeschrei: Die Freiheit der Kun~t ist 
in Gefahr, die Kulturbanausen nehmen uber­
hand! und ähnliches mehr. 

Ich meine: Eine Kultur, die vorpreschen 
will, die provozieren will, die Debatte erzeu­
gen will, muß es sich auch gefallen lassen, 
vielleicht gelegentlich auch in der Kritik här­
ter angefaßt zu werden. (Zustimmung bei der 
FPÖ.) Das ist eine Selbstverständlichkeit! Mir 
ist die Verhaltensweise, wenn man, nachdem 
man Kritik hervorgerufen hat, dann wehlei­
dig nach der Freiheit der Kunst ruft, mehr als 
suspekt. 
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Ich glaube, Kunst, die diesen Begriff auch 
verdient, hält Kritik auch aus. Und wenn 
Neues angerissen wird, entsteht eben Diskus­
sion. Ich halte das für gut, und auch harte 
Worte sind in diesem Bereich durchaus denk­
bar. 

Denn eines ist auch klar: Die Freiheit der 
Kunst ist keine Einbahn. Sie ist das Recht des 
Künstlers, sich im Rahmen seiner Auffassung 
auszudrücken, zu betätigen. Ich glaube, da 
sind wir uns alle einig. Aber bitte, zur Freiheit 
der Kunst gehört auch, daß man seine Mei­
nung über die Kunst sagt. Und da muß es halt 
auch möglich sein - unter Brüdern und bei 
Licht betrachtet -, wenn man der Auffassung 
ist, es ist etwas unter dem Dach der Kultur 
Mist, es auch als Mist bezeichnen zu dürfen, 
ohne daß da gleich die Verfassung einstürzt. 
(Beifall bei der FPÖ. - Zwischenruf des Abg. 
Blech a.) 

Richtig, richtig, Herr Kollege Blecha. Aber 
jetzt erinnern wir uns an die Anlaßfälle Ihres 
Antrages, Sie haben sie ja erwähnt. Solche 
Debatten werden Sie auch durch diese Verfas­
sungsänderung nicht verhindern können, und 
das sollte auch gar nicht stattfinden. Gegen 
Verbote wende ich mich auch. Ganz richtig! 
(Abg. Bi e c h a: Gegen Verbote habe ich 
mich auch ausgesprochen!) Ja, aber Ihr 
Anlaßfall war ja die Debatte seinerzeit. Diese 
werden Sie nicht verhindern und sollen Sie 
auch nicht verhindern. Ich glaube, da sollten 
wir uns auch verständigen. 

Kollege Blecha, was ich zum Ausdruck brin­
gen möchte: Auch Kunstrichtungen, die unter 
den Glassturz der Kritiklosigkeit gestellt wer­
den, der nur dann gelüftet wird, wenn ein 
Subventionszufluß erfolgt, halte ich halt auch 
nicht für die richtige Kulturpolitik. (Zustim­
mung bei der FPÖ.) 

Nochmals zusammengefaßt: Soweit es sich 
um das klassische, bereits zitierte Abwehr­
recht handelt: Alles in Ordnung, das haben 
wir durchdiskutiert, das ist richtig, dem stim­
men wir zu. Problematisch wird die ganze 
Frage natürlich beim Absatz 2 der Förderung. 
Wir lehnen diesen Absatz 2 mit der Förde­
rungsrichtlinie in der Verfassung ab, und 
zwar aus mehreren Gründen. 

Erstens: Es ist eine neue Grundrechtskon­
zeption, die debattiert wird, über die man 
debattieren muß, und zwar rascher, als es in 
unseren diversen Kommissionen passiert. 
Aber wir halten es für falsch, daß ausgerech­
net in einem Bereich, in dem es am schwierig­
sten zu debattieren ist, nämlich im künstle­
risch-kulturellen Bereich, die Frage des sozia­
len Grundrechtes in die Verfassung einfließen 
soll. 

Das halten wir für ein schlechtes Einstiegs­
thema, abgesehen von der Grundsatzfrage, 
die wir in diesem Haus ja noch gar nicht 
gestellt haben. Aber gerade in dem Bereich, 
wo es besonders schwierig und strittig ist, mit 
dem sozialen Grundrecht zu beginnen, halten 
wir das für einen Vorgriff und eine Änderung 
der Grundrechtskonzeption, die jetzt noch 
nicht möglich ist. Das ist ein Grund. 

Der zweite Grund für unsere Ablehnung ist 
im wesentlichen kulturpolitischer Art. Ich 
bitte Sie nochmals, Kollege Blecha: Schauen 
Sie sich doch die Erläuternden Bemerkungen 
an, den "Affentanz" , der da drinnen begriff­
lich abgeführt wird, wenn es darum geht, die­
ses Grundrecht oder diesen Förderungsauf­
trag begrifflich einigermaßen ordentlich abzu­
handeln. 

Schauen wir uns das doch einmal im Kon­
kreten an. Da ist zunächst einmal der Begriff 
"künstlerisches Schaffen" . Das ist ja der 
Unterschied: Solange ich mit meinem Grund­
recht schützend agiere, wenn ich durch die 
Verfassung das künstlerische Schaffen schüt­
zen möchte, ist die Frage nicht so problema­
tisch, was denn Kunst ist. Da habe ich andere 
Möglichkeiten oder bessere Möglichkeiten 
der Abgrenzung. Aber wenn ich als Staat, als 
öffentliche Hand auf allen Ebenen handeln 
soll, dann bin ich ja gezwungen zu entschei­
den, was Kunst ist. Das ist ja das Problem. 

Wir wissen aus den Erläuternden Bemer­
kungen, wir wissen aus der Debatte, daß da 
noch niemandem, sagen wir, eine konsenstra­
gende Meinungsbildung gelungen ist. Das hat 
noch nicht stattgefunden. Deswegen glaube 
ich, wenn wir hier einen Förderungsauftrag 
in der Verfassung installieren, dann werden 
eben die administrative Ebene und die politi­
sche Ebene überfordert sein. Das ist doch 
ganz klar. 

Wer soll denn entscheiden, was "künstleri­
sches Schaffen" ist? - Der Landeshaupt­
mann? Der Bürgermeister? Der Unterrichts­
minister? Seine Beamten? Wir wissen doch, 
daß hier die Konfliktsträchtigkeit bereits 
spürbar ist. Es kann gar nicht funktionieren. 

Des weiteren heißt es, die Vielfalt soll erhal­
ten werden. Ja in welcher Bandbreite? Wo 
fängt denn die Vielfalt an, und wo hört sie 
auf? Das ist keine einfache Frage. 

Drittens ist also auch von der Erhaltung der 
Vielfalt die Rede. Da wird es ja besonders gro­
tesk. Was heißt denn dieser Auftrag der Ver­
fassung, wenn wir ihn so beschlossen hätten 
oder beschließen würden? Er hieße ja grotes­
kerweise geradezu, daß ich Dinge erhalten 
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müßte, wo ich sage: Das ist ja wirklich über­
flüssig geworden! 

Übertragen Sie doch diesen Grundsatz in 
den Wissenschaftsbereich! Wir wissen, es gibt 
im Wissenschaftsbereich eine Fülle von wis­
senschaftlichen Meinungen und Richtungen. 
Was würden Sie sagen, wenn heute jemand 
aufsteht und unter dem Gebot der Pluralität 
der wissenschaftlichen Auffassungen sagt, es 
müßte ein Lehrstuhl für ich weiß nicht was 
völlig überholte wissenschaftliche Anschau­
ungen eingerichtet oder erhalten werden? 
Und in der Wissenschaft geht es ja noch ganz 
gut, daß man abgrenzt. Im künstlerischen 
Bereich ist es begrifflich ja wesentlich schwie­
riger. 

Ich sehe also eine immense Schwierigkeit 
und geradezu eine Groteske, wenn man sagt: 
Es muß erhalten werden! Das ist ja geradezu 
reaktionär, wenn man das ernst nimmt. Aber 
allzu ernst zu nehmen braucht man es ja 
nicht, und es ist, glaube ich, von der Sozialisti­
schen Partei auch nie so ernst genommen 
worden. 

Ich meine also, wenn ich resümiere, es ist 
eine Überforderung. (Abg. BI e c h a : 
... Schwesterpartei der Bundesrepublik, die 
genau dieser Vielfaltsförderung die Zustim­
mung gegeben hat!) Herr Kollege Blecha! In 
der Bundesrepublik hat es, wie Sie genauso­
gut wissen wie ich, eine soziale Grundrechts­
debatte schon viel früher gegeben, nämlich 
vor 30 Jahren im wesentlichen. Dort ist die 
Ausgangslage völlig anders. Das Wesentliche 
ist, wie ich meine: Natürlich findet eine plura­
listische Kulturförderung statt, aber ich kann 
sie nicht normieren. (Abg. BI e eh a: ... zur 
Vielfaltsförderung! In der Bundesrepublik 
bekennt sich die F.D.P. zur Vielfalt!) Ja, ja, ist 
schon richtig, natürlich wird man über eine 
Vielfalt reden, aber wenn ich mich in der 
praktischen Politik auf einen Verfassungsauf­
trag berufe, komme ich ja ins Schleudern. 
Denn wo ist denn die Vielfalt? Wie groß ist 
sie? Wie mache ich denn das, wie es in den 
Erläuternden Bemerkungen drinnen steht, 
wo von einem Diskriminierungsverbot die 
Rede ist? Den Wirbel hätte ich Ihnen ver­
gönnt, möchte ich Ihnen ehrlich sagen, wenn 
es dann eine Debatte gibt, meinetwegen in 
Salzburg: Die Szene der Jugend, wird sie dis­
kriminiert, und werden die Festspiele beson­
ders gefördert oder werden besondere Mittel 
dafür aufgebracht? Den Wirbel hätte ich 
Ihnen vergönnt! (Beifall bei der FPÖ. - Abg. 
BI e c h a : ... Praxis!) 

Deswegen sage ich ja: Der Förderungsbe­
reich ist ein politischer Bereich, aber wenn 
ich mich auf einen Verfassungsgrundsatz 

berufen kann, dann komme ich in der Praxis 
in Schwierigkeiten, die nicht lösbar sind. 
Daher ist dieser Grundsatz eher ein Hemmnis 
für eine vernünftige Kulturpolitik und keine 
Verbesserung der Kulturpolitik. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Nochmals, zum Schluß: Ich glaube, die Grund­
satzfrage ist: Wieweit soll in dem kulturpoliti­
schen Bereich der Staat eingreifen oder 
nicht? Wir glauben, die Aufgabe des Staates 
ist es, primär für ein kulturelles Klima zu sor­
gen, dem Kulturschaffenden, dem Kulturin­
teressierten ohne staatlichen Eingriff und 
soweit das geht auch ohne staatliche Förde­
rung den kulturellen Wert in dem kulturellen 
Leben eine Möglichkeit zu geben. Das ist die 
Aufgabe des Staates. Wir meinen, daß in 
Österreich der Anteil des Kulturlebens, der 
nur mehr auf Grund staatlicher Subventionie­
rung möglich ist, bereits zu groß geworden ist 
und daß deshalb eine Verankerung des Förde­
rungsgrundsatzes in der Verfassung tenden­
ziell diese Entwicklung zur staatsgelenkten 
Kultur und zum staatsgelenkten Kunstleben 
noch fördern würde. 

Wir stimmen der Freiheit der Kunst zu, wir 
lehnen aber eine Zwangs beglückung der Kul­
tur durch einen Förderungsauftrag des Staa­
tes ab. (Beifall bei der FPÖ.) 19.24 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Steinbauer. Ich erteile es ihm. (Abg. G r a f: 
Jetzt wird der Blecha den ÖVP-Pressedienst 
verlesen! Als Revanche! - Abg. BI e c h a : Da 
steht über Kultur nicht soviel drinnen, Herr 
Kollege!) 

19.24 

Abgeordneter Steinhauer (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Es ist sicherlich nicht 
häufig der Fall, daß ein Grundrecht hier ver­
ankert wird, und wenn man auf Sicht sieht, 
wenn es in dem Tempo weitergeht, wie es in 
der Grundrechtskommission und in der 
Behandlung ihrer Ergebnisse durch die 
Regierung in den letzten Jahren weitergegan­
gen ist, dann haben wir noch jahrelang nicht 
zu erwarten, daß es zu einer Beschlußfassung 
über eine Ergänzung, Erweiterung der Verfas­
sung kommt. Insofern ist das sicherlich heute 
eine bedeutende Debatte, nicht so leicht wie­
derholbar. 

Umso bedaulicher habe ich es gefunden, 
daß der Hauptredner der Sozialistischen Par­
tei eine wichtige Grundfrage, über die wir 
sehr ernsthaft hätten diskutieren können, mit 
einer doch sehr billigen, aus der Alltagspolitik 
hergeholten Polemik zu verbinden suchte, 
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und versuchte, uns eine gewisse Punzierung 
aufzuzwingen. Ich bedaure das, Herr Kollege 
Blecha, weil ich glaube, daß das Thema der 
Verankerung der Kunst in der Verfassung 
einer besseren Diskussionsführung durch die 
Mehrheit würdig gewesen wäre. (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Es ist dann noch dazugekommen, daß Sie 
nach Alltagspolitik außerdem Passagen einer 
längst über den Pressedienst Ihrer Partei 
geratterten Erklärung verlesen haben, was 
natürlich die Möglichkeit eröffnete, Sätze, die 
Sie hier begonnen haben, zu Ende zu spre­
chen, weil man, zwar mit Sperrfrist versehen 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Sperrfrist ist Zen­
sur!), aber doch seit dem späten Nachmittag 
schon im Besitz der Ausführungen des Kolle-

. gen Blecha ist und leider daraus schon erken­
nen konnte, daß er zum Thema Kunst eigent­
lich nur Polemik anzubieten hat und ein paar 
schöne Sätze, die er über die "SK" außerdem 
noch ausgesandt hat, von der "Flamme der 
Kunst" und von ähnlichen Dingen und von 
der "Pflanze, die die Türen aufbricht", und 
ähnliches. 

Herr Kollege Blecha! Ich bedaure das und 
ich will nur zum Teil darauf eingehen (Abg. 
Bi e eh a: ... schärfer einzubinden, weil die 
Widersprüche in Ihrem Programm viel zu 
groß sind .. . !), denn sich zu verschweigen 
gegenüber dem, was Sie versucht haben, 
denen, die gemeinsam mit Ihnen willens sind, 
die Kunst in der Verfassung zu verankern, 
das als Punze aufzuzwingen, das würden Sie 
ja wieder ausnützen und würden sagen: Die 
ÖVP hat eigentlich alles akzeptiert, was ich 
gesagt habe! 

Aber lassen Sie mich einen Moment nicht 
bei Karl Blecha verweilen - so künstlerisch 
wertvoll Ihr Auftritt heute sicherlich war -, 
sondern lassen Sie mich ein paar grundsätzli­
che Gedanken sagen. 

Die Verankerung der Kunst in die Verfas­
sung an und für sich und Gott sei Dank in der 
Republik Österreich im Jahre 1982 entspricht 
einer Selbstverständlichkeit des täglichen 
Lebens (Zwischenruf des Abg. Bi e eh a), ent­
spricht einem Lebensgefühl, das wir alle 
haben. Wir haben in diesem Lande eine 
moderne liberale Gesellschaft, in der die 
Kunst ihren Raum hat, ihren Raum beanspru­
chen kann und in der die Freiheit im Sinne 
von Gefährdung der Kunst nicht eine alltägli­
che Erscheinung ist. 

Wir können mit großem Stolz - und ich 
sage das - in dieser Republik über die Lan­
desgrenzen in manche Gegenden schauen 
und sagen: Mit oder ohne Verankerung der 

Kunst in der Verfassung dieser Republik ist 
sie in Österreich frei! Das kann man wohl 
sagen und man kann es als Österreicher mit 
großem Stolz sagen. 

Die Verankerung der Kunst in der Verfas­
sung ist sicherlich ein Rechtsproblem, das 
einer ordentlichen Debatte bedurft hat, und 
sie wurde geführt. 

Es ist Kunst ohne Freiheit ja auch nicht 
denkbar. Es ist Kunst für eine Gesellschaft 
aber auch notwendig, denn bitte, woraus 
beziehen wir denn viel Kraft in einem Land, 
in einer Gesellschaft? Sicherlich aus dem 
kreativen Talent in unserer Gesellschaft, 
sicherlich aus den vielen kreativen Versu­
chen, Gedanken in Material, Gedanken fest­
zufassen, weiterzuführen. Und wir haben in 
Österreich eine große Tradition künstleri­
scher Freiheit, künstlerischen Handeins, 
künstlerischer Kreativität, auf die wir stolz 
sein können. 

Es ist also heute im Grunde eine Selbstver­
ständlichkeit, die wir beschließen. Und da 
muß man den Verdacht doch auch einmal in 
den Raum stellen, ob hier nicht ein bißchen 
von der Regierungsmehrheit der Versuch 
unternommen wird, diese Verankerung in die 
Verfassung zum Vorwand zu nehmen, zur 
Illusion - und bitte, Illusion ist etwas, was 
gerade der Kollege Blecha häufig schon zu 
machen verstanden hat -..: vielen Künstlern 
ein Gefühl zu vermitteln, das leider im Wider­
spruch zur Realität steht. Man stellt sie ruhig 
mit dem Hinweis: Eure Freiheit ist nun in der 
Verfassung verankert!, und man möchte sie 
damit darüber hinwegtrösten, daß in der tägli­
chen Wirklichkeit ihres künstlerischen Arbei­
tens die Dinge leider in diesem Lande nicht so 
in Ordnung sind. Es hat dies Gott sei Dank 
nichts mit Freiheit im alten liberalen Sinn zu 
tun, aber doch mit Existenz und der Möglich­
keit, seine künstlerische Existenz zu verwirk­
lichen, und da steht es in manchen Bereichen 
nicht so gut. 

Daher müssen wir doch die Regierungspar­
tei befragen, wenn sie wieder Festspiele 
irgendwo eröffnet, ob sie sich manchmal, im 
Glanzlicht der Festspiele sonnend, in den 
ersten Reihen sitzend, nicht genügend 
Bescheid gibt, daß doch ein erschreckendes 
Ausmaß an Elend in der Kunst in diesem 
Land Realität ist. 

Wir haben vor 14 Tagen einen wissenschaft­
lichen Bericht vorgelegt bekommen, der im 
Auftrag der Stadt Wien erhoben wurde. Der 
Bericht über die Lage der Künstler - hier 
ging es um die bildenden Künstler - ist auch 
wieder nicht so gut ausgefallen, daß man ihn 
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einfach übergehen könnte. Immerhin mußte 
dieser Bericht, was die bildenden Künstler 
betrifft, doch registrieren, daß 40 Prozent der 
bildenden Künstler Österreichs im Existenz­
minimum oder darunter leben, daß 20 Prozent 
eher durchschnittliches Einkommen haben, 
daß die Einkommensituation besonders der 
weiblichen Künstler deutlich schlechter ist, 
daß wir im Bereich der bildenden Künste, wo 
die Frauen zunehmend Möglichkeiten gefun­
den haben, auf der anderen Seite registrieren 
müssen, daß ihre Existenzsicherung über ihr 
Einkommen nicht gegeben ist. Diese Analyse 
hat ergeben, daß die Wohnungssituation teil­
weise erschütternd ist. Diese Analyse hat 
ergeben, daß die Lage der Künstler - wir 
wissen ja ähnliches aus der Literatur -
natürlich in vielen Bereichen Substandard im 
Sozialstaat Österreich darstellt und daß wir 
ernsthafte Anstrengungen unternehmen müs­
sen, damit sich diese Lage nicht noch weiter 
verschlechtert. Gerade in wirtschaftlich 
schwieriger werdenden Zeiten droht ja die 
Gefahr, daß die schwachen, die sensiblen 
Gruppen schneller unter die Räder kommen. 

Wenn ich mir die Budgetpolitik der letzten 
Jahre ansehe, muß ich sagen: Wenn Sie das 
einschlägige Budget Unterricht und Kunst 
betrachten, müssen Sie in Wahrheit seit J ah­
ren Kürzungen und Einfrieren im Minimum 
für viele Punkte als Selbstverständlichkeit 
registrieren. Das Literaturbudget ist eingefro­
ren und teilweise in manchen Punkten 
gekürzt, in großen Bereichen der musikali­
schen Kunst ist der Staatshaushalt seit J ah­
ren eingefroren. Bitte, das geht seit 1980! Die 
Subventionspolitik ist de facto zurückgefallen 
auf die Kaufkraft des Jahres 1979 oder gar 
des Jahres 1978. 

Es ist also die tatsächliche, die wirkliche 
Existenzlage der Künstler - ich habe die bil­
denden Künstler genannt, ich könnte ähnli­
che Beispiele und Belege aus dem Bereich der 
Literatur bringen - so schön nicht, als daß 
man sie trösten könnte mit einem Satz: Man 
:r;nuß nun auch die Subvention grundsätzlich 
in der Verfassung verankern. Es würde dies 
mehr als eine Augenauswischerei, es würde 
dies in vielen Fällen eine Verhöhnung der 
betroffenen Künstler darstellen. 

Ich halte es im Grunde auch für eine einge­
frorene Kulturpolitik, wie sie in großen Berei­
chen sichtbar wird, wenn ich überlege, was 
man eigentlich im Bereich der längerfristigen 
Weiterentwicklung der Bundestheater bietet. 
Ist sichtbar gemacht, ob man die anderen 
Theater, die kleinen Theater und die Landes­
theater , auf eine ähnliche Basis stellen 
möchte? Hört man von der Regierung, wie es 

mit einigen Festspielen, etwa mit den Bregen­
zer Festspielen, weitergehen soll? Ist die 
Bereitschaft gegeben, ihnen auch eine gesetz­
liche Basis anzubieten, was wahrscheinlich 
notwendig sein wird? 

Was hört man statt dessen von der Soziali­
stischen Partei? Man hört, daß sie die Gott sei 
Dank langsam zusammenwachsenden Künst­
lerorganisationen auf eine ganz bestimmte 
gewerkschaftliche, zum Teil von außerkünst­
lerischen Kräften beeinflußte Organisations­
form hintrimmen möchte. Zu dem, was sich 
während der letzten zwei Schriftstellerkon­
gresse abgespielt hat an Versuchen, politisch 
motivierte Einflußnahme zu tätigen und zum 
Teil sogar Apparatschiks, die mit Kunst 
wenig zu tun haben, bestenfalls mit J ournalis­
mus, also Apparatschiks sozialistischer Par­
teiapparate, hinzusenden und die Organisa­
tion auf eine gewisse Linie zu trimmen, muß 
ich sagen: Es gibt wirklich wichtigere Dinge 
für eine liberale Kunstpolitik! Liberal ist es 
auch nicht, wenn die Regierung von ihrer 
Mehrheit, von ihren Möglichkeiten, Künst­
lern auch Brot zu geben, in vielen Fällen so 
Gebrauch macht, daß sie gewisse Organisa­
tionsformen sozusagen als Gegenleistung von 
den Künstlern erwartet. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Es gibt bedauerlicherweise ja auch Fälle, 
wo Einzelsubventionen abhängig gemacht 
werden von allfälligen Gegenleistungen oder 
wo Vorleistungen, Plakatierungen für die 
SPÖ erstaunliche künstlerische Karrieren in 
der Folge möglich machen. All dies ist kein 
Anzeichen für Liberalität! Die SPÖ kann 
angesichts solcher Vorfälle sicherlich keine 
besondere Liberalität für sich bearispruchen. 
(Zustimmung bei der ÖVP. - Zwischenruf 
des Abg. BI e eh a.) 

Herr Kollege Blecha! Weil Sie nach dem 
Beweis rufen, darf ich Ihnen einzelne 
Beweise anbieten. Es war niemand von der 
ÖVP, sondern es waren hohe Vertreter Ihrer 
Partei, die, als es um die Wahl des Generalin­
tendanten Bacher ging, einem Kurator von 
hohem künstlerischen Rang die Frage vorleg­
ten, wohin er seine Stimme wohl geben 
möchte angesichts der durch öffentliche Mit­
tel gerade in Errichtung befindlichen Atelier­
bauten. Hier hat man Atelier und Abstim­
mungsverhalten, Möglichkeit künstlerischer 
Existenz und Abstimmungsverhalten im 
Sinne der SPÖ in einer schamlosen, in einer 
unliberalen, in einer skandalösen Weise 
nebeneinandergestellt! (Zustimmung bei der 
ÖVP.) Das, was damals mit Fritz Wotruba auf­
geführt wurde, hat mit Liberalität nichts zu 
tun, sondern war ein Skandal, und es war die 

114. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)102 von 124

www.parlament.gv.at



Nationalrat :XV. GP - 114. Sitzung - 12. Mai 1982 11501 

Steinbauer 

SPÖ, die das gemacht hat. (Neuerliche 
Zustimmung bei der ÖVP.) 

Es ist bis heute unwidersprochen - es ist 
bis heute unwidersprochen! -, daß der Maler 
Frohner beim Augenlicht seiner Kinder 
schwören mußte. Sie haben bis heute nicht 
dementiert, Herr Kollege Blecha, daß er 
Ihnen schwören mußte, wie sein Abstim­
mungsverhalten bei der Wahl des Generalin­
tendanten war. (Abg. BI e c h a: Grotesk ist 
das! Ein Kabarettscherz! Das glauben nicht 
einmal Sie!) 

Ich frage mich, ob gerade Sie, Herr Kollege 
Blecha, nachdem Sie seit Jahren nirgendwo 
das auch nur ahnungsweise dementiert 
haben, nachdem Sie damals "voll am Trip" 
waren, die Schuldigen zu suchen, den Mund 
so voll von Liberalität nehmen dürfen. Denn 
Frohner hat Ihnen schwören müssen, daß er 
die Stimme richtig abgegeben hat! (Abg. 
BI e c h a: Mir hat niemand schwören müs­
sen! Wenn Sie das behaupten, entlarven Sie 
sich als Superdemagoge, dem es um die Frei­
heit der Kunst nie gegangen ist!) 

Herr Kollege Blecha! Hätten Sie es damals 
dementiert. (Weitere Zwischenrufe des Abg. 
B 1 e c h a.) Herr Kollege Blecha! Ich erzähle 
einen Vorfall, der bitte in allen österreichi­
schen Zeitungen gestanden ist und der nie 
von Ihnen dementiert wurde. Warum haben 
Sie ihn damals nicht entrüstet zurückgewie­
sen? (Abg. B 1 e c ha: Weil so etwas, das Sie 
erzählen, niemals so geschrieben wurde!) 

Statt dessen müßte man Ihnen den keines­
wegs liberalen Jargon vorführen, mit dem Sie 
damals Schuldige suchen wollten. Lesen Sie 
das "profil" von damals. Sie werden Ihre eige­
nen Worte fressen müssen und draufkommen, 
daß es mit "liberal" nichts zu tun hat. (Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.) 

Es gibt sicherlich Unterschiede im Kunstbe­
griff zwischen Ihnen und uns. Ich glaube zum 
Beispiel, daß die SPÖ - um nur ein Beispiel 
zu nehmen - ihren Kunstbegriff grundsätz­
lich zu machtpolitisch versteht. Es ist nach 
allem, wenn Sie sich in den vergangenen J ah­
ren ansehen, wie die SPÖ mit Künstlern und 
Kunstereignissen umgeht, die dienende Rolle 
der Kunst im Sinne eines politischen Wollens 
der SPÖ unverkennbar immer wieder sicht­
bar. 

Ich glaube, daß wir von der ÖVP mehr an 
Verantwortung und Individualität glauben. 
Wir sind die liberalere Partei schon von der 
Grundlage her. Wir sind die liberalere Partei, 
weil wir den Respekt vor dem einzelnen, vor 
der Individualität gerade in der Kunst doch 

viel höher ansetzen, als es die SPÖ macht. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Ich glaube auch, daß sich die SPÖ von uns 
unterscheidet durch die fatale Trennung, die 
Sie eingeführt haben, von "Hochkultur" und 
"Volkskultur". Es ist dies ein Auseinanderdi­
vidieren der Kunst. Das hat der damalige gei­
stige Vater des damaligen oder jetzigen 
Unterrichtsministers - nur der geistige Vater 
"Hermann" ist es nicht mehr - ja eine Zeit­
lang vorgegeben und wurde dann nachgespro­
chen vom Unterrichtsminister: Die Trennung 
von "Hochkultur" und "Volkskultur" . 

Aber bitte: Es war damals, wenn Sie die 
Argumentation durchgehen, eine Trennung, 
um die Hochkultur abzuwerten. Sie versuch­
ten, einen gewissen Teil künstlerischer Ereig­
nisse systematisch abzuwerten als "bür­
gerlich", als "Festkultur", als "Hochkultur", 
mit der man eigentlich Schluß machen muß, 
weil sie in ihren traditionellen Werten die 
Weiterentwicklung unmöglich macht. 

Es gab mindestens zwei Jahre Kulturpolitik 
dieser Regierung mit dem Versuch, systema­
tisch unter dem Titel "Hochkultur" auch bitte 
eine Abwertung zu betreiben. Und es hat 
sicherlich eine politische Achsenbildung gege­
ben mit einer ganzen Reihe von Kräften unter 
dem Titel, den Subventionstopf umzulenken 
von der sogenannten Hochkultur zu irgend­
welchen anderen Kräften. 

Ich glaube auch, daß ein weiterer Unter­
schied zwischen Ihnen und uns folgender ist: 
Wir sehen den integralen Kunstbegriff, den 
integralen Kulturbegriff als wichtiger an und 
nicht jene Trennung von "Hochkultur" und 
"Volks kultur" . Ich glaube auch, daß wir uns in 
der Wertigkeit der historischen Wurzeln 
unterscheiden: Die SPÖ - könnte ich Ihnen 
belegen vom Problemkatalog zu Ihrem Pro­
gramm, über das Programm hinweg - will im 
Grunde eine traditionslose Kunst, fürchtet 
sich vor der Tradition. Und bitte hier unter­
scheiden wir uns: 

Wir bekennen uns im Lande Österreich mit 
dieser großartigen künstlerischen Vergangen­
heit sicherlich zu der Tatsache, daß Kunst 
ohne Tradition undenkbar ist und daß die kri­
tische Auseinandersetzung mit der Tradition 
den neuen Schritt in der Kunst überhaupt 
erst in vielen Fällen möglich gemacht hat. Ich 
glaube, Herr Kollege Blecha: Auch in diesem 
Bereich sind die Unterschiede zwischen 
Ihnen und uns sehr deutlich und sehr offen­
kundig. 

Aber sicherlich haben wir auch ein weite­
res. Ich möchte gerade angesichts der polemi­
schen Rede des Kollegen Blecha hier diese 
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Unterschiede an drei Fällen noch einmal -
noch einmal! - deutlich machen: 

Wir glauben an die Freiheit der Kunst, aber 
ebenso soll die Berufung auf die Freiheit der 
Kunst nicht eine Möglichkeit zur Zensur an 
jeder Kritik sein. Es muß Freiheit der Kunst 
auch das Recht auf Kritik, auf kritische Aus­
einandersetzung mit der Kunst haben. Es 
darf Freiheit der Kunst nicht bedeuten, daß 
jeder, der ein kritisches Wort, der eine kriti­
sche Stellungnahme dazu abgibt, nun unter 
den Zensurbegriffen der Mächtigen, der 
Sozialisten steht. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

In diesem Sinne möchte ich die verball­
hornte Situation, die Sie von einigen Vorfäl­
len gegeben haben, zurechtrücken. Herr Kol­
lege Blecha! Worum ist es denn gegangen, als 
wir hier diskutiert haben Turrinis "Bürger"? 

Ja bitteschön: Es hat sich niemand gegen 
eine Aufführung dieses Stückes gewandt. Es 
war für uns keine Frage der Freiheit, daß im 
Volkstheater die "Bürger" aufgeführt werden. 
Sie können das im Stenographischen Proto­
koll nachlesen. Es war für uns unter anderem 
auch eine Frage des Geschmacks. Aber es war 
vor allem eine Frage des Schutzes der Persön­
lichkeit, als wir dies zur Debatte stellten. 

Denn, Herr Kollege Blecha: Es ist zwar ein 
alter französischer Theatertrick, daß die 
lebende Personen auf die Bühne stellen und 
dann Partien von dem heraus zitieren, was 
die gesagt haben. Aber es ist schon erstaun­
lich - und es ist eine Frage des Persönlich­
keitsschutzes -, wenn diese Wortcollagen 
dann von der ,,Arbeiter-Zeitung", von Ihrem 
Regierungsorgan, dazu benützt werden, um 
Ihre Eliten, um Ihre jungen Menschen scha­
renweise in dieses Stück als "Lehrstück" hin­
einzutreiben. 

Da haben wir nicht gesagt, daß Turrinis 
"Bürger" nicht aufgeführt werden sollen, son­
dern wir haben nur die Frage gestellt, warum 
es gerade für Sozialisten ein "Vorbild", ein 
"Lehrstück" ist, daß man mit der persönli­
chen, mit der individuellen Eigenheit von 
einer Reihe von Leuten Schindluder betrie­
ben hat, noch dazu in einem schlechten Stück. 

Wieso das gerade ein "Vorbild" geworden 
ist, war unser kritischer Einwand. Hineinge­
trieben haben Sie mit der Macht Ihrer "Arbei­
ter-Zeitung~!- un,d Ihrer Organisation Ihre jun­
gen Eliten, damit sie sich Turrinis Stück 
"Bürger" anschauen. Sie haben Bürgerhatz 
gemacht und haben bestimmte Personen 
gemeint. Das war sicherlich kein "Vorbild". 
Das war sicherlich kein "Lehrstück". Das war 
sicher zu Unrecht auf der Seite 1 der ,,Arbei­
ter-Zeitung" und war sicher zu Unrecht 

gelobt. Das hat mit Freiheit der Kunst nichts 
zu tun. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Und ein zweites Beispiel: Das Dramatische 
Zentrum. Ja bitte: Wir sind ja nicht der Mei­
nung, daß dieses Dramatische Zentrum ... 
(Abg. Dr. Hilde Ha w li c e k: Schon wieder!) 
Ich weiß, das sind Nerven, wo Sie unruhig 
werden. (Abg. Dr. Hilde Ha w li c e k: Sie 
werden das!) 

Das Dramatische Zentrum ist sicherlich in 
seiner Freiheit ... (Weitere Zwischenrufe bei 
der SPÖ.) Es soll existieren. Es soll existieren! 
Die Freiheit des Dramatischen Zentrums -
sie haben im Moment gerade eine schöne 
Ausstellung - ist etwas Schönes. 

Wir haben nur etwas zur Debatte gestellt, 
als es die Bilder nach Hieronymus Bosch 
gegeben hat, und zwar in einer recht authen­
tisch-objektiven Weise beschrieben. Denn 
immerhin hat der Polizeibericht damals die 
gängigen Handlungen, die da aufgeführt wur­
den, festgehalten. Es waren ja keine Erfin­
dungen, sondern es war die Darstellung nach 
Meinung von zwei Polizisten, die das gesehen 
haben, wo offenkundig in Vorbereitung dieses 
Stückes oder auch nicht - ich weiß es nicht; 
ich will es gar nicht wissen - zwei Polizisten 
feststellten, daß das Dramatische Zentrum 
recht undramatische Dinge, recht alltägliche 
Dinge offenkundig dort geschehen ließ. 

Nun war das für uns auch kein Problem der 
Freiheit. Das soll man tun, es tun mehr Öster­
reicher hoffentlich, als nur im Dramatischen 
Zentrum täglich. Aber unser Problem war 
das, ob angesichts der hohen Förderungsmit­
tel, die in dieses Zentrum gehen, genügend 
Kontrolle über die sinnvolle Verwendung die­
ser Mittel wirklich herrscht, wenn Polizisten 
- von Nachbarn hereingerufen, weil es so lär­
mig ist - dort allerhand bunte Szenen vorfin­
den. 

Das war unsere Problematik. Nicht die 
Freiheit der Kunst dort. Denn bitte: So etwas 
Alltägliches - ich hoffe: Alltägliches für viele 
Österreicher -, wie es sich dort abgespielt 
hat, ist sicherlich nicht etwas, was man unter 
den Titel "Kunstschutz" stellen muß. Wir 
haben nur gesagt: Und wieso kommt der 
Steuerzahler dazu, daß er nun solche chaoti­
schen Zustände in einem so überdurchschnitt­
lichen Ausmaß finanzieren soll? Wir haben 
nicht einmal gesagt, es soll nicht finanziert 
werden. Wir_haben nur g~fragt, warum der 
Herr Unterrichtsminister gerade in das Dra­
matische Zentrum mehr Geld hineinpumpt 
als in den ganzen Steierischen Herbst, immer­
hin eines der erfolgreichsten Festspiele, die 
wir in Österreich haben. (Beifall bei der ÖVP.) 
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Und ein drittes Beispiel, weil Sie es 
erwähnt haben: Die "Staatsoperette" . Herr 
Kollege Blecha! Ich verstehe bis heute nicht, 
warum Sie sich vor diese Passage der "Staats­
operette" stellen und so tun, als ob das nicht 
irgend etwas gewesen wäre. Bitte, worum 
ging es bei der Aufführung der "Staatsope­
rette"? Die "Staatsoperette" hat mit Freiheit 
der Kunst nichts zu tun. Sie wurde von uns 
nie verboten. Wir waren immer der Meinung: 
Wenn es die Herren im Rundfunk verantwor­
ten, sollen sie es aufführen. Woran wir uns 
gestoßen haben, war, daß der Mann, der 
offenkundig als Seipel-Darsteller aufgetreten 
ist, daß dieser Seipel in einer verhöhnenden 
Darstellung der Ölberg-Szene mit einer Persi­
flage des "Vaterunser" über die Schirme des 
österreichischen Fernsehens laufen sollte. 
Und wir haben es nicht verhindert, als der 
damalige Chef und die damaligen Verantwort­
lichen des ORF dies auch für richtig empfun­
den haben. 

Nur lassen wir uns auch unter dem Titel 
"Freiheit der Kunst" nicht das Recht nehmen, 
solche Szenen, Persiflage auf das Vaterunser, 
Verhöhnung der Ölberg-Szene, kritisch als 
Religionsverhöhnung aufzuzeigen und zu 
sagen: Muß man das den Menschen antun, die 
ein starkes religiöses Gefühl haben? Muß 
man solches den Menschen antun, die das 
Vaterunser als eine wesentliche ernste Ange­
legenheit empfinden? Hat man das Recht 
dazu, das in alle österreichischen Haushalte 
über das Fernsehen hineinzupumpen? Sie 
haben diese Form der Religionsverhöhnung 
leider damals für richtig empfunden. Ich kann 
nicht glauben, daß Sie das heute für richtig 
empfinden könnten. 

Natürlich kann das nach Freiheit der Kunst 
nicht verboten werden. Wir werden es auch 
nicht verbieten. Nur, es muß auch die Freiheit 
geben, sich gegen Religionsverhöhnung zu 
wehren, selbst wenn es der großen Sozialisti­
schen Partei angenehm ist, daß Religionsver­
höhnung über das Fernsehen läuft. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Und damit möchte ich schon an diesen drei 
Beispielen auch nach Beschluß der heutigen 
Verfassungsbestimmung festhalten: Wir wer­
den uns sicherlich nicht gefallen lassen, daß 
Sozialisten die Kunst und die Künstler ein­
spannen, als Motor ihrer Machtpolitik. Wir 
werden uns sicher nicht gefallen lassen, daß 
unter dem Titel "Kunst" oder "Kunstpolitik" 
Religionsverhöhnung, Angriffe auf Einzelper­
sonen zu verantworten sind. 

Denn bitte, das kann auch Kunst nicht wol­
len, das will Kunst nicht, und die Freiheit, sol­
ches zu machen, muß wie alle Grundfreihei-

ten, alle Grundrechte, in Balance gehalten 
werden mit den anderen Freiheiten, die wir 
auch in dieser Verfassung gemeinsam als 
Österreicher haben. (Beifall bei der ÖVP). 

Und wir werden uns nicht scheuen - und 
wir werden uns auch nicht von Reden von 
Ihnen, weder über die "SK" noch hier am Pult, 
abhalten lassen -, der Freiheit der Kunst mit 
der Freiheit zur Kritik am künstlerischen 
Werk gegenüberzutreten. Bitte, es würde sich 
die Kunst aufhören, wenn sie nicht die Kritik 
als Vis-a-vis hat. Kunst ohne Kritik wäre 
unfreier, als Kunst je durch eine Verfassung 
freigehalten werden kann. Kunst braucht die 
Kritik, und wir sind stolz, daß wir die Kritik 
in diesem Lande auch weiterhin vertreten 
werden. (Beifall bei der ÖVP). 19.55 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächste 
zum Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete 
Dr. Hilde Hawlicek. Ich erteile es ihr. 

19.56 

Abgeordnete Dr. Hilde Hawlicek (SPÖ): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Kollege Stein­
bauer hat seine Ausführungen damit begon­
nen, daß er bedauert hat, daß anläßlich einer 
so ernsten und feierlichen Vorlage über ein 
Grundrecht der Abgeordnete Blecha, wie 
Abgeordneter Steinbauer meinte, billige, aus 
der Alltagspolitik hergeholte Polemiken 
gebracht hat. (Abg. S te i n bau er: Das war 
schon billig!) Kollege Steinbauer! Die Polemi­
ken, die Sie bezüglich Abstimmungsverhalten 
beim ORF heute hier gebracht haben, sind 
wohl mehr als billige Polemiken und noch 
dazu in überhaupt keinem Zusammenhang 
mit der heute hier behandelten Vorlage. (Bei­
fall bei der SPÖ). 

Denn die Beispiele des Kollegen Blecha 
waren die Beispiele Ihrer billigen Polemik, 
Kollege Steinbauer! Beispiele der billigen 
Polemik der ÖVP oder ÖVP-naher Organisa­
tionen, Teilorganisationen, was das heutige 
Thema, nämlich Freiheit der Kunst, betrifft. 
Und, Kollege Steinbauer, wenn Sie einen 
Bericht heute anläßlich der Vorlage zur sozia­
len Lage der Künstler bringen, dann wissen 
wir von der Regierungspartei genausogut, daß 
es mit der sozialen Lage der Künstler nicht 
bestens bestellt ist. Und wir haben eine Reihe 
von Maßnahmen während unserer sozialisti­
schen Regierungszeit getroffen, um diese 
soziale Lage zu verbessern. Aber ich finde es 
von Ihnen grotesk, gerade heute darüber zu 
sprechen, wo Sie unseren Absatz 2 der Vor­
lage "Freiheit der Kunst in der Verfassung" 
ablehnen, denn gerade in diesem Absatz 2 
wäre die Anbahnung eines sozialen Grund­
rechtes gewesen, und damit die einzige Ver-
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bindung zur sozialen Lage, die Sie heute hier 
angeschnitten haben. 

Und ich darf Ihnen noch etwas sagen, Kol­
lege Steinbauer: Sie haben davon gesprochen, 
daß wir die Hochkultur abgewertet hätten. 
Von einer Abwertung der Hochkultur war nie­
mals die Rede, sondern wir wollen vielmehr 
den offenen Zugang aller zu allen Formen der 
Kultur, und daher haben wir auch den offe­
nen Zugang zu den Bundestheatern nicht nur 
gefordert, sondern eine Reihe von Maßnah­
men gesetzt, die es eben der Bevölkerung, den 
Kulturinteressierten ermöglicht, auch von 
diesen Einrichtungen Gebrauch zu machen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Was mich aber freut, Kollege Steinbauer, 
daß Sie heute hier wörtlich reklamieren 
anläßlich der Verankerung der Freiheit der 
Kunst in der Verfassung: "Wir sind die libera­
lere Partei". Es freut uns zu hören, daß Sie 
eine liberale Partei sind. Wer hier die libera­
lere ist (Abg. Dkfm. Bau e r: Das ist 
wohl keine Frage, das sind wir!), darüber kön­
nen wir uns streiten, denn ich darf Ihre Auf­
fassung von Liberalität, Kollege Steinbauer, 
als Demonstration einer scheinbaren Liberali­
tät entlarven. 

Ich darf Ihnen ein Zitat aus Ihrer Rede 
anläßlich der Budgetdebatte 1980 bringen, wo 
Sie noch meinten, Kollege Steinbauer, es sei 
fraglich, ob es der Kunst viel hilft, in die Ver­
fassung hineingeschrieben zu werden. Sie 
sagten: "Sicherlich billigen wir den Künstlern 
das Austasten neuer Möglichkeiten und jed­
wedes Herangehen an die Grenzen zu, aber" 
- und das ist jetzt der gefährliche und für Sie 
sehr peinliche Satz - "es muß auch für die 
Kunst eine Grenze geben. (Beifall bei der 
ÖVP.)" 

Und hier, Kollege Steinbauer, unterschei­
den wir uns. Und wenn Sie sagen, es gibt 
Unterschiede im Kunstbegriff, dann kann ich 
Ihnen nur zustimmen. Nur, wir unterscheiden 
uns eben in der liberalen Auffassung. Denn 
wir sind der Meinung, daß selbstverständlich 
immanente Grenzen auch der Freiheit der 
Kunst innewohnen, die dort liegen, wo die 
Grenzen zu anderen Grund- und Freiheits­
rechten betroffen werden, aber daß es nicht 
eine von den Politikern gezogene Grenze gibt, 
daß es nämlich Aufgabe der Politik ist, nicht 
die Kunst zu machen, sondern die Kunst zu 
ermöglichen. 

Herr Kollege, daher heißt es auch in unse­
rer Regierungserklärung: "Die Bundesregie­
rung wird jeder Art der Bevormundung der 
Kunst entgegentreten und ein Klima der 
Liberalität gewährleisten." 

Dazu haben wir uns zu Beginn unserer 
Regierung bekannt, und diese Politik haben 
wir während der letzten zwölf Jahre prakti­
ziert. 

In den Erläuternden Bemerkungen heißt es 
- und an diese Bestimmungen halten wir uns 
in unserer liberalen Kulturpolitik -: "Über 
die Schwierigkeiten, aus dem Begriff Kunst 
selbst immanente Schranken abzuleiten, 
sollte aber nicht vergessen werden, daß die 
Garantie der Kunstfreiheit auch insoweit auf 
den Staat wirkt, als es diesem untersagt ist, 
zu bestimmen, was Kunst ist, und der Staat 
für sich nicht in Anspruch nehmen darf, 
künstlerische Bewegungen zu unterdrücken 
oder einzelnen solchen Bewegungen eine 
bevorzugte Stellung zuzuweisen. Staatlich 
verordnete Kunst hat in einem gesellschaftli­
chen System, das nach dem Prinzip der Frei­
heit gestaltet ist, keinen Platz." 

Diesen Sätzen können wir nur hundertpro­
zentig zustimmen, denn wenn man versucht, 
Grenzen zu ziehen, kommt man zu solchen 
Kunstdefinitionen, wie sie in totalitären Staa­
ten üblich sind. Ich darf hier zwei Zitate brin­
gen. 

So meinte Goebbels im Jahr 1935: 

"Die Freiheit künstlerischen Schaffens ist 
auch im neuen Staat gewährleistet. Sie 
bewegt sich im scharf abgegrenzten Bezirk 
unserer nationalen Verantwortung. Diese 
Grenzen aber werden von der Politik und 
nicht von der Kunst gezogen." 

So Goebbels zu den Grenzen, die seiner 
Meinung nach notwendig sind. 

Und in der Verfassung der UdSSR heißt es 
im Artikel 47: "Die Freiheit des wissenschaft­
lichen, technischen und künstlerischen Schaf­
fens wird den Sowj etbürgern im Rahmen der 
Ziele des Kommunismus garantiert." 

Dieses Grenzenziehen und In-den-Rah­
men-Setzen, wie wir es von totalitären Staa­
ten her kennen, wird von uns Sozialisten ent­
schieden abgelehnt, Kollege Steinbauer. (Abg. 
G ra f: Von uns auch, Frau Kollegin!) Aber 
Sie wollen immer Grenzen ziehen. Ich habe 
das Zitat des Abgeordneten Steinbauer 
gebracht. (Abg. G r a f: Die Tendenzen, die 
Sie zitiert haben, werden von uns genauso 
abgelehnt wie von Ihnen. Also was soll das?) 
Ob genauso, das ist die Frage. 

Darum hat der ursprüngliche Antrag, den 
der Abgeordnete Blecha nun schon vor 
zweieinhalb Jahren eingebracht hat, gelautet: 
"Die Kunst ist frei, ihre Vielfalt ist zu schüt­
zen und zu fördern." 
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Mit diesem einfachen Satz war alles gesagt, 
was sowohl die Freiheit der Kunst garantiert, 
wie auch auf ihre Vielfalt und auch auf die 
Förderung Rücksicht genommen. Es wäre 
damit auch der Teil der Bestandsgarantie des 
Staates enthalten, nämlich dieses Grundrecht 
zu schützen. 

Ich darf daran erinnern, daß in der Diskus­
sion auch im Unterausschuß die Herren Pro­
fessoren und Präsidenten der Grundrechts­
kommission mit diesen Formulierungen sehr 
wohl einverstanden waren. Es hat zum Bei­
spiel Professor Adamovich betreffend Finan­
zierung gemeint, die Frage der Finanzie­
rung sei für die Kunst viel mehr eine Lebens­
frage als für die Wissenschaft, die sich, weil 
sie ihrerseits der Wirtschaft dient, viel leich­
ter selbst erhält. Man müsse der Frage der 
Finanzierung der Kunst daher schon eine 
besondere Betrachtung widmen. 

Präsident Loebenstein meinte: "Es soll zum 
Ausdruck gebracht werden, was die Vielfalt 
betrifft, daß gewisse Dinge, die man, von 
einem konservativen Standpunkt betrachtet, 
nicht als Kunst angesehen hat, zufolge der 
Entwicklung dem Begriff der Kunst zurechen­
bar geworden seien. Diese Dinge sollten 
g~schützt werden." 

Kollege Blecha hat schon die Stellung­
nahme Ihres ehemaligen Justizministers Kle­
catsky sowohl in der Grundrechtskommission 
als auch bei uns im Ausschuß angeführt. Kle­
catsky hat sogar davon gesprochen, daß die 
Verankerung des sozialen Grundrechtes im 
Zusammenhang mit der Freiheit der Kunst 
Modellcharakter für künftige soziale Grund­
rechte haben könnte. 

Wir sind aber von dem ursprünglichen Vor­
schlag, weil wir gesehen haben, daß sowohl 
die ÖVP als auch die Freiheitliche Partei 
gegen diese soziale Grundrechtsverankerung 
sind, abgegangen und haben im Zuge der Ver­
handlungen eine Formulierung gefunden, den 
jetzigen Absatz 2, wo wir sagen, daß bei einer 
Förderung künstlerischen Schaffens auch 
seine Vielfalt und deren Erhaltung zu berück­
sichtigen sind und damit klar zum Ausdruck 
gebracht haben, daß nicht ein Rechtsan­
spruch auf Förderung besteht. Es handelt sich 
nicht um die Förderung, sondern im Falle 
einer Förderung soll eben auch die Vielfalt 
berücksichtigt werden. 

So froh ich bin, daß die Freiheit der Kunst 
heute ihre Verankerung in der Verfassung 
findet, so sehr bedaure ich es, daß Sie diesem 
zweiten Absatz nicht zustimmen konnten, der 
ja, wie auch Staatssekretär Löschnak im Aus­
schuß ausgeführt hat, nur eine Art bedingtes 

soziales Grundrecht unter Voraussetzung der 
Förderung gewesen wäre. 

Abgeordneter Blecha hat heute schon den 
Brief der Grazer Autorenversammlung, von 
Dr. Birbaumer an Klubobmann Mock verle­
sen, in dem die Autoren bedauern, daß die 
ÖVP diesem zweiten Absatz nicht zustimmt. 
Sie machen sich ja immer so zum Anwalt der 
Schriftsteller, Kollege Steinbauer und Kollege 
Bergmann. Die Autoren haben eben den Ver­
dacht aussprechen müssen, daß Sie die Förde­
rung nur auf bestimmte Kunstrichtungen 
oder Künstler konzentriert wissen wollen. 

Daß dieser Verdacht nicht unbegründet ist, 
haben wir im Parlament und leider überhaupt 
schon sehr oft bemerken müssen. Ich möchte 
mich nicht wiederholen, die Aufzählungen, 
die Kollege Blecha heute gebracht hat, spre­
chen für sich. 

Und wenn Sie, Kollege Steinbauer, als groß­
artiges Zeichen Ihrer liberalen Kunstauffas­
sung ansehen, daß Sie kein Aufführungsver­
bot für Turrini in Ihrer letzten Debatte bean­
tragt haben - Sie haben nur seine Arbeits­
methoden kritisiert, was ich persönlich auch 
schon als Beschneidung der Freiheit der 
Kunst empfinde -, so darf ich Sie daran erin­
nern, daß Ihre Kreise für die "Staatsoperette" 
sehr wohl ein Aufführungsverbot beantragt 
haben. 

Das ist ja diese scheinbare Liberalität, die 
ich Ihnen vorwerfe, Kollege Steinbauer , daß 
Sie immer, so wie Sie es bei der Kunstdebatte 
im Februar 1982 gemacht haben, in einem 
Atemzug von der Freiheit der Kunst spre­
chen. Sie meinten damals: "Die ÖVP war nie 
gegen die Freiheit der Kunst. Es waren 
immer andere, die die Kunst wirklich bedroht 
haben, seien es extrem Linke, seien es extrem 
Rechte." Diesem Satz folgte bezeichnender­
weise kein Beifall Ihrer Parteigenossen. Aber 
als Sie dann sofort im nächsten Satz ansetz­
ten: "Ob das Turrini-Stück richtig war und der 
Sowjetfreund Turrini zum Leitbild sozialisti­
scher Bewegung im Kunst- und Kulturbereich 
hinaufstilisiert wurde - das ist eine feine 
Fahne, die Sie da vor sich hergetragen 
haben", setzt der tosende Beifall der ÖVP ein. 

Das ist immer das, was ich unter scheinba­
rer Liberalität verstehe, daß Sie sagen: Im 
Prinzip sind wir ja dafür. - Nur dann, wenn 
es um den konkreten Fall geht, hört Ihr Ver­
ständnis der Freiheit der Kunst leider sehr 
bald auf, dann stößt man bei Ihnen auf Gren­
zen. 

Bei uns in Österreich, sehr geehrte Damen 
und Herren, geht es nicht um offene Angriffe 
auf die freie Meinungsäußerung und Freiheit 

114. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 107 von 124

www.parlament.gv.at



11506 Nationalrat XV. GP - 114. Sitzung - 12. Mai 1982 

Dr. Hilde Hawlicek 

der Kunst. Wir haben Gott sei Dank keine 
offene Zensur, das traut sich keine politische 
Richtung. Sie haben ja selbst in Ihrer Rede 
ausgeführt, Kollege Steinbauer, daß wir stolz 
über die Grenzen Österreichs sehen können. 
Daß bei uns die Kunst frei ist, haben Sie zu 
Beginn ausgeführt. Sie haben zwar nachher 
angebliche Beispiele für die Nichtfreiheit 
gebracht, aber Sie verfolgen hier die gleiche 
Taktik wie bei anderen Argumentationen. 

Diese offene Zensur gibt es Gott sei Dank 
bei uns in Österreich nicht, und ich glaube, 
wir sollten anläßlich einer solchen Verab­
schiedung uns auch dessen bewußt sein, daß 
das auf der Welt heute noch nicht so selbst­
verständlich ist. Ich habe gerade erst einen 
Bericht des Pen-Klubs, den er einen Bericht 
des. Schreckens nennt, über Schriftsteller im 
Gefängnis in Händen gehabt, einen Bericht, 
der aussagt, daß derzeit mehr als 500 Schrift­
steller in Polen, Argentinien, Vietnam, Süd­
afrika, in der Sowjetunion und in der Türkei 
in Haft sind. 

Aber worum es bei uns geht, ist, und davon 
hat Kollege Blecha auch schon gesprochen, 
die versteckte Zensur. Es hat Peter Noever in 
den "Roten Markierungen" geschrieben: 
"Unsere Gesellschaft demonstriert schein­
bare Liberalität. In Wirklichkeit ist sie kunst­
feindlich, und Kunst wird als Spielart der 
Narretei aufgefaßt." 

Und ein Artikel in der "Zeit" von Karl 
Ruhrberg hat den Titel "Ob von den Linken 
oder den Rechten, Kunst wird immer mehr 
für politische Zwecke mißbraucht". Ruhrberg 
spricht von repressiver Intoleranz und bringt 
ein Zitat von Franz Joseph Strauß. Strauß 
meint hier: "Wer Revolution auf dem Kunst­
wege machen will, muß sehen, woher er dazu 
die Mittel auftreibt. Ein Anspruch auf Steuer­
gelder ist ihm zu verwehren." 

Diese Aussage scheint mir sehr ähnlich der 
Aussage einiger Politiker auch in unserem 
Lande. Aber.das ist es ja genau, worum es uns 
geht und wo sich unsere Anschauungen 
unterscheiden. 

Für die Verwirklichung der Kunst hat es 
früher den Mäzen gegeben, und heute ist es 
eben die staatliche Kunstförderung. Daher 
muß man, wenn man für die Freiheit, Libera-. 
lität und Pluralität der Kunst ist, auch für die 
Vielfältigkeit bei der Förderung sein. Das ist 
die ÖVP leider nicht, und hier zeigt sich, wie 
ernst Sie die Freiheit der Kunst nehmen. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Ich möchte zum Schluß noch ein positives 
Beispiel bringen, nämlich das Burgenländi­
sehe Kulturförderungsgesetz vom 13. März 

1981. Es heißt im § 1 Absatz 3: "Das kulturelle 
Schaffen ist frei. Die Kulturförderung stellt 
einen Beitrag zur Sicherung dieser Freiheit 
dar." 

Und im § 4 über die allgemeinen Grund­
sätze der Förderung heißt es: "Bei der Gewäh­
rung der Förderung hat das Land darauf zu 
achten, daß hiedurch die Unabhängigkeit, 
Freiheit und Vielfalt der kulturellen Tätigkeit 
in keiner Weise beschnitten wird." 

Kulturreferent Dr. Mader meint in einer 
Broschüre zur Kulturpolitik im Burgenland: 
"Diese Freiheit des kulturellen Schaffens ist 
ein unverzichtbarer Teil jeder humanen Kul­
tur und wird hier zum ersten Mal in Öster­
reich gesetzlich postuliert und verankert. In 
der Praxis bedeutet dies auch, daß der Kultur­
referent vor allem Minderheiten sehr oft in 
Schutz nehmen muß, wenn konservative oder 
progressive Toleranzgrenzen bisweilen über­
schritten werden." 

Ich kann hier nur hinzufügen: Nehmen Sie 
sich ein Beispiel am Burgenland, vielleicht 
stimmen die burgenländischen ÖVP-Abgeord­
neten uns zu. Denn wie Hilmar Hofmann 
schon sagte: "Die Freiheit der Kunst heißt 
nicht nur Freiheit vom Staat, sondern ist 
zugleich Freiheit durch den Staat" , eben 
durch die Förderung des Staates. 

Lassen Sie mich schließen, sehr geehrte 
Damen und Herren, Hohes Haus. Wir Soziali­
sten richten uns nach dieser weiten Ausle­
gung der Freiheit der Kunst, die in meinen 
Augen die einzige ehrliche Auslegung ,der 
Freiheit der Kunst ist. 

Wir richten uns danach in der Praxis unse­
rer Politik, und wir haben sie in unserem Par­
teiprogramm verankert, in dem wir - ich 
zitiere - "die Sicherung der Freiheit der 
Kunst und der Vielfalt künstlerischer Betäti­
gung" fordern sowie "die großzügige und vor­
urteilsfreie Förderung der Kunst im Bereich 
des Schaffens, des Vermitteins und der 
Anteilnahme' sowie die besondere Förderung 
kultureller Minderheiten und junger Künst­
ler". 

Wir Sozialisten wollen der Kunst Entfal­
tungschancen sichern, aber keine bestimmte 
Kunstrichtung oder Kunstform privilegieren. 
Denn Kunst, die sich für uns nur in Freiheit 
entfalten kann, ist für die Sozialisten, das 
steht ebenfalls in unserem Parteiprogramm, 
ein Beitrag zur Humanisierung der Gesell­
schaft und zur Erziehung zur Toleranz. 

Wir stimmen daher heute der Verankerung 
der Freiheit der Kunst in der Verfassung 
sowie der Beachtung der Vielfalt bei einer 
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Förderung als wichtigen Schritten in der Ziel­
richtung einer Humanisierung der Gesell­
schaft zu. Wir bedauern, daß die ÖVP und die 
FPÖ nur einen Schritt gemeinsam mit uns 
machen. (Beifall bei der SPÖ.) 20.15 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Ermacora. Ich erteile es ihm. 

20.16 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Oamen und Herren! Hohes 
Haus! Wenn ich die Debatte überblicke und 
mir die zum Teil kontroversiellen Stellung­
nahmen noch einmal vergegenwärtige, dann 
komme ich mir zeitweise wie in den Vereinten 
Nationen vor, wo man mit gleichen Worten 
zwar redet und berichtet, aber wo hinter die­
sen Worten oft ein anderes Verständnis für 
den Inhalt steht. Wenn das ein richtiger Ein­
druck ist, so würde man die Debatte irgend­
wie deprimierend empfinden müssen, die zu 
einem so bedeutenden Gesetz, das heute 
beschlossen werden soll, geführt wird. 

Mein Klubfreund und Freund Dr. Neisser 
hat schon sichtbar gemacht, daß wir bedauer­
licherweise wiederum einen Akt der Gelegen­
hei tsgesetzge bung beschließen. Kritisiert 
man schon den Verfassungsprozeß in Öster­
reich im allgemeinen wegen seiner Beiläufig­
keit, so wird man heute gewiß kritisieren, daß 
diese Beiläufigkeit nun auch den Grund­
rechtsprozeß beherrscht. Ich bitte nur zu 
betrachten, was sich hier abgespielt hat, und 
Sie werden erkennen, daß meine Ausführun­
gen richtig sind: 

Telephongeheimnis, ins 1867er-Gesetz ein­
gebaut, im Zusammenhang mit dem Strafge­
setz 1973. Datengeheimnis, im Zusammen­
hang mit dem Datenschutzgesetz. Die Rund­
funkfreiheit im Zusammenhang mit dem 
ORF. Die Parteienfreiheit im Zusammenhang 
mit dem Parteiengesetz, und nun heute die 
Kunstfreiheit im Zusammenhang mit irgend­
welchen anderen politischen Äußerungen, die 
zu diesem Gegenstand gemacht wurden. 

Aber der große Wurf - das hat ebenfalls 
N eisser herausgestellt, und das wurde zum 
Teil auch von Ihnen in gewissem Sinne 
bedauert - ist dem österreichischen Gesetz­
geber bis heute noch nicht gelungen. 

Wir stehen in unserer Basis noch immer 
auf dem Grundrechtskatalog des Jahres 1867. 
Seit bald zwanzig Jahren tagt eine Grund­
rechtsreformkommission mit ihren Unter­
gruppierungen ohne wirklich greifbares 
Ergebnis. Das ist bedauerlich. 

Aber ich möchte, wenn ich heute diesem 
Absatz 1 des vorgelegten neuen Artikels des 
Staatsgrundgesetzes im Namen meiner Partei 
auch die Zustimmung gebe, doch etwas ausru­
fen: Wenn man einmal einen größeren Kata­
log der Grund- und Freiheitsrechte haben 
wird, so möge der zukünftige Gesetzgeber 
das, was in den letzten zehn Jahren an Grund­
und Freiheitsrechten einstimmig hier 
beschlossen wurde, doch zu einem undisku­
tierbaren Bestandteil des Grundrechtsreform­
projekts machen und nicht wiederum auf 
diese im Laufe der zehn Jahre beschlossenen 
Punktationen zurückkommen. Wenn uns das 
gelingt, dann würde man immerhin in dieser 
Gelegenheitsgesetzgebung Ansätze eines sehr 
grundlegenden Systems und eines Fortschrit­
tes erkennen können. 

Die Aufnahme einer neuen Grundrechtsbe­
stimmung wäre nicht so überraschend, wenn 
sie in Zusammenhalt mit einer Gesamtreform 
getroffen würde, also etwa im Jahre 1920, wo 
man im Renner-Mayr-Entwurf, im Entwurf 
der Sozialdemokraten, ein Grundrecht auf 
Kunst vorgesehen hatte, aber dieses Grund­
recht aus den bekannten Gründen nicht 
beschlossen hatte. Es mußten 60 Jahre verge­
hen bis zu diesem heutigen Tag, an sich ein 
bedeutender Tag für den österreichischen 
Grundrechtskatalog, wo wir ein solches 
Grundrecht beschließen. 

Ich möchte etwas zurückblicken: Im Jahre 
1913 haben bedeutende Persönlichkeiten 
Österreichs diese Frage des Rechtes auf Frei­
heit der Kunst sehr lebhaft diskutiert. 

Ich zitiere eine Persönlichkeit, die in der 
Juristenwelt einen großen Bekanntheitsgrad 
genoß: Es war der bedeutende österreichische 
Staatstheoretiker Bernatzik, der in den "Mit­
teilungen der wissenschaftlichen Gesell­
schaft" gerade dieses Problem der Kunst im 
Jahre 1913 diskutiert hatte. 

Interessant ist, daß die Probleme, die 
damals diskutiert wurden, auch heute weitge­
hend diskutiert werden, wie das Problem der 
staatlichen Kunstpflege, man hat die Frage 
der Förderung der Künstler diskutiert, man 
hat erklärt, es handle sich hier um Fragen der 
Sozialpolitik. Aber man hat auch auf die 
Gefahren der Kunstpflege aufmerksam 
gemacht. 

Bernatzik schrieb einen sehr beachtenswer­
ten Satz, der möglicherweise in manchen 
Erklärungen, die wir heute hier gehört haben, 
ebenfalls angeklungen ist. Er sagte: 

"Die großen bahnbrechenden Talente wer­
den in der Regel feindselig von der offiziellen 
Kunstpflege behandelt, zumal wenn diese in 
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den Händen einer bornierten Parlaments­
oder Stadtrats-Majorität liegt. Diese Unter­
drückung unbequemer Künstler ist Gefahr 
und erinnert an den Ausspruch jenes Polizei­
präsidenten, der zu einem berühmten Dichter 
sagte: Ihre ganze Richtung paßt mir nicht." 

Es wird hier eine interessante Schlußfolge­
rung gezogen von diesem längst verblichenen 
Bernatzik, nämlich die Forderung nach 
Selbstverwaltung des Künstlers. 

Ich stelle die Frage: Deckt der Gesetzgeber 
heute, also decken wir mit dem nun in das 
Staatsgrundgesetz 1867 aufgenommenen 
ersten Absatz, den wir beschließen werden, 
alle Probleme ab, die sich aus dem neuen 
Freiheitsrecht ergeben? Ich glaube, daß dies 
nicht der Fall ist. Denn der Ausschuß hat, 
obwohl er lang, aber nicht sehr oft getagt hat, 
die bedeutendsten Fragen, die sich aus die­
sem Grundrecht ergeben, nicht so abgehan­
delt, daß der Verfassungsgerichtshof, der sich 
möglicherweise mit diesem Text einmal aus­
einandersetzen wird, die Richtlinie durch die 
Diskussion erhalten haben wird, die notwen­
dig ist, um diese Formeln, die in diesem 
neuen Artikel 17 a enthalten sind, wirklich 
judizieren zu können. Und zwar ging die Dis­
kussion über das Problem, das wir heute 
durch eine ganze Reihe von Debattenrednern 
geradezu in den Mittelpunkt der Diskussion 
gestellt erhielten, nämlich über die Frage der 
Förderung, über das Problem des Verhältnis­
ses Kunst und sozialer Leistungsstaat - das 
ist ein Mittelpunkt gewesen -, und auf der 
anderen Seite über die Frage der rechtsstaat­
lichen Gefahren, die man hier abwehren 
könnte, hinweg. 

Aber ich glaube nicht, daß man, sieht man 
von den Erläuternden Bemerkungen des 
Berichtes ab, die bedeutsam genug sind, alle 
Probleme so behandelt hat, daß man den Text 
praxisreif gemacht hätte. 

Der Verfassungsgesetzgeber - und ich 
glaube, wir sind hier berufen, als Sprecher 
unserer Parteien zwar nicht authentisch zu 
interpretieren, aber doch den lapidaren 
Worten Sinn zu geben - müßte klärend hier 
Aussagen treffen durch die Sprecher der par­
lamentarischen Klubs. 

Wir können bei dieser Diskussion weniger 
auf die österreichische Rechtsprechungspra­
xis zurückgreifen, es sei denn - vielleicht 
würde man das polemisch sagen wollen -, 
daß sich im Bereich des Schmutz- und 
Schundgesetzes allmählich Rechtsprechungs­
praktiken herausgebildet haben, die diskuta­
bel sind. Aber sonst wird man sich mangels 
einer ausgeprägten österreichischen Recht-

sprechung auf die deutsche Rechtsprechungs­
praxis beziehen und dabei erkennen müssen, 
was bei einer gleichartigen Formulierung im 
Bonner Grundgesetz etwa zu diesen verschie­
denen Fragen ausgesagt wurde. 

Ich glaube jedenfalls - und hier möchte ich 
einen Ansatz zu einer authentischen Interpre­
tation setzen, mit der der Verfassungsge­
richtshof etwas anfängt -, wir haben hier 
einen Satz im Absatz 1, der eine wertentschei­
dende Grundsatznorm darstellt. Er gewährt 
ein individuelles Freiheitsrecht, das in der 
Aussage des neuen Absatzes 1 dieses neuen 
Artikels 17 a das Schaffen, das Lehren und 
das Vermitteln beinhaltet. Ich glaube, das ist 
eine wichtige Aussage für den Inhalt dieses 
individuellen Freiheitsrechtes. Er betrifft die 
künstlerische Betätigung, die Darbietung und 
Verbreitung der Kunstwerke. Das ist für 
Österreich nach meiner Meinung keine Zwei­
felsfrage. 

Eine Zweifelsfrage dürfte sein, ob dieses 
Recht der Kunstfreiheit auch vom Buchverle­
ger - also nicht vom Schriftsteller, sondern 
vom Buchverleger - in Anspruch genommen 
werden kann. Ich glaube, das ist eine ganz 
gewichtige Frage, die bei der Flut der Litera­
tur, die heute auf dem Markt ist, bei der Frage 
der Konkurrenz, die in diesem Zusammen­
hang längst aufgebrochen ist, abzuklären 
wäre. 

Ich würde aber meinen, daß es für die öster­
reichische Rechtslage nicht so ohne weiteres 
klar ist, daß sich auch der Buchverleger auf 
dieses neue Grundrecht beziehen kann, ja 
ohne weiteres beziehen kann, wenn er mög­
licherweise in Konflikte vielleicht mit der 
Obrigkeit - wenn Sie gestatten, daß ich die 
Administration so anspreche - oder der 
Gerichtsbarkeit kommt. 

In einer ganz wichtigen Frage unterschei­
den wir uns offenbar. Wenn die Frau Abgeord­
nete Dr. Hawlicek über die Frage der Schran­
ken spricht - geradezu lamentiert, so würde 
ich ihr Bedauern hier interpretiert haben -, 
scheinen wir uns zu unterscheiden. 

Ich glaube, die Frage ist nicht so schwierig, 
Frau Abgeordnete. Wenn Sie sich nämlich 
ebenso wie ich zu dem Bericht des Verfas­
sungsausschusses bekennen, dann ist auf der 
Seite 2 die Schrankenfrage für die Gerichte 
und für die Verwaltungsbehörden ganz ein­
deutig geklärt. Da können Sie uns nicht vor­
werfen, wir würden möglicherweise von Libe­
ralität sprechen, aber in Wahrheit ganz antili­
beral sein. 

Nein, Frau Abgeordnete, auch Sie haben 
diesen Bericht zwar nicht mit unterzeichnet 
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im formellen Sinn, aber Sie haben nichts ein­
zuwenden gehabt gegen diesen Bericht, und 
dieser Bericht stellt in einer sehr abgewoge­
nen Weise das Problem der Schranken her­
aus. 

Also ich sehe, wenn wir uns auf den Boden 
dieses Berichtes stellen, keine besondere Pro­
blematik in der Schrankenfrage, wenngleich 
sie vom Standpunkt der Kunst her problema­
tisch sein mag, aber für den Juristen gibt es 
hier nicht viele Probleme. 

Daher dürfen Sie uns, Frau Abgeordnete, 
nicht vorwerfen, daß wir etwa dem Polizei­
staat frönen wollten in bezug auf die Freiheit 
der Kunst und Sie, meine Damen und Herren 
- das sieht man nicht im Protokoll, aber ich 
wende mich jetzt an die von mir aus gesehen 
linke Seite dieses Hauses -, die großen Libe­
ralen sind in dieser Frage. Ich glaube, das ist 
eine unrichtige Charakterisierung unserer 
Position. 

Ich möchte weiter hinzufügen, Frau Abge­
ordnete, daß ich die Mephisto-Entscheidung 
des deutschen Bundesverfassungsgerichtes -
das ist eine sehr berühmte Entscheidung 
gewesen, wo es um die Frage des Klaus Mann 
und Gründgens gegangen ist - nicht ganz 
teile. Das deutsche Bundesverfassungsgericht 
meinte: ,,Abzulehnen ist die Meinung, daß die 
Freiheit der Kunst durch die Rechte anderer, 
durch die verfassungsmäßige Ordnung und 
durch das Sittengesetz beschränkt sei." Ich 
würde nicht diese Auffassung des deutschen 
Bundesverfassungsgerichtes teilen. Wir 
haben sie auch mit diesem Bericht nicht 
geteilt. 

Allerdings gebe ich zu, daß diese Frage von 
einem nicht juristischen Standpunkt, vom 

. künstlerischen Standpunkt diskutabel 
erscheint. Aber ich bin der Meinung, daß man 
Konflikte nach Maßgabe einer Grundwerte­
vorstellung in Österreich im konkreten Falle 
zu entscheiden haben wird. 

Aber wo wir beide, würden wir auf dem 
Boden stehen, in verschiedener Richtung aus­
gleiten würden, ist die Frage der Liberalität. 
Ich fürchte fast, wenn Sie jene Produkte als 
Kunst bezeichnen würden, die man als ob­
szöne Kunst bezeichnet - ich denke hier an 
die berühmten Bilder, die man sieht, wo ein 
gewiß schöner Frauenleib mit einer 
Schweinsrnagenblase verunstaltet wird -, 
wenn Sie das als künstlerische Inkarnation 
ansehen, so würde ich meinen, daß das Pro­
bleme sind, die zu diskutieren sind. 

Ich persönlich meine auch, daß etwa Aktio­
nen, wie sie im Jahre 1968 in Österreich gera­
dezu ein neues Zeitalter eingeleitet hatten, 

dazugehören. Ich habe im Ausschuß auf diese 
berühmt-berüchtigten Szenen im Institutsge­
bäude, Hörsaal 1, Wiener Universität, verwie­
sen, wo der berüchtigte Mühl gezeigt hat, was 
er unter Kunst versteht, das heißt, daß man 
als Kunst verstand, daß man beim Absingen 
der Bundeshymne in einen Winkel pißte, vor 
den Zuschauern. Bitte, ich glaube, das würde 
ich nicht als Kunst bezeichnen. Das heißt 
also, ich würde das als eine Art der Meinungs­
äußerung ansehen, der ich im Konfliktfalle 
die Anerkennung des Rechtes auf Kunst ver­
weigern würde. 

Ich glaube, Frau Abgeordnete, wenn Sie 
hier mit mir nicht übereinstimmen, so ist das 
nicht Liberalität, die Sie vertreten, sondern, 
um hier einen französischen Ausdruck aus 
der Szene zu verwenden, libertinisme, wenn 
ich das so sagen darf, das heißt also eine Frei­
zügigkeit, die man in der permissiven Gesell­
schaft als solche versteht. 

Herr Staatssekretär! Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, daß man das, 
was sich als Kunst ausgibt, erfahren soll. Hier 
geht es um etwas ganz Grundlegendes. Ich 
glaube, es soll diese Erfahrung bestehen und 
sich bewähren. Hier liegt der springende 
Punkt zu jenen Paragraphen des Artikels, den 
die Österreichische Volkspartei ablehnen 
wird. Es soll sich die Kunst als Kunst in ihrer 
Erfahrung bewähren, und es soll nicht das, 
was irgend jemand für Kunst hält, mit Steuer­
geldern ohne weiteres, verfassungsgrechtlich 
legitimiert, gefördert werden. Das ist die Pro­
blematik. Es kann sich die Kunst nicht erfah­
ren, sondern sie wird durch Ihren Vorschlag 
mit verfassungsgesetzlicher Legitimation 
gefördert. Es soll der Staat die Freiheit geben, 
Kunst erfahren zu lassen, aber ihr die Hand 
zu reichen, was eine Regierung oder eine 
Regierungspartei oder eine Magistratsmehr­
heit für Kunst hält, zu fördern, ist gleichbe­
deutend mit der Einführung der Sozialstaats­
klausel in den Kunstartikelparagraphen. 

Und ich glaube, meine Damen und Herren, 
Herr Präsident, Herr Staatssekretär, das ist 
ein Blankosatz, den· Sie hier in Ihrem 
Absatz 2 aufgenommen haben. 

Ich meine ferner: Warum greifen Sie nicht 
zu einer ähnlichen Maßnahme, wie es das 
Sportförderungsgesetz darstellt? Braucht der 
Staat heute nach seiner Praxis eine verfas­
sungsgesetzliche Grundlage, um ein bestimm­
tes verfassungsgesetzlich gewährleistetes 
Recht zum Beispiel finanziell zu fördern? 
Diese Frage stelle ich, und ich beantworte mit 
allen meinen Vorrednern, die hier auf meiner 
Linie gelegen sind, diese Frage mit nein. Es 
muß einem Kunstförderungsgesetz obliegen, 
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die Frage der Ausbildung von Künstlern, die 
Zuwendungen an einzelne Künstler, die 
Zuwendungen für Veranstaltungen der 
Kunst, die Erteilung künstlerischer Aufträge, 
die Verleihung von Kunstpreisen vorzusehen. 
Dazu bedarf es eines Kunstförderungsgeset­
zes und keiner Blankovollmacht, wie Sie 
diese, meine Damen und Herren, heute in den 
Absatz 2 des Artikels 17 a aufgenommen 
haben. Das wäre nach meiner Meinung -
und Neisser hat das ja ganz sichtbar gemacht 
- eine Systemänderung im Grundrechtskata­
log. Ich glaube halt nicht, daß man im Jahre 
1982 mit derartigen Systemänderungen auf­
warten kann, wenn man noch immer den 
grundlegenden Grundrechtskatalog, der das 
Gesetz aus dem Jahre 1867 ablösen würde, vor 
Augen hat. 

Also, meine Damen und Herren: Wir 
beschließen mit dem Absatz 1 ein sehr grund­
legendes Gesetz, und ich glaube, genug der 
Argumente vorgetragen zu haben, um deut­
lich zu machen, warum man sich nicht ent­
schließen kann, den Absatz 2, das heißt also 
jene Regelung mit zu beschließen, die als ver­
fassungsrechtliches Gebot die sogenannte 
Kunstförderung mit all den Schwierigkeiten 
des Gleichheitssatzes und so weiter, der 
Beherrschung von Richtungen und so weiter 
enthält. 

Wir alle, die wir gegen den Absatz 2 gespro­
chen haben, haben doch in sehr deutlicher 
Weise die Argumente vorgetragen, sodaß es 
der interessierten Öffentlichkeit einsichtig 
sein müßte, warum man diesen Absatz 2 
grundsätzlich nicht akzeptieren kann. (Beifall 
bei der ÖVP.) 20.35 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Manndorff. Ich erteile es ihm. 

20.36 

Abgeordneter Manndorff (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Ich habe die Absicht, noch einige ergän­
zende Bemerkungen vor allem zum kunstför­
derungspolitischen Aspekt des Absatzes 2 
meinen verehrten Damen und Herren Vorred­
nern anzuschließen. 

Lassen Sie mich bitte aber vorerst noch ein­
mal eines ganz klar feststellen und wiederho­
len: Die Österreichische Volkspartei ist nicht 
gegen die Vielfalt der Kunst und auch nicht 
dagegen, daß bei der Förderung der Kunst die 
Vielfalt und Erhaltung der Vielfalt zu beach­
ten ist. 

Die Österreichische Volkspartei lehnt die­
sen zweiten Absatz aus Gründen der Beden-

ken gegen die Rechtssystematik dieser Art 
der Verankerung der Vielfalt ab. Gegen diese 
Rechtssystematik hat sie Bedenken und nicht 
gegen die Vielfalt an sich. 

Sie können, meine Damen und Herren, 
wenn ich das noch anschließen darf, diese 
Bedenken, die wir gegen die Rechtssystema­
tik haben, mit Widerspruch beantworten, aber 
es wäre nicht fair und es ist nicht korrekt, aus 
dieser Begründung der Ablehnung des Absat­
zes 2 zu schließen, wir seien gegen die Vielfalt 
der Kunst und mepr oder weniger Kunstzen­
soren und Kunstdiktatoren. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Der Absatz 2 
enthält, glaube ich, sehr interessante kunst­
förderungspolitische Richtlinien. Er enthält 
die Richtlinie, daß bei der Förderung der 
Kunst die Vielfalt zu beachten ist. 

Doch glaube ich, daß eines der wichtigen 
Worte dieses Absatzes 2 in dem Wort "auch" 
zu sehen ist. Ausdrücklich, meine Damen und 
Herren, erklären uns die Erläuternden 
Bemerkungen des Gesetzentwurfes zu diesem 
Absatz 2, daß die Vielfalt der Kunst nur ein 
Aspekt sein soll, der bei der Förderung der 
Kunst zu beachten ist, und daß die Behörden 
oder die Gebietskörperschaften, die Kunstför­
derung zu betreiben haben oder betreiben sol­
len, auch andere Gesichtspunkte berücksich­
tigen können, daß sie neben der Vielfalt also 
auch Schwerpunkte anderer Art als die Viel­
falt setzen dürfen und daß das ausdrücklich 
vorgesehen ist. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, daß 
wir in diesem "auch" einen wesentlichen 
Aspekt des Gesamtsystems dieses Absatzes 2 
sehen können und auch sehen sollen. 

Ich frage mich nun, meine Damen und Her­
ren: Was ist auf der zweiten Seite dieses 
"auch" zu sehen als Richtlinie für die Kunst­
förderung? Wenn auf der einen Seite des 
"auch" die Vielfalt steht, so heißt das, daß auf 
der anderen Seite des "auch" - ich glaube, 
Herr Kollege Blecha, daß Sie dem Prinzip 
zustimmen können - etwas anderes stehen 
kann als die Vielfalt, nämlich ganz bestimmte 
Schwerpunkte, die die Politik, die der Staat, 
die die Gesellschaftspolitik und so weiter 
besonders setzen kann außer der Vielfalt. 

Meine Damen und Herren! Wir werden ja 
sicher, da dieser Absatz 2 des Gesetzes auf 
Grund seiner Verfassungsqualifikation durch 
die Ablehnung der beiden Oppositionspar­
teien nicht Rechtskraft erhalten wird, über 
diese kunstförderungspolitischen Richtlinien 
auch in der Zukunft noch diskutieren. Ich 
frage mich - und ich möchte das hier als eine 
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ergänzende Bemerkung vortragen -, was wir 
auf der anderen Seite des "auch" als Schwer­
punkte für die Richtlinien der Kunstpolitik 
uns vorstellen könnten und sollten. 

Meine Damen und Herren! Kunst war zu 
allen Zeiten der Geschichte ein Ausdruck des 
Zeitgeistes, aber auch eine Kraft zur Beein­
flussung des Zeitgeistes. Und das hat ja dazu 
geführt, daß manchmal - und gar nicht sel­
ten in der Geschichte - Kunst als Einflußmit­
tel auf den Zeitgeist von politischen und ande­
ren Kräften mißbraucht wurde. Andererseits 
aber kann. und soll - so glaube ich - auch 
die Demokratie nicht übersehen, daß die 
Kunst sehr konstruktive, aber auch sehr 
destruktive Wirkungen auf den Geist zur 
Gesellschaftsordnung, zur Demokratie, zur 
Haltung im Leben auszuüben vermag. 

Ich glaube daher, meine Damen und Her­
ren, daß wir, wenn wir über die andere Seite 
des "auch',' in den Richtlinien für die kunst­
politische Aufgabenerfüllung der Gebietskör­
perschaften diskutieren, auch beachten soll­
ten, daß die Kunst die Möglichkeit besitzt, 
den Menschen positiv zu beeinflussen in der 
Haltung zur Gesellschaft, in seiner eigenen 
Lebensgesinnung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube daher, daß, wenn wir über die 
andere Seite des "auch" neben der Vielfalt 
der Kunstförderungspolitik diskutieren wer­
den, wir als Aufgabe, die der Staat, die die 
Gemeinschaft auch der Kunst stellen könnte 
und sollte, die Förderung von Werten wie Ver­
ständnis für das Wesen und den Wert der 
demokratisch-rechtsstaatlichen Ordnung, den 
Gemeinschaftssinn, die Hilfsbereitschaft 
gegenüber dem Mitmenschen, die Rücksicht­
nahme, die Verläßlichkeit, Treue, Fleiß, 
Gerechtigkeit, Initiative, Eigenverantwor­
tung, Leistung, Einsatzbereitschaft für den 
Mitmenschen und so weiter, solche Werte, die 
wir vielfach - manchmal wird das als reak­
tionär, aber ich glaube, völlig zu Unrecht, 
bezeichnet - als Tugenden der Menschen 
sehen, auch mit der Kunst den Menschen 
positiv vor Augen stellen sollen. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, 
wenn wir - ich wiederhole - auf der ande­
ren Seite des "auch" neben der Vielfalt die 
Richtlinien für die Kunstpolitik, für die 
Kunstförderung betrachten und beurteilen 
werden, wir diese gesellschaftspolitische Mit­
einflußnahme der Kunst als ein Ziel sehen 
sollten, das die Förderungspolitik des Staates 
bei der Förderung der Kunst beachten sollte. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Dies möchte ich 
zur Ergänzung der Überlegungen zum 

Absatz 2 sagen, und ich glaube, daß auch die 
Kunst, soweit die öffentliche Hand, soweit der 
Staat sie fördert, ihren Beitrag leisten kann 
und soll, Bewußtsein und Unterstützung jener 
Gesellschaftsordnung des rechtsstaatlich­
demokratischen Systems mitzubesorgen, auf 
dem alleine letztlich die Freiheit der Kunst 
überhaupt möglich ist. Und für dieses Ziel 
sollte die Kunstförderungspolitik, wenn wir in 
Zukunft darüber diskutieren, ihren wesentli­
chen Beitrag leisten. (Beifall bei der 
ÖVP.) 20.43 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf ein 
Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Gesetzentwurf samt Titel 
und Eingang in 978 der Beilagen. 

Da es sich bei dem vorliegenden Gesetzent­
wurf um ein Bundesverfassungsgesetz han­
delt, stelle ich zunächst im Sinne des § 82 
Absatz 2 Ziffer 1 der Geschäftsordnung die 
für die Abstimmung erforderliche Anwesen­
heit der verfassungsmäßig vorgesehenen 
Anzahl der Abgeordneten fest. 

Da getrennte Abstimmung verlangt ist, 
gehe ich so vor. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung 
über Artikel I bis einschließlich Absatz 1 des 
Artikels 17 a. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. 
- Das ist einstimmig angenommen. 

Hinsichtlich Artikel 17 a Absatz 2 im Arti­
kel I ist getrennte Abstimmung verlangt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mehrheitlich angenom­
men, aber nicht die erforderliche Zweidrittel­
mehrheit. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die 
restlichen Teile des Gesetzentwurfes in 978 
der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom­
men. 

Da der Absatz 2 des Artikels 17 a im Arti­
kel I des Gesetzentwurfes nicht die erforderli­
che Zweidrittelmehrheit gefunden hat, ent­
fällt die Absatzbezeichnung 1 im Artikel 17 a. 
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Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf in Fassung der 
zweiten Lesung auch in dritter Lesung ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. 

Das ist ein s tim m i g auch in dritter 
Lesung angenom men. 

5. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Bericht der Bundesre­
gierung (111-124 der Beilagen) betreffend die 
Entschließung des Nationalrates vom 
26. Feber 1981 über die Einbeziehung freibe­
ruflich tätiger Schriftsteller in die Sozialver-

sicherung (1076 der Beilagen) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
zum 5. Punkt der Tagesordnung: Bericht des 
Ausschusses für soziale Verwaltung über den 
Bericht der Bundesregierung betreffend die 
Entschließung des Nationalrates vom 
26. Feber 1981 über die Einbeziehung freibe­
ruflich tätiger Schriftsteller in die Sozialversi­
cherung. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete 
Hesoun. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Hesoun: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der Nationalrat hat in seiner 
Sitzung am 26. Feber 1981 eine Entschließung 
gefaßt, in der die Bundesregierung ersucht 
wird, im Jahre 1981 eine Regierungsvorlage 
dem Nationalrat zuzuleiten, mit der den frei­
beruflich tätigen Schriftstellern der Schutz 
der Sozialversicherung in angemessener 
Weise zuteil werden soll. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
den von der Bundesregierung vorgelegten 
Bericht betreffend die Entschließung des 
Nationalrates vom 26. Feber 1981 über die 
Einbeziehung freiberuflich tätiger Schriftstel­
ler in die Sozialversicherung (III-124 der Bei­
lagen) zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
die Debatte zu eröffnen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter für seine Ausfüh­
rungen. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Abgeord­
nete Bergmann. Ich erteile es ihm. 

20.48 

Abgeordneter Bergmann (ÖVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Dieser 

Tagesordnungspunkt steht in einem inhaltli­
chen Zusammenhang mit all dem, was heute 
nachmittag unter dem Tagesordnungspunkt 
Freiheit der Kunst schon behandelt worden 
ist, und im Zusammenhang mit dem sozialen 
Aspekt, über den gerade vorhin auch abge-
stimmt worden ist. -, 

Es steht im Widerspruch zu diesem verfas­
sungsrechtlichen Bemühen seitens der SPÖ, 
weil es ein Bericht ist, der über die soziale 
Lage der Schriftsteller eine Initiative vorle­
gen sollte und uns mitteilt, daß die Regierung 
wieder einmal etwas nicht zustande gebracht 
hat. 

Ich bedaure das zutiefst, weil es ja nicht das 
Jahr 1981 oder das Jahr 1980 war, in dem 
plötzlich die sozialen Anliegen der Schriftstel­
ler entdeckt worden sind, sondern weil sich 
das durch viele Jahre durch die Budgetdebat­
ten und die Debatten zum Kunstbericht hin­
zieht. 

Es hat nur am Beginn des vergangenen 
Jahres und auch heuer schon eine Zeitlang so 
ausgesehen, als ob es seitens der SPÖ eine 
Bereitschaft gebe, diesen weißen Fleck auf 
der Karte unserer Sozialleistungen zu beseiti­
gen. 

Es hat ein aufkeimendes durchaus positives 
Klima gegeben, und es hat Diskussionen 
sowohl mit dem Unterrichtsminister als auch 
im Ausschuß mit dem Sozialminister gege­
ben, wo man den Eindruck haben konnte, 
man kommt ein paar Schritte in dieser Frage 
weiter. 

Nun haben mich aus diesem Klima heraus 
der Stil und die Art überrascht, mit der die 
SPÖ - vor allem der Herr Blecha - die 
Debatte zum Thema Freiheit der Kunst 
geführt hat. 

Denn er hat hier einen Stil vorgelegt, als 
ginge es darum, die österreichischen Künstler 
vor den nichtsozialistischen Gruppen in 
Österreich zu schützen. Und das war in einer 
sehr diffamierenden und manipulierten Form, 
sodaß es nicht von ungefähr war, daß mein 
Freund Steinbauer Punkt für Punkt darauf 
repliziert hat. Das war für den Medienspezia­
listen Blecha ein bißchen peinlich, weil alle, 
die sich in dieser Szenerie auskennen, ja auch 
genau gewußt haben, wo erden Trick der 
Manipulation anwendete. 

Denn Freiheit der Literatur für Erwachsene 
zu verlangen oder der Zwang für Kinder, 
etwas durchlesen zu müssen, was Eltern nicht 
goutieren, sind zwei ganz verschiedene Dinge. 
(Beifall bei der ÖVP.) Aber auf diese Details 
möchte ich mich gar nicht mehr einlassen, der 
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Kollege Steinbauer hat das Punkt für Punkt 
widerlegt. Freiheit der Kunst ist ein Bekennt­
nis unsererseits. 

Ich habe mich ein bißehen gewundert und 
gefragt, ob Sie es darauf anlegen, von uns 
vielleicht sogar eine Ablehnung dieses Punk­
tes zu erreichen, auf Grund der Art, in der 
heute hier darüber diskutiert worden ist. 

Ich hoffe, daß aus der Debatte zum Bericht 
und den Folgedingen um die soziale Frage der 
Schriftsteller Besseres herauskommt. 

Nur in einem Punkt muß ich meinem 
Freund Steinbauer noch zu Hilfe eilen, weil er 
nicht mehr rechtzeitig das Material bekom­
men hat. Der Herr Abgeordnete Blecha hat 
hier auf die Feststellung, daß ihm jemand 
beim Augenlicht der Kinder schwören mußte, 
daß er ein bestimmtes Wahlverhalten im ORF 
nicht angewendet hat, gesagt, dieser Satz sei 
nie gefallen. 

Im Interesse des Abgeordneten Blecha, 
damit hier nicht Dinge im Raum stehen, die 
dementiert werden, möchte ich ganz korrekt 
aus dem "profil" vom 3. Oktober 1978 zitieren. 
Und sagen Sie nicht, das ist halt eine Zeitung. 
Es ist ein Tonbandinterview, ein Wortinter­
view, ein Interview, das in der Praxis dem 
Betroffenen zugeschickt wird, das er noch ein­
mal korrigieren kann. Das, was wörtlich drin­
nensteht, steht mit seinem vollen Wissen drin 
und nicht als herausgerutschte Nebenbemer­
kungen. 

Hier heißt es wörtlich in einer Blecha-Pas­
sage: "Und der Vertreter der Kunst, Adolf 
Frohner, beschwor mir beim Augenlicht mei­
ner Kinder, wie er sagte, gegen Bacher 
gestimmt zu haben." 

Und ich zitiere korrekt weiter: ,,Aus freien 
Stücken, spontan." 

Nur, meine Damen und Herren, wenn Sie 
das, was Sie heute in Richtung der ÖVP mani­
puliert haben, wirklich so meinen, dann dür­
fen Sie sich nicht wundern, daß wir die 
Bemerkung: aus freien Stücken und spontan, 
mit großer Skepsis in diesem Zitat lesen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Eigentlich müßte man an hand des Berich­
tes des Sozialministers, der einem einstimmi­
gen Beschluß des Nationalrates ein Viersei­
tenpapier übermittelt, jetzt eine lange Erklä­
rung der Situation, der Lage der Schriftsteller 
anschließen. Ich möchte das nicht machen, 
ich möchte vielmehr im Eindruck der Debatte 
über die Freiheit der Kunst einmal Verspre­
chen und Realität, Sonntagsreden und Tatsa­
chen gegenüberstellen. 

Weil ich weiß, daß die Frau Dr. Hawlicek 
nach mir reden wird, für sie ein Zitat. Die Ent­
schließung des Nationalrates vom 26. Februar 
1981 hat wörtlich gelautet: Die Bundesregie­
rung wird ersucht, dem Nationalrat im Laufe 
dieses Jahres eine Regierungsvorlage zuzulei­
ten, mit der den freiberuflich tätigen Schrift­
stellern der Schutz der Sozialversicherung in 
angemessener Weise zuteil wird. 

Und die Frau Dr. Hawlicek hat an diesen 
Text angeschlossen - wörtliches Zitat -: 
"Kollege Steinbauer! Während Sie erst einen 
Bericht zur sozialen Lage fordern, setzen wir 
bereits Taten zur sozialen Lage. (Beifall bei 
der SPÖ.) Denn wir bringen diesen konkreten 
Antrag ein, der ebenfalls auf ein Jahr befri­
stet wird, das heißt, es wird hier bald etwas 
geschehen." 

Das, was geschieht, schreibt uns der Sozial­
minister mit Einlangungsdatum vom 29. Jän­
ner 1982: ,,Angesichts der dargestellten Ent­
wicklung ist die BundesregIerung zurzeit 
nicht in der Lage, entsprechend dem Ersu­
chen in der Entschließung des Nationalrates 
nach Übermittlung einer Regierungsvorlage 
betreffend eine Sozialversicherung für freibe­
ruflich tätige Schriftsteller .nachzukommen." 

Frau Dr. Hawlicek, Sie werden nach mir 
reden. Ich glaube, Sie werden uns Ihre Ent­
täuschung präsentieren. Wenn Sie etwas so 
großartig ankündigen und der Sozialminister 
macht eine gepflegte Luftblase daraus, ist das 
sicher für Sie auch nicht sehr angenehm. 

Aber nicht nur die Dame, die hier in Sachen 
Kultur spricht, verspricht gerne, und die 
Regierungsmitglieder halten es nicht. Der 
Klubobmann der SPÖ hat bei dem berühmten 
Schriftstellerkongreß, 6. bis 8. März 1981, 
unmittelbar also nach den Äußerungen der 
Frau Hawlicek, wörtlich gesagt: "Ich halte es 
aus hundert Gründen für gerechtfertigt und 
für notwendig, nicht nur ernst zu machen, 
sondern zu einem Abschluß zu kommen mit 
der Regelung einer Kranken-, Unfall- und 
Pensionsversicherung der Schriftsteller." 

Ich überspringe jetzt ein Stück, denn dann 
heißt es weiter: "Sie haben" - und das waren 
die Schriftsteller - "in ihren Materialien 
dankenswerterweise die Notiz von Gesprä­
chen aufgenommen, die wir im vergangenen 
Jahr im Parlament geführt haben, wo ich 
gesagt habe, wir werden bei der Debatte über 
den Kunstbericht 1981 einen Beschluß fassen, 
der darauf abzielt, das noch heuer gesetzlich 
zu regeln, und wir haben diesen Beschluß vor 
14 Tagen gefaßt, und ich darf Ihnen das 
berichten und mitteilen." 

Das Ergebnis dieser Sonntagsrede, dieser 
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Ankündigung vor dem Schriftstellerkongreß 
ist die Antwort des Sozialministers an dieses 
Haus: ,,Angesichts der Darstellung ist die 
Regierung derzeit nicht in der Lage." - Sonn­
tagsrede und Realität. 

Der zuständige Unterrichtsminister, der in 
den letzten Wochen den Eindruck erweckt 
hatte, als ob es beim Bibliotheksgroschen wei­
tergehen könnte, hat unter dem Titel ,,An sich 
sind wir Verbündete" den Schriftstellern 
wörtlich gesagt: "Wenn wir heute über Fragen 
der Sozialpolitik im Bereich der Kunst spre­
chen, so ist das bezeichnend. Erst jetzt haben 
wir im Parlament einen Beschluß gefaßt und 
den Sozialminister aufgefordert, eine Regie­
rungsvorlage für die Einführung einer 
Schriftstellerpension auszuarbeiten." 

Ein Jahr später Antwort des Sozialmini­
sters: ,,Angesichts der derzeitigen Entwick­
lung ist die Regierung nicht in der Lage, dem 
Hohen Haus eine entsprechende Regelung 
vorzulegen." - Sonntagsrede und Realität. 

Und nochmals hat sich in der Diskussion 
dieses Schriftstellerkongresses vom 6. bis 
8. März 1981 der Unterrichtsminister zu Wort 
gemeldet, um in einem abschließenden Resü­
mee zu sagen - wörtliches Zitat -: "Erstens 
Bibliotheksgroschengesetz ja, zweitens Schaf­
fung einer gesetzlichen Sozialversicherung. 
Natürlich." 

Ein Jahr später Mitteilung des Sozialmini­
sters: "Angesichts der dargestellten Entwick­
lung leider keine Gesetzesinitiative möglich." 
- Sonntagsreden und Realität. 

Aber' von all denen ist der größte Kultur­
Adabei Wiens, der, der all das noch übertrifft, 
der Wiener Stadtrat Helmut Zilk, Sie haben 
es gleich erraten, wen ich meine. Der Wiener 
Stadtrat Helmut Zilk hat geschrieben: 
"Schriftsteller sind das Gewissen unserer 
Zeit." Jetzt bitte ich Sie wirklich zuzuhören, 
vielleicht kann es auch noch jemand dem 
Unterrichtsminister ausrichten, wenn er 
zurückkommt, er hat wirklich ein großzügiges 
und ein elegantes Angebot und ein Verspre­
chen an die Schriftsteller gerichtet - wieder 
wörtliches Zitat vom Schriftstellerkongreß: 
"Wir haben damals" - gemeint ist die letzte 
Diskussion - "die grundsätzliche Forderung 
nach der endlichen Einführung des Biblio­
theksgroschens formuliert, der ja schon 
lange", meine Damen und Herren von der 
SPÖ, "im Parlament ruht, gegen den es keine 
Widerstände geben könnte und dürfte und der 
sicherlich dann eingeführt werden wird" 
gewendet an die Schriftsteller, sagte Zilk wei­
ter, "wenn auch Sie hier geschlossen und laut­
stark die Forderung erheben, unterstützt von 
der öffentlichen Meinung." 

Geschlossen war der Schriftstellerkongreß, 
lautstark war der Schriftstellerkongreß. Sie 
haben hier noch die Dokumentation "Die 
Freiheit, zu sehen, wo man bleibt", und die 
öffentliche Meinung hat das unterstützt. Die 
Realität ist: kein Bibliotheksgroschen und ein 
Bericht des Sozialministers ein Jahr später: 
Angesichts der dargestellten Entwicklung lei­
der keine gesetzliche Maßnahme möglich. 

Nun, meine Damen und Herren, in der Zwi­
schenzeit hat der Druck der Schriftsteller -
und ich glaube, auch der Druck der Opposi­
tionsparteien - zumindest den Unterrichts­
minister ein biß ehen zum Handeln ver anlaßt, 
und damit die Schriftsteller nicht ganz leer 
ausgehen, haben die Schriftsteller das Ver­
sprechen der Aufstockung des Sozialfonds 
beim Unterrichtsministerium bekommen. 
Wenn das so ist, so ist das ein Erfolg einer 
jahrelangen Arbeit der Opposition. 

Ich erinnere mich, beim Vorbereiten auf 
diesen heutigen Tag Entschließungsanträge 
unseres Parteiobmannes Dr. Mock noch aus 
dem Jahr 1977 gelesen zu haben. Der Kultur­
sprecher Dr. Busek hat Sie in vielen Fällen 
wie ein mahnendes Gewissen darauf hinge­
wiesen, worum es bei den Fragen der Schrift­
steller geht. (Präsident T h al h am m er 
übernimmt den Vorsitz.) 

Wenn dieser Sozialfonds nicht wieder eine 
der vielen Sonntagsreden ist, die dann im 
Widerspruch stehen zu den tatsächlichen 
Gegebenheiten des Finanzministers, wenn 
dieser Sozialfonds aufgestockt wird, betrach­
ten wir das als einen ersten Schritt in Rich­
tung einer Lösung, die sich in Deutschland 
unter dem Titel Bibliothekstantieme oder wie 
immer Sie sie auf Österreich anpassen wol­
len, verwirklicht sehen und begrüßen dieses 
auch. Ich muß Ihnen aber im Namen auch 
unseres Kultursprechers Erhard Busek 
sagen, daß damit weder auf der Seite der 
Schriftsteller noch auf unserer Seite der Ruf 
nach einer endgültigen Lösung dieser offenen 
Frage verstummen wird. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Glauben Sie nicht, daß Sie jetzt, weil Sie 
mit diesem ersten Schritt auf der Front der 
Lobbies Ruhe erzielt haben, die ich verstehe, 
denn man soll das nehmen, was man 
bekommt, damit wirklich eine kulturpoliti­
sche Tat gesetzt haben. Sie haben wieder das 
getan, was der Kollege Steinbauer vorhin ver­
sucht hat darzustellen: Künstler, Schriftstel­
ler in ein System zu drängen, das sie wieder 
abhängig macht von der Gunst und der Laune 
einer Regierung. Wenn Sie das an sich ernst 
genommen hätten, was bei Karl Blecha so 
zwischen den Zeilen manchmal durchblinkte, 
dann hätten Sie diese Regelung als eine, die 
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Abhängigkeiten schafft, auch nicht anbieten 
dürfen. (Beifall bei der ÖVP.) 21.03 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich die Frau Abgeordnete Dr. Hilde 
Hawlicek. Ich erteile es ihr. 

21.03 

Abgeordnete Dr. Hilde Hawlicek (SPÖ): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich möchte, 
nachdem mir zufällig die Rolle zufällt, heute 
als letzte zu den behandelten Fragen der Kul­
tur zu sprechen, ganz ohne Polemik sprechen 
(Abg. Dr. Mo c k: Es paßt Ihnen gutJ), denn, 
Kollege Bergmann, ich könnte es mir leicht 
machen. Sie waren so freundlich, aus meiner 
Rede zum Kunstbericht vor einem Jahr zu 
zitieren, wo ich meinte, Sie haben damals den 
Bericht zur sozialen Lage der Künstler 
gefordert, und wir haben schon Taten gesetzt, 
indem wir konkret den Entschließungsantrag 
gestellt haben. Ich habe damals versprochen, 
daß bald etwas geschehen wird, und bald ist 
jetzt etwas geschehen. Aber ich mache es 
mir. .. (Abg. B erg man n: Der Sozialmini­
ster hat Sie im Regen stehen lassen. Das 
bedaure ich sehr!) Nein, Kollege Bergmann, 
ich mache es mir nicht so leicht. Sie sind ja, 
wie ich weiß, in dieser Frage sehr engagiert 
und müßten daher auch wissen, wie der Sach­
verhalt wirklich war. 

Es hat den Schriftstellerkongreß vor einein­
halb Jahren gegeben, wie Sie angeführt 
haben, Sie haben auch aus den Begrüßungsre­
den zitiert, diesen Schriftstellerkongreß, der 
von der sozialistischen Bundesregierung mit 
1,6 Millionen Schilling subventioniert wurde. 
Und Bundesminister und Vizekanzler Sino­
watz hat auch nicht angestanden, bei der Prä­
sentation des Buches "Die Freiheit, zu sehen, 
wo man bleibt" über die Materialien des 
Schriftstellerkongresses darauf hinzuweisen, 
daß wir sozusagen die Watschen, die wir 
bekommen haben, auch selbst finanziert 
haben, und sich positiv zu der Kritik, zu den 
Forderungen der Schriftsteller geäußert. 

Wir haben ja - alle am Kulturleben Enga­
gierten - begrüßt, daß sich erstmals alle 
Schriftsteller zusammengetan und während 
dieses großen Kongresses ihr Forderungspro­
gramm formuliert, ihren Forderungskatalog 
aufgestellt haben. 

Lieber Kollege Bergmann! Sie wissen, daß 
sofort anschließend an diesen Kongreß und 
anschließend auf Auftrag durch diese Ent­
schließungsanträge Gespräche mit dem 
Sozialminister über die Einbeziehung der 
Schriftsteller in die Sozialversicherung statt­
gefunden haben. Es geht auch aus dem 

Bericht, der heute vorliegt, hervor, daß der 
Wunsch auch von anderen Kulturschaffenden 
geäußert wurde, auch mit einbezogen zu wer­
den in anderer Form, denn es sind wirklich 
nur die Schriftsteller, die hier einen weißen 
Fleck bedeuten, die überhaupt nicht in das 
Sozialversicherungssystem eingebunden sind, 
daß sozusagen diese größere Lösung disku­
tiert wurde. 

Es hat mit den Schriftstellern ein Gespräch 
gegeben, eine Enquete mit dem Sozialministe­
rium am 17. November 1981, und bei dieser 
Enquete konnten die Forderungen einerseits 
der Schriftsteller, aber auch andererseits die 
Forderungen und Regelungen im Sozialver­
sicherungssystem nicht auf einen Nenner 
gebracht werden. Das war die eine Frage. 

Und die zweite Frage, Kollege Bergmann, 
ist die des Bibliotheksgroschengesetzes, das 
wir mittlerweile als Bibliothekstantiemenge­
setz bezeichnen, weil es sich hier nicht um 
Groschen, sondern um etliche Schilling han­
delt, die den Schriftstellern zugute kommen 
könnten. Und hier wissen Sie genauso wie 
ich, daß es Gespräche in beiden Klubs mit den 
Vertretern der Schriftsteller gegeben hat und 
uns das deutsche Modell als mögliches Modell 
auch für ein österreichisches Bibliotheksgro­
schengesetz vorgestellt wurde. Es hat Gesprä­
che gegeben. Ich nehme an, auch Sie in Ihrer 
Fraktion haben es behandelt, wie ich gehört 
habe, nicht unter Übereinstimmung aller, es 
sollen Sprecher von der Justizseite her 
Bedenken geäußert haben bezüglich einer 
Realisierung im Zusammenhang mit dem 
Urheberrecht bezüglich des Bibliotheksgro­
schengesetzes, und auf unserer Seite hat es 
ebenfalls Gespräche gegeben. Es wurde zu 
diesem Zeitpunkt sowohl in parlamentari­
schen Debatten als auch von mir - ich stehe 
nicht an, das hier heute zu wiederholen -
eine Präferenz für die Verabschiedung des 
Bibliotheksgroschengesetzes, aus welchem 
Geld dann der Arbeitgeberanteil bei der 
Sozialversicherung hätte finanziert· werden 
können, geäußert. Und, Kollege Bergmann, 
ich wiederhole das gern heute. So begrüßens­
wert ich es finde, daß es die sozialistische 
Regierung war, die den Sozialfonds für die 
Künstler geschaffen hat und immerhin mit 
4 Millionen Schilling bestückt, sosehr ver­
stehe ich das Anliegen der Schriftsteller, die 
durch die Bibliothekstantieme einen 
Anspruch haben wollen. Das verstehe ich, das 
habe ich auch hier deponiert, und ich kann 
nur hoffen, daß es langfristig zu dieser 
Lösung kommt. 

Nur, Kollege Bergmann - ich bin damit 
schon am Ende -, haben wir immer betont, 
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sowohl Bundesminister Sinowatz in seinen 
Reden vor dem Schriftstellerkongreß als auch 
ich das letztemal hier im Hohen Haus anläß­
lich des Kunstberichts, daß wir solch eine 
Regelung immer nur im Einverständnis mit 
den Betroffenen, im Einverständnis mit den 
Künstlern und den Schriftstellern machen 
wollen. 

Ich glaube, das ist sehr wesentlich, denn es 
sind immer Sie, die von Zwangsbeglückung 
sprechen. Wir wollen auch nicht die Künstler 
zwangsbeglücken, ihnen ein nach unserem 
Gutdünken bestmögliches System der Sozial­
versicherung. aufdrängen. Und hier hat es 
sich eben herausgestellt anläßlich eines 
Gespräches, das am 27. April hier im Parla­
ment stattgefunden hat mit den ressortzu­
ständigen Ministern, mit Bundesminister Dal­
linger, mit Vizekanzler Sinowatz, mit Bundes­
minister Salcher und Bundesminister Broda, 
daß dabei die Schriftsteller plötzlich ihre 
Bedenken geäußert haben. 

Erstens bezüglich der Sozialversicherung, 
weil sie gesagt haben, es gibt sehr viele junge 
Schriftsteller, die sich nicht einmal den hal­
ben Betrag leisten können, also den Arbeit­
nehmerbeitrag zahlen können: Auf der ande­
ren Seite gibt es wieder viele ältere Schrift­
steller, die niemals die 15 Jahre Versiche­
rungszeit zusammenbekommen würden, 
sodaß es bitte nicht, Kollege Bergmann, ein 
Versäumnis des Sozialministers war oder ein 
Rückzug von uns oder ein Sich-Zurückziehen 
von den Sonntagsreden, wie Sie behaupten, 
sondern es waren plötzlich die Bedenken der 
Schriftsteller, der betroffenen Gruppe, daß es 
doch für sie nicht die idealere Lösung wäre. 

Und es kam aus dem Kreis der Schriftstel­
ler selbst, von Herrn Milo Dor, der Vorschlag, 
daß im Zuge einer raschen Hilfe für die 
Schriftsteller der Sozialfonds, den, wie gesagt, 
wir eingeführt haben, der derzeit mit unge­
fähr 4,5 Millionen jährlich dotiert ist, erhöht 
werden soll auf 16 Millionen. 

Bundesminister Salcher hat eine Verwen­
dungszusage gemacht, und Bundesminister 
Broda - bitte, darüber möchte ich Sie auch 
noch informieren, Kollege Bergmann - hat 
den Schriftstellern versichert, daß er weiter­
hin das Bibliotheksgroschengesetz oder 
Bibliothekstantiemengesetz vor allem im Hin­
blick auf die urheberrechtlichen Bestimmun­
gen prüfen wird und wir weiterhin mit den 
Schriftstellern in Kontakt bleiben werden. 
(Abg. Dr. Mo C k: Seit zehn Jahren!) Die 
Schriftsteller, Herr Klubobmann Mock, haben 
sich von dieser raschen (Abg. Dr. Mo C k : 
Zehn Jahre lang!) und unbürokratischen 
Lösung sehr angetan gezeigt, denn die Auf-

I 

stockung des Sozialfonds bringt ihnen unmit-
telbar dasselbe, ja fast sogar noch ein bissei 
mehr Geld, als durch diese Bibliothekstantie­
men hereingekommen wäre. Und die, die sich 
damit befassen, wissen ja, daß hier auch 
Bedenken geäußert wurden, nicht nur bezüg­
lich der aufwendigen Verwaltung, sondern 
natürlich auch hinsichtlich der Tantiemen, 
die wir an das Ausland zu zahlen hätten, an 
ausländische, vor allem deutsche Schriftstel­
ler, die hier bei uns gelesen werden. 

Ich glaube, ich konnte in diesen kurzen 
Ausführungen Ihnen zeigen oder Sie überzeu­
gen, daß wir - ich glaube es Ihnen auch, Kol­
lege Bergmann - hier vom gemeinsamen 
guten Willen getragen werden, den Wünschen 
der Schriftsteller gerecht zu werden. Wenn 
Sie es als ersten Schritt zu einer Lösung 
bezeichnen, dann kann ich mich Ihrem 
Gedanken nur anschließen, denn ich glaube, 
wir sollten nicht nur immer streiten, wer die 
besseren Kulturpolitiker sind oder, so wie wir 
es heute getan haben, Kollege Steinbauer , 
wer die liberaleren sind, sondern die, die sich 
engagieren für die Künstler, für die Kultur, 
sollten hier gemeinsam vorgehen - ebenso 
wie wir es, ich glaube, jetzt von beiden Seiten 
versucht haben -, um den Kulturanliegen, 
die ja keine starke Lobby haben, wie wir wis­
sen, zum Durchbruch zu verhelfen. Und diese 
Lösung wird ein solch erster Durchbruch, ein 
solch erster Schritt sein. (Beifall bei der 
SPÖ.) 21.13 

Präsident Thalhammer: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. Der Herr Berichterstatter 
wünscht kein Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
den vorliegenden Bericht 111-124 der Beilagen 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit Me h r h e i t 
a ngeno mme n. 

6. Punkt: Bericht des Landesverteidigungs­
ausschusses betreffend den Bericht des Bun­
desministers für Landesverteidigung (III -138 
der Beilagen) über die Tätigkeit der UN-Kon­
tingente des österreichischen Bundesheeres 

im Jahre 1981 (1082 der Beilagen) 

Präsident Thalhammer: Wir gelangen zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Bericht des Lan­
desverteidigungsausschusses betreffend den 
Bericht des Bundesministers für Landesver­
teidigung 111-138 der Beilagen über die Tätig-
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keit der UN-Kontingente des österreichischen 
Bundesheeres im Jahre 1981. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Landgraf. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Landgraf: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der vorliegende 
Bericht über die Auslandseinsätze des öster­
reichischen Bundesheeres während des J ah­
res 1981 im Rahmen der friedenserhaltenden 
Maßnahmen der Vereinten Nationen gibt eine 
kurze Darstellung über die Tätigkeit der 
Angehörigen des Bundesheeres bei der UN­
Cypern-Aktion sowie im Rahmen der Aktio­
nen der Vereinten Nationen im Nahen Osten 
bei der UN-Waffenstillstands-Überwachungs­
kommission und bei den UN-Streitkräften in 
Syrien. 

Einsatzgebiete für das österreichische UN­
Bataillon in Cypern war im abgelaufenen 
Jahr der türkisch besetzte Distrikt Famagu­
sta. Der Schwerpunkt der Aufgaben lag dabei 
auf der Überwachung der Feuereinstellungsli­
nie bei Dherinia und Athna aus neun Beob­
achtungsstützpunkten, die Überwachung des 
Stadtteiles Varosha und die ständige Präsenz 
in der Karpas-Region, wo eine griechisch­
cypriotische Minderheit von der UNO huma­
nitär betreut wird. 

Außerdem waren Angehörige des österrei­
chischen UN-Bataillons in Cypern im Haupt­
quartier der UN-Streitkräfte tätig. 

Im Nahen Osten waren Angehörige des 
österreichischen Bundesheeres im Berichts­
zeitraum wie schon bisher bei der UN-Waffen­
stillstands-Überwachungs kommission einge­
setzt. 

Das österreichische Bataillon bei den UN­
Streitkräften in Syrien war im Jahre 1981 wei­
terhin in der unter syrischer Zivilverwaltung 
stehenden Truppentrennungszone zwischen 
Syrien und Israel vom Berg Herrnon bis zur 
Straße Damaskus-Kuneitra eingesetzt. Auf­
gabe dieses Bataillons war insbesondere die 
Überwachung des genannten Teiles der 
Truppentrennungszone aus 18 Stützpunkten 
und 7 Außenposten auf zirka 35 km Luftlinie. 
Darüber hinaus konnten die Unterkünfte ver­
bessert und die witterungsbedingten Schäden 
an den Schutzraumbauten beseitigt werden. 

Der Landesverteidigungsausschuß hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
am 4. Mai 1982 in Verhandlung gezogen und 
nach Wortmeldungen des Berichterstatters 
und der Abgeordneten Dr. Ermacora, Kraft, 
Elisabeth Sch~idt und Koppensteiner sowie 

des Ausschußobmannes und des Bundesmini­
sters für Landesverteidigung Rösch einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Kenntnisnahme des Berichtes zu empfehlen. 

Der Landesverteidigungsausschuß stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
den Bericht des Bundesministers für Landes­
verteidigung über die Tätigkeit der UN-Kon­
tingente des österreichischen Bundesheeres 
im Jahre 1981 zur Kenntnis nehmen. 

Herr Präsident! Falls Wortmeldungen vor­
liegen, bitte ich, in die Debatte einzugehen. 

Präsident Thalhammer: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter für seine Ausführun­
gen. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Dipl.-Vw. Josseck. Ich erteile es ihm. 

21.19 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPÖ): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Uns liegt der Tätigkeitsbericht 
der Österreichischen UNO-Kontingente, der 
Österreichischen UNO-Friedenstruppe vor. 
Die Tatsache, daß österreichische Soldaten 
sich in internationalen Krisengebieten als 
Friedensbewahrer aufhalten, wird internatio­
nal anerkannt, dabei besonders der Aufent­
halt in Zypern und am Golan sowie die UNO­
Beobachtungstruppe in Kairo, Beirut, Jerusa­
lem, Damaskus. Natürlich wird von unseren 
Soldaten, von den Offizieren, Unteroffizieren 
und Mannschaften, schon der volle Einsatz 
gefordert, und man hört - und das sei beson­
ders herausgestrichen - immer wieder, daß 
gerade die österreichischen Soldaten den 
Friedensvorstellungen der ganzen Welt ent­
sprechen. Diese Worte kommen sowohl aus 
dem Osten als auch aus dem Westen der Welt. 

Besonders beneidet wird die österreichi­
sche UNO-Truppe - und auch das sei heraus­
gestrichen - nicht nur wegen der hervorra­
genden Ausbildung unserer Soldaten, son­
dern auch wegen der Disziplin. Es kommt 
auch in dem Bericht zum Ausdruck, daß die 
Disziplinarfälle gegenüber anderen ausländi­
schen Truppenkontingenten sich viel besser 
darstellen. 

Aber auch die Mannesausrüstung, im 
besonderen Geräte und Fahrzeuge, übrigens 
Fahrzeuge österreichischer Provenienz und 
österreichischer Werkarbeit, die leider Gottes 
in Österreich immer wieder unnötigerweise in 
Diskussion stehen, sind dort im Einsatz, in 
dem sehr schwierigen felsigen und bergigen 
Gebiet, und international werden unsere Sol­
daten darob beneidet. 
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Bisher waren rund 15 000 österreichische 
Soldaten in UNO-Friedensaktionen in allen 
Regionen der Welt eingesetzt, in Afrika und 
besonders im Vorderen Orient nach wie vor. 
Bedauerlicherweise, das muß hier auch 
erwähnt werden, sind 20 österreichische Sol­
daten im Einsatz für den Frieden gestorben. 

Ich darf in dem Zusammenhang den 
Armeebefehl begrüßen, der zum 15. Mai, zum 
Staatsvertragstag, an die Soldaten ergangen 
ist, in dem besonders die friedenserhaltende 
Aufgabe unserer Soldaten herausgestrichen 
wird. Der wesentliche Teil in diesem Armee­
befehl befaßt sich mit dieser friedenserhalten­
den Aufgabe unserer Soldaten. 

Gerade die Erklärung unserer immerwäh­
renden Neutralität stellt doch das klarste 
Bekenntnis zum Frieden dar. Aber auch die 
verfassungsmäßige Verankerung der umfas­
senden Landesverteidigung, gemeinsam mit 
einer guten Außenpolitik, soll den Frieden für 
Österreich, für dieses Land im weitesten 
Sinne sicherstellen. ' 

Was unsere Soldaten - und das soll doch 
besonders betont werden - im Dienst für 
Österreich tun, ist doch nichts anderes als 
das, was wir letztlich alle wollen, nämlich den 
Frieden zu erhalten für dieses Österreich, für 
diese unsere Heimat, für die sozialen Errun­
genschaften, und - das muß besonders 
betont werden - diesen Frieden zu erhalten, 
aber in Freiheit! 

Es ist daher in dem Zusammenhang not­
wendig, wenn man von dem österreichischen 
Kontingent der UNO-Friedenstruppe spricht, 
doch auch einige Worte zu dem Thema der 
Friedensmarschierer zu sagen. Alle Österrei­
cher und besonders auch wir Freiheitlichen, 
schon aus unserem liberalen Standpunkt her­
aus, begrüßen jede - ich betone noch einmal: 
jede -, aber dabei ausgewogene und ehrlich 
gemeinte Friedensinitiative. 

Es passiert mir leider Gottes oft, daß man 
gerade meiner Generation und besonders mir 
als Sprecher für den Bereich der Landesver­
teidigung vorwirft, ich würde nur säbelras­
seln. Ich möchte dem entgegentreten, wenn 
ich mich selbst als Beispiel nehmen darf: Fünf 
Jahre Krieg, dabei dreimalige Verwundung, 
und vier Jahre Gefangenschaft tun sicher 
alles dazu, das Friedensbewußtsein in einem 
Menschen zu wecken. Aber hier muß ich auch 
wieder dazusagen: Frieden ja, aber nur wer 
das selbst mitgemacht hat, weiß, was es heißt, 
wenn man Frieden in Freiheit erleben kann. 

Wenn ich gesagt habe, nicht Frieden um 
jeden Preis, sondern diesen Frieden nur in 
Freiheit, dann begrüße ich in dem Zusammen-

hang auch die Aussage des Vizekanzlers Dr. 
Sinowatz, womit er sich an unsere Soldaten 
wendet und erklärt, daß wir alle die tiefe Frie­
denssehnsucht besonders der Jugend verste­
hen: Trotzdem aber, sagt Sinowatz, weiß ich 
als Politiker, daß der Pazifismus allein in der 
Geschichte noch nie imstande war, kriegeri­
sche Auseinandersetzungen zu verhindern. 
Friedensvorstellungen ja, aber nur in Verbin­
dung mit der Bereitschaft, das zu verteidigen, 
was für uns lebenswert ist! So Vizekanzler Dr. 
Sinowatz. 

Geschichtlich betrachtet - das sollte man 
der Jugend auch immer wieder sagen - ist 
diese Aussage durchaus richtig. 

Aus freiheitlicher Sicht sind wir der Mei­
nung, wir sollten den Friedensmarschierern 
nicht mit Emotionen begegnen, wir sollten 
mit ihnen diskutieren. Ich weiß, daß das 
sicher nicht leicht ist, und vor allem ist viel­
leicht auch die Kluft der Generationen dazwi­
schen. Aber man muß einfach mit diesen jun­
gen Leuten den Kontakt suchen und auch die 
Gesprächsbereitschaft zeigen. 

Ich stimme jenen Leuten zu, die sich in die­
ser Friedensbewegung stark machen, daß 
dabei etwa eine Dritteltheorie zu vertreten 
wäre. Wobei es sich bei einem schwachen 
Drittel, um es milde auszudrücken, sicher um 
geschulte Animateure handelt. Ein weiteres 
Drittel sind solche, die überall dabei sind, weil 
es eben gilt, gegen die Ordnung und oft viel­
leicht gegen die Übermacht, die Allmacht des 
Staates aufzutreten, und ein Drittel sind sol­
che, die einfach beseelt sind von dem Gedan­
ken. 

Ich glaube, mit den beiden letzten Gruppen 
muß man diskutieren. Man muß mit ihnen 
reden und vor allem ihnen auch klarmachen, 
was Österreich will. Wenn man sich für dieses 
Bundesheer einsetzt, so doch nur immer wie­
der, um der Jugend zu sagen, daß es so und 
nicht anders nach der Geschichte und nach 
den politischen Erfahrungen geht. 

Ich muß aber ehrlich sagen, nicht immer 
ganz verständlich ist es mir, wenn vom Res­
sortchef, dem Landesverteidigungsminister , 
alles getan wird, nicht immer leicht und trotz 
großer Widerstände, wenn aber dann auf der 
anderen Seite' von derselben Regierungsbank 
herunter der Landesverteidigung als solcher 
oder dem Minister für Landesverteidigung 
selbst das "Hackl ins Kreuz" gehaut wird. 
Einmal ist es ein "Hacki" aus Tirol, und zum 
anderen ist es ein "Hacki" aus Wien. 

Ich meine, die gesamte Bundesregierung ist 
nur dann glaubwürdig, wenn sie eine Meinung 
vertritt. Ich kann mir nicht gut vorstellen, daß 
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ein Regierungsmitglied, das auf die Verfas­
sung vereidigt ist, in der die umfassende Lan­
desverteidigung verankert ist, daß ein solches 
Regierungsmitglied bei dieser Friedensde­
monstration ohneweiters mitmarschiert, ohne 
zu merken, daß er vielleicht am langen Zügel 
geht, und vor allem, ohne zu merken, daß er 
wahrscheinlich hinter sehr viel Sichel und 
Hammer marschieren muß. 

Das muß man einfach auch in der Öffent­
lichkeit offen und ehrlich sagen dürfen. Denn 
wie soll man auf der einen Seite von den Sol­
daten die nicht ganz angenehme Pflicht des 
Soldatseins verlangen, wenn auf der anderen 
Seite von maßgebenden Politikern womöglich 
doppelzüngig und gegen das Bundesheer 
geredet wird? 

Aber man sollte, glaube ich, auch die Frage 
der Friedensmarschierer nicht überbewerten. 
Man soll sich mit ihnen beschäftigen, man 
darf sie aber keinesfalls überbewerten. Denn 
wenn am Samstag rund 30 000 Leute - so 
schätzt man etwa - marschieren werden, so 
darf man von vornherein annehmen, daß 
8000 bis 10000 davon Ausländer sind. Etwa 
20 000 Österreicher werden sich daran beteili­
gen. 

Wenn ich die Gewichtung heranziehe, so 
darf es uns überhaupt keine Sorge bereiten, 
wenn 20000 Jugendliche aus Österreich sich 
für den Frieden einsetzen, wenn gleichzeitig 
Jahr für Jahr rund 40 000,45 000 junge Männer 
zum Bundesheer einrücken. Ich glaube, allein 
von der Gewichtung her darf uns diese Frage 
keine Sorge bereiten. 

Von diesen 50000, die jährlich einrücken, 
melden sich immer wieder Tausende freiwil­
lig, um in der UNO-Friedenstruppe länger die­
nen zu können. 

Und hier stellt sich doch eindeutig klar her­
aus, daß das österreichische Bundesheer in 
seiner Konzeption, in der ganzen Überlegung, 
von der Ausbildung her, auch von der Bewaff­
nung her, eine Truppe ist, die in erster Linie 
und ausschließlich den Frieden garantieren 
soll, aber nochmals betont: den Frieden in 
dem Land Österreich, den Frieden in Freiheit. 

Man sollte aber dieser Bundesregierung 
auch sagen, daß es nicht sinnvoll ist, immer 
wieder auszuweichen, in jeder Diskussion 
nachzugeben und zu glauben, sich überall nur 
mit Zugeständnissen über Wasser halten zu 
können, denn eines Tages wird dann keine 
Diskussionsbasis, keine ernstgemeinte Dis­
kussionsbasis mehr überbleiben. 

Ich bin damit auch schon am Ende meiner 
Ausführungen und darf nochmals betonen, 

daß wir Freiheitlichen diesen Bericht zur 
Kenntnis nehmen, daß wir aber doch feststel­
len wollen, daß die Frage der Landesverteidi­
gung als solche, die Stellung unserer Soldaten 
und damit auch der Friedensfaktor Bundes­
heer und im besonderen die UNO-Friedens­
truppe, unsere Soldaten im UNO-Kontingent, 
außerhalb jeder Diskussion gehalten werden 
sollten, wie wir auch nicht zuviel Gewicht 
geben oder gar eine emotionsgeladene Dis­
kussion über die Friedensmarschierer vom 
Zaune brechen. Für uns Freiheitlichen trägt 
jedenfalls - und das darf ich persönlich auch 
unterstreichen - das UNO-Kontingent sicher 
mehr zum Frieden bei als vielleicht einige 
tausend Friedensmarschierer in Wien. (Bei­
fall bei der FPÖ.) 21.32 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Kriz. Ich erteile ihm 
das Wort. 

21.32 

Abgeordneter Kriz (SPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Wenn wir heute zu 
später Abendstunde die Tätigkeit der UNO­
Kontingente des österreichischen Bundeshee­
res im Jahre 1981 anläßlich des Berichtes des 
Bundesministers für Landesverteidigung 
behandeln, so hat es sich so eingebürgert, daß 
wir zur Behandlung dieses Punktes immer 
am Ende einer Tagesordnung zu Wort kom­
men können. Wir Redner unterliegen damit 
auch der Gefahr, falls wir uns vielleicht zu 
eingehend mit dieser Materie befassen, uns 
den Unmut der Kollegen von hüben und drü­
ben zuziehen. Aber keine Bange, ich werde 
nicht lange sprechen. 

Als Vorredner hat Kollege Josseck schon 
einige Probleme bezüglich der eingesetzten 
Kontingente angeführt. 

Der Bericht hat meiner Meinung nach in 
den letzten zwei Jahren, meine Damen und 
Herren, eine gewisse Aufwertung erfahren. 
Es haben sich in der Vergangenheit immer 
drei Redner dazu gemeldet, jeweils ein Kol­
lege jeder der Oppositionsparteien wie mei­
ner eigenen Fraktion. In den Jahren 1977, 
1978 und 1979 gab es dazu aber keine einzige 
Wortmeldung. Die Berichte wurden vom 
Hohen Haus jedoch einstimmig zur Kenntnis 
genommen. 

Wir werden auch diesmal, meine Damen 
und Herren, nach aller Voraussicht den 
gegenständlichen Bericht über die Tätigkeit 
der UNO-Kontingente des österreichischen 
Bundesheeres, diesmal im Jahre 1981, ein­
stimmig zur Kenntnis nehmen. Aber man soll 
doch dazu, so meine ich, einige Worte sagen. 
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Vorerst will ich ein spezielles Lob für alle 
eingesetzten Soldaten, ob Offiziere, Unteroffi­
ziere, Chargen oder Wehrmänner, ausspre­
chen. Es waren, wie Sie ja wissen, per Stand 
vom 31. Jänner 1981 832 Männer, die im Rah­
men der UNO-Einsätze in Auslandsverwen­
dung standen. Sie alle gaben und geben ihr 
Bestes. Sie stellen sich mit viel Idealismus in 
den Dienst der Erhaltung des Friedens in die­
sen Regionen, scheuen keine Gefahr und neh-

. men, egal, ob sie im österreichischen UNO­
Bataillon im Nahen Osten, im 'UNO-Bataillon 
auf Zypern oder bei anderen Truppen einge­
setzt sind, ihre Pflichten und Aufgaben sehr 
ernst. Das gute Ansehen Österreichs wird von 
diesen Männern immer mehr gefestigt, sodaß 
in den letzten Jahren ihr diszipliniertes Ver­
halten international Beachtung fand. 

Zur Stärkung der Heimatverbundenheit ist 
es nach wie vor erforderlich - wir haben dar­
über auch im Ausschuß gesprochen -, daß 
Besuche, wie vom Bundesministerium für 
Landesverteidigung, des Generaltruppenin­
spektors und des Armeekommandanten, 
stattfinden. Wenn zusätzlich im Berichtsjahr 
beide Kontingente sowie die österreichische 
Beobachtergruppe von dem ehemaligen Vor­
sitzenden des Bundesrates Dr. Rudolf Schwai­
ger und vom seinerzeitigen österreichischen 
UNO-Botschafter Dr. Klestil besucht wurden, 
so unterstreicht dies am deutlichsten die Ver­
bundenheit des österreichischen Volkes mit 
den dort eingesetzten Einheiten. 

Anläßlich eines Zypernbesuches hat auch 
der Bundesminister für Auswärtige Angele­
genheiten Einrichtungen und die Truppe 
selbst besucht. 

Die Soldaten haben damit bestimmt nicht 
das Gefühl, daß sie vielleicht vergessen, 
weitab von der Heimat, bei den UNO-Bataillo­
nen in Zypern beziehungsweise in Syrien 
ihren schweren Dienst versehen. 

Im derzeitigen Brennpunkt, sozusagen auf 
dem Pulverfaß sitzend - wir wissen, im 
Nahen Osten stehen die Zeichen wieder 
bedrohlich auf Sturm -, ist die Zusammenar­
beit mit den Syrern aber gut. Die Masse des 
österreichischen Bataillons steht ja auf syri­
scher Seite. Es gibt hie und da wohl Schwie­
rigkeiten mit einzelnen Soldaten, jedoch im 
großen und ganzen keine besonderen Pro­
bleme. 

Überhaupt ist die Zusammenarbeit mit 
Kontingenten anderer Länder, meine Damen 
und Herren, wie man aus dem vorliegenden 
Bericht ersehen kann, sehr erfreulich, und 
das kann man im Sinne einer Völkerverstän­
digung, glaube ich, nur begrüßen. 

Mit Erleichterung kann man auch sagen, 
daß es im Berichtszeitraum keine Toten gab 
beziehungsweise zu keinen schweren Verlet­
zungen kam, und das, obwohl man bei einem 
Minenanschlag, wie er im vergangenen Juni 
auf der Fahrt zwischen den Bergstützpunkten 
H. Süd u. H. Base in zirka 2 200 Meter See­
höhe erfolgte, normalerweise mit Opfern 
beziehungsweise mit schweren Verletzungen 
rechnen müßte. Glücklicherweise war dies 
Gott sei Dank diesmal nicht der Fall. Und dies 
bei einer Fahrleistung im Berichtszeitraum 
von zirka 1 780000 Kilometer, die unter extre­
men Straßen- und Witterungsverhältnissen 
zurückgelegt werden mußten. Wenn auch der 
Verschleiß der Kraftfahrzeuge dadurch groß 
ist und der Austausch von nicht mehr repara­
turfähigen Fahrzeugen, durch den Haushalt 
der UNO abgewickelt, sich oft sehr, sehr lange 
verzögert, so ist und bleibt für uns nur eines 
wichtig: daß auf den Straßen wie auf den 
befohlenen Einsätzen keine Menschenleben 
zu beklagen sind. 

Zum Schluß kommend: Heute, meine 
Damen und Herren, werden wir fast täglich 
mit neuen Krisenherden aus aller Welt kon­
frontiert, die stündlich in größere militärische 
Auseinandersetzungen ausarten können. Es 
gibt aber österreichische Männer, die nach 
wie vor im Rahmen der UNO bereit sind, 
unter Einsatz ihres jungen Lebens für den 
von uns allen gewünschten Frieden weitab 
von ihrer geliebten Heimat einzutreten. Wir 
alle, meine Damen und Herren hier im öster­
reichischen Parlament, können wahrlich stolz 
auf sie sein! (Beifall bei der SPÖ.) 21.38 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Erma­
cora. Ich erteile es ihm. 

21.38 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Ich bestätige meinem Vorredner, daß 
auch die Österreichische Volkspartei diesem 
Bericht zustimmen wird. 

Ich glaube, es ist der neunte Bericht der 
Bundesregierung über den Einsatz des Bun­
desheeres zu friedenserhaltenden Maßnah­
men der Vereinten Nationen. Vielleicht ist es 
doch in diesem Zusammenhang notwendig, 
in Erinnerung zu rufen, warum in Zypern 
und auf den Golanhöhen ein friedenserhalten­
der Einsatz möglich ist und auf den Falkland­
Inseln die Vereinten Nationen einen solchen 
Einsatz offensichtlich bis heute nicht zusam­
mengebracht haben: Die friedenserhaltenden 

114. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)122 von 124

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 114. Sitzung - 12. Mai 1982 11521 

Dr. Ermacora 

Maßnahmen sind keine Maßnahmen zur 
Durchsetzung einer UN-Resolution gegen den 
Willen des einen oder des anderen betroffe­
nen Staates, sondern friedenserhaltende Maß­
nahmen werden im Einvernehmen mit allen 
betroffenen Staaten vorgenommen. 

Das österreichische Bundesheer hat sich 
bewährt. Den Soldaten, die sich zu diesem 
Einsatz freiwillig gemeldet haben, gebühren 
der Dank und die Anerkennung auch der 
österreichischen Volksvertretung. (Beifall bei 
derÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Man möge diese 
Freiwilligkeit nicht unterschätzen, denn gäbe 
es diese Freiwilligkeit nicht, würde sich eine 
Regierung schwer tun, Einheiten des Bundes­
heeres zu verpflichten, im Ausland Dienst zu 
tun. Und würde österreichisches Bundesheer 
nicht Dienst tun, dann könnte sich die öster­
reichische Regierung nicht berühmen, Öster­
reichs Neutralität friedenserhaltend einzuset­
zen, dann wäre man nur angewiesen auf die 
sogenannte friedenserhaltende Politik, das 
heißt, das Reden einer Regierung Kreisky. 
(Abg. Ha a s : Na, na, Herr Professor!) 

Das ist absolut richtig, Herr Abgeordneter: 
Würde diese Freiwilligkeit nicht bestehen, 
dann würde nicht sichtbar sein, daß Öster­
reich durch sein Bundesheer friedenserhal­
tende Maßnahmen setzen kann, und dann 
würde man auf die Politik und das Gerede des 
Herrn Bundeskanzlers Kreisky angewiesen 
sein. Das ist doch die Wahrheit, meine Damen 
und Herren. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Unabhängig von dieser Freiwilligkeit muß 
man doch hervorheben, daß die Leute genü­
gend Entbehrungen und Gefahren für Leib 
und Leben auf sich nehmen müssen: 500 in 
Zypern, 530 auf den Golanhöhen. 

Natürlich leistet auch der österreichische 
Steuerzahler seinen Beitrag. Wir haben einen 
Ausstand von 275 Millionen. Ich möchte an 
dieser Stelle einmal deutlich machen, was 
sonst nicht so deutlich gemacht wird: Man 
muß sich endlich einmal etwas einfallen las­
sen, die Schulden wirkungsvoll einzutreiben 
- diese 275 Millionen Schilling im Moment. 
Man kann sich nicht immer darauf ausreden, 
daß das aus einem Sonderbudget der Verein­
ten Nationen gespeist wird. Das ist keine 
Rechtfertigung für diese Frage! Man muß das 
Geld eintreiben, treibt man es doch auch bei 
uns, bei uns Steuerzahlern ein. Warum sollte 
der Staat Österreich, der diese friedenserhal­
tenden Maßnahmen trägt, nicht das Recht 
haben, dieses Geld einzutreiben? 

Der Bericht ist ein technischer Bericht. Die 
politischen Zusammenhänge dieses Berichtes 
müssen anderen Dokumenten entnommen 

werden. Es wäre interessant, in dem Bericht 
zumindest die Daten kennenzulernen, welche 
Truppen andere Staaten zu diesen friedenser­
haltenden Maßnahmen zur Verfügung stellen. 

Alle Schwierigkeiten, die sich aus dem 
UNO-Einsatz ergeben, werden in diesem 
Bericht nicht aufgezeigt. Es bleibt zu hoffen, 
daß der Geist der UNO-Truppe auch die übri­
gen Bundesheereinheiten beherrscht. Ihr 
Dienst steht in einem krassen Gegensatz zu 
manchen merkwürdigen Armeebefehlen des 
Soldatenalltags. Der österreichische UNO-Sol­
dat hat umzulernen, wenn er dorthin kommt. 
Oder haben die Armeebefehle mit dem Buffet, 
mit der merkwürdigen Form der Meldung 
auch bei der UNO-Truppe Gültigkeit? Das ist 
noch nicht geklärt. 

Jedenfalls steht fest - und hier schließe ich 
mich den Ausführungen des Herrn Abgeord­
neten J osseck voll und ganz an -, daß die 
österreichischen UNO-Soldaten in Zypern 
und auf dem Golan zur Bewahrung des Frie­
dens an Ort und Stelle mehr beitragen als im 
konkreten Falle die abstrakten Schall- und 
Rauchredner . Das möchte ich ganz deutlich 
hervorheben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube, diese Diskutanten müssen 
erkennen, daß es schon Größere gegeben hat 
als jene Diskutanten, die von dem Mensch­
heitsideal gesprochen haben, mit einer Aus­
druckskraft und Überzeugungskraft, die jener 
von denen, denen Frau Staatssekretär Dohnal 
voranziehen wird, weit, weit vorangeht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Hier in dieser kleinen Welt Österreichs leistet 
dieses Bundesheer für jeden sichtbar Bedeu­
tendes zum Frieden. Die UNO-Soldaten schei­
nen mir ein Symbol für das zu sein, was wir 
alle wünschen, nämlich eine Friedenserhal­
tung, in diesem konkreten Fall durch das 
österreichische Bundesheer . (Beifall bei der 
ÖVP.) 21.43 

Präsident Thalhammer: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter wünscht kein 
Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
den vorliegenden Bericht 111-138 der Beilagen 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
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zu erheben. - Das ist ein s tim m i g 
angenommen. 

Die n ä c h s te Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für morgen, Donnerstag, den 
13. Mai, um 9 Uhr ein. Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung die Selbständigen Anträge 176/ A und 
177 / A eingebracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 18611J bis 1877/J 
eingelangt. 

Die Tagesordnung wird schriftlich bekannt­
gegeben werden. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
beginnen. 

Die jetzige Sitzung ist ge sc h los sen. 

Schluß der Sitzung: 21 Uhr 45 Minuten 

Berichtigung 

Im Protokoll der 108. Sitzung vom 11. 3. 
1982 hat auf S. 10987 linke Spalte der fünfte 
Absatz richtig wie folgt zu lauten: 

Die unterzeichneten Abgeordneten Dr. Ste-' 
ger, Dr. Frischenschlager und Dr. Ofner stel­
len den 

Österreichische Staatsdruckerei. 2073 2 f/f 
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